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Einleitung 

Urspru nglich dachte ich mal, ich ko nnte in diesem dritten Band meiner 

Blogtexte einfach alles sammeln, was ich ab 2012 zu Bu ndnis 90/Die 

Gru nen geschrieben habe. Um dann erstens festzustellen, dass, wenn 

nicht immer ganz ordentlich die gleiche Kategorie verwendet wurde, 

die Suche nach Texten in Wordpress ziemlich aufwa ndig sein kann. Da 

hilft auch der Trick, in der URL der Suchfunktion aus der Monats- eine 

Jahresu bersicht zu machen, nur wenig. Zweitens sind das ganz scho n 

viele Texte – das betrifft insbesondere die Jahre 2012 und 2013, in de-

nen ich sehr viel geschrieben habe. Und drittens zeigte sich beim Quer-

lesen, dass es doch interessanter sein ko nnte, nicht den thematischen 

Schnitt durch das Blog vorzunehmen, sondern bei u berschaubaren zeit-

lichen Fenstern zu bleiben und dafu r inhaltlich ein bisschen nach links 

und rechts zu schauen. 

Es ließe sich jetzt daru ber spekulieren, ob die Zahl der Texte am Alter 

(damals Ende 30), an den Lebensumsta nden (neuer Job in der gru nen 

Fraktion), an der netzpolitischen Ereignisdichte (Stichwort Aufstieg 

und Fall der PIRATEN) oder an der intensiv miteinander agierenden 

Twitter-Blase lag. Angespornt hatte mich sicherlich auch die Tatsache, 

dass ich einige Texte in dem damals florierenden Netzmagazin CARTA 

vero ffentlichen konnte.1  

Auch wenn es die Website carta.info noch gibt, laufen die Links dort-

hin, wenn ich es richtig sehe, inzwischen gro ßtenteils ins Leere. Leider 

nicht nur dort. Viele meiner Texte kommentieren Postings von anderen 

oder verweisen auf Netzpublikationen; einige der relevanteren Bezu ge 

habe ich als Fußnoten sichtbar gemacht. Recht viele davon existieren 

allerdings nicht mehr. Das Netz vergisst dann doch schneller, als man 

sich das damals so vorgestellt hatte.  

Jedenfalls: das intensiv diskutiert und kommentiert wurde, mag dazu 

beigetragen haben, dass ich mich in den Jahren 2012 und 2013 intensiv 

mit netzpolitischen Debatten und anderen Fragen (etwa dem Zustand 

 
1 CARTA erschien von 2008 bis 2022 und „pausiert“ laut carta.info seitdem. 
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der SPD) auseinandergesetzt habe. Die Hochphase des Bloggens, die 

gute alte Zeit von Twitter – und der ironisch gemeinte Begriff der „Netz-

gemeinde“ hatte eine gewisse Begru ndung in der Realita t.  

Die folgenden Texte sind grob sortiert: den Anfang macht eine Aus-

wahl, die sich mehr oder weniger konkret mit Bündnis 90/Die Grünen, 

der Veggieday-Bundestagswahl 2013 und verschiedenen innerparteili-

chen Innovationen („blended“ Mitgliederentscheid, Urwahl) und Kon-

flikten (z.B. um den Kurs der Partei oder die Frage, wie wir es eigentlich 

mit Freiheit und Bu rgerlichkeit halten) befassen.  

Im zweiten Abschnitt geht es – in einer etwas bunten Mischung – all-

gemeiner um politische Fragen. Hier versammelt sind eine Textexegese 

zu einer Gauck-Rede zum Thema Islam, allgemeinere U berlegungen zu 

Wahlen (als Informationsvernichtung), zum Zusammenhang zwischen 

„law“ und „code“ unter Beru cksichtigung von Macht und dazu, wie viel 

Gestaltungsmacht eigentlich mit Politik verbunden ist, und wie es ge-

lingen kann, relevante klimapolitische Entscheidungen zu treffen, die 

eine Legislaturperiode u berdauern sollen. Und um die SPD geht’s auch. 

Besonders umfangreich dann der dritte Abschnitt, „Netzpolitik und 

der Aufstieg und Fall der Piratenpartei“. 2012/13 schien es eine Zeitlang 

so zu sein, als wu rden die 2006 gegru ndeten PIRATEN sich dauerhaft 

als Partei etablieren und dabei auch demokratietheoretische Neuerun-

gen mitbringen. Aus gru ner Perspektive habe ich diese Debatten mit ei-

nigen Analysestu cken begleitet. Insbesondere geht es um die „SMV“, die 

sta ndige Mitgliederversammlung, die als eine Art andauernder virtuel-

ler Parteitag im Sinne der Liquid Democracy gedacht war, dann aber 

doch keine Mehrheit gefunden hat. Mit angefacht hat den Aufwind (und 

dann den steilen Fall) der PIRATEN jedoch nicht nur durch neue For-

men innerparteilicher Meinungsbildung, sondern auch durch die allge-

meine netzpolitische „Bewegtheit“ der damaligen Jahre – Akronyme 

wie ACTA, FSA („Freiheit statt Angst“), LSR (Leistungsschutzrecht) und 

NSA motivierten teils Altgediente, teils neue Aktivist*innen („Youtube-

Kids“), auf die Straße zu gehen. Gleichzeitig stellte dies Parteien vor die 

Frage, wie sie sich dazu positionieren sollen – und ob „Netzpolitik“ eine 
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Zukunft als relevantes politisches Feld haben wu rde, oder in der Viel-

zahl unterschiedlicher Digitalisierungspolitiken untergehen wu rde. 

Ebenfalls in diesem Abschnitt finden sich die Rohfassung eines gru -

nen netzpolitischen Manifests, eine Auseinandersetzung mit der Liquid 

Culture Declaration sowie U berlegungen dazu, wie weit Netzpolitik auf 

staatliche Infrastruktur oder doch eher auf die harte Regulierung pri-

vatwirtschaftlicher Infrastruktur setzen soll. 

Beruflich war ich 2012/13 in der gru nen Landtagsfraktion nicht nur 

fu r Netzpolitik, sondern auch fu r Wissenschaft, Forschung (und z.T. 

Kunst und Medien) zusta ndig, gleichzeitig in der gru nen BAG Wissen-

schaft aktiv. Die Abschaffung der Studiengebu hren, die Einfu hrung der 

Verfassten Studierendenschaft, Reformen der Verfasstheit der Hoch-

schulen – es wa re anzunehmen, dass all die u.a. von Wissenschaftsmi-

nisterin Theresia Bauer vorangetriebenen Themen intensiv Eingang in 

mein Blog gefunden ha tten. Vielleicht auch aus einer gewissen Scheu 

heraus, berufliches und Meinungsa ußerung im Blog zu sehr zu vermi-

schen, ist dem aber nicht so. Entsprechend finden sich im letzten Ab-

schnitt zur Hochschul- und Forschungspolitik nur wenige Texte: ein Blick 

auf das von der neuen verfassten Studierendenschaft abgelo ste Frei-

burger „u-Modell“ einer unabha ngigen studentischen Vertretung; ei-

nige Beobachtungen dazu, woran sich das besondere an gru ner Hoch-

schul- und Forschungspolitik festmachen ko nnte; und ein Kommentar 

zum Plagiatsfall Schavan.  

 

Aus heutiger Sicht mit am relevantesten finde ich aus dieser Sammlung 

meinen Text zu den Pendelbewegungen des Zeitgeists. Die dort be-

schriebene Dynamik der Wiederentdeckung radikaler sozialer Innova-

tionen, die dann teilweise in reformierter Form Teil unserer sozialen 

Wirklichkeit werden, teilweise darauf warten, von neuen Generationen 

politischer Aktivist*innen neu entdeckt zu werden, wenn die Sterne 

gu nstig stehen, scheint mir auch heute noch Gu ltigkeit zu haben. 

Gundelfingen, im Juni 2026 
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Nachdenken u ber Bu ndnis 90/Die Gru nen  

Sollbruchstellen im grünen 
Mehrgenerationenprojekt 

19. Februar 2012 – Politik und Gesellschaft, So grün, so grün 

Frank Schirrmachers Abgesang auf die „konservativ“-neoliberale Frak-

tion der Babyboomer-Generation ist ein scho ner Anlass, um u ber poli-

tische Generationen im gru nen, links-alternativen Spektrum nachzu-

denken. Denn auch wir haben unsere Babyboomer.  

Deutlich sichtbar wird das z.B. an der Altersgliederung der derzeiti-

gen Abgeordneten im Deutschen Bundestag: 

 

Bundestag CDU/CSU SPD FDP LINKE GRÜNE gesamt 

1932–1935 1 - - - - 1 

1936–1940 1 3 2 1 1 8 

1941–1945 14 4 7 2 1 28 

1946–1950 37 34 13 7 4 95 

1951–1955 42 31 12 12 17 114 

1956–1960 39 20 11 18 9 97 

1961–1965 45 23 14 15 8 105 

1966–1970 24 19 7 5 11 66 

1971–1975 23 9 16 10 5 63 

1976–1980 10 3 8 4 6 31 

1981–1985 1 - 2 2 6 11 

1986 - - 1 - - 1 

gesamt 237 146 93 76 68 620 

http://www.faz.net/aktuell/feuilleton/abtritt-ohne-vermaechtnis-der-sturz-der-babyboomer-11654405.html
http://de.wikipedia.org/wiki/Babyboomer
http://www.bundestag.de/bundestag/abgeordnete17/mdb_zahlen/altersgliederung.html
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Wie passen diese Zahlen jetzt zu politischen Generationsbegriffen? Die 

68er-Generation kann schematisch den Geburtsjahrga ngen 1940–1950 

zugeordnet werden; in der Tabelle oben gibt es in der gru nen Spalte 

noch einen Ausreißer nach oben, das ist Hans-Christian Stro bele  

(*1939), der ganz definitiv zu dieser politischen Generation geho rt. Das 

wa ren dann sechs Abgeordnete. 

Demographisch sind die Babyboomer in Deutschland die geburten-

starke Kohorte 1955 bis 1965, Schirrmacher rundet großzu gig auf und 

nimmt noch die bis 1970 Geborenen mit hinein. Nehmen wir die enge 

Definition (1956–1965), sind es unter den gru nen Abgeordneten 17 

Personen, in der weiteren sogar 28 Personen. 

Zwischen 68er-Bewegung und Babyboomern steht – hier also von 

1951 bis 1955 – die klassische gru ne Generation derjenigen, die in den 

neuen sozialen Bewegungen (NSB) aktiv waren. Dieser Gruppe geho ren 

in der gru nen Fraktion im deutschen Bundestag wiederum 17 Perso-

nen an, wenn wir jetzt mal nur die Geburtsjahrga nge betrachten. 

Abbildung 1. Nochmal grafisch zusammengefasst: die Verteilung der Generationen 
(die nicht immer gleiche Zeiträume umfassen!) in der grünen Bundestagsfraktion im 
Vergleich zum Bundestag insgesamt 

http://de.wikipedia.org/wiki/68er-Bewegung
http://www.destatis.de/jetspeed/portal/cms/Sites/destatis/Internet/DE/Content/Statistiken/Bevoelkerung/AktuellGeburtenentwicklung,templateId=renderPrint.psml#Geburtenziffer
http://www.destatis.de/jetspeed/portal/cms/Sites/destatis/Internet/DE/Content/Statistiken/Bevoelkerung/AktuellGeburtenentwicklung,templateId=renderPrint.psml#Geburtenziffer
http://blog.till-westermayer.de/wp-content/uploads/2012/02/2012kohortengruen.jpg
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Und nach den Babyboomern? Von 1966 bis 1975 sind es 16 Angeho -

rige der Florian-Illies-„Generation Golf“, und dann folgen noch einmal 

zwo lf zwischen 1976 und 1985 Geborene. Wiederum sind die Genera-

tionsgrenzen schwammig – die „Generation X“ wu rde – gefu hlt trifft das 

fu r meine eigene Generation eher zu – bis 1980 reichen, die „Generation 

Y“ bezeichnet die nach 1980 Geborenen. Mit den weit gefassten Schirr-

macher-Babyboomer fa ngt das Danach erst 1971 an – auch das trifft 

eher mein Gefu hl politischer Scheidelinien. Dann wa ren in der so defi-

nierten Generation X (geboren 1971 bis 1980) elf Abgeordnete. 

Im Vergleich zur Altersverteilung im Bundestag insgesamt ist die gru ne 

Gru ndungsgeneration, die hinter dem Label NSB steckt, u berrepra sen-

tiert, ebenso ist die ju ngste Altersgruppe besser vertreten. Politisch do-

minant erscheint in der Tat auch hier – wie im Bundestag insgesamt, mit 

dort etwa 43 Prozent aller Abgeordneter – die langgestreckte Generation 

der Babyboomer mit einem Alter zwischen Anfang 40 und Mitte 50. Das 

du rfte einigermaßen bevo lkerungsrepra sentativ sein.  

Wenn wir mal die Fraktionsspitze anschauen, dann ergibt sich folgen-

des Bild: Sechs Personen (50%) geho ren der hier „NSB“ genannten Ge-

nerationenkohorte an (Renate Ku nast, Undine Kurth, Ba rbel Ho hn, 

Fritjof Schmidt, Ju rgen Trittin und Fritz Kuhn), vier zu den Babyboo-

mern (ein Drittel, na mlich Volker Beck, Britta Haßelmann, Katja Keul 

und Katrin Go ring-Eckardt), und zwei zur Generation X (Josef Winkler, 

Ekin Deligo z). Sollte Kerstin Andreae (* 1968) Fritz Kuhn ablo sen, a n-

dert sich das Verha ltnis zugunsten der Babyboomer. Politisch sichtbar 

ist dabei vor allem die – im Verha ltnis zur Gesamtfraktion u berrepra -

sentierte – klassische gru ne NSB-Generation, die zwischen 1951 und 

1955 geboren ist. Besta tigt sich damit, zumindest in der Außenwir-

kung, also doch das alte Wort von der gru nen Eingenerationenpartei? 

Ohne es jetzt zahlenma ßig belegen zu ko nnen, habe ich doch den Ein-

druck, dass die politische Nachfolge dieser Gru ndungsgeneration nicht 

von den Babyboomern angetreten wird, sondern dass es eher die 

Mittdreißiger sind, die jetzt nach vorne streben. Das wu rde die These 

Schirrmachers, dass die Babyboomer bis auf die Hinwendung zum Neo-

http://www.gruene-bundestag.de/cms/fraktion/rubrik/17/17215.vorstand.html
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liberalismus kein bleibendes politisches Verma chtnis hinterlassen, be-

sta tigen. Andererseits glaube ich nicht, dass diese Generation sich 

damit zufrieden gibt, von den Hinterba nken in den Vorruhestand u ber-

zutreten. Es erscheint mir durchaus denkbar, dass der in der na chsten 

Dekade zu erwartende Schritt der Gru ndungsgeneration in den Ruhe-

stand neue politische Konfliktlinien in der Partei auflodern la sst, die 

sich zu einem gewissen Grad auch an der politischen Sozialisation und 

damit an den Generationskohorten festmachen lassen werden. 

Interessant – und auch da fa llt mein Blick eher auf die „NSB-Genera-

tion“ als auf die Babyboomer – ist im weiteren Blickwinkel schließlich 

noch ein bisher nicht betrachtetes Thema: Die in den 1970er Jahren po-

litisch aktiv Gewordenen konnten den damaligen Zeitgeist nutzen, um 

sich erfolgreich zu institutionalisieren – nicht nur im Parteiprojekt DIE 

GRU NEN, sondern auch in soziokulturellen Zentren, Kinderla den, 

Freien Radios, Hausprojekten, Alternativ-Instituten und was die dama-

ligen Bewegungen noch an „Gegenkultur“ ausgespukt haben (die taz 

wa re auch so ein Projekt, und einige Lehrstu hle und Institute sicherlich 

auch …). Der Erfolg ist dabei im Einzelfall sicher unterschiedlich; den-

noch ist es vielen dieser Projekte – und dieser Personen – gelungen, ge-

gen den herrschenden Kulturbegriff neue Institutionen aufzubauen 

und sie nach und nach auch in o ffentlichen Fo rderto pfen zu verankern.  

Diese Institutionen der Alternativkultur haben u ber eine lange Zeit 

den Gegenentwurf zum Mainstream gepra gt. Heute macht sich selbst 

die CDU fu r die bessere Fo rderung soziokultureller Zentren stark. 

Gleichzeitig nehmen – das Verma chtnis der Babyboomer, wenn es denn 

eines gibt – die Auseinandersetzungen um „nachhaltige Finanzpolitik“ 

und Sparnotwendigkeiten o ffentlicher Haushalte zu. Was bleibt, sind 

Projektmittel – und die bestehenden Institutionen eines Generationen-

projekts. Auch hier frage ich mich, wie es damit weitergeht, und ob und 

wie meine Generation sich hier wiederfindet. 

Warum blogge ich das? Um das grüne Mehrgenerationenprojekt voranzubrin-

gen. Ach ja, und die Kinder der digitalen Revolution gibt es natürlich auch noch 

…  

http://blog.till-westermayer.de/index.php/2012/02/11/die-kinder-der-digitalen-revolution/
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Haushaltsverhandlungen als Gradmesser 
politischer Nachhaltigkeit 

5. August 2012 – Nachhaltiges Leben, Politik und Gesellschaft 

 
Zuwachsfähiger Verdichtungsraum oder so 

Der stellvertretende Ministerpra sident von Baden-Wu rttemberg, Lan-

deschef unseres Lieblingskoalitionspartners SPD und Finanz- und 

Wirtschaftsminister, Dr. Nils Schmid, hat ja bekanntermaßen kurz vor 

seinem fu nfwo chigen Urlaub noch ein Interview gegeben, in dem wohl 

unter anderem der Satz gefallen sein muss, dass dann halt im Schwarz-

wald mal ein Tal zuwachse. Selten war danach so große Einigkeit zwi-

schen Gru nen und Bauernverba nden, Naturschutzlobby und CDU. 

Mein erster Gedanke, als ich im Urlaub davon las, war so etwas wie 

„typisch Sozialdemokratie“: la ndlicher Raum, Agrarpolitik, Natur-

schutz, Umwelt – alles nicht so wichtig wie Bildung (da besteht ja noch 

eine gewisse Einigkeit) und Beton (in dem Artikel oben: Schwerpunkt 

in der „verkehrlichen Infrastruktur“). Und das in einem Land, das gerne 

als „La ndle“ tituliert wird, in dem zwar faktisch nur ein Drittel der Be-

vo lkerung im hierzulande starken la ndlichen Raum wohnt, in dem sich 

aber etwa zwei Drittel mit dem la ndlichen Raum identifizieren. Je nach 

Standpunkt ein klares Eigentor oder ein klarer Beitrag zur Profil-

https://blog.till-westermayer.de/category/nachhaltiges-leben/
https://blog.till-westermayer.de/category/fragen-der-politik/
http://www.stuttgarter-zeitung.de/inhalt.foerderpolitik-abschied-vom-laendlichen-raum.12ce2a0e-ba73-4dd9-8fd4-541a9ca76531.html
http://www.flickr.com/photos/tillwe/246663417/
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bildung – der SPD scheinen große Teile des Landes nicht so wichtig zu 

sein, ganz egal, ob da Wa hlerInnen wohnten oder nicht. Aber eigentlich 

sind das wohl gar keine A ußerungen zum la ndlichen Raum, zur Wirt-

schaftspolitik (die im la ndlichen Raum mit Tourismus, Naturschutz, 

Landwirtschaft und entsprechenden EU-Mitteln vor allem auch Politik 

des gru nen Ministeriums fu r den la ndlichen Raum ist) oder zur Lebens-

qualita t in Baden-Wu rttemberg. Eigentlich sind es, und das ist die Nach-

richt hinter der Nachricht, Ansagen des Finanzministers zu den Haus-

haltsverhandlungen 2013/14.  

Bekannt ist, dass Baden-Wu rttemberg – bei einem Haushaltsvolumen 

von etwa 38 Mrd. Euro – ein strukturelles Defizit im Landeshaushalt von 

2,5 Mrd. Euro hat. Das ist zum Teil neu, etwa durch den politisch sehr be-

wusst gesetztes Verzicht auf Studiengebu hren (0,16 Mrd. Euro), zum 

großen Teil aber Erbschaft einer CDU-Politik, die jahrelang auf Sicht ge-

fahren ist und keine Ru cklagen etwa fu r Pensionen oder fu r die „Durch-

finanzierung“ vielfa ltiger Wahlkreisfo rderprogramme aufgebaut hat. 

Laut Sitzungsplan des Landtags soll noch in diesem Jahr der Doppel-

haushalt 2013/14 verabschiedet werden. In diesem sollen in 2013 0,6 

und 2014 0,8 Mrd. Euro eingespart werden. Soweit die Ansage – hinter 

diesen Zahlen stehen meines Wissens nach bisher aber keine handfesten 

Einsparkonzepte. Letztlich soll alles, was nicht niet- und nagelfest und 

unbedingt notwendig ist, auf den Pru fstand gestellt werden. Manche 

haben den Eindruck, dass dies vorwiegend in den „gru nen“ Ha usern 

(Umwelt, La ndlicher Raum, Verkehr und Wissenschaft) geschieht. Auf 

der anderen Seite sind das – bis auf das Ministerium fu r Wissenschaft, 

Forschung und Kunst, in dem einerseits sehr viel vertraglich gebunden 

ist (Solidarpakt mit den Hochschulen) und andererseits niemand be-

streitet, dass fu r die kommenden Jahre mit steigenden Studierenden-

zahlen und damit eigentlich einem Mehrbedarf zu rechnen ist – alles 

vom Haushaltsvolumen her eher kleine Ministerien, wie der Blick auf 

die Visualisierung des Haushalts bei openspending.org zeigt (Daten von 

2010, die Gro ßenordnungen stimmen aber). Richtig ins Geld – deswe-

gen gab es Anfang Juli auch eine heftige Debatte um freiwerdende Leh-

http://www.landtag-bw.de/files/live/sites/LTBW/files/dokumente/sitzungsplaene/Sitzungsplan_2012-2014.pdf
http://www.baden-wuerttemberg.de/de/Meldungen/287495.html?referer=88736
http://www.baden-wuerttemberg.de/de/Meldungen/287495.html?referer=88736
http://openspending.org/de-bw
http://www.baden-wuerttemberg.de/de/Wir_sorgen_fuer_bessere_Bildung_und_einen_ausgeglichenen_Haushalt/288927.html?referer=88736
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rerstellen – schlagen die Personalkosten in den fla chendeckenden Be-

reichen: Schulen und Polizei – beides SPD-Ministerien. Aber auch die 

Investitionen des Landes (Bau und Vermo gen im Ministerium fu r 

Wirtschaft und Finanzen, allg. Finanzverwaltung) sowie die Kom-

munalmittel des Landes stellen relevante Gro ßenordnungen dar. 

Wenn Schmid jetzt darauf hinweist, dass ihm die Landwirtschaft und 

der Naturschutz nicht so wichtig sind, dann ist das meiner Meinung 

nach vor allem eine Aussage dazu, wo seiner Meinung nach die noch 

fehlenden Ku rzungen im Landeshaushalt herkommen sollen. Diese 

Meinung erscheint mir allerdings – alle politischen Priorita ten mal bei 

Seite gelassen – allein schon rechnerisch schwierig. Wer das strukturel-

le Defizit im Landeshaushalt grundgesetzkonform abbauen will, kann 

dies nicht tun, wenn die gro ßten Ministerien und Einzelpla ne außen vor 

gelassen werden. Hier scheint es mir so, als sollten Pflo cke fu r die nach 

der Sommerpause wieder anlaufenden Haushaltsverhandlungen ein-

geschlagen werden. Ob der Finanzminister damit Erfolg hat, werden 

wir im Herbst sehen – die „Profilbildung“ des SPD-Landeschefs als 

Bauernfeind und Landvera chter ist jedenfalls jetzt schon da. Ob das sein 

Ziel war? 

Aber neben dem politischen Klein-Klein steht fu r mich die Frage, ob 

es u berhaupt mo glich ist, diese strukturellen Einsparungen hinzube-

kommen, die ja Jahr fu r Jahr bis 2020 noch ansteigen werden, ohne die 

Leistungssta rke der Landesverwaltung und des Landes deutlich zu 

reduzieren. (Vor allem dann, wenn beispielsweise Personalkosten von 

vorneherein zum „roten“ Bereich erkla rt werden). 

Etwas weiter gefasst: Wie gut muss ein Land wirtschaften ko nnen? 

Und ist die – platt gesagt – kaufma nnische Buchhaltung einem La nder-

haushalt angemessen? Oder muss noch einmal u ber die Umsetzbarkeit 

der in der Verfassung verankerte Schuldenbremse nachgedacht wer-

den? Passen die Bund-La nder-Finanzbeziehungen zu diesem Ziel? (Im 

Bildungsbereich gibt es da ja ebensowie wie bei Hochschulen und 

Forschung durchaus Bedenken). Und was soll ein Land tun, wenn nicht 

beeinflussbare Rahmenbedingungen – etwa die Steuergesetzgebung 

http://www.baden-wuerttemberg.de/de/Wir_sorgen_fuer_bessere_Bildung_und_einen_ausgeglichenen_Haushalt/288927.html?referer=88736
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auf Bundesebene – dazu fu hren, dass letztlich politische Schwerpunkt-

setzungen in der Landespolitik nur noch im Negativen mo glich sind? 

Im gru nen Diskurs um Nachhaltigkeit wird oft und gerne die „finan-

zielle Nachhaltigkeit“ angefu hrt. Gemeint ist damit, dass Staatsschul-

den die Handlungsspielra ume zuku nftiger Generationen extrem ein-

schra nken. An diesem Punkt einer finanziell nicht nachhaltigen Politik 

sind wir heute definitiv angelangt.  

Die große Frage ist aber – und da kommt ein lebensfa higer und 

lebenswerter la ndlicher Raum als gesellschaftliche Lebensgrundlage 

wieder mit ins Spiel – was passiert, wenn soziale, wirtschaftliche und 

vor allem o kologische Nachhaltigkeit daran scheitern sollen, dass 

Schuldenabbau die Priorita t 1 bekommt. Das kann es dann ja – ganz un-

abha ngig von Koalitionsquerelen zwischen „roten“ und „gru nen“ Ha u-

sern – auch nicht sein, oder? 

Warum blogge ich das? Als ganz vorsichtigen Einblick in das politische Uhrwerk 

der grün-roten Koalition unter Haushaltsvorbehalt. 
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Spitze und Breite 

14. August 2012 – Länderrat, So grün, so grün 

 

Jetzt heißt es, fu r den Wahlerfolg in Baden-Wu rttemberg sei es ganz 

wichtig gewesen, dass wir mit Winfried Kretschmann genau einen Spit-

zenkandidaten gehabt hatten (und ein Team aus drei weiteren Men-

schen, aber das ist schnell vergessen – der jetzigen Vorsitzenden des 

Sozialausschusses im Landtag, Ba rbl Mielich, der Staatssekreta rin im 

Verkehrsministerin, Gisela Splett, und dem stellvertretenden Fraktions-

vorsitzenden, Andreas Schwarz). Vor der Wahl gab es in der Landespar-

tei heftige Auseinandersetzungen darum, ob es nicht besser wa re, ein 

Zweierteam vorne hinzustellen. Das ha tte der heutige Ministerpra si-

dent nicht mitgemacht. Und vielleicht war es ja wirklich seine Perso n-

lichkeit, die das entscheidende Qua ntchen fu r den Wahlerfolg ausge-

macht hat. Wer weiß.  

Gut ein Jahr vor der Bundestagswahl diskutiert das in Berlin wohl 

schon wieder endende Sommerloch nun die K-Frage. In der SPD geht es 

um Steinmeier, Steinbru ck oder Sigmar „Rolling Stones“ Gabriel. Oder 

http://www.flickr.com/photos/tillwe/53415007/
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vielleicht doch um Hannelore Kraft. Am Schluss wird bei den Sozialde-

mokraten einer (oder ganz vielleicht eine) u brig bleiben, je nachdem als 

KanzlerkandidatIn oder als Vizekanzlerkandidat. So machen die das. 

Bei uns werden es mindestens zwei werden. Da bin ich mir sicher. 

Nicht nur, weil die Bundespartei die Quote manchmal doch ein bisschen 

ernster. Sondern vor allem auch deshalb, weil mit derzeit 14 Prozent 

die Wahrscheinlichkeit, dass wir 2013 eine gru ne Kandidatin oder ei-

nen Kandidaten fu r das Amt der Bundeskanzlerin haben werden, doch 

sehr gering ist. Ok, nie nie sagen – vielleicht passiert irgendetwas. Viel-

leicht implodiert die CDU, wenn irgendwelche von Mappus hinterlasse-

nen Zeitbomben explodieren. Vielleicht verschiebt sich bis zur Wahl die 

Parteienlandschaft. Vielleicht brauchen wir dann eine Person, die fu r 

das leider bis heute nicht als Doppelspitze ausgeformte Bundeschefamt 

zur Verfu gung stehen muss. Dann ko nnen wir ja nochmal wa hlen. 

Viel wahrscheinlicher ist, dass die zwei Personen, die als Spitzenkan-

didatInnen der Gru nen in den Bundestagswahlkampf ziehen, nachher 

an exponierten Stellen landen werden. Vizekanzler und Außenminister. 

Fraktionsvorsitzende der Regierungsfraktion. Solche Dinge, wenn’s gut 

la uft. Und sonst eben Doppelspitze der Bundestagsfraktion in der Op-

position. Also: eine angemessene Verwendung gibt es auf jeden Fall fu r 

ein Zweierteam – und bei mehreren hundert KandidatInnen bundes-

weit finde ich es auch nicht u bertreiben, zwei ganz besonderes rauszu-

stellen. Wenn’s denn sein muss. 

Bleibt die Frage des Wer und des Wie. U ber das Wie entscheidet am 

2. September der La nderrat (also der kleine gru ne Parteitag) – „TOP 

5 Verfahren Findung Spitzenkandidaten“. Der dritte La nderrat dieses 

Jahr, der zweite regula re – das in vergangenen Jahren manchmal doch 

eher staubige Amt des La nderratsdelegierten wird fu r mich 2012 

deutlich spannender. Angeku ndigt hat der Bundesvorstand, dass es zu 

einer Urwahl kommen soll, wenn es bis zum 2.9. mehr KandidatInnen 

als Pla tze gibt. Gemeldet haben sich bisher zwei. Die Bundesvorsit-

zende Claudia Roth, die ihren Anspruch im Ma rz angemeldet hat. Und 

der Fraktionsvorsitzende Ju rgen Trittin, der vor einigen Tagen seine 

http://www.politik-poker.de/wie-waers-mit-einer-doppelspitze.php
http://www.gruene-partei.de/cms/default/dok/414/414593.vorschlag_zur_tagesordnung.htm
http://www.zeit.de/politik/deutschland/2012-08/gruene-spitzenkandidaten-kuenast-trittin
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Bewerbung als Spitzenkandidat an die Partei und die Medien gegeben 

hat. 

Wenn es bei den beiden bleibt, wird der La nderrat die Urabstimmung 

vermutlich abblasen.1 Weitere Namen schwirren herum – vor allem 

zwei: die Fraktionsvorsitzende Renate Ku nast und Katrin Go ring-

Eckardt, Bundestagsvizepra sidentin. Beiden wird zugetraut, zum Teil 

auch lautstark zugerufen, doch gegen Claudia Roth anzutreten. Wegen 

Flu gelproporz, oder um mal was Neues zu wagen, oder um eine be-

wa hrte Perso nlichkeit aufs Schild heben zu ko nnen. Und weil wir keine 

Ma nnerpla tze haben, ko nnte es theoretisch sogar eine weibliche Dop-

pelspitze geben.2  

Wie eine Urwahl in der Partei zwischen Roth und Ku nast oder Roth 

und Go ring-Eckardt ausgehen wu rde, ist schwer einzuscha tzen. Es 

wu rde, wenn eine der beiden antritt, also wirklich spannend. Nicht nur 

 
1 Es gibt da noch die Bewerbung von Werner Winkler aus Waiblingen – aber einige 

zehntausend Euro auszugeben, um letztlich doch keine echte Wahl zu haben, er-
scheint mir zumindest wenig sinnvoll. 
2 Ein Trio halte ich hingegen fu r unwahrscheinlich. Allein schon, weil das dann doch 
sehr an die SPD erinnern wu rde. Siehe oben. 

http://www.trittin.de/texte/papiere/20121008_bfpr.pdf
http://www.sueddeutsche.de/politik/lokalpolitiker-erzwingt-gruenen-urwahl-dieser-mann-fordert-trittin-und-roth-heraus-1.1322199
http://www.flickr.com/photos/tillwe/28184522/
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wir als La nderratsdelegierte, sondern wir alle, als Mitglieder der Partei, 

ha tten eine echte Wahl fu r diese zuna chst einmal symbolische Position, 

zumindest beim Frauenplatz der Doppelspitze.  

Das wa re dann nicht nur eine Wahl zwischen verschiedenen Perso-

nen, sondern auch eine zwischen verschiedenen Positionen. Ju rgen 

Trittin steht fu r die staatsma nnisch gewordene Linke in der Partei, se-

rio s, ernsthaft und zuweilen doch wortgewaltig und notwendigerweise 

radikal. Der Blick aufs Ganze in den Grenzen des Machbaren. Und Roth, 

Ku nast, Go ring-Eckardt? Jede der drei wu rde ich mit spezifischen The-

men und Haltungen assoziieren. Claudia klar mit Menschenrechten, ex-

pressiv emotional. Renate ha ngt der Kuhstall nach – und eine gewisse 

Bissigkeit. Eine, die sich durchsetzt. Und Katrin wirkt auf mich ein biss-

chen wie eine ostdeutsche, evangelische Kretschmann-Variante. Wobei 

ich bei ihr am wenigsten eine Vorstellung habe, was sie eigentlich (au-

ßer Kirche und Kultur) vertritt. Vier verschiedene Varianten Gru n, de-

nen ganz sicher ihre jeweilige politische Erfahrung, ihre jeweilige Au-

thentizita t gemeinsam ist. Eine ganze Reihe mo glicher Doppelspitzen.  

Hier als Parteibasis eine echte Wahl zu bekommen, steht uns gut an. 

Das wu rde spannend (ein Kriterium, das in einer medial durchstruktu-

rierten Welt nicht ganz unwichtig ist). Und am Ende sta nde auf jeden 

Fall eine Spitze, die die Breite der Partei repra sentiert, die ein klares 

Angebot fu r unsere Wa hlerinnen und Wa hler wa re. Und ich bin zuver-

sichtlich, dass wir vermitteln ko nnen, dass eine solche Wahl nicht dazu 

da ist, die eine oder andere zu bescha digen. Sondern dass das Demo-

kratie ist, Basisdemokratie, um genau zu sein. 

Insofern hoffe ich, dass wir am 2.9. guten Gewissens eine echte Ur-

wahl beschließen ko nnen. Um dann 2013 eine Programmdebatte fu h-

ren zu ko nnen, die letztlich – so wie wir Gru nen sind – in ihren Priori-

ta tensetzungen mehr Gewicht bekommen ko nnte als die Frage, wer 

vorne steht. 

Warum blogge ich das? Weil aus Binnensicht der mittleren Funktionärsebene 

die Bundestagswahl 2013 eigentlich schon fast vorbei ist, so präsent, wie sie sich 

derzeit zeigt. Und ganz vielleicht wird ja auch schon früher gewählt ;-) 
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Wer hat denn nun gewonnen? 

10. November 2012 – So grün, so grün 

Steffi Lemke machte es u berhaupt nicht spannend – nach zwei Sa tzen 

dazu, dass Transparenz und Demokratie die Gewinner dieser Urwahl 

seien, kam dann auch das Ergebnis: Katrin Go ring-Eckardt und Ju rgen 

Trittin sind unsere beiden SpitzenkandidatInnen. Nicht meine Wahl, 

aber unbestritten die Wahl der Partei. Und da ist mir ein von der Basis 

verordnetes Team aus @JTrittin und @_KGE_ allemal lieber als ein un-

ter sich ausgeklu ngelter Peer Steinbru ck.  

Schade nur, dass die Chance, dass Gru ne den Kanzler oder die Kanzle-

rin nach der Bundestagswahl 2013 stellen werden, trotz wieder ein 

bisschen gestiegener Umfragewerte wohl nicht allzu groß ist. 

Ju rgen und Katrin stehen in der Tat fu r die Breite der Partei. Fu r eine 

Bundestagswahl ist das gut, denke ich. Was es fu r unsere Programmatik 

und die Weiterentwicklung unseres Selbstversta ndnisses bedeutet, 

werden wir sehen. An dieser Stelle auf jeden Fall schon einmal einen 

herzlichen Glu ckwunsch an die beiden SpitzenkandidatInnen! 

Aber war das Ganze ein u berraschendes Ergebnis? Mich hat es nicht 

u berrascht. Das lag zum einen daran, dass ich von noch seltsameren Er-

gebnissen getra umt habe, gestern Abend – da waren es dann Bettina 

Wilhelm (die Kandidatin der SPD bei der Oberbu rgermeisterwahl in 

Stuttgart) geworden, und eine mir unbekannte weitere Frau. Das ge-

tra umte Ergebnis wurde auf einer Pressekonferenz in Anwesenheit von 

Peer Steinbru ck von einem stoisch la chelnden Ju rgen Trittin verku ndet, 

samt all der u blichen Floskeln. Dagegen ist das Duo KGE/Trittin schon 

eher erwartbar. 

Dass der Wahlausgang mo glich ist, hat mir vor allem aber mein Tipp-

spiel gezeigt. Gefragt war da ja nicht nach Wunschergebnissen, sondern 

danach, was wahrscheinlich herauskommt. Und da hatten einige – ins-

gesamt zehn Personen! – auf Ju rgen Trittin und Katrin Go ring-Eckardt 

gesetzt; Claudia Roth und Katrin Go ring-Eckardt lagen von den erwar-

teten Prozentzahlen her mehr oder weniger gleichauf. A hnliche Ergeb-

http://blog.till-westermayer.de/index.php/2012/10/16/wer-gewinnt-die-urwahl/
http://blog.till-westermayer.de/index.php/2012/10/16/wer-gewinnt-die-urwahl/
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nisse gab es bei Wolfgang Strengmann-Kuhn, der eine nicht repra sen-

tative Nachwahlbefragung durchgefu hrt hatte. 

Zu den tatsa chlichen Ergebnissen im Einzelnen: Abgegebene gu ltige 

Wahlzettel gab es der Pressekonferenz zufolge 35149 Stu ck (verschickt 

worden waren 59266 Briefe mit Wahlunterlagen, zuru ck kamen 36533 

Briefe). Davon waren weitere 84 ungu ltig (z.B. zwei Ma nner), so dass 

die gu ltigen Stimmzettel 35065 betrug. Die von Steffi Lemke auf der 

Pressekonferenz verku ndeten prozentualen Wahlergebnisse bezogen 

sich auf diese Zahle von 35065 Wa hlerInnen. Demnach haben: 

 

Rang KandidatIn Stimmen 
Anteil an den  
WählerInnen 

1. Ju rgen Trittin 25222 71,8 

2. Katrin Go ring-Eckardt 16589 47,2 

3. Renate Ku nast 13522 38,5 

4. Claudia Roth   9180 26,1 

5. Patrick Held     853 2,4 

6. Werner Winkler     466 1,3 

7. Nico Hybbeneth     361 1,0 

8. Peter Zimmer     353 1,0 

9. Markus Meister     173 0,5 

10. F.W. Merck     160 0,5 

11. Hans-Jo rg Schaller     152 0,4 

12. Alfred Mayer     149 0,4 

13. Franz Spitzenberger     127 0,4 

14. Roger Kuchenreuther     122 0,3 

15. Thomas Austermann     112 0,3 

Dazu kommen 76 Enthaltungen und 147 Nein-Stimmen.  

http://pic.twitter.com/nAhf7gwo
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Da ich bei meinem Tippspiel als Basis nicht die Wa hlerInnen, sondern 

die abgegebenen Stimmen insgesamt angenommen habe, muss als 

Grundlage die Summe aller gu ltigen abgegebenen Stimmen genommen 

werden. Das sind 67764 Stimmen. Es wurden also im Schnitt 1,9 Stim-

men pro Stimmzettel abgegeben. Auf die Basis 67764 umgerechnet se-

hen die Zahlen oben wie folgt aus: 

 

Rang KandidatIn Stimmen 
Anteil an den  
WählerInnen 

Anteil  
Stimmen 

1. Ju rgen Trittin 25222 71,8 37,2 

2. Katrin Go ring-Eckardt 16589 47,2 24,5 

3. Renate Ku nast 13522 38,5 20,0 

4. Claudia Roth   9180 26,1 13,5 

 

Zum Vergleich: Im Schnitt wurden bei meinem Tippspiel 39,7 Prozent-

fu r Ju rgen und 27,4 Prozent fu r Katrin getippt (bezogen auf Stimmen); 

die Einzige, die deutlich schlecht als erwartet abgeschnitten hat, ist 

Claudia Roth. Damit la sst sich jetzt auch die Abweichung der zehn, die 

auf Ju rgen und Katrin gesetzt haben, vom tatsa chlichen Ergebnis be-

rechnen (gelb markiert im Spreadsheet). 

Der Tipp mit der insgesamt kleinsten Abweichung – Katrin um drei 

Prozent unterscha tzt, Ju rgen fast exakt – stammt damit vom Freiburger 

Gru nen Timothy Simms, dem ich herzlich gratuliere! Timothy hatte 75 

Prozent fu r Ju rgen Trittin und 42 Prozent fu r Katrin Go rig-Eckardt ge-

tippt; nach meiner 100 Prozent-Regel habe ich das halbiert (tatsa chli-

cher Faktor war, wie oben dargestellt, 1,9). 

Warum blogge ich das? Weil jetzt das Ergebnis da ist.  

P.S.: Zahlen inzwischen auch auf gruene.de. Und ich schließe mich in dem Punkt 

Boris Palmer an: diese Wahl jetzt flügelpolitisch tot zu deuten, ist Quatsch. Jetzt 

breit aufgestellt in den Wahlkampf starten!

https://docs.google.com/spreadsheet/pub?key=0At7ig1ppc0tedFI4a1Z6NG0tOE9iellWUUR2QTRhcEE&output=html%22
https://docs.google.com/spreadsheet/pub?key=0At7ig1ppc0tedFI4a1Z6NG0tOE9iellWUUR2QTRhcEE&output=html
http://blog.till-westermayer.de/index.php/2012/10/16/wer-gewinnt-die-urwahl/comment-page-1/#comment-26919
http://www.gruene.de/partei/urwahl/die-urwahl-in-zahlen.html
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Bürgerliche Werte – oder wie wir uns 
unsere WählerInnen vorstellen 

23.-28.  Oktober 2012 – Politik und Gesellschaft, So grün, so grün 

 

I. Anfänge 

Das Schwäbische Tagblatt nimmt die Wahl von Fritz Kuhn zum Ober-

bu rgermeister von Stuttgart zum Anlass fu r eine Archivrecherche1 u ber 

die gru nen Anfa nge in Tu bingen in den fru hen 1980er Jahren. Bu ndnis 

90/Die Gru nen heute sind nicht mehr DIE GRU NEN von 1983. Die u ber-

wiegende Mehrheit der Parteimitglieder ist viel spa ter eingetreten und 

 
1 http://www.tagblatt.de/Home/nachrichten/tuebingen_artikel,-Die-Tuebinger-Jahre-
des-kuenftigen-Stuttgarter-OB-_arid,191467.html  

http://www.tagblatt.de/Home/nachrichten/tuebingen_artikel,-Die-Tuebinger-Jahre-des-kuenftigen-Stuttgarter-OB-_arid,191467.html
http://www.tagblatt.de/Home/nachrichten/tuebingen_artikel,-Die-Tuebinger-Jahre-des-kuenftigen-Stuttgarter-OB-_arid,191467.html
http://www.tagblatt.de/Home/nachrichten/tuebingen_artikel,-Die-Tuebinger-Jahre-des-kuenftigen-Stuttgarter-OB-_arid,191467.html
http://www.flickr.com/photos/tillwe/8128851023/
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hat ihre eigenen Ideen in die Partei hineingebracht. Aber viele derjeni-

gen, die heute im Scheinwerferlicht stehen, haben sehr direkt mit die-

sen Anfa ngen zu tun. Deswegen glaube ich, dass es fu r eine Debatte 

u ber das gru ne Verha ltnis zum Bu rgertum sinnvoll ist, sich noch einmal 

vor Augen zu halten, wie diese Partei damals aussah. 

Vielleicht an dieser Stelle ein kleiner autobiographischer Einschub. Ich 

bin 1975 in Tu bingen geboren. Meine Eltern waren in der neu gegru nde-

ten Partei in dieser Stadt aktiv, bis wir – da war ich etwa acht Jahre alt – 

nach Abschluss der Promotion meines Vaters wegzogen. Unistadt eben, 

akademisches Milieu. Auch wenn ich keine direkten Erinnerungen an die 

ersten Jahre der Gru nen habe, gibt es allein schon daher bei mir ein Ge-

fu hl biographischer Verbundenheit zu den gru nen Anfa ngen.  

Wer waren diese Leute, die damals die gru ne Partei gegru ndet haben? 

Unzufriedene mit einer SPD, die die in sie gesetzten Erwartungen in ei-

nen wirklichen demokratischen, sozialen und o kologischen Aufbruch 

nicht erfu llt haben. Fritz Kuhn war mal Juso. Konservative, auch Rechte, 

denen der Schutz des Lebens wichtig war – und denen die neue Partei 

bald zu links war. Die U berreste von 1968 und Menschen aus den Be-

wegungen, die sich in den 1970er Jahren gegru ndet haben. Frieden, 

Frauen, Umweltschutz. ProtestantInnen, die aus ihrem Glauben heraus 

zur solidarischen Entwicklungspolitik und zur Eine-Welt-Bewegung 

gefunden hatten. In den ASten und K-Gruppen sozialisierte – Winfried 

Kretschmann und, ebenso, aber ganz anders, Reinhard Bu tikofer. Na-

turwissenschaftlerInnen, die durch den blinden Fortschrittsglauben 

der herrschenden Lehre an den Hochschulen in die Politik gespu lt wor-

den waren. EsoterikerInnen, fu r die Partei Selbsterfahrung war – oder 

ein Weg, um endlich einmal verschwo rerisch O ffentlichkeit zu finden. 

Kurz: In den Anfangsjahren war das wohl eine ziemlich wilde Mi-

schung. Die sich in ihrer ganzen Vielfalt zusammengerauft hat, um den 

dra ngenden, konkreten Problemen der Zeit eine politische Stimme zu 

geben. Der Schutz der Lebensgrundlagen. Die atomare Bedrohung. Der 

Staat, der seine Bu rgerinnen und Bu rger nicht ernst nahm. Die erstarrte 

Gesellschaft grauhaariger Ma nner. 
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Was diese ganz unterschiedlichen Menschen zusammengebracht hat, 

war – neben den ganz konkreten Fragen, den Straßenbauten und Bio-

topen, den AKW-Standorten und Raketendepots – wohl zuna chst ein-

mal ein Zeitgeist, der in seiner Mischung aus Zukunftsangst und utopi-

scher Hoffnung auf das Mo gliche diametral zur offiziellen Haltung 

stand. Vielleicht ein Lebensgefu hl.  

Waren das schon Werte? Oder fanden die sich erst in der sich formie-

renden Partei (die auch mal den Slogan „nicht links, nichts rechts, son-

dern vorn“ gut fand)? Selbst „basisdemokratisch – o kologisch – sozial – 

gewaltfrei“ als Banner der Grundwerte war ja eigentlich nicht viel mehr 

als ein Kompromiss, ein Versuch mal aufzuschreiben, was alle so halb-

wegs teilen konnten, und was jede Einzelne dann doch anders betonte. 

Allerdings ist diese Vielfalt zugleich eine gru ne Sta rke – noch heute. 

Im aktuellen gu ltigen Grundsatzprogramm von 20022 werden dement-

sprechend die linken und liberalen, wertkonservativen und solidari-

schen Wurzeln der o kologischen Partei beschworen, wird aber auch 

dargestellt, wie sich aus dieser Heterogenita t heraus eine gemeinsame 

politische Identita t „gru n“ entwickelt hat. Wer mo chte, kann diese Iden-

tita t unter Begriffe wie sozial-o kologisch, nachhaltig, generationenge-

recht, zukunftsorientiert stellen. Gleichzeitig bleiben die Wurzeln in ih-

rer Breite, die trotz der zahlenma ßig geringen Gro ße der Partei weitge-

hende diskursive Anschlussfa higkeit herstellen. Volkspartei en minia-

ture, aber mit klaren Inhalten. Vielfalt, bei der es u brigens, nebenbei ge-

sagt, u berhaupt nicht schadet, diese auch immer wieder o ffentlich 

sichtbar zu machen – nicht zuletzt personell. 

II. Werte, Lager und Milieus 

Die gesellschaftlichen Vera nderungen der letzten vierzig Jahre lassen 

sich auch anders beschreiben, auf einer noch grundsa tzlicheren Ebene. 

Damit sind wir bei Ingelhart und dem Postmaterialismus. Eine wirt-

 
2 http://www.gruene-partei.de/cms/files/dokbin/68/68425.grundsatzpro-
gramm_die_zukunft_ist_gruen.pdf  

http://www.gruene-partei.de/cms/files/dokbin/68/68425.grundsatzprogramm_die_zukunft_ist_gruen.pdf
http://www.gruene-partei.de/cms/files/dokbin/68/68425.grundsatzprogramm_die_zukunft_ist_gruen.pdf
http://www.gruene-partei.de/cms/files/dokbin/68/68425.grundsatzprogramm_die_zukunft_ist_gruen.pdf
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schaftlich und sozioo konomisch einigermaßen gesa ttigte Gesellschaft 

entdeckt, dass es nicht unbedingt um „Haben“ geht. „Sein“ kommt ins 

Spiel – und differenziert sich weiter aus, in Richtung „Erlebniskonsum“ 

einerseits und in Richtung „Selbstentfaltung“ andererseits.  

Aus diesen Grundorientierungen einerseits und dem sozialen Status 

– Bildung, Einkommen, Anerkennung, Einfluss; kurz: unten und oben – 

andererseits la sst sich ein Raster entwickeln. Das Marktforschungs-

institut SINUS hat das gemacht (und Bourdieu hat schon zuvor a hnli-

ches getan, und andere auch) – u brigens wohl aus der Beobachtungen 

heraus, dass die politischen Differenzen der Bewegungen der 1980er 

Jahre sich durchaus auch in alltagsa sthetischen Unterschieden, in un-

terschiedlichen Lebensstilpra ferenzen niedergeschlagen haben. Am 

Schluss sind dann Wohnzimmerkataloge herausgekommen. 

Die wichtige Erkenntnis der Milieutheorie ist fu r mich zuna chst ein-

mal, dass ein identischer sozialer Status, beschrieben in klassischen so-

ziodemographischen Merkmalen, je nach damit verbundener Werthal-

tung, je nach Lebensstilorientierung, ganz unterschiedliche Praktiken 

und Einstellungen nach sich ziehen kann. Aus dem eindimensionalen 

Klassengegensatz von Proletariat und Bourgeoisie, von Arbeiterklasse 

und Großbu rgertum (mit irgendwas Mittlerem dazwischen geschich-

tet) wird so ein zweidimensionales Feld gesellschaftlicher Positionen. 

Anders gesagt: das Sein mag zwar einen Einfluss auf das Bewusstsein 

haben, bestimmt es aber nicht. 

Die empirisch unterlegten SINUS-Diagramme, wie es sie seit Anfang 

der 1980er Jahre gibt, machen alle paar Jahre selbst einen Wandel 

durch. Milieus wandern, neue Avantgarden kommen hinzu – wohl auch 

gespeist durch die unerbittlichen Zyklen modischer Abgrenzung -, an-

dere fusionieren. Ein Abbild gesellschaftlicher Dynamik, erga nzt durch 

Dynamiken, die wohl eher den Besonderheiten der Marktforschung zu-

zurechnen sind.  

Bis Mitte der 1990er Jahre findet sich in den SINUS-Diagrammen noch 

ein „Alternatives Milieu“ – das vielleicht etwas mit dem zu tun hat, was 

ich im ersten Teil beschrieben habe. Der zusammen geclusterte Zeit-



Nachdenken über Bündnis 90/Die Grünen 

26 

geist. Akademische Bildung, eher ju nger, kein ganz tolles Einkommen, 

von den Werten her klar postmateriell – also am „Sein“ – orientiert.  

Jenseits der Marktforschung la sst sich dieses alternative Milieu auch 

als spezifisches Netzwerk beschreiben, zu dem Personen, aber auch 

Orte und Medien geho ren. Alternative Cafes, Kulturzentren. Die ganze 

Soziokultur. Naturkostla den. Hochschulen. Wohngemeinschaften. Aber 

auch: Neue Medien, ganz undigital – Zeitungsprojekte wie die taz, Stadt-

zeitungen. Freie Radios. Flugbla tter. Knotenpunkte in einem Netzwerk, 

das ein Milieu mit seinen Praktiken und Haltungen zusammenbindet. 

 

 
Die SINUS-Milieus in Westdeutschland Mitte der 1990er Jahre, nach Flaig et al. 
(1997): Alltagsästhetik und politische Kultur. 

Ein paar Jahre spa ter verschwindet das alternative Milieu aus den SI-

NUS-Diagrammen, um als Leitmilieu der „Postmaterialisten“ (oder ab 

2010 dann als sozialo kologisches Milieu3) wieder aufzutauchen. (Ich 

 
3 http://www.sinus-institut.de/uploads/tx_mppress/Modellwech-
sel_2010_neue_Charts.pdf  

http://www.sinus-institut.de/uploads/tx_mppress/Modellwechsel_2010_neue_Charts.pdf
http://www.sinus-institut.de/uploads/tx_mppress/Modellwechsel_2010_neue_Charts.pdf
http://www.sinus-institut.de/uploads/tx_mppress/Modellwechsel_2010_neue_Charts.pdf
http://blog.till-westermayer.de/wp-content/uploads/2012/10/2012-10-24-milieus-de-west-1990er.jpg
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bleibe hier bei den bis 2009 geltenden Begriffen, wie sie beispielsweise 

in dieser Studie zu finden sind4). 

Manche beschreiben diese Entwicklung als Prozess der Verbu rgerli-

chung der Alternativen. HochschulabsolventInnen haben dann doch 

Karrieren begonnen, manche gerade, manche krummer. Aus der WG ist 

das Reihenha uschen geworden, oder das Bauprojekt, oder das Haus auf 

dem Lande. Die Familie ist gewachsen, Kultur spielt nach wie vor eine 

Rolle, aber selbstversta ndlich ist Klassik auch was Scho nes. Und der 

Einkauf im Biosupermarkt geho rt dazu. Establishment. Aber eben eine 

neue Variante Bu rgertum.  

 

 
SINUS-Milieumodell für 2008, die „Postmaterialisten“ machen hier etwa 8 % aus 

Als gesellschaftliches Leitmilieu strahlt dieses „gru ne“ Milieu in andere 

Milieus aus. Auch in der „bu rgerlichen Mitte“ finden sich teilweise a hn-

liche Orientierungen. Und am Rand des Milieuspektrums entstehen 

neue Milieus, experimentierfreudige, nicht starr an einer Identita t fest-

 
4 http://www.umweltdaten.de/publikationen/fpdf-l/3871.pdf  

http://www.umweltdaten.de/publikationen/fpdf-l/3871.pdf
http://www.umweltdaten.de/publikationen/fpdf-l/3871.pdf
http://blog.till-westermayer.de/wp-content/uploads/2012/10/2012-10-24-milieus-2008.jpg
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haltende Boheme ebenso wie das Milieu der leistungsorientierten „Mo-

dernen Performer“. Die gegenu berliegende, traditionalistische Seite des 

Spektrums verliert an Gewicht. Beides fu hrt dazu, dass „gru ne“ Ideen in 

die Mitte des Milieudiagramms ru cken. Anders gesagt: Aus der Avant-

garde wird eine Werthaltung, ein Milieu, das angekommen ist – aber 

viele Werte und Orientierungen beibehalten hat. 

Ich habe hier „gru n“ in Anfu hrungszeichen gesetzt. Das hat zum einen 

etwas mit dem Greenwashing der LOHAS zu tun, vor allem aber damit, 

dass es eben – leider, zum Glu ck – nicht so ist, dass Milieuzugeho rigkeit 

und politische Orientierung zusammenfallen.  

Es gab lange und gibt vielleicht immer noch eine gewisse Wechselbe-

ziehung zwischen einer „gru nen“ politischen Haltung, die etwa in Wah-

len sichtbar wird, und einer Zugeho rigkeit zum entsprechenden Milieu. 

Das trifft fu r andere politische Haltungen aber schon la nger nicht mehr 

zu – wer erinnert sich nicht an Gerhard Schro ders Kampf um die Mitte! 

Kurz: die politischen Lager und die alltagsa sthetischen Milieus sind 

nicht identisch. „Anha nger“, also Wa hlerinnen und Wa hler der Gru nen 

finden sich in unterschiedlichen Lebensstilclustern wieder, durchaus 

auch in der „Bu rgerlichen Mitte“ oder bei den „Experimentalisten“. Der 

Schwerpunkt liegt bei einem mittleren bis ho heren sozialen Status (das 

ist aber nicht die „Oberschicht“) und vielfach bei akademischer Bildung 

und bei neueren Werthaltungen.  

Spannend bleibt die Frage, wie weit in weiter entfernt liegende Mili-

eus gru n zu wa hlen anschlussfa hig ist. Und wie breit eine Partei aufge-

stellt sein kann, ohne am einen Ende des Milieuspektrums wieder Wa h-

lerInnen zu verlieren, die sie am anderen Ende dazugewinnt. Spannend 

bleibt diese Frage auch deswegen, weil „Bu rgertum“ ha ufig ein Bild der 

beiden „alten“ Leitmilieus in den Raum wirft – im 2008er-Modell von 

SINUS sind das die „Konservativen“ (die an preußischem Pflichtgefu hl 

und Bildungskanon orientierte alte Elite) und die leistungsorientierten 

„Etablierten“. Aber eben nicht mit der relativ breiten bu rgerlichen Mitte. 

Oder etwa doch? Deutlich wird: „Bu rgertum“ ist, durch die Milieubrille 

betrachtet, kein wirklich sinnvoller Begriff. Wenn damit Leitmilieus 
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gemeint sind, dann gibt es das durchaus auch in gru n. Wenn damit Mi-

lieus oberhalb der Unterschicht und „rechts“ von den Avantgardemili-

eus gemeint sind, dann fa llt vor allem die „Bu rgerliche Mitte“ in den 

Blick, die sich durch Aufstiegsorientierung und Sicherheitsbedu rfnis 

auszeichnet, aber vielen politischen gru nen Ideen vielleicht gar nicht so 

unaufgeschlossen ist. Und was „bu rgerliche Werte“ sein ko nnten, bleibt 

zuna chst offen. 

III. Vom Bürgerschreck zur Bürgerregierung 

Im ersten Teil dieses Textes hatte ich noch einmal auf die gru nen An-

fa nge zuru ckgeblickt. Aus ganz unterschiedlichen Beweggru nden ka-

men Ende der 1970er, Anfang der 1980er Jahre ganz unterschiedliche 

Menschen zusammen, um DIE GRU NEN aufzubauen und zu gru nden. 

Aus dieser Vielfalt wurden gru ne Grundwerte zusammengetragen, ein-

gebettet in den Kommunikationszusammenha ngen und Lebensstilen 

eines alternativen Milieus. Das Stichwort Milieu lieferte dann die 

Grundlage fu r den zweiten Teil, in dem ich mehrere Feststellungen ge-

troffen habe: 

• Soziodemographische Faktoren (Bildung, Vermo gen, soziales Kapi-

tal), in ihrem Zusammenwirken auch als Schicht oder – politisch 

aufgeladen – Klasse bezeichnet, sind nur eine Dimension gesell-

schaftlicher „Clusterungen“, es gibt mindestens eine weitere Achse, 

die sich mit unterschiedlichen „Werthaltungen“ oder „Grundorien-

tierungen“ bezeichnen la sst.  

• In dem von diesen beiden Achsen (sozialer Status, Grundorientie-

rung) aufgespannten Raum la sst sich, von Lebensstilen und Kon-

sum her kommend, durchaus auch ein „gru nes“ Milieu verorten. 

Dabei ist zu beachten, dass gesellschaftliche Milieus in mehrerer 

Hinsicht dynamisch sind. Das „alternative Milieu“ Anfang der 

1990er Jahre, das Milieu der „Postmaterialisten“ um 2000 oder 

etwa ein „sozial-o kologisches Milieu“ heute sind keine festen 

http://blog.till-westermayer.de/index.php/2012/10/23/burgerliche-werte-oder-wie-wir-uns-unsere-wahlerinnen-vorstellen-teil-i/
http://blog.till-westermayer.de/index.php/2012/10/24/burgerliche-werte-oder-wie-wir-uns-unsere-wahlerinnen-vorstellen-teil-ii/
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Konstanten, sondern verschieben und vera ndern sich mit Biogra-

phien und Lebensereignissen, mit gesellschaftlichen Trends und 

den Wellenbewegungen des Zeitgeists.  

• Lebensstilbezogene Milieus sind keine politischen Milieus. Es gibt 

zwar gewisse Korrelationen und Verbindungen, aber weder wa h-

len alle „Postmaterialisten“ gru n, noch kommen sa mtliche Anha n-

gerInnen der Gru nen aus diesem Milieu. Progressivere Werte, eher 

ho here Bildung und eher ho heres Einkommen sind Faktoren, die es 

wahrscheinlicher machen, dass jemand gru n wa hlt – und diese 

streuen u ber mehrere Milieus. 

Um vom Exkurs u ber Milieus zu bu rgerlichen Werten zuru ckzukom-

men, zeigt sich, dass mit „Bu rgertum“ ganz unterschiedliche Dinge ge-

meint sein ko nnen, na mlich: 

a. gesellschaftliche Leitmilieus unabha ngig von der Werthaltung 

(dann wa re ein Teil des Bu rgertums schon lange alltagsa sthetisch 

wie politisch gru n), 

b. sozial „oben“ angesiedelte Milieus mit einer konservativen oder 

leistungsbezogenen Grundorientierung, also, platt gesagt, die Reste 

des Adels und traditionsreiche Bu rgerfamilien einerseits und das 

„Unternehmertum“ (ManagerInnen, Fu hrungskra fte, InhaberIn-

nen) andererseits (in beiden Milieus du rfte relativ wenig gru n ge-

wa hlt werden), 

c. das von vielen Seiten umka mpfte Milieu der „bu rgerlichen Mitte“, 

also die einigermaßen progressive, aufstiegsorientierte und auf Si-

cherheit und Bildung bedachte mittlere Mittelschicht, die sich nach 

unten gegenu ber „Konsummaterialisten“ oder dem „Prekariat“ ab-

grenzt. 

Je nachdem sind bu rgerliche Werte etwas ganz Verschiedenes, und je 

nachdem passen sie besser oder schlechter zu den Grundhaltungen 

und Grundwerten der Partei Bu ndnis 90/Die Gru nen. Und je nachdem 
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ergibt die Aussage, dass Gru ne versuchen, das Bu rgertum fu r sich poli-

tisch zu gewinnen, mehr oder weniger Sinn. Mit Blick auf die Franzo si-

sche Revolution wu rde es allerdings seltsam erscheinen, jemand wie 

beispielsweise den Freiherr von Guttenberg als idealtypischen Bu rger 

einzusortieren. Da passt „irgendwas“ in der Mitte der Gesellschaft 

schon besser – nur: was sind da die bu rgerlichen Werte?  

Oder, um das Ganze noch einmal um 90 Grad zu kippen: Beim diesja h-

rigen Landtagsfest der Fraktion GRU NE Baden-Wu rttemberg a ußerte 

sich Ministerpra sident Winfried Kretschmann auch kurz zum Thema 

„Gru ne und Bu rger“. Sinngema ß sagte er:  

„Grün ist der Farbe des Frühjahrs, jetzt aber wird es 
Herbst, die Blätter färben sich bunt. Bunt und vielfältig ist 
auch unsere Gesellschaft, denn wir sind alle Bürger.“ 

U berhaupt fa llt es auf, dass die einzige vom einstigen Bu rgerschreck 

GRU NE gefu hrte Landesregierung großen Wert auf den Begriffsbe-

standteil des Bu rgers legt. Von der Bu rgergesellschaft und von deren 

Engagement ist die Rede, die Regierung bezeichnet sich selbst als Bu r-

gerregierung, und Bu rgerinnen und Bu rger werden empfangen und 

sollen sich in der Bu rgerbeteiligung aktiv einbringen. Ja: Wir halten 

Bu rgerrechte hoch, tragen mit „Bu ndnis 90“ ja sogar den Teil einer Bu r-

gerrechtsbewegung im Namen. 

In dieser verfassungspatriotischen Wendung des Begriffs wird ein 

ganz anderes Set bu rgerlicher Werte sichtbar. Es geht nicht um die 

Netzwerke und den Prunk der Bourgeoise, wenn das Bu rgertum in Be-

tracht gezogen wird, sondern um den Citoyen5, die aktive Staatsbu rge-

rin. Die ist es, die sich der Ministerpra sident vorstellt, wenn er von den 

Bu rgern redet. Mit dieser Vorstellung des Bu rgers, der Bu rgerin verbin-

den sich die Werte der franzo sisches Revolution: Freiheit, Gleichheit, 

Bru derlichkeit (Geschwisterlichkeit?) – und eben das aktive Einbringen 

in den Staat. Und diese Werte, um beide Begriffe jetzt wieder zusam-

menzubringen, finden sich eben nicht unbedingt beim „Großbu rger-

 
5 http://de.wikipedia.org/wiki/Citoyen  

http://de.wikipedia.org/wiki/Citoyen
http://de.wikipedia.org/wiki/Citoyen
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tum“, sondern sollten eigentlich alle Mitglieder der Gesellschaft, alle 

Bu rgerInnen des Staates gleichermaßen betreffen.  

Faktisch ist das nicht so: Diejenigen, die sich an Wahlen und Bu rger-

entscheiden beteiligen, die sich in Parteien einbringen, und die ihre 

Meinung nicht nur auf dem Sofa zu Hause a ußern, sind nicht gleichver-

teilt u ber die Gesellschaft. Pessimistisch gesehen, steuern wir auf die 

Demokratie der gut ausgebildeten Mittelschichten6 zu. 

Dass demokratische Beteiligungsbereitschaft ungleich verteilt ist, ist 

kein Wunder, insofern Ressourcen wie Bildung, Selbstvertrauen, Zeit – 

oder die Mo glichkeit, sich Zeit durch den Erwerb von Dienstleistungen 

– einzukaufen, eben nicht gleich verteilt sind. Und auch die Werthaltun-

gen spielen eine Rolle: Wie wichtig ist mir das Ganze (und sei es auch 

nur meine Nachbarschaft)? Fu hle ich mich dafu r verantwortlich? Fu hle 

ich mich berechtigt, politisch zu sprechen? Sehe ich andere als zusta n-

dig an, oder mo chte ich meine Sache selbst in die Hand nehmen? 

Nebenbei: Das heißt auch, dass unterschiedliche Milieus unterschied-

lich angesprochen werden ko nnen,7 wenn es darum geht, sich zu betei-

ligen. – Aber zuru ck zu den ungleich verteilten Orientierungen. Diese 

finden mehr oder weniger Resonanz in unterschiedlichen Milieus – und 

eben auch bei den Wa hlerInnen unterschiedlicher Parteien.  

Eine Studie8 der Abteilung Medizinische Psychologie/Medizinische So-

ziologie der Uniklinik Leipzig zeigt hier nicht nur die oben schon erwa hn-

ten positiven Korrelationen zwischen einer gru nen Parteipra ferenz und 

dem Abitur sowie einem ho heren Einkommen (und keine mit Konfessi-

onszugeho rigkeiten), sondern weist auch darauf hin, dass sich subjekti-

ver Gesundheitszustand, A ngstlichkeit und Depressivita t je nach Partei-

pra ferenz ganz unterschiedlich verteilen (oder: dass sich die Parteipra fe-

renz je nach Sorge um die Zukunft, den Arbeitsplatz und die emotionale 

Grundstimmung des eigenen Lebens unterschiedlich verteilt): 

 
6 http://www.bpb.de/apuz/33569/buergerbeteiligung-in-der-postdemokratie?p=all  
7 http://www.21-kom.de/fileadmin/user_upload/PDFs/02_Sinus_Milieus/Soziale_Mi-
lieus_und_Engagement.pdf  
8 http://medpsy.uniklinikum-leipzig.de/red_tools/dl_document.php?id=282  

http://www.bpb.de/apuz/33569/buergerbeteiligung-in-der-postdemokratie?p=all
http://www.21-kom.de/fileadmin/user_upload/PDFs/02_Sinus_Milieus/Soziale_Milieus_und_Engagement.pdf
http://www.21-kom.de/fileadmin/user_upload/PDFs/02_Sinus_Milieus/Soziale_Milieus_und_Engagement.pdf
http://medpsy.uniklinikum-leipzig.de/red_tools/dl_document.php?id=282
http://www.bpb.de/apuz/33569/buergerbeteiligung-in-der-postdemokratie?p=all
http://www.21-kom.de/fileadmin/user_upload/PDFs/02_Sinus_Milieus/Soziale_Milieus_und_Engagement.pdf
http://www.21-kom.de/fileadmin/user_upload/PDFs/02_Sinus_Milieus/Soziale_Milieus_und_Engagement.pdf
http://medpsy.uniklinikum-leipzig.de/red_tools/dl_document.php?id=282
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“Bei beiden Merkmalen [Ängstlichkeit, Depressivität, T.W.] 
sticht die Spitzenposition der Nichtwähler und der Rech-
ten heraus. Nichtwähler und Rechte zeigen eine sehr hohe 
Ängstlichkeit und Depressivität. Auch die Anhänger der 
Linken fallen hier auf mit höheren Werten. Die Piraten 
fühlen sich am wenigsten depressiv und auch nicht beson-
ders ängstlich. Auch die FDP- und Grünen-Wähler zeigen 
hier gute Werte.”  

Auch wenn die Maslow’sche Bedu rfnispyramide empirisch umstritten 

ist, spricht doch einiges dafu r, dass, wer seine eigenen materiellen und 

sozialen Bedu rfnisse einigermaßen gesichert sieht, eher den Blick aufs 

Ganze einnehmen und sich einbringen kann.  

Aber Obacht: Alleine erkla ren eben, wie eingangs angefu hrt, sozialer 

Status und Zufriedenheit wenig. Werden alleine der soziale Status und 

die geringe A ngstlichkeit betrachtet, wirken Anha ngerInnen von FDP 

und GRU NEN nahezu identisch. Unterschiede zwischen beiden gibt es 

in der Leipziger Studie etwa in der Geschlechterzusammensetzung der 

jeweiligen Anha ngerInnen. Reicht das aus, um unterschiedliche Wahl-

pra ferenzen zu begru nden? Dass genetische Pra dispositionen und Hor-

monschwankungen9 politische Einstellungen erkla ren sollen, wie es ein 

U berblicksartikel in der Nature darlegt, erscheint mir ebenfalls stark 

hinterfragbar.  

Im na chsten Teil [der dann wohl doch nicht geschrieben wurde, T.W.] 

will ich mir nochmal anschauen, wer eigentlich 2011 in Baden-Wu rt-

temberg gru n gewa hlt hat. Eine interessante Grundlage dafu r bietet 

eine Studie des Go ttinger Instituts fu r Demokratieforschung10 im Auf-

trag der Heinrich-Bo ll-Stiftung, in der der Frage nachgegangen wurde, 

ob die neuen gru nen Wa hlerInnen in Baden-Wu rttemberg fu r einen 

„Zeitgeisteffekt“ stehen, oder tatsa chlich einen gru nen Wertewandel 

versinnbildlichen.

 
9 http://www.nature.com/news/biology-and-ideology-the-anatomy-of-politics-
1.11645  
10 http://www.demokratie-goettingen.de/studien/zeitgeisteffekt-oder-gruner-werte-
wandel  

http://www.nature.com/news/biology-and-ideology-the-anatomy-of-politics-1.11645
http://www.nature.com/news/biology-and-ideology-the-anatomy-of-politics-1.11645
http://www.demokratie-goettingen.de/studien/zeitgeisteffekt-oder-gruner-wertewandel
http://www.nature.com/news/biology-and-ideology-the-anatomy-of-politics-1.11645
http://www.nature.com/news/biology-and-ideology-the-anatomy-of-politics-1.11645
http://www.demokratie-goettingen.de/studien/zeitgeisteffekt-oder-gruner-wertewandel
http://www.demokratie-goettingen.de/studien/zeitgeisteffekt-oder-gruner-wertewandel
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Zur Aufstellung der Bundestagswahlliste in 
Baden-Württemberg 

10. November 2012 – Politik und Gesellschaft, So grün, so grün 

Wer kandidiert eigentlich, und warum? Oder warum nicht? Bei der Ur-

wahl fu r die Spitzenkandidaturen waren es vier Personen mit Chancen, 

gewa hlt zu werden, und ein Fußballteam aus elf Ma nnern, bei denen 

absehbar war, dass die Ergebnisse unterhalb von drei Prozent liegen 

wu rden. Was sich heute bewahrheitet hat.  

Interessant ist hier, dass zwar zahlenma ßig sehr viel mehr Ma nner als 

Frauen antraten, aber eine echte Konkurrenz in erster Linie zwischen 

den Frauenpla tzen stattfand. Interessant, weil es zwar auch etwas u ber 

Absprachen aussagt, und daru ber, wie „Niederlagen“ gesehen werden, 

vor allem aber auch daru ber, wer sich was zutraut. Und wer sich wie 

einscha tzt. 

http://www.flickr.com/photos/tillwe/3466756936/
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Bei der Landeslistenaufstellung zur Bundestagswahl 2013 kandidie-

ren bis dato 41 Personen. Gewa hlt wird am ersten Dezemberwochen-

ende – ich gehe davon aus, dass diese Liste bis dahin noch wachsen 

wird. In Baden-Wu rttemberg gibt es 38 Wahlkreise. Das heißt, schon 

jetzt sind es nicht nur diejenigen, die direkt in einem Wahlkreis von der 

Basis gewa hlt worden sind, sondern auch andere, die ihre Bewerbung 

eingereicht haben.  

Soweit ich weiß, werden wir so etwa 35 Listenpla tze wa hlen. Das hat 

auch was damit zu tun, dass von den beim letzten Mal (2008) gewa hlten 

20 Listenpla tzen inzwischen alle bis auf einen „durch“ sind. Auch wenn 

sowas wie die Besetzung von Ministerien in einer Landesregierung 

nicht so oft vorkommt, ist doch klar, dass es diesmal mehr Menschen als 

die jetzigen elf sein ko nnten, die fu r Baden-Wu rttemberg fu r die Gru -

nen in den Bundestag einziehen ko nnten. Je nachdem, wie das Wahler-

gebnis und das Wahlrecht konkret ausfallen, ko nnten es 15 bis 18 Man-

date werden. Das sind so die Scha tzungen, die ich bisher geho rt habe. 

Anders gesagt, von den im Dezember vielleicht fu nfzig Menschen, die 

sich fu r die baden-wu rttembergische Bundestagsliste bewerben, haben 

weniger als die Ha lfte eine reelle Chance, in den Bundestag einzuziehen. 

Selbst mo gliche Direktmandate werden daran wenig a ndern.  

Das ist einerseits gut, weil wir damit zumindest formal eine Auswahl 

haben (u brigens auch der Grund, warum ich es begru ße, dass auch fu r 

die Pla tze 1 und 2 Gegenkandidaturen angeku ndigt wurden). Anderer-

seits stelle ich mir zunehmend die Frage, was die Motivation dahinter 

ist, auf Platz 25 ff. auf die Liste gehen zu wollen – erst recht, wenn damit 

kein Wahlkreis verbunden ist. 

Neben dem Bundes- und dem Landesvorsitzenden (Cem O zdemir 

bzw. Chris Ku hn) treten die bisherigen MdBs wieder an, soweit sie nicht 

im Lauf der letzten Legislaturperiode Verkehrsminister, Agrarminister 

oder OB von Stuttgart geworden sind. Einige Abgeordnete aus anderen 

Ebenen, Mitglieder des Parteirats, lange in der Partei engagierte Leute. 

Und viele, die u berregional vo llig unbekannt sind. Die Chancen, gewa hlt 

zu werden, sind hier definitiv ungleich verteilt. Der innerparteiliche 

http://www.gruene-bw.de/partei/parteitage/ldk-boeblingen-2012/bewerbungen-zur-landesliste.html
http://www.gruene-bw.de/partei/parteitage/ldk-boeblingen-2012/bewerbungen-zur-landesliste.html


Nachdenken über Bündnis 90/Die Grünen 

36 

Wahlkampf hat la ngst begonnen – auf leisen Sohlen, und hier und da 

lautstark. 

Im Fru hsommer habe ich eine Zeitlang mit dem Gedanken gespielt, 

selbst anzutreten. Gefragt wird ja niemand. Wer etwas werden will, 

muss sich selbst darum ku mmern. Wie u berall. Inzwischen habe ich 

mich definitiv gegen eine Kandidatur bei dieser Bundestagswahl ent-

schieden. Klar: ein politisches Mandat ist reizvoll. Unbestritten. Aber 

wu rde ich tatsa chlich zwischen Berlin und Freiburg (oder wo auch im-

mer) pendeln wollen, meine Kinder nur noch am Wochenende sehen, 

meinen Terminkalender von außen bestu cken lassen – Wahlkreister-

mine, inhaltliche Termine, Bundestagstermine, usw.?  

Till Seiler aus Konstanz war einer derjenigen, die relativ weit hinten 

auf der baden-wu rttembergischen Bundestagsliste standen. Er ru ckte 

im Zuge der Regierungsu bernahme in den Bundestag nach – und gab 

nach einigen Monaten sein Mandat wieder ab. Ich kann das durchaus 

nachvollziehen. 

Als parlamentarischer Berater der Fraktion im baden-wu rttembergi-

schen Landtag sehe ich, wie voll die Terminkalender der Abgeordneten 

sind. Wie ihnen von u berall die Erwartung entgegengebracht wird, sich 

fachlich auszukennen, sich allen Problemen anzunehmen, den direkten 

Draht zum Ministerpra sidenten zu pflegen und dann noch ein Leben 

neben dem Parlament – inzwischen ist’s offiziell ein Vollzeitparlament 

– zu haben. Ich kriege mit, wie schlecht oder gut Einzelne damit klar-

kommen. Und wie wenig Zeit den Abgeordneten bleibt, die tatsa chlich 

in so etwas wie politische Gestaltung fließt. Wo das gelingt, ist das ext-

rem erfreulich. Oft bleibt es dabei, Sprachrohr der Regierung zu sein, 

und Briefkasten fu r die Wahlkreissorgen. Das heißt auch: wer Macht ge-

winnt, gibt Freiheit auf.  

Das ist Stuttgart, das ist Baden-Wu rttemberg. Mit dem Bundestag po-

tenziert sich das. 

Nicht, dass ich nicht den Reiz nachvollziehen kann, der von politi-

schen Mandaten ausgeht. Auch ein Grund dafu r, warum ich inzwischen 

in der Politik arbeite. So, wie Abgeordnetenmandate derzeit zuge-
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schnitten sind, passen sie definitiv nicht jedem, nicht jeder, der/die or-

dentlich Politik betreiben will. In meiner aktuellen Lebenssituation 

wa re das nicht meines. Das mag sich a ndern. Fu r heute sehe ich es so.  

Ich werde das Risiko eines Wahlkampfs und den Nervenkitzel des 

Kampfs um den Listenplatzes also nicht eingehen. Vielleicht bin ich 

feige. Aber sich nett vorzustellen, was alles mo glich wa re mit so einem 

Mandat – das ist ja nur das eine. Dazu, tatsa chlich gewa hlt zu werden, 

bei der Aufstellungsversammlung im Wahlkreis, auf der Landesliste, 

durch die Bevo lkerung, dazu geho rt einiges mehr.  

In der Partei gibt es mehr als genug Menschen, die sich seit Jahren en-

gagieren. Die Fachkenntnisse haben. Die vor Ort bekannt sind. Die gut 

vernetzt sind. Die große Chancen haben, gewa hlt zu werden. Wer sich 

die Liste der Bewerbungen anschaut, kann an zwei Ha nden abza hlen, 

wer vermutlich vorne stehen wird. Und wer hier ernsthaft einsteigen 

mo chte, muss – so jedenfalls meine Beobachtung – schon weit vorher 

sehr viel Zeit und Energie investieren. Muss sich einen Namen machen. 

Sollte Erfahrungen in einem Lokalparlament gesammelt haben. Sollte 

wissen, wie das Spiel der Flu gel funktioniert. Und sollte dann noch eine 

adrette, emotionale, fachliche – kurzum: stimmige – Rede halten. Sym-

pathisch ru berkommen, an seinem Image arbeiten, die Rhetorik schu-

len, Ticks ablegen und nichts allzu Perso nliches twittern.  

Wir Gru ne stellen unsere Listen von unten her auf. Es gibt keinen Vor-

schlag der Parteifu hrung. Es gibt Absprachen, es gibt Bu ndnisse. Die 

ko nnen halten, die ko nnen zerfallen. Am Schluss entscheiden die 200 

Delegierten u ber die Landesliste. Die Delegierten, gewa hlt von den 

Kreisverba nden – das ist nicht die Basisbasis, aber ich denke, dass wir 

Delegierte es trotzdem hinkriegen, klug zu wa hlen. Am Ende steht im 

Idealfall eine Liste mit alten und neuen Gesichtern, mit unterschiedli-

chen Fachthemen, eine Liste, in der nicht nur – Quote macht’s mo glich 

– die Geschlechter, sondern auch die unterschiedlichen Regionen und 

Positionen innerhalb des Themenspektrums der Partei vertreten sind.  

Ich freue mich darauf, im Dezember mitzuentscheiden, wie unsere ba-

den-wu rttembergische Landesliste aussehen wird. Mein Name wird 
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nicht auf dieser Liste stehen. Aber mit etwas Glu ck viele Namen, denen 

ich zutraue, im Bundestag weiterhin gute gru ne Politik zu machen, de-

nen ich vertraue. Ich habe Respekt vor denen, die kandidieren – und 

noch mehr vor denen, die kandidieren, und die wissen, auf was sie sich 

einlassen. 

Das Ganze hat noch eine andere Seite. Fru her haben wir die Rotation 

gefordert. Heute gibt es zumindest Leute, die u ber Amtszeitbegrenzun-

gen oder Neuenquoten nachdenken. „BerufspolitikerIn“ ist ein Schimpf-

wort. Aber wer sich wirklich die Mu he macht, eine erfolgreiche Kandida-

tur vorzubereiten, einen Wahlkampf durchzuziehen und sich dann im 

Parlament zu etablieren – der oder die hat einiges an Arbeit erbracht. 

Zwischen der Arbeit zum ersten Mal gewa hlter Abgeordneter und der 

der alten Hasen gibt es sichtbare Unterschiede. Politik ist training on the 

job. Es gibt keine Ausbildung dafu r. 

Eine Partei, die dieses Fach- und Erfahrungswissen, diese Kontakte 

mutwillig wegschmeißt, ist nicht gut beraten. Ich halte viel davon, dass es 

Neue auf der Liste gibt. Aber das alleine ist kein Kriterium, und der fakti-

sche „Mandatsbonus“ der jetzigen Abgeordneten hat – in Balance und 

Ausgewogenheit zwischen beiden Zielen – durchaus seine Berechtigung.  

Politik ist eben auch ein Beruf. Wer das a ndern mo chte, wer keine „Be-

rufspolitikerInnen“ haben mo chte, muss ziemlich viel an unserer De-

mokratie umbauen. Ob das gut wa re, finde ich schwierig zu beurteilen. 

In der Theorie sicherlich – das Gedankenexperiment eines Jahr fu r Jahr 

unter der Bevo lkerung ausgelosten Parlaments hat seinen Reiz. Ob und 

wie das funktionieren wu rde, und welche Rolle dann die Apparate der 

Ministerien, der heutigen Fraktionen und des Parlaments spielen wu r-

den, sei dahingestellt. 

Warum blogge ich das? Aus Gründen der Selbsterkenntnis, um mir sicher zu sein, 

mich so zu entscheiden. Als Blick auf die Hinterbühne. Und natürlich auch, weil 

mich interessieren würde, wie das bei anderen so ist mit der Motivation, zu kan-

didieren oder eben nicht. 
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Kleine Nachbetrachtung zur LDK Böblingen 
und zur Zivilklausel-Debatte 

 

5.Dezember 2012 – Hochschulpolitik, So grün, so grün 

Nachdem ich begru ndet habe, warum ich nicht kandidiere (und gesagt 

habe, was es sonst so im Vorfeld der Listenaufstellung noch zu sagen gibt) 

und einen kurzen Vorbericht zur gru nen Landesdelegiertenkonferenz 

2012 verfasst habe, mo chte ich mich doch noch kurz zu den Ergebnissen 

a ußern. Einen ausfu hrlichen Bericht mit einigen Einscha tzungen dazu, 

warum manche Abstimmung so ausgefallen ist, wie sie ausgefallen ist, 

hat Kay Karpinski geschrieben, der die LDK als „externer“ Beobachter aus 

dem Landesverband Mecklenburg-Vorpommern zeitweise verfolgt hat. 

Wer die einzelnen Wahlergebnisse noch einmal nachlesen mo chte, kann 

dies auf der Seite des gru nen Landesverbands tun.  

http://blog.till-westermayer.de/index.php/2012/11/10/einige-anmerkungen-zur-bundestagswahlliste/
http://blog.till-westermayer.de/index.php/2012/11/29/kurz-boblingen-wir-kommen/
http://blog.gruene-greifswald.de/2012/12/03/bericht-aus-baden-wurttemberg/
http://www.gruene-bw.de/partei/parteitage/ldk-boeblingen-2012/ergebnisse-der-listenwahl.html
http://www.gruene-bw.de/partei/parteitage/ldk-boeblingen-2012/ergebnisse-der-listenwahl.html
http://www.flickr.com/photos/tillwe/8246726803/
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Sichtbar wird dort auch, dass es einige 

extrem knappe Entscheidungen bei der 

Listenaufstellung gegeben hat. Dies be-

trifft etwa Platz 7, wo sich Beate Mu ller-

Gemmeke mit einem Vorsprung von sie-

ben Stimmen gegen Biggi Bender durch-

setzen konnte, aber auch die Pla tze 10, 

11, 13 und 14, bei denen es jedes Mal 

um etwa zehn Stimmen Differenz ging – 

leider zumeist zu Ungunsten der von mir favorisierten KandidatInnen.  

Wer mo chte, kann auch die relativ knappen Ergebnisse der beiden lin-

ken KandidatInnen auf die Spitzenpla tze – insbesondere von Sylvia Kot-

ting-Uhl – mit in diese Reihe nehmen. Gerhard Schick wurde trotz einer 

objektiv deutlich besseren Rede nicht auf Platz 2, sondern erst auf Platz 

4 gewa hlt. Entta uscht bin ich, wenn ich mir die Liste so anschaue, ins-

besondere daru ber, dass Memet Kilic erst auf Platz 18 gewa hlt wurde. 

A hnlich sieht es mit den Ergebnisse fu r Ingrid Ho nlinger (Platz 17), Ale-

xander Geiger (letztlich erst auf Platz 28 gewa hlt) und Ina Rosenthal 

(auf Platz 23 gewa hlt) aus. Jo rg Rupp, der sich als profilierter Netzpoli-

tiker einen Namen auch u ber den baden-wu rttembergischen Landes-

verband gemacht hat, erhielt keine Chance auf der Liste.  

Dass es diese Unzufriedenheiten meinerseits mit unseren Wahlent-

scheidungen gibt, heißt nun beileibe nicht, dass die Liste insgesamt 

problematisch wa re. Nein: Ich finde, dass sie – mit allen Verzerrungen 

– unsere baden-wu rttembergische Partei gut wiedergibt. Trotzdem 

ha tte ich mich die eine oder andere Entscheidung gewu nscht, die an-

ders ausgeht – Demokratie kann manchmal ganz scho n wehtun. Die 

Liste ist nun so, wie sie ist. Jetzt geht es darum, gemeinsam Wahlkampf 

zu machen, und gemeinsam dafu r zu sorgen, dass auch die Pla tze 17 

und 18 noch in den Bundestag kommen. 

Neben der Listenwahl gab es auf dem Parteitag zwei große Reden – 

die von Ministerpra sident Winfried Kretschmann, der den Parteitag 

nutzte, um einige bildungspolitische Pflo cke einzuschlagen (und die 

http://blog.till-westermayer.de/wp-content/uploads/2012/12/2012-wahlkreise-btw2013-gruene-liste.jpg
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Relativierung seines Auto-Halbsatzes zu relativieren), und die von un-

serer Spitzenkandidatin Katrin Go ring-Eckardt, die sich u berzeugend 

als kerngru ne Fa ngerin bu rgerlicher Zweifelnder pra sentierte. 

Inhaltliche und formale Abstimmungen gab es dagegen nur in relativ 

kleiner Zahl: eine formale Satzungsa nderung bei uns, das Abnicken di-

verser Satzungsa nderungen der gru nen Jugend, Antra ge zu Tierschutz 

und zur Bildungspolitik – und zwei Antra ge, die dann doch etwas mehr 

Aufmerksamkeit erzeugten (die Beschlu sse sind leider nicht online). 

Beide betreffen die Friedenspolitik – zum einen die Frage, ob der Bun-

deswehr erlaubt werden soll, mit Jugendoffizieren in die Schulen zu ge-

hen (hier setzte die Partei ein deutliches Zeichen fu r mehr Mut in Rich-

tung Regierung) und die leidige Frage der Zivilklausel. 

Generell zum Thema Zivilklausel hatte ich bereits im gru nen Blog etwas 

geschrieben. Auf dem Parteitag war ich neben unserem MdL Kai Schmidt-

Eisenlohr und unserer Ministerin Theresia Bauer einer der drei RednerIn-

nen fu r den Antrag „V4“. Dieser wurde gegen den von Gru ner Jugend, Cam-

pusgru n, vielen Linken und der Mehrheit der LAG Hochschule unterstu tz-

ten Antrag „V2“ gestellt, in dem die Einfu hrung einer landesweiten, im 

Hochschulgesetz verankerten Zivilklausel gefordert wird. 

http://www.gruene-bw.de/themen/bildung/news/article/kooperationsvereinbarung-kuendigen-friedenserziehung-staerken.html
http://blog.gruene-bw.de/2012/09/13/grunzeug-am-mittwoch-148-langst-nicht-zu-viele-zivilklauseln/
http://www.flickr.com/photos/tillwe/8247795764/
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Dass ich mich deutlich gegen V2 ausgesprochen habe, mag manche 

u berrascht haben. Fu r mich gab es zwei Gru nde, den Antrag V4 mitzu-

schreiben, zu unterstu tzen und dann eben auch auf dem Parteitag zu ver-

treten. Zum einen glaube ich, dass es uns Gru nen gut ta te, wenn wir uns 

tatsa chlich einmal intensiv mit der Frage der Forschungsfreiheit ausei-

nandersetzen wu rden. Als Sprecher der BAG Wissenschaft ebenso wie 

als parlamentarischer Berater fu r Hochschulpolitik fa llt mir hier die klas-

sisch-gru ne Position, dass wir schon wissen, was fu r die Wissenschaft 

richtig ist, immer wieder auf die Fu ße. Und das zu Recht: Fu r Forschungs-

freiheit zu sein, und gleichzeitig Hochschulen und ForscherInnen von 

oben herab vorschreiben zu wollen, was geforscht werden darf, geht 

nicht gut zusammen. Mit einer Zivilklausel geht dies in unserer Richtung 

– aber genauso gut ko nnte eine konservative Regierung kritische Sozial-

forschung verbieten wollen, oder eine evangelikal-christliche Regierung 

alle der Bibel zuwiderlaufende Naturwissenschaft.  

Das heißt nicht, dass wir Gru ne nicht gesellschaftliche Werte vertre-

ten und einfordern – neben Frieden steht fu r mich hier die Frage nach-

haltiger Entwicklung ganz vorne – an denen gemessen durchaus nicht 

alle Forschungsprojekte gleich sind. Nur sollten wir daraus meiner Mei-

nung nach nicht den Schluss ziehen, bestimmte Forschung staatlicher-

seits verbieten zu wollen. 

Was aber dann? Da bin ich bei meinem zweiten Grund, warum ich mich 

stark fu r V4 eingesetzt habe: Wenn wir u berzeugt davon sind, dass einer-

seits das Prinzip der Subsidiarita t auch fu r Hochschulen gilt, und dass an-

dererseits o ffentlich finanzierte Hochschulen eine besondere gesell-

schaftliche Verantwortung haben, ergibt sich daraus die in V4 vertretene 

Position. Dahinter steht die Leitlinie, dass Hochschulen autonome Ein-

richtungen der Wissenschaft sein sollen, dass sie als „Preis“ dieser weit-

gehenden Autonomie aber zum einen so organisiert sein mu ssen, dass 

die demokratische Beteiligung aller Mitglieder dieses „Gemeinwesens“ 

gesichert ist (deswegen mu ssen in der kommenden Novelle des Landes-

hochschulgesetzes die Senate gesta rkt und demokratisiert werden), und 

dass sie zum anderen eine besondere Rechenschaftspflicht gegenu ber 
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der O ffentlichkeit haben. Forscherinnen und Forscher mu ssen ihre For-

schungsprojekte frei wa hlen ko nnen, mu ssen aber, wenn sie o ffentlich 

(grund-)finanziert werden, daru ber auskunftspflichtig sein, und sich der 

o ffentlichen Diskussion um ihre Projekte stellen. 

Dieser Leitlinie folgen die beiden in V4 vorgeschlagenen Instrumente: 

Verbindliche Regelungen fu r die Transparenz von Forschungsmitteln 

und Forschungsvorhaben (wer finanziert welche Forschung mit welchen 

Ziel – z.B. in einer landesweiten Datenbank erfasst), und die ebenso ver-

bindliche Einrichtung von Senatsausschu ssen fu r Ethik, die – bei gro ßt-

mo glicher O ffentlichkeit – hochschulintern u ber Forschungsvorhaben 

beraten, die ethisch fragwu rdig sind. Zudem ko nnen einzelne Hochschu-

len sich als Hochschulen selbst verpflichten, nur fu r friedliche Zwecke zu 

forschen. Beides sind durchaus weitreichende Vera nderungen des Lan-

deshochschulgesetzes und des Hochschulalltags. Entsprechend aufge-

regt lesen sich beispielsweise Stellungnahmen der FDP dazu. Aber sie 

sind mit diesem Koalitionspartner, in dieser Regierungskonstellation, 

mit diesem verfassungsrechtlichen Rahmen umsetzbar – das unter-

scheidet V4 letztlich von V2. Und deswegen habe ich mich aus der De-

ckung gewagt und fu r V4 geredet – letztlich mit Erfolg, der Antrag 

wurde mehrheitlich V2 vorgezogen. 

Dabei freut es mich, dass V4 im Lauf des Verfahrens noch einmal ver-

a ndert wurde, und so deutlicher wird, dass es nicht um eine Ablehnung 

des Ziels friedlicher Forschung geht, sondern um konkrete, jetzt um-

setzbare Instrumente fu r Forschung in Verantwortung – ohne Eingriff 

in die Forschungsfreiheit. Damit steht jetzt die Ministerin in der Verant-

wortung, dies in der kommenden Novelle des Landeshochschulgeset-

zes umzusetzen. 

Warum blogge ich das? Als Parteitagsnachbetrachtung – aber auch, um noch 

einmal zu begründen, warum ich auf dem Partei gegen das von Gewerkschaften 

und Friedensbewegung hochgehobene Instrument einer landesgesetzlichen Zi-

vilklausel geredet habe. 
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Der Ernst des Politischen 

13. Februar 2013 – Politik und Gesellschaft, So grün, so grün 

 
Photo: Bündnis 90/Die Grünen Baden-Württemberg, CC-BY-SA 2.0 

Fast schon wieder ein Jahr ist es her, dass ich dru ben beim Blog der ba-

den-wu rttembergischen Gru nen Ehrlichkeit als herausragende Eigen-

schaft Winfried Kretschmanns betonte. Das heißt jetzt nicht, dass er 

nicht in der Lage dazu wa re, Politik auf Botschaften hin zu „spinnen“, 

und – manche mo gen meinen, mit fast schon traumwandlerischer 

Sicherheit – die Aspekte herauszupicken, die anschlussfa hig sind, 

haften bleiben, aus denen sich dann fast schon stehende Redewen-

dungen ergeben. Aber das ist nur die eine Seite Kretschmanns, der 

Charme, mit dem politische Erfahrenheit sich hier in der gelungenen 

Zuspitzung Bahn bricht. 

Es gibt eine zweite Seite, die heute beim politischen Aschermittwoch in 

Biberach (den ich im Stream verfolgte) sichtbar wurde. Eugen Schlachter 

hat eine launige Wahlkampfrede gehalten, Thekla Walker eine gute 

Parteitagsrede, Renate Ku nast gewohnt schnoddrig-kabarettistisch den 

http://www.flickr.com/photos/gruene_bawue/8469993013/in/set-72157632760029854
http://creativecommons.org/licenses/by-sa/2.0/deed.en
http://blog.gruene-bw.de/2012/05/09/grunzeug-am-mittwoch-145-markenzeichen-ehrlichkeit/
http://blog.gruene-bw.de/2012/05/09/grunzeug-am-mittwoch-145-markenzeichen-ehrlichkeit/
http://www.flickr.com/photos/gruene_bawue/8469993013/
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Stand der Dinge Revue passieren lassen. Katrin Go ring-Eckardt zeigte 

sich als charmante Meisterin im Austeilen von Nadelstichen (was mir 

sehr gut gefallen hat). Und dann der große Moment, die Kreisvorsitzende 

ku ndigt ihn an – unser Landesvater. Und was macht Kretschmann?  

Er entta uscht alle Erwartungen. Er ha lt keine launige Bu ttenrede 

(dass er das auch kann, hat er wohl die Tage zuvor bei diversen Narren-

empfa ngen etc. gezeigt), sondern – ein Medium hat es so bezeichnet – 

eine „Fastenpredigt“. Thema der Predigt, und das ist die zweite Sache, 

die ihn ausmacht, fu r die derzeit wohl nur Kretschmann steht: Die Wut 

auf den Skandal. Politik ist fu r ihn kein Spiel. Politik ist nicht dazu da, 

Spaß zu machen. Wer sich darin u berbietet, Fußnoten aufzublasen, um 

einen Stich in der medialen Laune zu machen, betreibt aus Kretsch-

manns Sicht keine ernsthafte Politik. Nein: Es soll hart um die Sache 

gerungen werden. Es soll gesagt werden, was Sache ist. Wo das zu A rger 

fu hrt, darf der A rger gea ußert werden. Aber bei diesem politischen 

Ringen um die Sache ist Maß zu halten mit dem Skandalisieren. Wenn 

jedes A rgernis zum Skandal aufgeblasen wird (und dazu fallen mir 

nicht nur die von ihm genannten Beispiele ein, sondern auch das Stan-

dardverhalten unserer Landtagsopposition), dann ist der richtige – 

politische – Skandal nicht mehr zu unterscheiden von dem, was die 

Piraten als „Gate“ bezeichnen. Und wenn alles Skandal ist, bleibt Politik 

nur noch die Inszenierung.  

Ein aufs Draufhauen programmiertes Publikum mit einer Predigt fu r 

das Maßhalten auch in der Politik zu entta uschen – und dafu r am Schluss 

tosenden Beifall zu ernten: Das ist derzeit etwas, das nur Kretschmann 

kann. Etwas, das ihn besonders macht, in der Verbindung der Zuspitzung 

in der Sache, durchaus auch perso nlich, emotional, volksnah, und dem 

Verzicht auf den Zynismus des politischen Theaters. Chapeau! 

Warum blogge ich das? Weil ich dieses Ernstnehmen des Politischen eindrucks-

voll finde. Und weil es mich dazu bringt, darüber nachzudenken, wie viel Spiel 

ich in der Politik sehe.
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Regieren nach Zahlen: Was auf der 
BDK 2013 ansteht 

24. April 2013 – So grün, so grün 

„Zeit fu r den gru nen Wandel“ – unter diesem Motto steht der Antrag des 

Bundesvorstands fu r das gru ne Wahlprogramm 2013. Der Antrag und 

alle etwa 2500 A nderungsantra ge sind hier abrufbar. Wir sind also 

noch fleißiger gewesen als sonst und haben damit vermutlich die Bun-

desgescha ftsstelle an ihre absoluten Belastungsgrenzen gebracht. Ab 

Freitag wird dann entschieden, wie das endgu ltige Programm aussieht 

– und ob wir Himbeeren oder Erdbeeren als Beispiel fu r außer der 

Saison angebotene Fru chte bevorzugen. 

Nachdem jetzt alles auf dem Tisch liegt (bis auf die Antragsu ber-

sichten der Antragskommission, aus denen ersichtlich ist, fu r welche 

Antra ge U bernahmen empfohlen werden – aber die sollen ab morgen 

kommen), habe ich mir mal den Spaß gemacht, und Programm und 

A nderungsantra ge in Excel gekippt. Genauer gesagt habe ich zwei 

Dinge geza hlt: die Zahl der Zeilen pro Kapitel, und die Zahl der A n-

derungsantra ge pro Kapitel (hier die Daten dazu). Erstere sind durch-

nummeriert, insofern war das relativ einfach – bei letzteren habe ich 

mich mo glicherweise an der einen oder anderen Stelle verza hlt. Trotz-

dem lassen sich damit ein paar interessante Aussagen dazu treffen, wo 

wir im Wahlkampf Schwerpunkte setzen – und wo die Partei besonders 

diskussionsfreudig ist. 

 

 

http://www.gruene.de/partei/bdk-in-berlin.html
http://www.gruene.de/partei/bdk-in-berlin.html
http://www.spiegel.de/politik/deutschland/die-zehn-kuriosesten-aenderungungsantraege-fuer-das-gruenen-wahlprogramm-a-896043.html
https://docs.google.com/spreadsheet/pub?key=0At7ig1ppc0tedE1YY1VtWks5RHF3b0YxeTBBOXBsQ2c&single=true&gid=0&output=html
http://blog.till-westermayer.de/index.php/2013/04/24/regieren-nach-zahlen-was-auf-der-bdk-2013-ansteht/tw-2013-btw13-01/
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Zuna chst einmal zum Aufbau des Programms. Der sieht, in Zahlen 

gefasst, so aus. Dargestellt sind hier die Textzeilen pro Kapitel. Deutlich 

wird, das neben der Pra ambel (493 Zeilen) die Kapitel zu Wirtschaft 

(495 Zeilen), zu Bu rgerrechten (440 Zeilen) und zu Sozialpolitik (413 

Zeilen) am meisten Raum einnehmen. Allerdings ist diese Aussage inso-

fern mit Vorsicht zu genießen, als z.B. das, was bei anderen Parteien ein 

„Umweltkapitel“ wa re, bei uns auf die Themenfelder Energie (326 

Zeilen), Umwelt (335 Zeilen), Mobilita t (213 Zeilen) und Verbraucher-

schutz (218 Zeilen) verteilt ist. Sta nden die alle in einem Kapitel, wu rde 

dieses deutlich am meisten Raum einnehmen. Relativ umfangreich fa llt 

diesemal die Netzpolitik mit 341 Zeilen aus (zum Vergleich: das ganze 

Bildungskapitel inkl. Schule und Hochschule und Forschung umfasst 

nur 311 Zeilen). 

Mal sehen, wie sich das nach dem Parteitag vera ndert. Es gibt Antra ge, 

ganze neue Kapitel einzufu gen, und es gibt auch Antra ge, die Reihen-

folge umzustellen. 

A nderungsantra ge – davon gibt es sehr viele. Die BAGen, die Landes-

verba nde, die Kreisverba nde und viele Einzelpersonen waren sehr 

fleißig. Eine Auswertung danach, welche Akteuere wie viele Antra ge ge-

stellt haben (vielleicht sogar verbunden mit einer Netzwerkanalyse der 

Unterstu tzerInnen) wa re ebenso wie eine Analyse der „Hot spots“ im 

Wahlprogramm ebenfalls spannend, die konnte ich aber nicht leisten.  

Was ich gemacht habe, ist die Zahl der A nderungsantra ge pro Kapitel 

mit dem Umfang des Kapitels in Verbindung zu setzen. Heraus kommt 

ein Indikator „Antra ge pro Zeile“ – wenn der bei 1,0 la ge, ga be es 

rechnerisch zu jeder Zeile des betreffenden Kapitels einen A nderungs-

antrag, geht er auf z.B. 0,1 zuru ck, ist nur jede zehnte Zeile von einem 

A nderungsantrag betroffen.1  

 
1 Das stimmt auch nicht ganz, weil die A nderungsantra ge natu rlich nicht punktuell 
sind, sondern zumeist mehrere Zeilen – z.T. mehrere Seiten – vera ndern wollen. Trotz-

dem denke ich, dass die Zahl der A nderungsantra ge/Zeile ein ganz guter Indikator 
dafu r ist, welche Kapitel heiß umstritten sind, und wo das gru ne Herz zufrieden auf 
A nderungswu nsche verzichtet hat. 
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Der Quotient A nderungsantra ge pro Zeile reicht hier von 0,15 im Ka-

pitel zur Kommunalpolitik (und 0,16 beim Verbraucherschutz) bis zu 

0,81 im Energiekapitel – das geht es unter anderem auch um den Um-

gang mit dem Atomausstieg, und natu rlich insgesamt um eine gru ne 

Kernkompetenz, insofern wundert es mich nicht, das hierzu sehr viele 

A nderungsantra ge im Verha ltnis zum Text vorliegen. A hnlich hohe 

Werte erreichen die Themen Mobilita t (0,70) und Umwelt (0,60). Ein 

kleines bisschen Ein-Punkt-Partei schimmert da noch durch … 

Danach kommt dann mit einem Quotienten von 0,53 das Bildungs-

kapitel. Schule ist ein heißes Thema, zum Hochschulbereich haben wir 

allein als BAG Wissenschaft, Hochschule, Technologiepolitik fast drei-

ßig A nderungsantra ge eingereicht, und auch Campusgru n und die Gru -

ne Jugend sind nicht unta tig geblieben. Was davon – neben vielen in-

haltlichen Pra zisierungen und fachlichen Erga nzungen – am Samstag 

tatsa chlich debattiert und abgestimmt werden muss, wird sich zeigen. 

Ein heißer Tipp meinerseits ist in diesem Antragsfeld das Thema Zivil-

klausel und Umgang mit Forschungsfreiheit, zu dem eine ganze Reihe 

an Antra gen vorliegen. In absoluten Zahlen reicht die Zahl der A nde-

rungsantra ge pro Kapitel u brigens von 35 Antra gen zum Verbraucher-

http://blog.till-westermayer.de/index.php/2013/04/24/regieren-nach-zahlen-was-auf-der-bdk-2013-ansteht/tw-2013-btw13-02/
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schutz u ber ein Mittelfeld von 80–150 A nderungsantra gen in den 

meisten Kapiteln bis zu 203 Antra gen zu Bu rgerrechten, 213 zu Wirt-

schaft und 264 zur Energiepolitik (wiederum ohne Gewa hr dafu r, dass 

ich mich nicht verza hlt habe). 

Warum blogge ich das? Weil ich die große Zahl der – auch wenn’s um Himbeeren 

geht – ernst gemeinten Anträge als Zeichen dafür sehe, das wir eine lebendige 

Partei sind, die insgesamt ein großes Interesse daran hat, ein durchdachtes und 

nicht nur an der Oberfläche glänzendes Wahlprogramm vorzulegen. 

 

Nachtrag: Jetzt doch noch eine Darstellung der Hotspots im Programm: 

 

 

 

Nachtrag 2 (26.04.2013): Marcel Ernst hat mir gerade noch eine Aus-

wertung nach Erst-AntragstellerInnen geschickt (die Angaben der Lan-

desverba nde beziehen sich also nur auf die erste Person, die auf dem 

Antrag steht, nicht auf alle UnterzeichnerInnen). Danke dafu r! Seine 

Auswertung ergibt folgendes Bild:  

http://blog.till-westermayer.de/index.php/2013/04/24/regieren-nach-zahlen-was-auf-der-bdk-2013-ansteht/tw-2013-btw13-03/
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1. Wer stellt u berhaupt Antra ge zum Programm? Die beiden blauen 

Balken sind Antra ge von Einzelpersonen (47% aller A nderungsantra ge 

haben diesen Charakter). Der gro ßte Teil davon kommt – nach den Erst-

antragsstellerInnen – von Mitgliedern, die zumindest keine MdB sind, 

es sind allerdings, hier nicht ausgewertet, durchaus auch Landtagsmit-

glieder und andere Funktiona rInnen dabei. Dennoch finde ich es ziem-

lich spannend, wie groß der Anteil der Einzelantra ge ist. 

Auf den Pla tzen landen dann die Bundesarbeitsgemeinschaften (BAG, 

hier inkl. 53 Antra ge des Bundesfrauenrats) mit 23 Prozent aller An-

tra ge sowie Kreis- und Ortsverba nde mit 20 Prozent. Fu hrend bei den 

BAGen ist u brigens die BAG Arbeits, Soziales, Gesundheit (55 Antra ge), 

gefolgt von der BAG ChristInnen (53 Antra ge), der BAG Migration und 

Flucht (52 Antra ge), der BAG Energie (39 Antra ge) und der BAG Frie-

den (35 Antra ge). Die Gru ne Jugend hat 138 Antra ge gestellt (5% aller 

A nderungsantra ge), aus den Landesverba nden (Landesparteitagsbe-

schlu sse) kamen weitere vier Prozent aller Antra ge. 

2. Marcel hat sich dann noch angeschaut, wie viele Antra ge aus 

welchen Landesverba nden kommen (nach dem Landesverband der 

ErstunterzeichnerIn). Dabei ergibt sich – normiert auf die Mitglieder-

http://blog.till-westermayer.de/index.php/2013/04/24/regieren-nach-zahlen-was-auf-der-bdk-2013-ansteht/tw-2013-btw13-04/
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zahl der Landesverba nde – folgendes Ergebnis (siehe Abb. oben). In ab-

soluten Zahlen wu rde dagegen NRW mit 396 Antra gen vorne liegen, 

gefolgt von Baden-Wu rttemberg mit 393 Antra gen und Berlin mit 352 

Antra gen. So – und jetzt muss ich los, abstimmen.  

 

http://blog.till-westermayer.de/index.php/2013/04/24/regieren-nach-zahlen-was-auf-der-bdk-2013-ansteht/tw-2013-btw13-06-neu/
http://blog.till-westermayer.de/index.php/2013/04/24/regieren-nach-zahlen-was-auf-der-bdk-2013-ansteht/tw-2013-btw13-05/
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Nachtrag 3: Charlotte Schneidewind-Hartnagel hatte mich darauf auf-

merksam gemacht, dass sich aus diesen Daten auch Aussagen zur Ge-

schlechterverteilung ableiten lassen mu ssten. Das habe ich gemacht – 

auch hier wiederum nur in Bezug auf die ErstunterzeichnerInnen (im 

Schnitt gibt es u brigens 4,8 Antra ge pro ErstunterzeichnerIn). Dabei 

ergibt sich diese Darstellung. Soweit ich die Zahlen kenne, entspricht das 

– sowohl in Bezug auf die Nicht-MdBs als auch in Bezug auf die MdBs – 

jeweils ganz gut den Geschlechterverha ltnissen in der Grundgesamtheit. 

 

 

Was auf der BDK mit dem 
Wahlprogrammentwurf passierte 

10. Mai 2013 – Politik und Gesellschaft, So grün, so grün 

Vor dem gru nen Programmparteitag (BDK, kurz fu r Bundesdelegier-

tenkonferenz) hatte ich ein paar Visualisierungen zu den A nderungs-

antra gen zum Bundestagswahlprogramm gepostet. Nachdem inzwi-

schen die von der BDK vera nderten Texte vorliegen, ist es Zeit fu r eine 

kleine Bilanz der Parteitagsarbeit (bzw. der Antragskommissionsar-

beit) in drei Diagrammen. 

 

 

http://blog.till-westermayer.de/index.php/2013/04/24/regieren-nach-zahlen-was-auf-der-bdk-2013-ansteht/
http://blog.till-westermayer.de/index.php/2013/04/24/regieren-nach-zahlen-was-auf-der-bdk-2013-ansteht/
http://www.gruene.de/partei/gruenes-wahlprogramm-2013.html
http://blog.till-westermayer.de/index.php/2013/05/10/was-auf-der-bdk-mit-dem-wahlprogrammentwurf-passierte/tw-2013-btw13-2-01/
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Zuna chst einmal fa llt auf, dass der verabschiedete Beschluss fast 

eineinhalb mal so lang ist wie der Entwurf des Wahlprogramms. Ich 

habe die HTML-Antragstexte von der Website (Zeichen inkl. Leer-

zeichen) geza hlt (bzw. za hlen lassen, wozu hat’s Programme), und das 

selbe mit den PDFs der Beschlu sse gemacht, letztere korrigiert um die 

Fußzeilen etc. Wenn es nicht einen systematischen Fehler dabei gibt, 

dann sind alle Programmteile la nger geworden, einige sogar erheblich 

la nger. In VG-Wort-Normseiten a  1500 Anschla gen waren das vor der 

BDK knapp 300 Seiten (faktisch eher 150), herausgekommen ist ein 

Wa lzer mit 453 Normseiten (als PDF sind das 191 Seiten).  

 

 

Da die erste Abbildung nur begrenzt deutlich macht, was sich wie vera n-

dert hat, habe ich im zweiten Diagramm (oben) dargestellt, welche 

Kapitel um wieviel Zeichen gewachsen sind. Im arithmetischen Mittel 

wuchs jedes Kapitel um 10.705 Zeichen. Im Detail reicht das von einem 

Plus von 3107 Zeichen im Mobilita tskapitel Kapitel Verbraucherschutz 

bis zu 24.309 Zeichen im Kapitel „Eine Welt“ und 25.609 Zeichen im Wirt-

schaftskapitel – das ist jeweils mehr als einzeln Kapitel vorher u berhaupt 

an Zeichen umfasst haben! Diese Ausdehnung hat insgesamt einiges mit 

http://blog.till-westermayer.de/index.php/2013/05/10/was-auf-der-bdk-mit-dem-wahlprogrammentwurf-passierte/tw-2013-btw13-2-02/
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dem Verfahren der (modifizierten) U bernahme zu tun, befu rchte ich. 

Hoffen wir, dass das Programm dadurch auch besser geworden ist. 

Drittens: Relativ betrachtet, bewegt sich der Zuwachs je Kapitel zwi-

schen 21 und 92 Prozent der urspru nglichen La nge; die Pra ambel und 

das Mobilita tskapitel Kapitel Verbraucherschutz wuchsen um ein Fu nf-

tel ihres bisherigen Umfangs, das Kapitel „Eine Welt“ wurde fast ver-

doppelt. 

Zum Schluss noch der Wordle-Vergleich – nicht sinnvoll, aber hu bsch 

anzusehen. Links der Entwurf, rechts der Beschluss:  

Warum blogge ich das? Vor allem als Follow-Up zur Visualisierung. Noch schö-

ner wäre es natürlich, ein interaktives Tool zu haben, das für jeden Antrag zeigt, 

was damit passiert ist. Oder den direkten Textvergleich zulässt …

http://www.wordle.net/
http://blog.till-westermayer.de/index.php/2013/05/10/was-auf-der-bdk-mit-dem-wahlprogrammentwurf-passierte/tw-2013-btw13-2-entwurf/
http://blog.till-westermayer.de/index.php/2013/05/10/was-auf-der-bdk-mit-dem-wahlprogrammentwurf-passierte/tw-2013-btw13-2-beschluss/
http://blog.till-westermayer.de/index.php/2013/05/10/was-auf-der-bdk-mit-dem-wahlprogrammentwurf-passierte/tw-2013-btw13-2-03/
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Blended Participation: Grüner 
Mitgliederentscheid gestartet 

2. Mai 2013 – So grün, so grün 

Wa hrend es bei der SPD „Das Wir entscheidet“ heißt, lautet das Leit-

motiv des am 2. Mai 2013 gestarteten Mitgliederentscheids von Bu nd-

nis 90/Die Gru nen „Hier bist Du entscheidend!“. Nach der Urwahl ihrer 

SpitzenkandidatInnen setzen die Gru nen damit zum zweiten Mal einen 

Beteiligungsakzent im Vorfeld der Bundestagswahl 2013.  

In Anlehnung an „blended learning“, also die Mischung von Online- 

und Offline-Anteilen in Kursen und Seminaren, kann dabei von „blen-

ded participation“ gesprochen werden. Statt wie beim „Virtuellen Par-

teitag“ alleine auf „online“ zu setzen, integriert der Mitgliederentscheid 

„klassische“ Formen der parteiinternen Meinungsbildung mit Online-

Aspekten. In den einzelnen Phasen gibt es dabei unterschiedliche Ak-

zentuierungen. 

Grundlage des Mitgliederentscheids ist das von der Bundesdelegier-

tenkonferenz vom 26. bis 28. April 2013 beschlossene Bundestags-

wahlprogramm. Dieses Wahlprogramm ist zuna chst einmal in ganz 

herko mmlicher Weise entstanden: Eine vom Bundesvorstand ein-

gesetzte Schreibgruppe hat einen Entwurf vorgelegt. Dieser wurde im 

Februar 2013 vero ffentlich, so dass dann Mitglieder und Gliederungen 

http://www.gruener-mitgliederentscheid.de/
http://de.wikipedia.org/wiki/Integriertes_Lernen
http://www.soz.uni-frankfurt.de/K.G/B5_2003_Westermayer.pdf
http://www.soz.uni-frankfurt.de/K.G/B5_2003_Westermayer.pdf
http://blog.till-westermayer.de/wp-content/uploads/2013/05/tw-2013-screenshot-me13.png
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A nderungsantra ge dazu stellen konnten. Auf der Grundlage von Verfah-

rensvorschla gen wurden diese etwa 2500 A nderungsantra ge von den 

Delegierten des Parteitags beraten und abgestimmt; das Gros der An-

tra ge wurde dabei summarisch behandelt, nur in wenigen Fa llen gab es 

Einzelabstimmungen.  

Vor der Bundesdelegiertenkonferenz wurde der Programmentwurf 

in mehreren regionalen Programmforen vorgestellt und diskutiert; zu-

dem gab es mehrfach die Mo glichkeit, online Fragen dazu einzureichen. 

Die Rekordzahl an A nderungsantra gen du rfte mit der breiten Informa-

tion in der Partei u ber den Programmprozess zusammenha ngen, aber 

auch damit, dass Plattformen wie Facebook ebenso wie das partei-

interne „Wurzelwerk“ und Tools wie Mailinglisten und Pads selbst-

versta ndlich von den Mitgliedern und Gliederungen der Partei dazu ge-

nutzt wurden, A nderungsantra ge zu schreiben, zu diskutieren und 

Unterstu tzungsunterschriften dafu r zu sammeln. Einige Schlu sselpro-

jekte wurden dabei im Diskussions- und Abstimmungsprozess vera n-

dert oder sogar neu eingefu gt. 

Ein Bestandteil des Wahlprogramms sind 58 Schlu sselprojekte; d.h. 

jedem der 18 inhaltlichen Kapitel des Wahlprogramms folgen drei, vier 

oder fu nf Projekte, in denen konkrete politische Vorhaben beschrieben 

werden, beispielsweise eine verbesserte Kennzeichnungspflicht fu r 

gentechnisch hergestellte Lebensmittel, die Erho hung und der Umbau 

des Bafo gs, die Reform der Drogenpolitik oder den Ausbau des Breit-

band-Internetzugangs. Daru ber, welchen dieser Schlu sselprojekte im 

Wahlkampf und in etwaigen Koalitionsverhandlungen besonderes Ge-

wicht zukommen soll, soll nun der eigentliche Mitgliederentscheid Aus-

kunft geben.  

Dieser gliedert sich in eine Diskussionsphase (Mai 2013) und in die de-

zentrale Abstimmung. In der Diskussionsphase steht die Website 

http://www.gruener-mitgliederentscheid.de im Mittelpunkt. Auf dieser 

Website werden zum einen die 58 Projekte – gegliedert in die drei The-

menbereiche „Moderne Gesellschaft“, „Gerechtigkeit“ und „Energiewen-

de und O kologie“ kurz vorgestellt. Jedes einzelne Projekt hat dabei eine 

http://www.gruener-mitgliederentscheid.de/
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eigene URL und kann 

u ber soziale Medien 

geteilt werden. Da-

hinter du rfte die U ber-

legung stehen, im 

parteiinternen Wahl-

kampf um die wich-

tigsten Projekte einen 

handle fu r einzelne 

Projekte zu haben, mit 

dem Interessengrup-

pen und einzelne Mit-

glieder diese bewer-

ben ko nnen. Im Ideal-

fall ko nnen sich hier 

virale Effekte ergeben. 

Zugleich fu hrt jede 

Nennung eines der 

Projekte auf Plattfor-

men wie Facebook, 

Google plus und Twit-

ter zu halb-o ffentlicher Sichtbarkeit sowohl des Themas als auch des 

partizipativen Verfahrens und ist damit doppelte Wahlkampfwerbung 

bereits in der Diskussionsphase.  

Die Projekte ko nnen aber nicht nur extern beworben werden, 

sondern sind jeweils online diskutierbar. – allerdings nur fu r gru ne Mit-

glieder. Dabei wird zwischen Kommentaren, die von allen abgegeben 

werden ko nnen, und „Argumenten“ unterschieden. Argumente – die 

Ausgangspunkte einer Diskussion – ko nnen nur gru ne Mitglieder ein-

bringen. Technisch wird dies dadurch erreicht, dass es zum Kommen-

tieren Bewerten wie zum Schreiben von Argumenten auf der Mitglie-

derentscheids-Website notwendig ist, sich mit den Login-Daten des 

eigenen Wurzelwerk-Accounts einzuloggen. Die so abgegebenen Argu-

http://gruener-mitgliederentscheid.de/argument/elektromobilitaet-mit-100-erneuerbaren-energien-ist-nur-dann-moeglich-wenn/
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mente zu den einzelnen Projekten sind o ffentlich sichtbar. , und ko nnen 

– wiederum nur von Mitgliedern – kommentiert und bewertet werden. 

Sie ko nnen – nur von Mitgliedern – bewertet und von allen kom-

mentiert werden. Die Projekte mit der meisten Zustimmung werden 

mit ho herer Priorita t angezeigt bzw. befinden sich weiter oben in den 

Listen der Schlu sselprojekte.  

Die Begrenzung auf Mitglieder beim Kommentieren hat verschiedene 

Effekte. Zum einen ist so sichergestellt, dass es sich – zumindest auf der 

Website, zumindest bei den Hauptargumenten – um eine parteiinterne 

Meinungsbildung handelt. Kommentare von Lobbygruppen oder kon-

kurrierenden Parteien, die das in der Deliberation gewonnene Mei-

nungsbild verfa lschen ko nnten, werden ausgeschlossen in die Kom-

mentarstra nge verwiesen und klar von den Hauptargumenten ge-

trennt. Zum anderen ist zu vermuten, dass die Begrenzung auf Mitglie-

der dieses Vorgehen das Aufkommen an Spam und beleidigenden 

Meinungsa ußerungen deutlich reduziert und so den Moderationsauf-

wand fu r diese Kommentare minimiert. In diesem Sinne nicht kon-

trollieren la sst sich dagegen Meinungsbildung, die jenseits gruener-

mitgliederentscheid.de stattfindet, etwa auf Facebook.  

Prinzipiell hat jedes Parteimitglied Zugangsdaten zum Wurzelwerk, 

das im Vorfeld der Bundesdelegiertenkonferenz modernisiert und in 

seiner Attraktivita t deutlich aufgewertet wurde. Auch die Antragstel-

lung bei der Bundesdelegiertenkonferenz erfolgte teilweise u ber ein 

mit dem Wurzelwerk verbundenes Antragstool. Daten zur Netznutzung 

durch Parteimitglieder weisen eine fu r die soziale Zusammensetzung 

von Bu ndnis 90/Die Gru nen typische hohe Netznutzungsaffinita t aus. 

Dennoch wurde darauf verzichtet, die immerhin fu r die Kommuni-

kation im Wahlkampf bedeutsame Entscheidung selbst online stattfin-

den zu lassen. Aus einer Teilhabe-Perspektive mag dies etwas damit zu 

tun haben, dass eben auch bei Bu ndnis 90/Die Gru nen nicht alle Mit-

glieder das Netz nutzen, aus einer Wahlkampf-Perspektive du rfte es 

aber auch darum gehen, die Mobilisierungs- und Werbeeffekte des 

Mitgliederentscheids optimal zu nutzen. Der Entscheid selbst findet 

http://www.forschungsgruppe.de/Umfragen/Internet-Strukturdaten/web_I_13_2.pdf
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deswegen „offline“ statt: Jedes Mitglied bekommt einen Stimmzettel 

zugesandt und kann diesen per Briefwahl bis zum 8. Juni einreichen. 

Das soll allerdings der Weg der zweiten Wahl sein – in erster Linie setzt 

die Partei darauf, dass am 8. und 9. Juni 2013 mo glichst alle Kreis-

verba nde vor Ort Mitgliederversammlungen zum Mitgliederentscheid 

veranstalten. Diese ko nnen vom u blichen Setting einer kleinen Kreis-

versammlung mit 20 bis 30 Leuten bis zu Großveranstaltungen mit 

mehreren hundert Personen reichen.  

Die dezentralen Veranstaltungen sollen durch einen Stream mit 

einem zentralen Event in Berlin verbunden werden. Unter anderem 

wird es dabei die Mo glichkeit geben, die beiden auf der Website 

meistdiskutiertesten Projekte auf großer Bu hne vorzustellen. 

Im Mittelpunkt der dezentralen Veranstaltungen steht – egal, wie sie 

sonst gestaltet sind – der Wahlakt der anwesenden Mitglieder, die ihren 

zugesandten Stimmzettel vor Ort abgeben ko nnen. Aus den Ergebnis-

sen der Kreisverba nde und der Briefwahlstimmen wird das bundes-

weite Ergebnis des Mitgliederentscheids ausgeza hlt, und damit festge-

legt, welchen Projekten im Wahlkampf eine besondere Aufmerksam-

keit zukommt. Durch die vorgeschaltete Diskussionsphase du rfte 

allerdings auch fu r andere Projekte die parteiinterne und mediale Auf-

merksamkeit steigen, ebenso wie die dezentralen Wahlversammlungen 

demokratischer Akt und Event zugleich sind.  

Demokratietheoretisch interessant ist die Frage nach den mit dem 

Entscheid verbundenen Risiken. Kann es sein, dass plo tzlich vo llig 

„schra ge“ Themen an der Spitze landen? Hier bietet das gewa hlte Ver-

fahren ein dreifaches Auffangnetz:  

Erstens handelt es sich „nur“ um eine Auswahl unter den im Wahlpro-

gramm insgesamt bereits beschlossenen Projekten. Damit wird ausge-

schlossen, dass vo llig neue Projekte an die Spitze gesetzt werden. Alle 

Projekte sind durch den „Filter“ aus Bundesvorstand, Antragskom-

mission und Bundesdelegiertenkonferenz gegangen. Auf diesem Weg 

wurde beispielsweise verhindert, dass das Thema „umlagefinanzierter 

O PNV“, das von der Gru nen Jugend vorgeschlagen wurde, den Weg ins 
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Wahlprogramm fand. Damit steht es nicht zur Abstimmung im Mitglie-

derentscheid. 

Zweitens wird mit dem Wahlverfahren verhindert, dass alle Projekte 

aus einem Bereich kommen. Wie bereits dargestellt, sind die 58 

Schlu sselprojekte auf drei große Themenblo cke aufgeteilt. Jedes Mit-

glied kann nun je Themenblock drei Stimmen vergeben, dazu kommt 

eine „Joker“-Stimme. Es wird damit unwahrscheinlich, dass sich alle 

Stimmen in einem Themenblock massieren und nur Projekte aus einem 

Themenblock unter den neun Spitzenprojekten landen. 

Drittens schließlich ist der Entscheid zwar in den Wahlkampf ein-

gebunden, aber keine Urabstimmung im Sinne der Satzung. Die partei-

interne Bindewirkung der Abstimmung ist damit eine extern her-

gestellte, etwa durch Medienberichte u ber das Ergebnis. Sie hat aber 

nicht den bindenden Charakter eines Parteitagsbeschlusses. Ent-

sprechend bleibt relativ wolkig, was genau die ausgewa hlten Projekte 

im Vergleich zu anderen Projekten auszeichnet, und in welcher Form 

diese in den Wahlkampf und gegebenenfalls in Koalitionsverhand-

lungen einfließen. Es geht nicht darum, zu entscheiden, welche Themen 

auf den Plakaten stehen, oder was auf jeden Fall in ein Hundert-Tage-

Programm aufgenommen werden muss. Hier behalten sich der Bundes-

vorstand und die SpitzenkandidatInnen also Handlungs- und Gestal-

tungsmo glichkeiten vor. Auch wenn aufgrund der angesprochenen 

externen Bindung zu vermuten ist, dass es einen gewissen Druck dafu r 

geben wird, dass sich die Ergebnisse des Entscheids etwa in einem 

Kurzprogramm wiederfinden, es also ohne politische Verwerfungen 

nicht bei einer reinen Showveranstaltung bleiben kann, ist damit 

definitiv ein doppelter Boden eingezogen. 

Der Erfolg des jetzt gestarteten Mitgliederentscheids wird sich 

meines Erachtens in drei Dimensionen bewerten lassen: 

1. Mobilisierungswirkung: Wie viele Mitglieder nehmen an den 

Onlinedebatten und letztlich am Entscheid teil? Wie viele Kreis-

verba nde veranstalten dezentrale Termine zum Mitglieder-
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entscheid? Vera ndert sich der Bekanntheitsgrad zentraler Projekte 

in der gru nen Anha ngerschaft? 

2. O ffentliche Sichtbarkeit – der Entscheid als Event: Wie sieht es mit 

der Medienberichterstattung u ber den Entscheid und u ber einzel-

ne Themen aus? Gelingt es, Schlu sselprojekte viral zu verbreiten? 

Wird in den Medien u ber das Ergebnis berichtet? 

3. Partizipative Wirkung – wird „Hier bist Du entscheidend!“ tatsa ch-

lich umgesetzt? Wie geht die Parteispitze mit den letztlich ausge-

wa hlten Projekten um? Entfaltet die Entscheidung der Mitglieder 

u ber die „neun wichtigsten Projekte unserer Regierungsbeteili-

gung“ (Website) tatsa chlich eine Wirkung im Sinne einer Priorita -

tensetzung, die es ohne Mitgliederentscheid nicht gegeben ha tte?  

Unabha ngig davon kann der Mitgliederentscheid, der in dieser Form 

neu in der deutschen Parteienlandschaft ist, als charmantes und kluges 

Experiment gesehen werden, den sicherlich auch dem Auftauchen der 

Piratenpartei zu verdankenden Beteiligungsschub konkret umzuset-

zen. Besonders interessant erscheint dabei aus meiner Sicht die kon-

zeptionell gelungene Verkoppelung aus Online- und Offline-Elementen 

zu einer „blended participation“.  

Warum blogge ich das? Weil ich spannend finde, was hier passiert, und seit dem 

Virtuellen Parteitag, der inzwischen auch schon wieder über ein Jahrzehnt 

zurückliegt, beobachte, was meine und andere Parteien mit Onlinekommuni-

kation demokratisches anstellen. 
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Einige Kennzahlen zum 
grünen Mitgliederentscheid 

9. Juni 2013 – So grün, so grün 

An diesem Wochenende finden die Urnenwahlen in den Kreisverba n-

den zum gru nen Mitgliederentscheid #me13 statt; schon davor haben 

sicherlich viele ihre Stimme per Briefwahl abgegeben. Und es konnte 

auf der Website diskutiert und gevotet werden. Wie der Mitgliederent-

scheid ausgegangen ist, wird am 12. Juni feststehen. Einige Hinweise, 

wie er ausgehen ko nnte, gibt die Diskussion auf der Website. In absolu-

ten Zahlen ist es vermutlich nur ein relativ kleiner Teil der gru nen Mit-

glieder, der sich hier beteiligt hat (das habe ich nicht geza hlt, ebenso 

wie ich keine qualitative Auswertung der Diskussion dort durchgefu hrt 

habe). Was sich aber relativ einfach za hlen la sst, ist die Zahl der Argu-

mente (Diskussionsbeitra ge gru ner Mitglieder zu den 58 Schlu ssel-

projekten), die Zahl der Kommentare zur diesen Argumenten (o ffent-

lich) sowie die Bewertung der Argumente (durch gru ne Mitglieder).  

Insgesamt gibt es 58 Schlu sselprojekte. Zu diesen wurden 419 

Argumente auf gruener-mitgliederentscheid.de eingestellt, zu denen es 

http://www.gruener-mitgliederentscheid.de/
http://blog.till-westermayer.de/index.php/2013/05/02/blended-participation-der-grune-mitgliederentscheid-wurde-gestartet/
http://blog.till-westermayer.de/index.php/2013/06/09/einige-kennzahlen-zum-grunen-mitgliederentscheid/2013-06-me13-ueberblick/
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954 Kommentare und 2819 Votes gab. Pro Projekt sind das im Schnitt 

7,2 Argumente, pro Argument gab es im Schnitt 2,3 Kommentare und 

6,7 Votes. Dabei wurde der Bereich „Energie und O kologie“ deutlich 

intensiver diskutiert als das Themenfeld „Gerechtigkeit“ bzw. die 

„Moderne Gesellschaft“, wie die vorhergehende Abbildung zeigt. 

Pro Projekt gab es jeweils mindestens ein Argument, maximal 26. Bei 

den Kommentaren geht die Bandbreite von null Kommentaren bis zu 

93 Kommentaren fu r ein Projekt, bei den Votes (die ja fu r Argumente 

vergeben wurden) von drei Stimmen bis zu 260 Stimmen pro Projekt. 

Argumente und Votes korrelieren miteinander. Die absolute Zahl der 

Votes – summiert u ber alle Argumente zu einem Projekt – du rfte, da 

sich hier nur gru ne Mitglieder beteiligen konnten, durchaus etwas da-

ru ber aussagen, als wie relevant bestimmte Schlu sselprojekte empfun-

den wurden. Wenn die tatsa chliche Abstimmung a hnlich ausfa llt wie 

das Voting fu r gute Argumente, dann kommt dabei folgendes heraus: 

Demnach wa ren im Bereich „Energie & O kologie“ die Kritik der Mas-

sentierhaltung (Projekt 08), die Energiewende (Projekt 01) und neue 

Wohlstandsindikatoren (Projekt 05) ganz vorne. Im Bereich „Gerechtig-

keit“ wu rde das inklusive Gemeinwesen (Projekt 30) vor der Mieten-

problematik (Projekt 33) und der Bu rgerversicherung (Projekt 27) 

http://blog.till-westermayer.de/index.php/2013/06/09/einige-kennzahlen-zum-grunen-mitgliederentscheid/2013-06-me13-votes/
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landen. Auch Vermo gensabgabe und Abschaffung des Ehegattensplit-

tings sind hier noch recht weit vorne, wie insgesamt die Verteilung 

deutlich „flacher“ ausfa llt. In der „modernen Gesellschaft“ ist die O ff-

nung der Ehe fu r gleichgeschlechtliche Paare (Projekt 48) zumindest 

den summierten Votes zu Folge das Top-Projekt. Mit deutlichem Ab-

stand folgt die viel beworbene europa ische Bu rgerinitiative (Projekt 

55) und – wiederum mit Abstand ein Cluster aus der Frauenquote fu r 

Aufsichtsra te (Projekt 51), der Einschra nkung der Ru stungsexporte 

(Projekt 57) und der Reform der Drogenpolitik (Projekt 50).  

Ich befu rchte, dass meine Lieblingsprojekte am Schluss ganz a hnlich 

dastehen werden wie in diesem Voting – das betrifft die Hochschul-

politik, aber auch die Informationsfreiheit und den Internetausbau, die 

in ihren Themenfeldern jeweils im Mittelfeld gelandet sind.  

Zum Schluss noch der Hinweis darauf, dass die Zahl der Kommentare 

(die auch von Nicht-Gru nen abgegeben werden konnten) und die Zahl 

der auf Mitglieder beschra nkten Argumente nicht unbedingt in einem 

Zusammenhang stehen. Beispielsweise wurde die Steuerreform oder 

die Vermo gensabgabe intensiv kommentiert (siehe Abb. oben). 

http://blog.till-westermayer.de/index.php/2013/06/09/einige-kennzahlen-zum-grunen-mitgliederentscheid/2013-06-me13-kommentare/
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Warum blogge ich das? Wenn ich schon nicht zu einer qualitativen Auswertung 

der Onlinedebatte zum Mitgliederentscheid komme, dann doch zumindest ein 

paar quantitative Daten – der nächste Schritt ist dann nach dem 12.6. die Ver-

knüpfung mit den tatsächlichen Abstimmungsergebnissen. 

 

Nach dem Mitgliederentscheid 

12. Juni 2013 – So grün, so grün 

Am Samstag habe ich mir einige Kennzahlen zum gru nen Mitglieder-

entscheid angeschaut. Heute wurde nun das Ergebnis verku ndet. 

An der Urabstimmung teilgenommen hat wohl ein gutes Viertel der 

Mitglieder – 26,2 Prozent, habe ich geho rt. Das sind nicht alle, aber 

sicherlich mehr als die „mittlere Funktiona rsebene“ der Aktiven in den 

Landesparteien und in der Bundespartei. In Zahlen wa ren das bei etwa 

60.000 Mitgliedern dann rund 16.200 Personen. Gerade im Vergleich 

mit den Zahlen zur Onlinebeteiligung finde ich das eine beachtliche Mit-

gliedermotivation (manche sprechen dabei auch von Gamification der 

politischen Beteiligung – sei’s drum). 

http://blog.till-westermayer.de/index.php/2013/06/09/einige-kennzahlen-zum-grunen-mitgliederentscheid/
http://www.gruener-mitgliederentscheid.de/
http://www.gruener-mitgliederentscheid.de/
http://www.gruene.de/partei/gruener-mitgliederentscheid-2013-unsere-neun-regierungsprioritaeten.html
http://www.wahl.de/blog/130612/gamification-der-basisbeteiligung-gruene-mitglieder-entscheiden-ueber
http://blog.till-westermayer.de/index.php/2013/06/12/nach-dem-mitgliederentscheid/tw-2013-me13-ergebnisse/


Nachdenken über Bündnis 90/Die Grünen 

66 

In zwei Drittel aller Kreisverba nde fanden Mitgliederversammlungen 

samt Urnenwahl statt, viele haben die Mo glichkeit zur Briefwahl ge-

nutzt. Ich denke, dass die Auseinandersetzung mit den 58 zur Wahl ste-

henden Schlu sselprojekten fu r viele gru ne Mitglieder ein erster Schritt 

dazu war, sich aktiv mit den Beschlu ssen zum Bundestagswahlpro-

gramm zu befassen – Mobilisierung und Fortbildung in einem. 

Das Ergebnis der Abstimmung (siehe Abbildung vorherige Seite) ent-

sprach im Bereich Energie und O kologie meinen Erwartungen, in den 

anderen beiden Bereichen wurde das, was an Priorita ten bisher er-

kennbar gewesen war, ziemlich durcheinander gewu rfelt. Dargestellt 

sind in der Abbildung die Prozent der Gesamtstimmen – abgegeben 

werden konnten ja je Bereich drei Stimmen, dazu kommt die Joker-

stimme, die nicht extra ausgewertet wurde, sondern dazu addiert wur-

de. Da es im Bereich „Energie und O kologie“ 16 Projekte gab, in den an-

deren beiden jeweils 21, verwundert es nicht, dass die Spitzenprojekte 

dort jeweils deutlich besser abschneiden als die Spitzenprojekte bei der 

„Gerechtigkeit“ oder der „Modernen Gesellschaft“. Die Abbildung zeigt 

auch, dass die ersten beiden Projekte jeweils mit einem sehr deutlichen 

Vorsprung vor allen anderen gewa hlt wurden, und dass die Pla tze drei 

und vier jeweils fast gleichauf liegen. Wer will, kann jeweils drei oder 

vier Gruppen unterscheiden: Die zwei Topprojekte je Bereich, eine 

Gruppe von vier bis fu nf „Runner-Up“-Projekten mit jeweils relativ a hn-

lichen Ergebnissen, und die dann „ferner liefen“. 

Perso nlich schmerzt es mich etwas, dass beide Hochschulprojekte 

(24 und 25) im Bereich „Gerechtigkeit“ sehr schlecht abgeschnitten ha-

ben – hier warf die Konkurrenz durch die großen sozial- und finanzpoli-

tischen Themen einfach zu groß. Bei den netzpolitischen Projekten hat 

der Ruf nach Informationsfreiheit und Transparenz (Projekt 46) mit 

17,4 Prozent noch einigermaßen passabel abgeschnitten. Datenschutz 

(14,0%), Breitbandausbau (8,1%) und Urheberrecht (7,7% bzw. im 

Kunstbereich nochmal 3,2%) kamen dagegen auf weniger gute Werte. 

Mein Kreisverband scheint in dieser Hinsicht u brigens ziemlich repra -

sentativ fu r die Partei zu sein – ich durfte auf unserer Mitgliederent-

http://www.gruene.de/fileadmin/user_upload/Dokumente/Mitgliederentscheid-2013_Ergebnisse-in-Prozent.pdf
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scheids-Versammlung die hochschul- und die netzpolitischen Projekte 

vorstellen, erntete bei der Hochschulpolitik ein paar Nachfragen zu De-

tails, aber wenig Interesse, und durfte mir bei den Netzthemen jenseits 

der Informationsfreiheit durchaus auch kontroverse Meinungen anho -

ren. Beide Themenfelder haben die breite Basis der Partei nicht als Leit-

projekte fu r die Bundestagswahl und eine eventuelle Regierungsu ber-

nahme u berzeugt. Das heißt nicht, dass die Partei denen, die sich damit 

auseinandersetzen und dort aktiv sind, nicht ausreichend Raum und 

Ru ckhalt fu r durchaus gute Konzepte gibt (die ja weiterhin Teil des 

Wahlprogramms sind), sondern es heißt, dass die Zentralita t, die ich 

beiden Themenfeldern zuweise, insofern es dabei um die zuku nftige 

Sicherung gesellschaftlicher Teilhabe und um den produktiven Kern 

einer Wissens- und Wissenschaftsgesellschaft geht, wird wohl von der 

Mehrheit der Mitglieder nicht so gesehen. Hier besteht also noch großer 

parteiinterner U berzeugungsbedarf! 

Abgesehen davon finde ich perso nlich die Auswahl der Top-Projekte 

durchaus gelungen: Energiewende, Massentierhaltung und die Frage 

nach den Grenzen des Wachstums sind gru ne Kernthemen mit großer 

Mobilisierungsfa higkeit und Resonanz. (Auch die o kologische Finanz-

reform und die Bahnpolitik auf den Pla tzen fu nf und vier passen gut ins 

Kernprofil der Partei). Im Bereich „Gerechtigkeit“ stehen mit Mindest-

lohn und Bu rgerversicherung zwei klare Sozialprojekte an der Spitze. 

Der Wunsch nach gesellschaftlicher Solidarita t und gegen die Spaltung 

der Gesellschaft ist hier sehr deutlich. Auch die folgenden drei Projekte 

– die Regulierung der Finanzma rkte auf Platz drei, die Vermo gensab-

gabe auf Platz vier und die heiß diskutierte Steuerreform mit immerhin 

noch 22,9 Prozent der Stimmen auf Platz fu nf – stehen fu r das Profil, 

gesellschaftliche Solidarita t wieder herzustellen, Bu rgertum hin oder 

her. In der „Modernen Gesellschaft“ ist die Kritik an Ru stungsexporten 

ganz oben gelandet, gefolgt von Kitapla tzen statt Betreuungsgeld. Auf 

den Pla tzen drei bis fu nf folgen der Kampf gegen den Rechtsextremis-

mus, familienfreundliche Arbeitszeitmodelle sowie mehr demokra-

tische Beteiligung. Das ist definitiv eine gute gru ne Mischung.  
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Noch ein paar Worte zur Frage der Vorhersagekraft der Onlinedebatte. 

Ich hatte ja die Kommentare und Votes ausgeza hlt und festgestellt, dass 

diese recht gut zusammenpassen. Werden jetzt die Votes auf der On-

lineplattform, die nur von Mitgliedern verteilt werden konnten, mit 

dem Abstimmungsergebnis verglichen, ergibt sich eine U berraschung, 

wie die obige Abbildung zeigt (auf der horizontalen Achse ist jeweils 

http://blog.till-westermayer.de/index.php/2013/06/12/nach-dem-mitgliederentscheid/tw-2013-me13-votes-vs-votes/
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das Ergebnis beim Mitgliederentscheid aufgetragen, auf der vertikalen 

Achse die Zahl der Online-Stimmen fu r Argumente zu diesem Projekt; 

rechts sind Gewinner der Urabstimmung, oben die Gewinner des 

Online-Votings). 

Ich habe das nicht ausgerechnet, aber im Bereich „Energie und 

O kologie“ sieht es nach einer klaren Korrelation aus: Wird nur dieser 

Bereich betrachtet, wirkt es so, als ha tte das Online-Voting eine deut-

liche Vorhersagekraft fu r die echte Abstimmung gehabt. Zwar sind Platz 

1 und 2 vertauscht, aber es ist doch ein deutlicher Zusammenhang zu 

erkennen. Anders sieht es bei der „Gerechtigkeit“ und erst recht bei der 

„Modernen Gesellschaft“ aus. Die Projekte, die in letzterem Bereich mit 

deutlich Abstand online ganz vorne lagen – „Ehe o ffnen“, der orangene 

Punkt bei 200 Online-Votes, und die (von mir falsch benannte) euro-

pa ische Bu rgerinitiative, also der Demokratiekonvent fu r Europa, bei 

etwa 150 Votes – sind in der echten Abstimmung beide nur im Mittel-

feld gelanden. Ein Zusammenhang zwischen Online-Votes und echter 

Abstimmung ist nicht zu erkennen. Dies verwundert insbesondere hin-

sichtlich des Europa-Projekts 55, fu r das es eine regelrechte Werbe-

kampagne gab. (Aber auch der Pressewirbel der taz fu r den Laubfrosch 

hat diesem nicht wirklich genutzt). 

Eine mo gliche Erkla rung fu r diese Unterschiede zwischen „Energie 

und O kologie“ und den anderen Bereichen sehe ich in der gro ßeren 

Projektheterogenita t in den beiden Bereichen, vielleicht auch darin, 

dass Energiewende, Umweltthemen allgemein, eine latente Wachs-

tumskritik, und selbstversta ndlich auch der Tierschutz nach wie vor 

zentrale gru ne Herzensthemen sind. Gru ne mo gen unterschiedliche 

Auffassungen dazu vertreten, welche Steuersa tze richtig sind, wie Ent-

wicklungspolitik und Drogenpolitik am besten gelingen, oder wo die 

Grenzen der Forschungsfreiheit liegen sollen. Energie- und Umwelt-

expertInnen sind wir dagegen alle.  

Nachdem die Votes bei der Online-Abstimmung eine andere Funktion 

hatten – im Kern ging es ja darum, die Gu te von Argumenten zu bewer-

ten – sollten diese Divergenzen zwischen Online-Abstimmung und Ba-
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sisvotum nicht u berbewertet werden. Dass die Vorhersagekraft des On-

line-Votums insgesamt gesehen gering war, kann daher, meine ich, nicht 

im Umkehrschluss als Argument u ber die geringe Repra sentativita t di-

gitaler Beteiligung herangezogen werden, sondern ist eher eine Aus-

sage daru ber, dass es sich eben doch um zwei paar Stiefel handelt. 

Warum blogge ich das? Weil ich, Gamification hin oder her, den Mitglieder-

entscheid als interessantes Experiment der innerparteilichen Mobilisierung und 

Belebung sehe.  

P.S.: Dass es, wenn 58 Projekte zur Abstimmung stehen und davon neun aus-

gewählt werden, am Schluss 49 Projekte gibt, die nicht an der Spitze landen, 

war übrigens vorhersehbar.1  

 

Wahrheit oder Pflicht: Nachbetrachtung 
zum grünen Mitgliederentscheid 

30. Oktober 2013 – So grün, so grün 

Eine Besonderheit des gru nen Bundestagswahlkampfs 2013 war der 

Mitgliederentscheid (kurz #me13). Nach dem Beschluss des Wahlpro-

gramms durch die Bundesdelegiertenkonferenz waren alle Mitglieder 

der Partei aufgerufen, in einer Mischung aus Online-Debatte und Off-

line-Abstimmung zu entscheiden, welche der 58 Schlu sselprojekte aus 

dem Wahlprogramm zentral fu r den Wahlkampf sein sollen (siehe dazu 

auch Blended Participation: Gru ner Mitgliederentscheid gestartet, Ei-

nige Kennzahlen zum gru nen Mitgliederentscheid und Nach dem Mit-

gliederentscheid). 

 
1 Und natu rlich hat niemand beim Kampf um die Schlu sselprojekte im Prozess rund 
um das Bundestagswahlprogramm ernsthaft daru ber nachgedacht, wie viele wie aus-
gerichtete Projekte die besten Chancen haben, beim Mitgliederentscheid gewa hlt zu 

werden. Denke ich jedenfalls. Was mich zu der Frage fu hrt, was denn jetzt konkret mit 
den ausgewa hlten neun Projekten geschieht. Aber das ist noch einmal eine ganz 
andere Geschichte. 

http://blog.till-westermayer.de/index.php/2013/05/02/blended-participation-der-grune-mitgliederentscheid-wurde-gestartet/
http://blog.till-westermayer.de/index.php/2013/06/09/einige-kennzahlen-zum-grunen-mitgliederentscheid/
http://blog.till-westermayer.de/index.php/2013/06/09/einige-kennzahlen-zum-grunen-mitgliederentscheid/
http://blog.till-westermayer.de/index.php/2013/06/12/nach-dem-mitgliederentscheid/
http://blog.till-westermayer.de/index.php/2013/06/12/nach-dem-mitgliederentscheid/
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Ich schrieb im Mai 2013, dass es drei Kriterien sind, an denen sich der 

Erfolg des Mitgliederentscheids bewerten la sst: 1. die Mobilisierungs-

wirkung, also die Frage, wie viele Mitglieder an den Debatten teilneh-

men, wie hoch die Beteiligung am Entscheid ist, und welches Echo die 

gewa hlten Projekte entfalten; 2. die Sichtbarkeit, ob es also gelingt, den 

Mitgliederentscheid o ffentlich sichtbar zu machen, und 3. die 

partizipative Wirkung, wie weit die Ergebnisse also tatsa chlich im 

Wahlkampf und danach eine Rolle spielen. Jetzt, nach der Wahl, ist der 

richtige Zeitpunkt, um anhand dieser drei Kriterien eine abschließende 

Bilanz zum Mitgliederentscheid zu ziehen.  

Bezogen auf die Mobilisierungswirkung fa llt die Bilanz im Nachhinein 

gemischt aus. An der Abstimmung haben sich 26,2 Prozent der Mit-

glieder beteiligt, das ist fu r eine Urabstimmung ordentlich (bei der Ur-

wahl der SpitzenkandidatInnen lag die Beteiligung allerdings deutlich 

ho her). Zwei Drittel aller Kreisverba nde haben den Mitgliederentscheid 

zu Veranstaltungen genutzt. Deutlich geringer war dagegen die Teil-

nahme an der Online-Debatte (419 Argumente, 954 Kommentare, 2819 

Votes – bei u ber 60.000 Mitgliedern). Nur spekulieren la sst sich u ber 

die Nachhaltigkeit der Mobilisierungswirkung – ich vermute, dass es 

damit nicht zum Besten bestellt ist. An eine Stimmung des „wir haben 

entschieden – jetzt rein in den Wahlkampf“ erinnere ich mich jedenfalls 

nicht. Und auch die Ergebnisse des Entscheids haben sich nicht ins Ge-

da chtnis der Partei eingeschrieben – wer kann spontan sagen, was die 

gewa hlten neun Projekte waren?1 

Wie ist es um die Sichtbarkeit bestellt? Da es auch in anderen Parteien 

a hnliche Beteiligungsprojekte gab, war der Mitgliederentscheid selbst 

nicht das Ereignis, das sich manche vielleicht erhofft hatten. U ber das 

Ergebnis wurde durchaus berichtet. Hier wurde allerdings schon 

deutlich, dass – was sich dann am Wahlabend besta tigte – dieser Wahl-

 
1 Im Bereich „O kologie“ waren es Energiewende, Massentierhaltung und die Frage 
nach den Grenzen des Wachstums; im Bereich „Gerechtigkeit“ Mindestlohn, Bu rger-

versicherung und die Regulierung der Finanzma rkte sowie im Bereich „Moderne Ge-
sellschaft“ die Kritik an Ru stungsexporte, Kitapla tze statt Betreuungsgeld sowie der 
Kampf gegen Rechtsextremismus. 
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kampf einer werden wu rde, bei dem das Agendasetting nicht in der 

Hand der Partei liegt. Einige Medien machten sich u ber einzelne Pro-

jekte lustig (exemplarisch dafu r der „Laubfrosch“ bei Spiegel Online, 

auch in der taz gab es a hnliche Texte), typisch fu r die Berichterstattung 

nach dem Bescheid dann die Schlagzeile der Süddeutschen Zeitung: 

„Gru ne Basis verschma ht Trittins Lieblingsthemen“ – schon im Sommer 

2013 war das die Steuerpolitik, die es eben nicht unter einen der drei 

Spitzenpla tze in ihrem Bereich geschafft hatte. 

Damit sind wir auch schon bei der Rolle, die die Ergebnissse des 

Mitgliederentscheids im Wahlkampf gespielt haben – wie war die Par-

tizipationswirkung. Interessant erscheint mir, was Bo rje Wichert hierzu 

in einer medien- und kommunikationswissenschaftlichen Perspektive 

auf den gru nen Wahlkampf schreibt: 

„Eine Erzählung ist das Programm nicht. Im Nachhinein 
kritisch zu betrachten ist vor dem Hintergrund der Not-
wendigkeit medialer Vermittlung auch die Mitglieder-
befragung zu den zehn [sic!] wichtigsten Punkten, mit 
denen die Grünen in den Wahlkampf gehen sollten. Zwar 
mag die Abstimmung ein Ausbund an Basisdemokratie 
gewesen sein, sie war aber auch eine Einladung zu noch 
stärkerer Fragmentierung der ohnehin nicht konsistent zu 
einer Geschichte verwobenen Inhalte.“  

Da hat er recht. Gleichzeitig war die Sichtbarkeit der Ergebnisse des 

Entscheids im Wahlkampf beschra nkt. Einige Plakate nahmen Themen 

des Entscheids auf (Energiewende, Mindestlohn, „Mensch vor Bank“, 

Kitapla tze, ggf. das Kuhplakat in Bezug auf Massentierhaltung). Wie 

weit die Plakate auf die Ergebnisse des Entscheids hin angepasst wur-

den oder nicht, dazu gibt es unterschiedliche Geschichten. Soweit ich 

mich erinnere, wurde die Plakatkampagne nicht explizit – als politi-

sches Narrativ – mit den Themen des Entscheids verknu pft. Auch das 

„Und du?“, das im Prinzip die beteiligungsorientierte Haltung der Mit-

gliederentscheids-Kampagne aufgriff, stand isoliert. Wie Bo rje 

schreibt: Es fehlte eine Geschichte, in die diese Elemente eingeflochten 

wurden.  

http://www.spiegel.de/politik/deutschland/die-gruenen-wollen-mit-einem-themen-mitgliederentscheid-punkten-a-904183.html
http://www.sueddeutsche.de/politik/mitgliederentscheid-zum-wahlkampf-gruene-basis-verschmaeht-trittins-lieblingsthemen-1.1694858
http://boerje-wichert.de/2013/10/gruene-politik-und-kommunikation/
http://blog.till-westermayer.de/index.php/2013/07/03/empowerment-statt-angst-eine-erste-einschatzung-zur-grunen-plakatkampagne-fur-die-bundestagswahl-2013/
http://blog.till-westermayer.de/index.php/2013/07/03/empowerment-statt-angst-eine-erste-einschatzung-zur-grunen-plakatkampagne-fur-die-bundestagswahl-2013/
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Im Nachhinein betrachtet, kommt es mir so vor, als ha tten unterschied-

liche Kra fte in der Partei versucht, unterschiedliche Geschichten zu er-

za hlen. Das eine ist das Narrativ der Beteiligungspartei – Urwahl, Ent-

scheid, der sich dann in der Kampagne wiederfindet, das „Und du?“. Das 

andere ist das Narrativ der finanzpolitisch ehrlichen Partei, die Steuer-

kampagne. In Talkshowauftritten und Wahlkampfreden spielte die 

zweite Geschichte eine u berragende Rolle – und delegitimierte damit 

zugleich das erste Narrativ. Das versta rkte dann den Eindruck einer 

Partei mit vielen Themen ohne „gru nen Faden“.  

Vielleicht ist es etwas zu zugespitzt, aber unterm Strich gewinne ich 

den Eindruck, dass wir als Partei die Ergebnisse des Entscheids zwar im 

Wahlkampf aufgenommen haben (neben den Plakaten sind hier insbe-

sondere auch die 9-Punkte-Miniflyer zu erwa hnen, die als Material ver-

http://blog.till-westermayer.de/index.php/2013/07/03/empowerment-statt-angst-eine-erste-einschatzung-zur-grunen-plakatkampagne-fur-die-bundestagswahl-2013/tw-2013-07-btw13-2/
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teilt wurden), dass wir uns aber letztlich nicht getraut haben, aus der Be-

teiligung die große, u bergreifende Geschichte zu machen, sondern uns 

andere Geschichten haben aufdra ngen lassen. Damit entsteht das Bild ei-

nes halbherzigen Umgangs mit den Ergebnissen des Entscheids. Manche 

(die Energiewende, die gegen Ende des Wahlkampfs betont wurde) wur-

den stark betont, andere (Wachstumskritik, Kampf gegen Rechts) spiel-

ten keine große Rolle. Das aber ist dann eher Beliebigkeit als Beteiligung. 

Nach der Wahl mit dem bekannten Ergebnis erlebten die neun 

Schlu sselprojekte dann noch ein zweites Leben: Sie wurden herangezo-

gen, um die Sondierungsgespra che mit der CDU abzubrechen. Ob das der 

angedachte Verwendungszweck war, als die Mitglieder im Mai ihr Kreuz-

chen fu r die aus ihrer Sicht wichtigsten Schlu sselprojekte machten?2  

In der Gesamtbetrachtung changiert der Mitgliederentscheid zwi-

schen modischem Beteiligungsspiel und dem Versuch, eine klare Kurs-

bestimmung durch die Basis herbeizufu hren. Neben methodischer Kri-

tik (z.B. die Aufteilung der Projekte auf drei Großbereiche, die Frage, 

was aus dem Wahlprogramm u berhaupt den Status eines potenziellen 

Schlu sselprojekts bekommt) ist es diese Unentschlossenheit, die den 

Mitgliederentscheid zu einer weiteren Stimme in einem vielstimmigen 

Wahlkampfchorus machte, dem die darunterliegende Melodie fehlte. 

Aber gerade in dieser Halbherzigkeit, bo se gesagt: in einer Instrumen-

talisierung von Beteiligung, verfehlte der Mitgliederentscheid die mo g-

liche Wirkung. Damit will ich nicht sagen, dass ein Wahlkampf, der sich 

geschlossen und mit gru ner Sta rke – in allen Arenen, nicht nur in aus-

gewa hlten Spielpla tzen – auf die neun gewa hlten Schlu sselprojekte 

konzentriert ha tte, erfolgreicher gewesen wa re. Aber er wa re ehrlicher 

gewesen als der Formelkompromiss aus Beteiligung und Agentur-

wahlkampf, den wir jetzt erlebt haben, und der letztlich doch einen 

schalen Geschmack hinterla sst. 

Warum blogge ich das? Um offene Fäden zuzuknoten.

 
2 Das betrifft u brigens auch all diejenigen, die jetzt behaupten, die neun Projekte seien 
unser Leitstern fu r die na chsten vier Jahre. 

http://www.gruene.de/partei/keine-koalitionsverhandlungen-mit-der-cducsu.html
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Aufwärmübung 

26. Juni 2013 – Politik und Gesellschaft 

 
Günther Grass und Willy Brandt, 1972 – CC-0, Quelle 

Es muss eine Zeit gegeben haben – vielleicht so zwischen 1960 und 

1980, mit meinem Geburtsjahrgang 1975 bin ich ein klein wenig zu 

jung dafu r, um das bewusst mitgekriegt zu haben – in der es total wich-

tig war, die fu hrenden o ffentlich-rechtlichen sozial-liberalen Großintel-

lektuellen fu r SPD-Kampagnen zu gewinnen. Vielleicht ist es nur ein Ge-

ru cht, aber mo glicherweise hat Willy Brandt damals so seine Wahl ge-

wonnen, mit der breiten Unterstu tzung durch Vordenker und Leute wie 

z.B. Gu nther Grass. So die pfeifenrauchenden Weltdeuter (m.)., die er-

kla rten, wie wichtig Willy wa hlen wa re. 

Vielleicht ist das damals schon vor allem Inszenierung gewesen. Mo g-

licherweise gab es auch einen echten Willen aus dem Wahlvolk heraus, 

einen Wechsel herbeizufu hren. Der sich schon vor der Wahl darin ge-

zeigt hat, den angedachten und gewollten Wechsel mit dem eigenen Na-

http://commons.wikimedia.org/wiki/File:Willy_Brandt_Guenther_Grass.jpg
http://commons.wikimedia.org/wiki/File:Willy_Brandt_Guenther_Grass.jpg
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men zu unterstu tzen. Clicktivism, heißt das heute. Oder dafu r sogar, und 

da kommen wir dem Bewegungsbegriff na her, auf die Straße zu gehen. 

Mit anderen daru ber zu reden. „U berzeugungsarbeit zu leisten“.  

Sozialdemokratinnen und Sozialdemokraten denken, so scheint es 

mir, gerne an diese Zeit zuru ck. Und was damals richtig war, kann heute 

nicht falsch sein. Das mag einer der Gru nde dafu r sein, warum schwarz-

weiße Fotografien wichtiger Vordenker (m.) auch heute noch gerne 

verwendet werden, um fu r den Wechsel zu werben. 

Keine Frage: Dieses Land hat dringend einen Wechsel notwendig. 

Wenn ich mir was aussuchen ko nnte, dann einen, als dessen Ergebnis 

eine gru n-rote Regierung eine Bundeskanzlerin wa hlt. Oder sogar 

einen solchen Wechsel, bei dem eine gewagte Dreierkonstellation an 

die Macht kommt, um die vage linke Mehrheit in diesem Land in politi-

sche Gestaltung umzusetzen. So ein Wechsel wa re prima, und noch 

wichtiger: so ein Wechsel wa re wichtig. Weil ziemlich viel falsch la uft. 

Die gelungene gru ne Vorwahl-Angriffskampagne macht deutlich, was 

da alles schief la uft. 

Leider scheine ich damit – also mit der Idee, dass Gru n-Rot Deutsch-

land voranbringen wu rde – in einer Minderheit zu sein. Gefu hlt geht es 

mir selbst mit der Idee, dass so ein Wechsel eine tolle Sache wa re, ganz 

a hnlich. Vor der Wahl 2011 war das spu rbar. Da waren Leute mit Ideen, 

Bu rgerinnen und Bu rger, die vor Ort auf Wa nde gestoßen sind. Die neue 

Schulformen ausprobieren wollten. Die Windra der bauen wollten. Die 

mit Ehrenamt jenseits der konservativen Matrix nicht wirklich auf 

Unterstu tzung stießen. Da lag ein Wunsch nach Neustart in der Luft.1  

Lassen sich soziale Bewegungen ku nstlich erzeugen? Das ist so a hn-

lich wie beim viralen Marketing: Es funktioniert nicht, wenn es nicht 

einen Kern gibt, der echt ist. Der – beim Marketing – wirklich witzig ist 

und dazu animiert, ein Mem, ein Filmchen, ein Bild weiterzugeben. Der 

 
1 Mappus und Fukushima haben die Realisierung dieses Wunsches mo glich gemacht. 
Aber ohne dieses spu rbare Gefu hl „hier muss dringend was passieren, sonst passiert 

was“ – ohne das wa re der Wechsel in Baden-Wu rttemberg nicht mo glich gewesen. 
Und ja: Ich glaube, zum Teil zehren wir immer noch davon – und werden letztlich auch 
daran gemessen werden, wie erfolgreich wir ausgemistet und durchgelu ftet haben. 

http://www.gruene.de/wahl-2013/artikel/die-schwarz-gelbe-riesenbaustelle.html
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– bei der sozialen Bewegung – in Herzen brennt. Wo es einen solchen 

Kern gibt, ein hoffnungsfrohes Projekt, eine zutiefst gemeinsam emp-

fundene Ungerechtigkeit, und wo dann noch Leute dazukommen, die 

mobilisieren und organisieren – da klappt es mit der Bewegung. Aber 

ohne diesen Glutkern geht es nicht. Glaube ich. Das sieht dann zum Bei-

spiel so aus: 

 

 

 

Oder so: 

 

 

http://www.flickr.com/photos/tillwe/3797807596/
http://www.flickr.com/photos/tillwe/5044611618/
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Oder so: 

 

 

Oder auch so: 

 

 

 

Die Idee ist klar geworden, glaube ich. Egal, ob Bildungsstreik, Spontane-

Stuttgart-21-Aktivita ten oder der Kampf gegen die Atomkraft: Leute 

brennen fu r etwas, oder sind zutiefst empo rt. Und zeigen das. Bewegung. 

Und jetzt kommt der unangenehme Teil, weil ich ja schlecht im Wahl-

kampf gegen die eigene Partei sta nkern kann. Der unangenehme Teil ist 

mir heute abend auf Twitter und Facebook begegnet. Als Parteibasis 

(na, als Element der mittleren Funktiona rsebene) war das auch die er-

http://www.flickr.com/photos/tillwe/5110616759/
http://www.flickr.com/photos/tillwe/5327458966/
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ste Begegnung. Und nein: Liebe auf den ersten Blick sieht anders aus. 

Die Rede ist von #bewegungjetzt. 

Vielleicht muss ich noch eines vornewegschicken. Ich lasse mich un-

gern von Massen begeistern, und ich halte die Menschen fu r eigentlich 

gar nicht so dumm. Etwas gut finden mu ssen finde ich schrecklich. Und 

runterzukochen, zu vereinfachen, jede Komplexita t aus einem Argu-

ment zu entfernen, nur um anzukommen: Das mag ich nicht. Diese Ab-

wehrreaktion ist mo glicherweise nicht sonderlich klug von mir. Als 

Soziologe ist mir die Existenz unterschiedlicher Milieus mit unter-

schiedlichen Hintergrundwissensra umen durchaus bewusst. Aber sich 

bewusst, instrumentell daran zu orientieren, statt fu r das richtige 

einzutreten, weil es richtig ist – das kann schwierig werden. Oder 

anders gesagt: Vielleicht bin ich auch einfach nicht die Zielgruppe. 

Heute abend jedenfalls erstaunten mich Begeisterungsstu rme gru ner 

Bundestagsabgeordneter auf den sozialen Kana len. Heute mittag gab es 

noch die eine oder andere leise Nostalgie wegen dieser oder jener 

letzten Ausschusssitzung, aber dann wurde in die Tro te geblasen. „Es 

geht looos!“ hieß es da beispielsweise.  

Das trifft es ganz gut. Was da los ging, war die Inaugurationsfeier – das 

Wetter spielte wohl nicht so mit – fu r eine Website.2 Im Impressum ste-

hen zwei Abgeordnete (Kerstin Andreae, Freiburger Gru ne und Spitzen-

kandidatin in Baden-Wu rttemberg, und Hubertus Heil, wohl ein Sozial-

demokrat) sowie zwei publizistisch aktive parteiliche Nachwuchsintel-

lektuelle (Tobias Du rr, Berliner Republik, rot und Peter Siller, polar, gru n). 

Eingeweiht wurde mit allerlei Prominenz: Steinmeier, Trittin, Go ring-

Eckardt, … und zu den großen gru nen und roten Abgeordneten und 

MinisterInnen kommt dann in der Manifest-Erstunterstu tzerInnen-Liste 

noch der eine oder andere Ku nstler und Denker. Ich sagte schon, dass 

SozialdemokratInnen ein gewisses Faible fu r die scheinselbststa ndige 

Wa hlerInnen-Initiative mit edlen Schwarz-Weiß-Fotos haben, oder?  

 
2 Ich dachte ja erst, ich ha tte was u bersehen: Aber #bewegungjetzt ist tatsa chlich ein 
Text mit Forderungen, eine Reihe von ErstunterzeichnerInnen, die Mo glichkeit, das zu 
unterstu tzen, und die Mo glichkeit, sich das Bauklotzlogo ins Gesicht zu pappen.  

http://bewegungjetzt.de/
http://bewegungjetzt.de/?action=impressum
http://bewegungjetzt.de/?action=erstunterzeichner
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Auf mich wirkt #bewegungjetzt – ehrlich gesagt – eher steril. Bewe-

gung aus der Retorte, das geht nicht. Es gibt ein Logo, eine Mischung 

aus dem SPD-Wu rfel, der Reichstagsschatten und einer rot nach unten 

fu hrenden Treppe. Es gibt – ach ja – ein Manifest mit (bei allem Spott: 

wirklich) wichtigen Forderungen. Mit scho ner Sillerscher Lyrik, zehn 

zentralen Forderungen, denn alles wird gut, wenn nur der politische 

Fru hling dem Neuanfang zur Blu te verholfen hat. So in etwa.  

Der rot-gru ne Aufbruch 2013 ist sowas wie das rot-gru ne Projekt 

1998 2.0 und besteht aus zehn Teilaufbru chen. Aufgebrochen werden 

sollen bzw. soll in die nachhaltige Industriegesellschaft, hin zur 

Energiewende (natu rlich kein Wort zur Kohle), in die Teilhabegesell-

schaft (was auch immer das ist), in ein solidarisches Land (damit sind 

unsere steuerlichen Umverteilungsideen gemeint), in ein europa isches 

Deutschland, in eine lebendig-digital-transparente freiheitliche Demo-

kratie, in die faire Marktwirtschaft mit starken Kommunen, in denen 

die Gesellschaft a. gleichberechtig und b. offen ist. 

Wie gesagt. Alles richtig. Vieles davon steht la nger oder ku rzer, besser 

oder schlechter formuliert auch in den (demokratisch beschlossenen) 

Wahlprogrammen der beteiligten Parteien. Aber zu ndet dieses Sam-

melsurium? Und sieht so eine Bewegung aus, die Steinbru ck zum 

Wahlsieg tragen kann? Was ist der Leitgedanke, was der eine, zentrale, 

heiße Kern – außer der Arbeitsplatzbeschaffung fu r MdBs?  

„#bewegungjetzt will die vielen Menschen motivieren, 
mobilisieren und vernetzen, die meinen, dass unser Land 
dringend einen politischen Frühling braucht. […] Für 
Gestalten statt Verwalten, für Kooperation statt Ellen-
bogen, für Kreativität statt Mehltau.“  

Leute, es ist Sommer, auch wenn’s draußen nach Herbst aussieht. Wir 

brauchen jetzt keinen politischen Fru hling!3 Es sind noch 90 Tage oder 

so bis zur Bundestagswahl. Da kann sich noch etwas tun. Da sollten wir 

 
3 Nebenbei: Ist nicht etwas dick aufgetragen, hier an den arabischen Fru hling zu 
assozieren? Oder ist der gar nicht gemeint, sondern der Prager Fru hling? Bzw. die 
gleichnamige Zeitung eines Flu gels der LINKEN? 

http://bewegungjetzt.de/bewegungjetzt-logo.png
http://bewegungjetzt.de/?action=manifest
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fu r ka mpfen. Aber ist dafu r sinnvoll, Menschen zu vernetzen, die Krea-

tivita t statt Mehltau wollen? Sollten wir die nicht lieber davon u ber-

zeugen, uns – Gru ne! – zu wa hlen? 

Mir ist das zu viel Wunschtraum, zu viel ich mo chte Teilhaber einer 

Jugendbewegung sein, und zahlt mir bitte eine ordentliche Dividende. 

Zu viel Inszenierung, zu viel scho ne Worte, und zu wenig Herz.  

Bewegung ko nnte dieses Land brauchen. Aber nur, weil irgendwo 

Bewegung, Mobilisierung, Aktion und Kampagne drauf steht, ist es 

noch lange keine. Oder sieht das etwa nach Bewegung – also ich meine 

jetzt: echter, lebendiger, wirksamer Bewegung – aus? 

 

 
Foto aus dem Facebook-Album #bewegungjetzt von  
Ekin Deligöz MdB geklaut 

Vielleicht bin ich ja hoffnungslos romantisch und naiv. Vielleicht wirkt 

es, vielleicht braucht gerade das SPD-Milieu seine Denkerstirnsamm-

lung, um zur Wahl zu gehen und die Familie mitzunehmen. Vielleicht 

bin ich einfach nicht die Zielgruppe. Vielleicht ist ein gru nes Zugpferd 

das, was jetzt den roten Karren aus dem Dreck zieht. So hundertpro-

zentig u berzeugt bin ich davon nicht. 

Wie dem auch sei: den Wunsch nach einem Wechsel habe ich auch. 

Zumindest darin bin ich mir mit dem Sportverein Rot-Gru n 2013 einig. 

https://www.facebook.com/ekin.deligoez/posts/10200144983574520
https://www.facebook.com/ekin.deligoez/posts/10200144983574520
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Insofern sollte mein Spott auch niemand davon abhalten, beschwingt 

fu r den Wechsel wahlzuka mpfen. So, oder eben anders. 

Warum blogge ich das? Eigentlich wollte ich ja nicht. Weil Wahlkampf ist. Weil 

ich überzeugt bin, dass Leute Kraft und Arbeit in das Projekt gesteckt haben. 

Aber manches muss eben gesagt werden. Auch wenn’s manchmal böse, unge-

recht und gemein ist, und der Zeitpunkt eigentlich nicht passt.
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Nach der Wahl. Fünf Gedanken 
zum grünen Weg 

23. September 2013 – Politik und Gesellschaft 

Ich habe leider gerade keine Zeit fu r eine ordentliche Analyse, aber 

diese paar Gedanken muss ich doch loswerden: 

1. Auch dank der Fu nf-Prozent-Hu rde (vgl. z.B. hier) war das Wahl-

ergebnis ein Wahlergebnis der Paradoxien. Die große Siegerin scheint 

Angela Merkel zu sein. Fast hat sie die absolute Mehrheit erreicht, es 

fehlen fu nf Sitze im Bundestag. Da die FDP rausgeflogen und die AfD 

nicht reingekommen ist, bedeutet das aber gleichzeitig: Die drei mehr 

oder weniger linken Parteien SPD, Gru ne und LINKE stellen zusammen 

eine Mehrheit der Sitze im Parlament. Die sie aber aller Wahrschein-

lichkeit – wie schon 2005 – nicht in eine Regierungsmehrheit umsetzen 

werden. Gleichzeitig ist die parlamentarische „linke Mehrheit“ keine ge-

sellschaftliche mehr – oder sie war es nie. CDU/CSU + FDP + AfD + 

Rechtsradikale kommen im Wahlergebnis auf mindestens 52,5 Prozent. 

Im Osten ist das noch deutlicher als im Westen.1  

2. Sollte es tatsa chlich zu einer großen Koalition kommen, habe ich 

Angst,2 dass die versuchen wird, ein Mehrheitswahlrecht einzufu hren. 

Und ich befu rchte, dass die Spielra ume und kreativen Mo glichkeiten 

(Merkel als Kanzlerin einer Minderheitenregierung mit wechselnden 

Mehrheiten, anyone?) nicht genutzt werden. 

3. Die „linke Mehrheit“ im Parlament kam nach einem Wahlkampf zu-

stande, der vielleicht einmal als Musterbeispiel fu r „wie nicht machen“ 

wahrgenommen werden wird. Das fa ngt mit dem Macho-Kandidaten 

Steinbru ck an, geht u ber die Ausschluss-Debatte in den drei mehr oder 

 
1 Mal ganz abgesehen von so Nebensa chlichkeiten, dass Angela Merkel deutlich 
beliebter als die Bundesregierung war, und mehr Leute einen Wechsel wollten als 
entsprechend gewa hlt haben, und mal abgesehen von der Frage, wie progressiv 

manche Mitglieder, MdBs und Wa hlerInnen der drei linken Parteien eigentlich 
wirklich sind. 
2 Neben vielen anderen Gru nden im Bereich von Umweltschutz, Bu rgerrechten und 
Netzpolitik. 

http://schmalenstroer.net/blog/2013/09/fuenf-prozent/
https://twitter.com/_tillwe_/status/382019206210129920
https://twitter.com/_tillwe_/status/382019206210129920
https://twitter.com/_tillwe_/status/382019206210129920
http://www.bundeswahlleiter.de/de/bundestagswahlen/BTW_BUND_13/ergebnisse/bundesergebnisse/
http://blog.till-westermayer.de/index.php/2013/08/02/belgische-verhaltnisse-oder-doch-eher-nrw-oder-was/
http://blog.till-westermayer.de/index.php/2013/08/02/belgische-verhaltnisse-oder-doch-eher-nrw-oder-was/
http://blog.till-westermayer.de/index.php/2013/08/02/belgische-verhaltnisse-oder-doch-eher-nrw-oder-was/
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weniger linken Parteien (oder aus anderer Sicht: u ber die falsche 

Festlegung auf Rot-Gru n statt Eigensta ndigkeit auch fu r Schwarz-Gru n) 

bis zu einer gru nen (ja auch von mir gelobten) Scho nwetterkampagne, 

die sich im Sturm aus Dreck und Schmutz nicht halten konnte. Mein Ge-

fu hl: Wir hatten nicht damit gerechnet, im Wahlkampf ernsthaft angeg-

riffen zu werden – und standen dann vo llig hilflos da, als die BILD den 

„Veggieday“ aus dem Programm zerrte, irgendwie die Mehrheit der Be-

vo lkerung nicht merkte, dass ein gru nes Steuerkonzept fu r die Mehr-

heit der Bevo lkerung eine Entlastung bedeuten wu rde, und als vo llig 

kontextlos in den Irrungen der linken Vergangenheit gekramt wurde.3 

Also: Sehr viel falsch gemacht in diesem Wahlkampf.  

4. Bezahlt haben wir das damit, dass wir viele kompetente MdBs ver-

loren haben, und dass viele kompetente Kandidatinnen, auf vermeint-

lich sichere Pla tze gewa hlt, es nicht in den Bundestag geschafft haben. 

Das betrifft Malte Spitz als Netzpolitiker ebenso wie Hermann Ott oder 

Hans-Josef Fell mit starker O kokompetenz, es betrifft Wolfgang Streng-

mann-Kuhn und Arfst Wagner als profilierte Sozialpolitiker. Lisa Paus 

in Berlin hat es gerade noch geschafft. Um nur einige Beispiele zu nen-

nen. Und der vor einem Jahr ganz realistisch erscheinende Griff nach 

Direktmandaten in Freiburg und Stuttgart zerplatzte ebenso. Soll hei-

ßen: Wir sollten lernen, uns nicht auf Umfragen zu verlassen. Ganz und 

gar nicht.  

5. Innerparteilich hat jetzt die Große Debatte um eine mo gliche – per-

sonelle wie inhaltliche – Neuaufstellung angefangen. Ich bin in diesem 

Zusammenhang sehr gespannt auf den La nderrat am na chsten Samstag. 

Klar ist, dass es ganz gegensa tzliche Diagnosen gibt, woran es (neben 

Schmutzkampagnen usw.) gelegen haben mag. Die alten Ideen heißen auf 

der einen Seite „O ffnung zur Mitte“ (a la Baden-Wu rttemberg?) und auf 

der anderen Seite „klares linkes Profil“ (nein, ein Steuerwahlkampf ist 

 
3 Durchaus lesenswert, auch wenn ich nicht alles teile, ist dazu dieser Text – und ob 

Prof. Walter der richtige Mensch fu r die – durchaus richtige – Aufarbeitung der 
gru nen Vergangenheit ist, oder doch eher ein Go ttinger, sei dahingestellt. 
http://erbloggtes.wordpress.com/2013/09/21/verschworung-der-kinderschander/  

http://erbloggtes.wordpress.com/2013/09/21/verschworung-der-kinderschander/
http://erbloggtes.wordpress.com/2013/09/21/verschworung-der-kinderschander/
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und war kein klares linkes Profil, sondern ein Versuch der Ehrlichkeit – 

so habe ich das jedenfalls verstanden). Und dann gibt es die, die dazu 

aufrufen, unsere eigenen Kernthemen wieder sta rker in den Mittelpunkt 

zu stellen. O kologie, Klima, Nachhaltigkeit, Naturschutz. Und was ist mit 

der gru nen Gesellschaftspolitik? Wo bleiben unsere feministischen 

Wurzeln? Wie sieht es damit aus, endlich wirklich das Bu rgerrechtserbe 

anzutreten? Eine Reduzierung auf O ko als Kitt der Partei halte ich fu r 

falsch, so wichtig mir diese Themen sind. Aber wie dem auch sei: Wir 

mu ssen jetzt, mitten in mo glichen Verhandlungen u ber mo gliche oder 

unmo gliche Koalitionen, mitten in der Neuformation der Bundestags-

fraktion, unsere eigene, uns definierende Mitte wieder finden. Auch, weil 

die Europawahl (und die baden-wu rttembergischen Kommunalwahlen) 

quasi schon vor der Haustu r stehen. Ein schlichtes „weiter so, die 

Wa hlerinnen haben uns halt nicht verstanden“ wa re hier aus meiner 

Sicht ein großer Fehler. 

Warum blogge ich das? Nachwahlbewältigung.
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Zwei Flügel auf der immerwährenden Suche 
nach der Mitte 

29. September 2013 – Länderrat, So grün, so grün  

Vielleicht bin ich einfach schon zu lange dabei in dieser Partei, vielleicht 

ist das der Grund, warum ich das derzeit stattfindende innerparteiliche 

Ringen um die Deutungsmacht nach der Wahlniederlage nicht beson-

ders beeindruckend finde. Wir streiten u ber den richtigen Kurs, das tun 

wir als Partei, das tun wir gemeinsam – und wir tun es nicht zum ersten 

Mal. Und es wird, da bin ich mir sicher, nicht mit dem Durchmarsch des 

einen oder des anderen Flu gels enden, sondern mit einer neuen 

Selbstgewissheit gru ner Eigensta ndigkeit. 

http://www.flickr.com/photos/tillwe/9996203084/
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Eingeständnisse und Eigenständigkeit 

Auch der gestern stattgefundene La nderrat zum Wahlausgang, an dem 

ich als Delegierter fu r Baden-Wu rttemberg teilgenommen habe, a ndert 

nichts an dieser Bewertung. Nein, er besta rkt mich sogar in dieser Auf-

fassung. Klar: Es gab die großen Schaufensterreden, in denen nicht nur 

fu r den einen oder anderen Kurs geworben wurde, sondern auch ver-

sucht wurde, die Schuld fu r die Wahlniederlage mo glichst auf der an-

deren Seite des innerparteilichen Spektrums abzuladen. Einige Reden 

lassen sich hier richtig scho n als Musterbeispiel dafu r hernehmen, wie 

versucht wird, nachtra glich ein neues Narrativ u ber die Tatsachen zu 

stu lpen, bei dem dann die „andere Seite“ schlechter als vorher dasteht. 

Wenn wir bei den Fakten bleiben, dann wurde das Programm von 

einer Bundesdelegiertenkonferenz mit großer Mehrheit (war es nicht 

sogar nahezu einstimmig?) beschlossen. Das heißt jetzt nicht, dass alle 

Delegierten des Parteitags damals das Programm auch von vorne bis 

hinten gelesen haben. Und es stimmt, dass die große Zahl u bernom-

mener A nderungsantra ge dazu gefu hrt hat, dass an einigen Stellen 

nachher Dinge im Programm standen, die vorher nicht dringestanden 

sind.  

Es stimmt allerdings auch, dass es bereits 2011 in Kiel kritische Worte 

zum Steuerkurs gegeben hat, und dass es wiederum auf der Programm-

BDK Kritik daran gab. Die steuerpolitischen Ideen wurden trotzdem be-

schlossen, und sind gu ltiges Programm.  

Es gibt den lauten und sehr vernehmlichen Ruf, jetzt wieder zu zen-

tralen Werten der Partei zuru ckzukehren. Das Primat der O kologie hat 

auf dem La nderrat, egal von wem es angesprochen wurde, immer Bei-

fall bekommen. Und klar ist auch: wir sind und waren nie eine nur o ko-

logische Partei, sondern immer eine, die O kologie mit sozialer Gerech-

tigkeit – auch im globalen Kontext – verbunden hat. Manche nennen das 

Nachhaltigkeit. Und wir sind und waren immer eine Partei mit einer 

starken liberta ren Stro mung jenseits der Flu gelzuordnung. Insofern 

stehen wir gut da, wenn es darum geht, das bu rgerrechtliche Profil und 

den gru nen Freiheitsbezug in Zukunft zu sta rken und sta rker herauszu-
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stellen. Auch hierfu r gab es auf dem La nderrat immer wieder großen 

Applaus. 

Paradoxerweise sind all das – die O kologie, der Nachhaltigkeits-

gedanke, die emanzipatorische, liberta re Position – Themen, die sich in 

den dreihundertirgendwas Seiten unseres Wahlprogramms ausfu hr-

lich finden. Nur: Wer hat das da gelesen? Wer hat diese Themen in Talk-

shows angesprochen? Wer hat sie plakatiert? 

Insofern gebe ich all denen Recht, die jetzt sagen, dass nicht das Pro-

gramm falsch war, sondern die Kommunikation daru ber. Das ist zuna chst 

einmal eine beliebte Ausrede – der Wa hler, die Wa hlerin hat einfach nicht 

verstanden, was wir wollten. Aber es ist mehr als diese Ausrede: Wir 

haben es in diesem Wahlkampf nicht geschafft, die Punkte ru berzu-

bringen, die uns Gru ne ausmachen. Nicht, weil wir sie nicht kennen wu r-

den, sondern weil wir dachten, die seien eh klar. Und es sei jetzt wichtiger, 

finanzpolitische Kompetenz, Steuerehrlichkeit und ein Stu ck weit auch 

ein gesta rktes sozialpolitisches Partei in den Vordergrund zu stellen.  

Daru ber wurde die große Erza hlung vergessen. Das ist keine, die wir 

neu erfinden mu ssten, aber eine, die wir als Rahmen brauchen, um all 

die anderen Puzzlesteine einzuordnen. Der Kampf fu r eine bessere Zu-

kunft – das hat in den Talkshows und Presseberichten niemand inter-

essiert. Wir hatten im u brigen – jenseits der Frage von Gestaltungs-

optionen – auch kein großes Wahlversprechen, kein „das machen wir 

auf jeden Fall“, wie es 2009 der neue gru ne Gesellschaftsvetrag war. Das 

Wesentliche ist in diesem Wahlkampf untergegangen. 

Aber es ist nicht deswegen untergegangen, weil wir ein ehrliches, 

durchgerechnetes Wahlprogramm hatten. Es ist nicht untergegangen, 

weil wir die falschen Forderungen hatten. Es ist erst recht nicht des-

wegen untergegangen, weil die Bundespartei zu links war oder weil es 

in Baden-Wu rttemberg unpopula re Maßnahmen wa hrend der Wahl-

kampfzeit gab. Beides mag zu Stimmverlusten gefu hrt haben, aber bei-

des erkla rt nicht den Absturz, den wir erlebt haben. 

Es gab harte Kampagnen gegen uns – ich kann mich jedenfalls nicht 

erinnern, dass es jemals zuvor einen so dreckigen Wahlkampf gegen 
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Gru n gegeben hat. Diese Kampagnen haben uns auf dem falschen Fuß 

erwischt. Dass wir darauf nicht vorbereitet waren, war unser Fehler – 

und dass wir kein Narrativ, kein u bergeordnetes Ziel, keine große Bot-

schaft hatten, die wir der Negativkampagne entgegensetzen konnten, 

war ebenfalls unser Fehler.1  

Waren diese Kampagnen gegen uns „Klassenkampf“? Es gab in die-

sem Wahlkampf Lobbys, die sehr aktiv in den Wahlkampf eingegriffen 

haben. Die Warnung privater Versicherungen an ihre Versicherten, auf 

keinen Fall fu r die Bu rgerversicherung zu stimmen. Oder eine BILD 

kurz vor der Wahl, die an alle Haushalte verteilt wurde und dabei ge-

wohnt unabha ngig und u berparteilich agiert hat. Die Pa dophilie-Kam-

pagne und die Veggieday-Kampagne haben gezu ndet und bei den Leu-

ten Ekel bzw. Angst vor Bevormundung verbreitet. Unsere eigenen, zum 

Teil hinter einem Wust an Zahlen und Behauptungen u ber diese Zahlen 

versteckten Botschaften kamen nicht an. Aber war das Klassenkampf, 

eine Frontstellung BDI gegen Gru n? Und welche Bu ndnisse hatten wir, 

wenn es denn so gewesen sein sollte, dem entgegenzusetzen? 

Ich finde es richtig, dass wir uns jetzt auf unsere Eigensta ndigkeit 

besinnen. Nicht als Chiffre fu r Schwarz-Gru n, sondern als Orientierung 

der Partei Bu ndnis 90/Die Gru nen zuallererst an unseren eigenen Zielen. 

Wenn die ausformuliert werden, gibt es starke inhaltliche U bereinstim-

mungen mit der LINKEN, aber die Priorita ten liegen natu rlich ganz 

anders. Da gibt es zum Teil U bereinstimmungen mit der SPD – wobei das 

die Partei ist, die zuna chst u ber die Zahl der Ministerposten und dann 

u ber Inhalte redet. Und natu rlich gibt es auch U bereinstimmungen mit 

der CDU, empirisch betrachtet ist diese Schnittmenge klein. Das hat 

etwas damit zu tun, dass wir die Welt retten wollen.  

Aber diese U bereinstimmungen sollten uns jetzt nicht zu dem Fehl-

schluss verleiten, dass gru ne Ziele einzig und allein in einem rot-gru n-

roten Bu ndnis oder gar nur in einem rot-gru nen Projekt erreicht werden 

 
1 Das gleiche gilt fu r den Versuch, nicht die eigenen Inhalte herauszustellen, sondern 
die Fehler der Regierung zu betonen – die Motive dieser Negativkampagne unserer-
seits waren zwar teilweise amu sant, aber trafen nicht die Stimmungslage. 
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ko nnen.2 Um uns unserer gemeinsamen gru nen Ziele zu vergewissern, 

brauchen wir kein neues Grundsatzprogramm und keinen Korrektur-

beschluss zum Programm. Aber wir brauchen eine Ru ckbesinnung. 

Manche sprechen vom Kern, oder von den Wurzeln, auf die wir uns 

besinnen sollten. Ich glaube, dass es eigentlich eher ein u bergreifender 

Schirm ist, das gemeinsame Dach.  

Innerparteiliche Vielfalt als Stärke begreifen 

Und damit bin ich bei den Flu geln. Die sind in ihrer Prominenz das her-

vorstechendste Symptom dafu r, dass wir unterhalb dieses gemeinsa-

men Daches immer noch eine sehr heterogene Partei sind, ein Bu ndnis 

unterschiedlicher Interessen und Profile. Das betrifft nicht nur die 

Flu gel – vielleicht sogar weniger, als manche das glauben.  

Wir haben starke Landesverba nde mit eigensta ndigen Profilen; in den 

großen Landesverba nden gilt das auch fu r regionale Zusammenha nge. 

Insofern ist die Idee richtig (wenn auch revolutiona r), eine Struktur-

kommission einzurichten, die dafu r sorgen soll, die Landesverba nde und 

insbesondere die gru n (mit)-regierten La nder sta rker in die Diskussions- 

und Entscheidungsprozesse der Bundespartei einzubeziehen. Hier im 

Su den ist „Berlin“ ein Schimpfwort – das muss nicht so bleiben. 

Wir haben Menschen mit sehr unterschiedlichen inhaltlichen 

Schwerpunkten, die sich in der Partei zusammenfinden. Unter dem 

Dach von Nachhaltigkeit inkl. sozialer Gerechtigkeit und einem emanzi-

patorischen, liberta ren Menschenbild. Kein gru nes Mitglied wird mit 

allen Programmpunkten u bereinstimmen. Diese Vielfalt mu ssen wir 

aushalten und produktiv nutzen. Das gelingt nur, wenn wir pragmatisch 

mit Dissens umgehen, und wenn wir zugleich die parteiinterne Mei-

nungsbildung sta rken, um hier Dominanzen zu verhindern. Und das be-

deutet auch, dass sich in den unterschiedlichen gru nen Weltsichten an 

dem einen oder anderen Punkt mo glicherweise auch Themen und Mei-

 
2 Das betrifft jetzt gar nicht so sehr 2013, sondern geht eigentlich schon in Richtung 
2017 und die Frage, wie wir uns da positionieren ko nnen. 
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nungen durchsetzen, die zum Beispiel mir nicht gefallen. Das geho rt da-

zu.3 4 

Es gibt mo glicherweise gewisse Generationenkonflikte, die sich gar 

nicht so sehr an der Gru nen Jugend festmachen, sondern eher an der 

„Generation Trittin“ der Mitfu nfziger, die u ber lange Jahre hinweg das 

Profil von Bu ndnis 90/Die Gru nen gepra gt hat. Die Ru ckzu ge der letz-

ten Tage sind auch deswegen ein Aufbruchssignal, weil die Dominanz 

dieser Generation damit endet.  

Regionale, inhaltliche, auf das Lebensalter bezogene Differenzen (und 

ja, die Geschlechterdifferenz gibt es auch noch) – reicht das nicht aus 

als Vielfaltsgeneratoren in dieser Partei? Wozu dann noch Flu gel? 

Es gibt ein aus meiner Sicht romantisch-naives Bild von Flu geln. Als 

„Think tanks“, als geschu tzte Denkorte der Partei, an denen neue Kon-

zepte entwickelt und in die Partei eingespeist werden. Die ja hrlichen 

Treffen von grün.links.denken mo gen in diese Richtung gehen. Die Funk-

tion, die Flu gel in der Partei einnehmen (und die a hnlich auch noch von 

einigen anderen Formen der Vernetzung erfu llt wird), ist aber, meine 

ich jedenfalls, in erster Linie eine ganz andere: Sie stellen Vorsortier-

mechanismen dar, um thematische und personelle Durchsetzungs-

chancen zu erho hen. Wer in einem Flu gel organisiert ist – und ich ver-

mute, dass das maximal eher fu r ein Drittel als fu r die Ha lfte der Mit-

glieder der Partei zutrifft – hat, wenn dieser Flu gel u berzeugt wurde, 

deutlich gro ßere Chancen, sein oder ihr Thema oder sich selbst auf 

einem Parteitag durchzusetzen – weil es einen gro ßeren Block von 

Stimmen gibt, der auf das Thema oder die Person vereint wird, weil es 

mo glicherweise flu gelu bergreifende Absprachen gibt, und weil „flu gel-

interne“ Konkurrenzen im Vorfeld entschieden werden. Den Delegier-

 
3 Die Hoffnung mancher, mit einer „gereinigten“, auf bestimmte Haltungen reduzierten 
Partei neue Wa hlerschichten zu erschließen – nach links oder, ha ufiger, nach rechts, 
hin zur neuen alten oberen „Mitte“, – halte ich fu r eine Illusion. Die O DP, O kolinx oder 

die Gru nliberalen in der Schweiz sind empirische Beispiele fu r Abspaltungen, die sich 
aus derartigen „Reinigungsprozessen“ ergeben haben. Große Erfolge sehe ich nicht. 
4 Die thematische Vielfalt ist dabei nicht deckungsgleich mit der Flu gelfrage – Netzpolitik ist 
dafu r ein ebenso gutes Beispiel wie der Konflikt Naturschutz vs. Erneuerbare. 
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ten der Partei – auch hier gehe ich davon aus, dass beide Flu gel zusam-

men keine Mehrheit der Delegierten stellen – bietet sich damit eine vor-

sortierte Abstimmungsgrundlage. Ha ufig geht das, im Zusammenspiel 

von flu gelinternen und flu gelu bergreifenden Absprachen, soweit, dass 

es nur noch eine aussichtsreiche Person fu r ein Amt kandidiert, oder 

das thematische Entscheidungen auf zwei Alternativen (oder auf einen 

Kompromiss) zusammengedampft wurden.  

Diese Funktion von Flu geln ist hilfreich, weil sie Entscheidungen 

vereinfacht – und so lange ihre Organisationskraft begrenzt ist, aus mei-

ner Sicht auch nicht scha dlich fu r eine Partei. Anders sieht es aus, wenn 

ein Flu gel so dominant ist, dass andere Positionen oder Personen u ber-

haupt keine Chance mehr haben. Diese Situation gab es in Baden-Wu rt-

temberg in den 1990er Jahren. Im Vergleich dazu wirken die heutigen 

Flu gelka mpfe zwar mo glicherweise noch la stig, aber nicht mehr exi-

stenziell bedrohlich. Anders gesagt: Auch fu r die Macht der Flu gel in der 

Partei gilt das Kretschmann-Wort vom Maßhalten. Eine vielfa ltige und 

vitale Partei kommt mit Flu geln klar, solange deren Wirken begrenzt ist. 

Warum dann nicht einfach die Flu gel abschaffen? Ich halte das fu r ein 

extrem unwahrscheinliches Ereignis. Erstens existieren die Flu gel, die 

wir heute kennen. Beide haben Wandlungsprozesse durchlaufen, es 

gibt interne Spaltungen5 und Positionsverschiebungen. Aber beide sind 

organisationsstark und binden nennenswerte Teil der Funktiona rIn-

nen der Partei ein. Wer sie abschaffen will, stellt sich gegen ein ziemlich 

großes Bu ndel an Macht. 

Dann gibt es zweitens historisch durchaus Erfahrungen damit, dass 

ein Flu gel so dominant wird, dass der andere die Exit-Option wa hlt und 

die Partei verla sst. Das ist mit gro ßeren Teilen des damaligen „Fundi-

Flu gels“ in den 1990er Jahren passiert – u brig geblieben sind inner-

parteiliche Basis- und Regierungslinke, deren gro ßer Teilmenge heute 

unter dem Etikett grün.links.denken in der Partei agiert. Aus dem 

Stumpf des abgeschlagenen wa chst ein neuer Flu gel. Oder, wie schon 

genannt, das Beispiel Baden-Wu rttemberg – hier gab es nach Jahren der 

 
5 Subsystembildungen der Partei in der Partei in der Partei? 
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gefu hlten absoluten Realodominanz das Bedu rfnis von sehr unter-

schiedlich links verorteter Einzelpersonen, sich zu organisieren, und so 

„die Partei nicht den Realos zu u berlassen“.6  

Und drittens: Selbst wenn per Zauberei beide Flu gel verschwinden 

wu rden, und sich niemand mehr daran erinnern wu rde, dass es sie je 

gab, wu rde sich doch ziemlich schnell eine Fraktionsbildung nach dem 

Motto „als Einzelner bist du allein, zusammen sind wir sta rker“ erei-

gnen. Ob das nach einem Rechts-Links-Schema, nach Programmati-

scher Reinheit einerseits und Pragmatischer Realpolitik andererseits 

erfolgt, oder anhand ganz anderer Fragen – in relativ kurzer Zeit wu rde 

es, wage ich die sozialwissenschaftliche Prophezeihung, wieder Cli-

quen, Zirkel und Flu gel geben.  

Insofern kann ich zwar nachvollziehen, wenn immer wieder daru ber 

geklagt wird, dass die Flu gel sich unmo glich benehmen (und dagegen 

la sst sich ja auch was tun), halte es aber fu r unwahrscheinlich, dass wir 

eines Tages in einer Partei ohne Flu gel aufwachen. Auch diese Vor-

sortiersysteme geho ren damit zur zu akzeptierenden Vielfalt der Partei, 

mit der Umzugehen zum gru nen Alltagsgescha ft dazugeho rt. 

 

Mein Plädoyer: Lasst uns als Partei gemeinsam lernen. Dazu geho ren 

Strukturvera nderungen. Dazu geho rt die erneute Besinnung auf gru ne 

Dachinhalte. Dazu geho rt eine u ber das Dulden in einem gemeinsamen 

Haus hinausgehende Akzeptanz der innerparteilichen Vielfalt (auch im 

produktiven Streit). Und dazu geho rt es, dass wir die diesmal gemach-

ten wahlkampfstrategischen Fehler in Erinnerung behalten, wenn der 

na chste Wahlkampf ansteht – die Europawahl im Mai 2014 ist hier, auch 

wenn einige Weichen sicherlich schon gestellt sind, der Testfall fu r Er-

neuerung in der Wahlkampfstrategie. 

Warum blogge ich das? Als Art Rückblick auf den Länderrat 2013.3 in Berlin. 

Auch in CARTA (30.09.2013) veröffentlicht.

 
6 Das dass gelingt, hat auch etwas damit zu tun, dass wir nach wie vor Wahlverfahren 
haben, die einen gewissen Schutz vor dem „Durchmarsch“ einer Seite bieten … 
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Der Grundwiderspruch 

3.Oktober 2013 – Nachhaltiges Leben, Politik und Gesellschaft, So grün, so 

grün 

Starke, o kologisch motivierte Nachhaltigkeit. Ein emanzipatorischer, 

linksliberaler Freiheitsbegriff. Nicht nebeneinander als zwei Sa ulen in 

einer Partei, sondern als gemeinsamer Antrieb der Partei. Passt das zu-

sammen?  

Vielleicht erst mal Begriffskla rung: Nachhaltigkeit verstehe ich so, 

dass damit ein Zielzustand gesellschaftlicher Entwicklung beschrieben 

ist, in dem zum einen Chancen zwischen den gleichzeitig lebenden 

Menschen gerecht verteilt sind, und zum anderen Chancen zuku nftiger 

Generationen nicht beeintra chtigt, sondern gegenu ber dem Status Quo 

erweitert werden. Chancen sind hier als Zugriffsmo glichkeiten auf o ko-

http://www.flickr.com/photos/tillwe/6923758/
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logische, soziale und o konomische Ressourcen – Kapitalsorten – zu ver-

stehen. Dabei sind Ressourcen nicht beliebig austauschbar; dies betrifft 

insbesondere das Naturkapital. Daraus ergibt sich – im Sinne starker 

Nachhaltigkeitskonzepte – eine Priorita t, o kologischen Ressourcen zu 

erhalten, was dann zu U berlegungen wie der planetaren „Tragfa higkeit“ 

fu hrt. So definiert, umfasst Nachhaltigkeit soziale Gerechtigkeit, inso-

fern diese als Chancen- bzw. als Teilhabegerechtigkeit verstanden wird. 

Und Freiheit, in einer linksliberalen, emanzipatorischen Perspektive? 

Fu r mich stecken dahinter vor allem zwei miteinander verbundene 

Konzepte. Zum einen geht es um individuelle Freiheiten, wie sie sich 

nicht zuletzt in den Bu rger- und Menschenrechten niederschla gt. Bei-

spielsweise darum, die eigene Meinung unbehelligt a ußern zu ko nnen. 

Das eigene Leben frei zu gestalten. Das meint das Verha ltnis zu Mitbu r-

gerInnen, aber eben auch das Verha ltnis zum Staat, als Abwehrrecht. 

Der Raum individueller Freiheiten soll maximiert werden. Mein Frei-

heitsversta ndnis geht aber daru ber hinaus: Ich sehe den Staat in der 

Verantwortung, Freiheit zu ermo glichen. Dazu geho rt es, den Raum der 

Freiheit zu schu tzen (und letztlich als Ergebnis demokratischer Aus-

handlungsprozesse individuelle Freiheiten einzuschra nken, wenn 

sonst die Freiheiten anderer beschra nkt wu rden), dazu geho rt es aber 

auch, die Voraussetzungen dafu r zu schaffen, dass Menschen ihre Frei-

heit u berhaupt nutzen ko nnen, also eine emanzipatorische Perspektive 

der freien Entfaltung jedes Menschen. Das betrifft die Teilhabe an Bil-

dung, das betrifft die Teilhabe an Demokratie, aber es betrifft eben auch 

einen gewissen sozialen Ausgleich, ein Versta ndnis fu r die materiellen 

Grundlagen von Freiheit. Formal die gleichen Rechte zu haben, die aber 

faktisch nur von einer kleinen Minderheit u berhaupt genutzt werden 

ko nnen, wa re demnach eben kein Zustand der Freiheit.1  

Die beiden Definitionsversuche mo gen in ihren Details strittig sein. 

Ich denke aber, dass mit der einen oder anderen Abweichung, mit klei-

nerer oder gro ßerer Reichweite und Radikalita t, letztlich auch bei an-

deren a hnliche Konzepte hinter „Nachhaltigkeit“ und „Freiheit“ stehen.  

 
1 Hier fa nde dann auch eine Grundeinkommensdebatte Anschluss … 
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Spannend wird es jetzt, wenn Nachhaltigkeit und Freiheit in einen 

Zielkonflikt geraten. Ein Beispiel dafu r ist der Klimawandel. Dieser 

stellt nach allem, was wir daru ber wissen, eine erhebliche Einschra n-

kung der Chancen zuku nftiger Generationen da. Er gefa hrdet damit das 

Ziel der Nachhaltigkeit. Eine an Nachhaltigkeit orientierte Politik muss 

also großen Wert darauf legen, den Klimawandel zumindest einzu-

da mmen und seine Folgen abzumildern. Zentral fu r die Einda mmung 

ist die Reduzierung der Treibhausgasemissionen, von weitergehenden 

Maßnahmen in Richtung Geo-Engineering mal nicht geredet. Daraus 

ergeben sich dann fast von selbst Instrumentenkataloge, die selbst-

versta ndlich in Ma rkte und in individuelle Freiheiten der Lebensgestal-

tung eingreifen, wenn sie denn mehr als schmu ckendes Beiwerk sein 

sollen.  

Manches erho ht herstellerseitig Effizienzen, ohne zuna chst den indi-

viduellen Alltag vera ndern zu wollen. Standards fu r energieffizientere 

Ku hlschra nke beispielsweise, oder das EU-Glu hlampenverbot. Wobei – 

da wu rde vermutlich schon der eine oder andere angerannt kommen 

und etwas von „Verbotspartei“ rufen. Wie weit du rfen Bauvorschriften 

gehen? Was ist mit dem Verkehrsbereich – muss eine an Nachhaltigkeit 

orientierte Politik irgendwann nicht nur Anreize setzen, um klima-

freundlichere Verkehrssysteme zu fo rdern, sondern auch mit Regeln 

und Verboten eingreifen? Oder Erna hrung, selbstversta ndlich (V-Day!) 

ein zentrales Element des individuellen Alltags – aber, je nach Quelle, 

durchaus nicht unrelevant fu r den Treibhausgasausstoß? Wie kann ein 

Staat Suffizienz voranbringen?2 

Ich befu rchte, dass es keine generelle Lo sung fu r diesen Widerspruch 

gibt. Ich halte es fu r richtig, dass wir unsere – bu rgerrechtliche, gesell-

schaftspolitische – linksliberale, emanzipatorische Positionierung als 

Partei wieder sta rker in den Vordergrund stellen. Aber leicht wird das 

allein schon deshalb nicht, weil da, wo wir regulierend eingreifen wol-

 
2 Und natu rlich verfu gen „Hersteller“ und andere MarktteilnehmerInnen in einer 
gewissen Weise ebenso u ber individuelle Freiheitsrechte, in die mit staatlichen 
Vorgaben eingegriffen wird … 
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len (um nicht das bo se Verbotswort zu verwenden …) ja nicht Bosheit 

oder die Lust daran, die Mitmenschen zu a rgern, dahinter steht, und 

auch nicht moralische U berheblichkeit, sondern das, was ich flapsig als 

den gru nen Auftrag bezeichnen habe, die Welt zu retten, und was etwas 

weniger flapsig meint, dass wir nach wie vor die Partei sind, die in 

ihrem innersten Kern das Ziel hat, einen Zustand weltweiter Nach-

haltigkeit herzustellen. Und in diesem innersten Kern werden wir nach 

wie vor und immer wieder mit schlechten Nachrichten konfrontiert – 

Gletscher und Eisberge schmelzen, internationale Konferenzen schei-

tern, fru here Entwicklungsla nder „holen auf“ und schlagen Pfade ein, 

die ebensowenig nachhaltig sind wie die, auf denen der Westen weiter-

la uft. Da muss doch was passieren! 

Wenn wir es gut hinkriegen, dann ist dieses Dilemma aus freiheit-

lichen Werten und Nachhaltigkeitsorientierung etwas, das uns in Be-

wegung halten kann. Das heißt aber auch, das wir den Streit daru ber, 

welche Eingriffe angemessen sind und welche nicht vertretbar sind, 

aktiv und immer wieder fu hren mu ssen. Koexistenz – ihr kriegt eure 

liberale Gesellschaftspolitik, den Datenschutz und ein bißchen Markt-

wirtschaft, wir denken uns eine ganze Reihe guter gru ner Verbote aus 

– wird nicht funktionieren. Wenn wir es im stetigen Streit zwischen 

liberaler und o kologischer Grundu berzeugung (und diese Spaltung ist 

definitiv nicht deckungsgleich mit den Flu geln!) hinkriegen, Lo sungen 

zu finden, dann bin ich hoffnungsvoll, dass diese Konzepte auch an 

gesellschaftliche Mehrheiten anschlussfa hig sein ko nnen, wenn sie vor-

her durch den Dampfdrucktopf der berechtigten innerparteilichen 

Kritik gegangen sind. 

Warum blogge ich das? Weil ich das zwar schon kurz angesprochen habe (und 

auch immer mal wieder anspreche), es in mir aber nach wie vor rumort. Das 

Fazit bleibt: Wir müssen, um voran zu kommen, den grünen Grundwiderspruch 

(und ja, es ist einer, Leugnen hilft nichts!) akzeptieren und wieder produktiv 

nutzen, statt ihn wegzumoderieren. Nur so entsteht Neues. Auch wenn’s nicht 

einfach werden wird.



Nachdenken über Bündnis 90/Die Grünen 

98 

Keine progressive Mehrheit im 
Novembernebel 

24. November 2013 – Politik und Gesellschaft 

Nach dem Aufstand des 17. Juni 
Ließ der Sekretär des Schriftstellerverbands 
In der Stalinallee Flugblätter verteilen 
Auf denen zu lesen war, daß das Volk 
Das Vertrauen der Regierung verscherzt habe 
Und es nur durch verdoppelte Arbeit 
Zurückerobern könne. Wäre es da 
Nicht doch einfacher, die Regierung 
Löste das Volk auf und 
Wählte ein anderes?  

Das schrieb Bertolt Brecht 1953, also vor sechzig Jahren. Historisch ist 

der Vergleich etwas heikel, aber irgendwie kam mir das Gedicht heute 

in den Sinn. Und zwar, passend zum tru ben November und zur gerade 

mal wieder erfolglos zu Ende gegangenen Klimakonferenz, aus der pes-

simistisch machenden Erfahrung heraus, dass die Hu rden fu r tat-

sa chliche Vera nderung hoch sind. Oder nehmen wir die vor sich hin-

verhandelnden Großen Koalition in spe, die Entscheidung in Hessen, 

http://de.wikiquote.org/wiki/Bertolt_Brecht
http://www.flickr.com/photos/tillwe/10908114394/
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dass CDU und Gru ne Koalitionsverhandlungen aufnehmen wollen – 

beides ziemlich genau das Gegenteil ernsthafter progressiver Politik.  

Also die alte Frage: Wieso wa hlt dieses Volk nicht einfach mal eine 

vernu nftige Regierung? Wo kommen die u ber 40 Prozent fu r die CDU 

her, wo die Stimmen fu r AfD, NPD, usw.?1 Insgesamt kommt dabei, je 

nach Fall der Wu rfel, eine deutliche Mehrheit des „Weiter so“ heraus, 

oder, mit etwas Glu ck eine ganz knappe Mehrheit nominiell progres-

siver Parteien. Die sich dann, Starrsinnigkeit der einen Seite und Scheu 

der anderen Seite, nicht in eine Regierungsmehrheit umsetzen la sst. 

Und welche, selbst wenn es so wa re, die Frage berechtigt erscheinend 

ließe, ob der Kurs einer progressiven Mehrheit auch auf gesellschaft-

liche Mehrheiten sto ßt. 

Und das alles kombiniert damit, dass beho rdliche Apparate, rechtliche 

und haushalterische Sachzwa nge, Zusta ndigkeiten und nicht zuletzt der 

Blick auf die Meinungshoheit es selbst in einem halbwegs progressiven 

Regierungsbu ndnis schwer machen, tatsa chlich etwas zu vera ndern. Der 

Fortschritt ist eine Schnecke, die u ber dicke Bretter kriecht. Oder so. 

Es gibt die kleinen Zonen gefu hlter kultureller Hegemonie. Aber auch 

dort lo sen wir die großen Probleme nicht. Wo aber dann? Reicht es aus, 

nach langem Bretterbohren einen Blumenstrauß an kleineren Verbesse-

rungen durchzusetzen, und das eine oder andere Leuchtturmprojekt?2  

Und auf der anderen Seite die Erfahrung: Egal, was eine progressive 

Regierung macht, egal, um welches Thema es geht – es wird, neben der 

wohl unvermeidbaren grundsa tzlichen Ablehnung mancher Seiten, im-

mer Gruppen geben, denen das ganz und gar nicht ausreicht, und die 

sich dann auch deutlich vernehmbar zu Wort melden. Spaß macht das 

nicht. 

Um auf Brecht 1953 zuru ckzukommen: Volk und Regierung passen 

heute erstaunlich gut zusammen. Jedenfalls dann, wenn die (gefu hlte) 

 
1 Noch dramatischer sa he das Bild aus, wenn von den 25 Prozent, die die SPD gewa hlt 
haben, diejenigen abgezogen werden, die das aus welchen Motiven auch immer 
heraus gemacht haben, aber eigentlich keine Vera nderung wollen … 
2 Selbst in Hessen ko nnte das ja gelingen … 
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Mehrheit der Wa hlerInnen irgendetwas u ber politische Haltungen und 

Stimmungen aussagt. Der gesellschaftliche Aufbruch kommt dabei 

unter die Ra der. Wenn es ein besseres Verfahren geben wu rde, wu rde 

ich ja anfangen, deswegen an der Demokratie zu zweifeln.  

So bleibt die vage Hoffnung auf das Wogen der Meinungsbrandung 

und den richtigen, glu cklichen Moment, der dann, im besten alle Fa lle, 

ergriffen werden kann. Und die Sisyphos-Arbeit, immer wieder dafu r 

zu werben, dass es auch anders sein ko nnte, und dass das besser wa re. 

Attraktive Visionen, nicht nur fu r die Nische, sondern u berhaupt. Ha-

ben wir eine Strategie dafu r? 

Warum blogge ich das? Weil es sich lohnt, sich angesichts der vermutlichen Re-

gierungsbildungen in Hessen und im Bund nochmal vor Augen zu halten, dass 

es aktuell keine klaren progressiven Mehrheiten gibt – und dass die Handlungs-

möglichkeiten parlamentarischer Politik begrenzt sind. Gerade im November-

nebel.
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Freiheit, grün gedeutet 

22. Dezember 2013 – Hochschulpolitik, Politik und Gesellschaft, So grün, so 

grün 

Eine Folge der gru nen Neuaufstellung nach der Bundestagswahl ist die 

intensivierte Suche nach den Wurzeln der zweiten Sa ule, nach dem 

emanzipatorischen Freiheitsbegriff. Dieses Suchvorhaben fu hrte jetzt zu 

einem autorenpapierenen Aufschlag1; unter dem Titel „Die Farbe der 

Freiheit ist Gru n“ deuten Kai Gehring, Irene Mihalic, Can Erdal, Lucas Ger-

rits, Rasmus Andresen, Andreas Bu hler, Daniel Mouratidis, O zcan Mutlu, 

Ulle Schauws, Jan Schnorrenberg, Anne Tiedemann, David Vaulont und 

Robert Zion Freiheit als einen zentralen gru nen Grundwert aus.  

„Wir denken, dass es an der Zeit ist, das freiheitliche Profil 
unserer Partei stärker als bisher herauszustellen. Mit 
unserem Zugang zu diesem Thema haben wir ein Allein-

 
1 http://www.gruen-und-frei.de/  

http://www.gruen-und-frei.de/
http://www.gruen-und-frei.de/
http://www.flickr.com/photos/tillwe/11338479734/
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stellungsmerkmal im politischen Wettbewerb, dass wir 
nicht unter den Scheffel stellen sollten. Unser Papier liefert 
keine fertigen Programme oder Initiativen. Wir wollen 
eine lebendige, interdisziplinäre Debatte über die Chancen 
einer freiheitlichen grünen Politik anstoßen. Ein Anfang 
ist gemacht, das Ende ist offen. Unsere Vision ist die 
gleiche Freiheit für alle – nur das ist gerecht und fair. Wir 
wollen weiter die Verantwortung eines/r Jeden für die Zu-
kunft als positiven Grundwert verstehen und transportie-
ren. Zugleich plädieren wir dafür, unseren Nachhaltig-
keitsbegriff so zu vermitteln, dass er die Freiheit in den 
Mittelpunkt stellt und solidarische und ökologische Politik 
miteinander verbindet. Mit unserer Freiheitserzählung 
und unserem Freiheitshandeln wollen und können wir 
mehr Menschen für Grüne begeistern und u.a. das pro-
gressive weltoffene Bürgertum für uns gewinnen.“ 

Ich finde das Ergebnis u berzeugend, auch wenn das eine oder andere 

fehlt – dazu gleich noch mehr – oder vielleicht nicht pointiert genug ist. 

Insofern unterstu tze ich das Papier gerne. Wer das auch mo chte, kann 

dies im Kommentarbereich von gruen-und-frei.de kundtun.  

Aber zum Papier selbst. Ist ein gru ner Freiheitsbegriff neu? Nicht 

wirklich.2 Die gru ne Freiheit zu suchen, sind zuna chst einmal Ausgra-

bungsarbeiten. Es geht darum, eine gru ne Seite wieder sichtbarer zu 

machen, die medial verschu ttet wurde, auch wenn sie Bestand hatte. 

Entsprechend geht die Kritik, dass das Autorenpapier3 sich stellen-

weise wie eine kompakte Zusammenfassung des Bundestagswahl-

programms liest, nicht ganz in die Irre. Das muss so sein, wenn es nicht 

um eine komplette programmatische Wende gehen soll, sondern um 

die Aufarbeitung und Sta rkung einer gru nen Traditionslinie.4  

 
2 Wer Spaß an innerparteilicher Historie hat, mag sich mit „Gru ne Freiheit“ befassen – 
die Seite stammt aus dem Jahr 2009, der Anspruch ist a hnlich, http://gruene-

freiheit.de/  
3 … u ber das Geschlechterverha ltnis der UnterzeichnerInnen und AutorInnen ließe 
sich, nebenbei bemerkt, auch noch das eine oder andere sagen … 
4 Hingewiesen sei an dieser Stelle auf Robert Zions Streitschrift „Noch eine Chance fu r 
die Gru nen“, die einiges etwas deutlicher sagt … http://robert-zion.de/Chance.htm  

http://www.gruen-und-frei.de/
http://gruene-freiheit.de/
http://gruene-freiheit.de/
http://gruene-freiheit.de/
http://robert-zion.de/Chance.htm
http://robert-zion.de/Chance.htm
http://robert-zion.de/Chance.htm
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Was ist nun „gru ne Freiheit“? Die zentrale Definition am Anfang des 

Papiers lautet wie folgt: 

„Jede und jeder soll so leben können wie er oder sie das 
will – nicht auf dem Rücken anderer, nicht auf Kosten 
noch ungeborener, künftiger Generationen und nicht als 
Adressat eines übertriebenen Etatismus. Deshalb ist unser 
grüner Freiheitsbegriff einer, der die größtmögliche 
Selbstbestimmung von heute mit der Verantwortung 
gegenüber der Globalgesellschaft und den kommenden 
Generationen in Einklang bringt.“  

Oder anders gesagt: Freiheit ist Selbstbestimmung im Kontext von 

Nachhaltigkeit. Diese Verknu pfung von emanzipatorischem Freiheits-

versta ndnis und Nachhaltigkeit ko nnte in dem Papier – vor allem im 

zweiten und dritten Teil, in dem es um die Ausdifferenzierung des Frei-

heitsbegriffes geht – noch deutlicher werden. Im Kern ist sie aber genau 

hier angelegt, und genau hier sehe ich auch die Differenz zum Freiheits-

versta ndnis anderer Parteien, die das Label „liberal“ fu r sich beanspru-

chen.  

Aus dem emanzipatorischen Freiheitsversta ndnis erwa chst zwangs-

la ufig ein bu rgergesellschaftliches Staatsversta ndnis. Ein Staat, der es 

nicht besser weiß, sondern zuho rt, der sich mit der Bu rgergesellschaft 

auf Augenho he befindet. Aber eben auch kein Minimalstaat, kein Nacht-

wa chterstaat, sondern einer, der stark genug ist, um Freiheit durch-

zusetzen, zu schu tzen und nicht zuletzt erst zu ermo glichen. Freiheit 

findet hier ihr Gegenstu ck im gru nen Teilhabeversprechen. 

Freiheit la sst sich schließlich programmatisch durchdeklinieren. Was 

bedeutet es, gru ne Programmatik mit emanzipatorischem Blick zu be-

trachten? Was heißt es fu r gru ne Umweltpolitik, fu r gru ne Sozialpolitik, 

fu r gru ne Bildungspolitik und schließlich fu r gru ne Gesellschaftspolitik, 

wenn sie an dem oben definierten Freiheitsversprechen gemessen 

wird. Die Autorinnen und Autoren betonen hier die U bereinstim-

mungen mit anderen gru nen Werten und zentralen politischen Zielen. 

Um die eigene Freiheit leben zu ko nnen, ist eine intakte Umwelt not-

wendig, muss ein ausko mmliches Niveau an Teilhabe gesichert werden, 
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mu ssen alle – unabha ngig von ihrer Herkunft – Bildungschancen erhal-

ten, und mu ssen alle demokratische Rechte nutzen ko nnen, mu ssen 

Diskriminierungen jeder Art verhindert werden. 

Zusammen betrachtet wird hier ein attraktives Interpretations-

angebot ero ffnet, das nicht nur plausibel macht, wie Freiheit gru n ge-

deutet werden kann, sondern auch verdeutlicht, dass eine solche Inter-

pretation heute die richtige fu r gru ne Politik ist. 

Was dem Papier fehlt, ist eine kritische Auseinandersetzung mit der 

Partei selbst, und mit den Zielkonflikten, die sich aus den unterschied-

lichen gru nen Traditionslinien ergeben. Genau da wird es aber 

spannend. Wie gehen wir mit Nachhaltigkeit – also dem Freiheitsver-

sprechen fu r zuku nftige Generationen – um, wenn dadurch Einschra n-

kungen fu r die heute lebenden Menschen erwachsen? Was passiert, 

wenn manche sich in ihrer Freiheit eingeschra nkt fu hlen, weil sie – u ber 

Steuern und Abgaben – dazu herangezogen werden, Infrastruktur und 

Teilhabechancen zu finanzieren, die es anderen erst ermo glichen, 

Freiheit auszuleben? Wieviel Volksbildung, wieviel sorgender Staat in 

einem sozialdemokratischen Sinne steckt in gru ner Programmatik? Auf 

all solche Fragen geht das – u brigens flu gelu bergreifende – Papier nicht 

oder nur am Rande ein. Hier wa re mehr Profil sicherlich nicht schlecht, 

auch wenn damit der Tatbestand der „Nestbeschmutzung“ erfu llt 

wu rde. 

Das betrifft, nebenbei gesagt, auch das Feld, mit dem ich mich am be-

sten auskenne. Zu Wissenschaft und Forschung verliert das Autoren-

papier kein Wort. Das ist nicht nur erstaunlich, weil die Freiheit von 

Forschung und Lehre bekanntermaßen ebenso wie die Kunstfreiheit 

grundgesetzlich garantiert ist, sondern auch deswegen, weil hier einige 

herausgehobene innerparteiliche Konflikte vergraben sind. Zu den 

Autoren des Papiers geho rt mit Kai Gehring auch der wissenschafts-

politische Sprecher der gru nen Bundestagsfraktion – umso mehr ver-

misse ich eine Positionierung zur Forschungsfreiheit.5  

 
5 Als BAG Wissenschaft, Hochschule, Technologiepolitik versuchen wir gerade, einen 
innerparteilichen Diskussionsprozess zu dem innergru nen Zielkonflikt zwischen For-
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Aber gut: Es soll ja, wie oben zitiert, der Anfang einer Diskussion sein 

und nicht ihr Ende. Ich perso nlich rechne damit, dass die innerpartei-

liche Debatte um die zuku nftige Ausrichtungen und das grundlegende 

Wertegeru st gru ner Politik nach der Europawahl – die ist im Mai 2014 

– an Fahrt gewinnen wird. Wir sollten uns dieser Debatte stellen – ge-

rade auch da, wo es wehtut. 

Warum blogge ich das? Um auf das Papier hinzuweisen, und als ausführlichere 

Fassung meines dort abgegebenen Kommentars. 

 
schungsfreiheit einerseits – also einem positiven Bekenntnis zur Logik der Wissen-
schaft – und einigen gru nen Glaubenssa tzen andererseits anzustoßen. Da ha tte eine 
Aussage im Freiheitspapier gut dazugepasst. 
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Politische Fragen  

Gauck auf der Goldwaage 

22. Februar 2012 – Politik und Gesellschaft, Soziologisch gesehen 

Ich weiß, es nervt. Aber je la nger die Debatte um Joachim Gauck anha lt, 

desto weniger sehe ich, dass er auch nur gut darin wa re, gesellschaftli-

chen Debatten anzustoßen. Einer, an dem man sich reiben kann, sagen 

die, die ihn jetzt aus gru ner Sicht verteidigen. Aber wer eine große Rei-

bungsfla che bietet, wird leicht zum geistigen Brandstifter.  

Konkret wird das an einem langen Zitat aus einem NZZ-Interview, das 

die publikative als Transkript vero ffentlicht hat. Ein langer, langer Satz 

– eher ein Gedankenstrom – aus diesem Zitat lohnt der na heren Be-

trachtung, dazu als Kontext die beiden Sa tze zuvor.  

Das ganze eher als akademische U bung – mir ist bewusst, dass ich hier 

haarspalterisch (und doch methodisch eher freiha ndig) Gaucks Worte 

auf die Goldwaage lege. Ich finde es dennoch hilfreich, sich einmal ganz 

genau anzuschauen, was Gauck sagt, und zu u berlegen, was er damit 

meinen ko nnte – auch, um sowas wie latente Deutungsmuster freizu-

legen. Mir ist klar, dass meine Deutungen hier nicht frei von Voreinge-

nommenheit sind – ich bitte gegebenenfalls um begru ndeten Wider-

spruch. Der Textausschnitt beginnt mit der Frage des Interviewers, ob 

Gauck Wulffs „Der Islam geho rt zu Deutschland“ als Bundespra sident 

auch so gesagt ha tte.  

[1] Also, das ist ein Problem der Wortwahl. 

Unklar ist hier, auf was sich das „das“ bezieht. Ich vermute, dass damit 

so etwa „eine Aussage zum Thema Integration, wie sie Christian Wulff 

gesagt hat“ gemeint ist. Er stimmt der Wortwahl Wulffs nicht zu – sonst 

ha tte er nicht den Begriff „Problem“ verwendet. Um u ber Integration zu 

reden, ist aus Gaucks Sicht demnach eine andere Wortwahl notwendig. 

[2] Ich weiß was er meint, 

http://www.publikative.org/2012/02/21/voll-im-kontext-gauck-und-die-uberfremdung/
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Da er die Wortwahl problematisieren mo chte, definiert sich Gauck mit 

der Floskel „Ich weiß, was er meint“ zuna chst einmal als kundiger Teil-

nehmer des Diskurses, der weiß, was Christian Wulff warum gesagt hat; 

gleichzeitig schwimmt hier die Problematisierung mit: Wenn jemand 

sagt, dass er weiß, was jemand anderes meint, dann bedeutet das auch, 

dass jemand anderes das so ausgedru ckt hat, dass nicht sofort klar ist, 

was gemeint ist. Das wu rde hier also bedeuten: „Ich weiß, was Wulff 

sagen wollte, ich kenne mich damit aus – und ich sage jetzt, wie das 

besser gesagt werden kann.“ 

[3] und ich denke, dass er in dieser Beschreibung etwas, 
was irgendwann einmal sein wird, vorgezogen hat. 

Diese Deutung besta tigt sich im na chsten Halbsatz. Denn Wulff hat, so 

erkla rt uns Gauck, den Fehler gemacht hat, „etwas, was irgendwann ein-

mal sein wird“, zeitlich in die Gegenwart versetzt zu haben. Anders ge-

sagt: Gauck erkla rt die Deutung „Der Islam geho rt zu Deutschland“ als 

Gegenwartsbeschreibung fu r falsch. Allenfalls als Ausblick in die (fer-

ne) Zukunft, als Utopie (das „irgendwann einmal“), hat sie ihre Berech-

tigung. Zusammen mit der von ihm eingangs angesprochenen proble-

matischen Wortwahl liegt damit nahe, dass Wulff aus Gaucks Sicht 

eigentlich ha tte sagen mu ssen: „Der Islam wird/kann eines Tages zu 

Deutschland geho ren.“  

Das Problem der Wortwahl erscheint damit nun eigentlich eben nicht 

als Problem der Wortwahl (Wulff hat sich falsch ausgedru ckt, hat ein 

falsches Wort verwendet), sondern als ein Problem unterschiedlicher 

Weltdeutungen. Gauck distanziert sich vom Wortsinn des „Der Islam 

geho rt zu Deutschland“ und schiebt in seiner Deutung der Welt das Da-

zugeho ren des Islams zu Deutschland als Mo glichkeit in eine unklare 

Zukunft. Andersherum sagt er damit auch: „Heute geho rt der Islam 

noch nicht zu Deutschland.“ 

Diese Position erscheint nun natu rlich begru ndungsbedu rftig. Die 

na chsten Sa tze dienen der Legitimation der von Wulff abweichenden 

Weltdeutung. 
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[4] Denn wir würden uns eigentlich nicht helfen, wenn wir 
Fremdheit und Distanziertheit übersehen würden 

Gauck unterstellt, dass Wulff (und alle, die seine Position hinsichtlich 

des Islams teilen) „Fremdheit und Distanziertheit u bersehen wu rden“. 

Er tadelt dieses „u bersehen“ und betont, dass es „uns“ (der Gesell-

schaft? den Mehrheitsdeutschen? dem Volk? dem Staat?) „eigentlich 

nicht helfen“ wu rde, diese Fremdheit zu u bersehen. 

Ich schreibe hier, dass Gauck das Wulff unterstellt. Fu r sich genom-

men sagt der Satz „Der Islam geho rt zu Deutschland“ (der eigentlich 

auch nicht genau so gefallen ist) ja zuna chst einmal gar nichts daru ber 

aus, ob der Islam fremd ist oder nicht. Er geho rt dazu, wie – so in Wulffs 

Rede – eben auch die christliche und ju dische Tradition zu Deutschland 

dazugeho ren, aber er kann trotzdem ebenso fremd sein, wie erzkatho-

lische bayerische Bra uche der Hamburgerin fremd sind. Vielleicht spre-

chen Wulff und Gauck (so eine auf Facebook gea ußerte Vermutung) 

auch von unterschiedlichen Formen der Dazugeho rigkeit – eine for-

male Dazugeho rigkeit im Sinne der Bu rgerschaft, oder eine kulturelle 

Dazugeho rigkeit im Sinne einer Gemeinschaft.  

Zuru ck zum Zitat: In meiner Deutung tadelt Gauck also Wulff dafu r, zu 

behaupten, dass der Islam schon heute zu Deutschland geho rt. Dies sei 

nicht so, sondern sei ein mo gliches zuku nftiges Ziel. Wer sagt, dass der 

Islam heute schon zu Deutschland dazugeho rt, dem unterstellt er, dass 

dieser die Fremdheit des Islams u bersehe. Diese Fremdheit soll nicht 

rhetorische verdeckt werden, sondern muss betont werden. 

[5] in der guten Absicht, ein einladendes Land zu sein. 

Warum glaubt Gauck, dass Wulff das so sagt; warum glaubt Gauck, dass 

Wulff (und andere) die Fremdheit des Islams verschweigen? Weil sie 

die „gute Absicht“ hegen, „ein einladendes Land zu sein“. Dieser Punkt 

ist interessant, weil es eben nicht die gute Absicht ist, die verschiedenen 

Bevo lkerungsgruppen zusammenzubringen, oder die Gesellschaft zu-

sammenzuhalten, sondern die gute Absicht, als Land einladend zu sein. 

Hier stellt sich nun die Frage, fu r wen das Land einladend sein soll. Dazu 

sagt Gauck nichts. Eine mo gliche Deutung ko nnte sich auf diejenigen 
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beziehen, die hier sind oder hierherkommen wollen, aber fremd sind. 

Die gute Absicht wa re dann die gute Absicht, einladend fu r hier lebende 

Nichtdeutsche zu sein. Eine andere Deutung – die an die Verwendung 

des Wortes „Land“ gekoppelt ist, ko nnte die sein, dass die gute Absicht 

sich darauf bezieht, Deutschland mit einem bestimmten Attribut aus-

zustatten, na mlich dem, nach außen hin „einladend“ zu wirken.  

Zusammen mit dem ersten Halbsatz geht es dann also darum, dass die 

mit der „guten Absicht“ nicht u ber die Fremdheit des Islams reden 

mo chten, weil dass dazu fu hren wu rde, dass Deutschland weniger ein-

ladend wirkt. 

Kurz noch ein Wort zur „guten Absicht“: Wer von einer guten Absicht 

redet, tut das oft, um darzustellen, dass der falsche Weg gewa hlt wurde, 

um ein Ziel zu erreichen, oder sogar, dass ein Ziel in Angriff genommen 

wird, das unrealistisch ist. Zugespitzt liegt in der „guten Absicht“ – a hn-

lich wie in der mit der Wortwahl verknu pften zeitlichen Verschiebung 

– eine Ablehnung der Integration bzw. des „einladenden Landes“ als 

realistischem Nahziel.  

[6] Diese gute Absicht ist ja lobenswert, aber 

Gauck wiederholt hier noch einmal die gute Absicht (ein einladendes 

Land zu sein), und stellt sie zugleich als unrealistisch da. Die gute Ab-

sicht, ein einladendes Land sein zu wollen, ist „ja“ lobenswert, „aber“ es 

gibt Gru nde, die dagegen sprechen, diese Absicht zu hegen und sie um-

setzen zu wollen. Das Lob ist vergiftet – wer die gute Absicht des „ein-

ladenden Landes“, des „der Islam geho rt zu Deutschland“ als Ziel hat, 

ist, kurz gesagt, naiv. Im Rest des Satzes wird das „aber“ na her ausge-

fu hrt. 

[7] wir haben doch ganz andere Traditionen, 

Das ist noch einmal ein direkter Widerspruch zu Wulff, der davon ge-

sprochen hat, dass der Islam wie die ju dische und die christliche Tradi-

tion zu Deutschland dazugeho rt. Fu r Gauck ist das nicht so. „Wir“ – 

damit meint er vermutlich „das deutsche Volk“ o.a . – haben „doch“ (also 

noch einmal eine Betonung des Aber, eine Absetzung von der gute 
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Absicht) „ganz andere Traditionen“. Diese Traditionen sind Gauck na her 

und wichtiger als das zeitlich in die Zukunft verschobene Ziel des einla-

denden Landes. 

Gauck betont hier das Motiv der Fremdheit – die Tradition des Islam 

ist eine „ganz andere“ (die mittelalterlichen Beru hungspunkte, die 

monotheistische Gemeinsamkeit spielt dabei keine Rolle). Andere ha-

ben a hnliche Gedankenga nge einmal mit dem Motiv der „Leitkultur“ 

verziert. 

[8] und die Menschen in Europa, das sehen wir allüberall, 
nicht nur in Deutschland, 

Der Integrationsdiskurs wird gerne als Diskurs voller Tabus angesehen. 

Vor diesem Hintergrund ist es Gauck wichtig, einen Abstand zu tabui-

siert erscheinenden Diskurselementen zu halten. Das jedenfalls ist 

meine Deutung dafu r, warum er hier den Horizont von Deutschland auf 

„allu berall“ „in Europa“ weitet. Er mo chte nicht u ber eine deutsche 

Tradition reden, sondern u ber eine europa ische, und sich als Europa er 

darstellen. Eventuell kommt hinzu, dass das Interview mit der NZZ 

stattfand, also einer schweizerischen Zeitung.  

Das zweite Argument, warum es fu r Gauck falsch ist, die „Fremdheit“ 

der islamischen Tradition in der „guten Absicht“, „ein einladendes Land 

zu sein“, zu ignorieren, ist nun kein akademischen u ber Traditionen, 

sondern bezieht sich auf „die Menschen“, es ist also ein populistisches. 

„Die Menschen“ sind hier vermutlich ganz selbstversta ndlich nur die-

jenigen Menschen „in Europa“, die in den im ersten Argument ge-

nannten Traditionen stehen. Die anderen geho ren (noch nicht?) dazu. 

Gauck sagt nun, dass er eine Aussage u ber ein u bliches Pha nomen 

machen mo chte, u ber etwas was „allu berall“ „in Europa“, und „nicht 

nur“ (dort aber ganz besonders?) „in Deutschland“ beobachtet werden 

kann. 

[9] [die Menschen] sind allergisch, wenn sie das Gefühl 
haben, dass was auf dem Boden der europäischen Auf-
klärung und auch auf dem religiösen Boden Europas ge-
wachsen ist, wenn das überfremdet wird, 
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Allu berall beobachtet Gauck, dass Menschen „allergisch“ „sind“, eigent-

lich allergisch auf etwas reagieren, etwa mit Reizungen. Die Menschen 

in Europa, die dazugeho ren, reagieren gereizt auf ein „Gefu hl“ (d.h. das, 

was Gauck im na chsten Halbsatz beschreibt, muss nicht unbedingt der 

Wahrheit entsprechend, sondern kann den Charakter einer emotional 

gefa rbten Wahrnehmung haben). Dabei geht es darum, dass etwas 

„u berfremdet“ wird (zu diesem Begriff gleich mehr) – und zwar das, 

„was auf dem Boden der europa ischen Aufkla rung und auch auf dem 

religio sen Boden Europas gewachsen ist“.1  

Gauck verwendet hier ein organisches Bild fu r die von ihm eingefu hr-

ten Traditionen. Es gibt einen „Boden“ Europas, auf dem etwas wa chst. 

Dieser Boden wird zweifach beschrieben – als Boden der Aufkla rung, 

aber auch als religio ser Boden. Es ist anzunehmen, dass er mit dem reli-

gio sen Boden die ju dischen und christlichen Traditionen meint, die er 

in a hnlicher Gewichtung nennt wie die sa kulare Tradition der Auf-

kla rung. Demnach wu rden Aufkla rung, Judentum und Christentum 

(mo glicherweise aber auch nur der lutheranische Protestantismus) 

den Boden fu r etwas darstellen, das gewachsen ist – ich denke, dass er 

damit die heutige europa ische Kultur meint (wiederum abzu glich der-

jenigen, die noch nicht dazugeho ren). Gleichzeitig verweist das Bild da-

rauf, dass wir heute Fru chte von etwas ernten, das in der Vergangenheit 

gesa t wurde.  

Dabei knu pft Gauck allerdings an einen begrenzten Ausschnitt der 

europa ischen (bzw. deutschen) Geschichte an. Ein anderer mo glicher 

Anknu pfungspunkt ko nnte die europa ische Antike darstellen. Auch das 

z.T. widerspru chliche Verha ltnis von Aufkla rung und Religion wird 

nicht na her gekla rt (im Vorgriff auf den Rest des Satzes ist es alllerdings 

denkbar, dass fu r Gauck Aufkla rung v.a. die Erneuerung des Christen-

tums in der protestantischen Reformation meint).  

Diese kulturelle Ernte wird nun, so dass Gefu hl der Menschen „all-

u berall“ „in Europa“, „u berfremdet“. Hier verla sst Gauck das organische 

 
1 Warum eigentlich redet er hier vom Boden – die Assoziation zu „Blut und Boden“ 
liegt zumindest nicht ganz fern?! 
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Bild des Bodens, auf dem etwas gewachsen ist. Etwas, na mlich das auf 

diesem Boden Gewachsene, wird u berfremdet. Der Begriff „u ber-

fremdet“ erscheint hier, wo rtlich genommen, zuna chst einmal sinnlos. 

Vielleicht ist er so zu verstehen, dass dem Gewachsenen etwas Fremdes 

u bergestu lpt wird – aber von wem, und warum? 

Was ist fremd zu Aufkla rung und dem „religio sen Boden Europas“? 

Eingangs spricht Gauck von der Fremdheit und Distanziertheit. Es liegt 

nahe, dass das, was hier als fremd u bergestu lpt wird, das selbe ist, also 

das Andere der „Menschen“ „in Europa“ – der Islam, oder allgemeiner, 

alles, was nicht in den Traditionslinien der Aufkla rung und der judeo-

christlichen Religionen steht. 

Damit endet das zweite Argument: Die „gute Absicht“ des „einladen-

den Landes“, die dazu fu hrt, dass der Islam als dazugeho rig behandelt 

wird, „ist zwar lobenswert“, „aber“ ihr widerspricht die von Gauck so 

gesehene Tatsache, dass „Menschen“ „allu berall“ „in Europa“ „aller-

gisch“ darauf reagieren, dass etwas nicht der christlich-ju dischen 

Traditionslinie bzw. der Tradition der Aufkla rung entspricht. Das Ar-

gument ist damit allerdings tautologisch geworden: Letztlich sagt 

Gauck nur, dass „die Menschen“ den Islam als fremd empfinden, weil sie 

ihn als fremd empfinden. 

[10] um einen Begriff zu verwenden, der in Deutschland 
verpönt ist, aber ich verwende ihn hier ganz bewusst, 

Wiederum weiß Gauck um die (vermeintlichen) Tabus des Diskurses. 

Um die tautologische Aussage, dass der Islam fremd ist, weil er als 

fremd empfunden wird, zu treffen, verwendet er „ganz bewusst“ den 

Begriff „u berfremden“. Er inszeniert sich also als einer, der bewusst ein 

Tabu des Diskurses bricht, um eine im Diskurs unpopula re, aber in der 

Bevo lkerung allgemeingu ltige Botschaft auszusprechen: Menschen 

reagieren allergisch auf den Islam, weil er nicht zu uns – zu unseren 

Traditionslinien – geho rt. 

Und wiederum greift Gauck nach Europa, um sich vom spezifisch 

deutschen Diskurs zu lo sen: 
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[11] denn ich habe in, sagen wir, älteren Zivilgesellschaf-
ten als Deutschland es ist, etwa in den städtischen Milieus 
von Rotterdam und Amsterdam oder Kopenhagen, wo 
wirklich die Menschen unverdächtig sind, Rassisten zu 
sein, 

Er weiß, dass er sich, auch wenn er sich als Tabubrecher inszeniert, 

ebenso vom Rassismus abgrenzen muss – sonst wa re seine Aussage 

eindeutig einordnenbar und damit ignorierbar. Wie nun von „U ber-

fremdung“ sprechen, ohne als Rassist gebrandmarkt zu weden? Gauck 

sagt, dass er den „in Deutschland verpo nten“ Begriff der „U berfrem-

dung“ mit der Begru ndung verwendet, dass es eben nicht nur Deutsche 

sind (die ja schnell im Verdacht stehen, Rassisten zu sein), sondern auch 

„a ltere Zivilgesellschaften“, ja, die „sta dtischen Milieus von Rotterdam 

und Amsterdam und Kopenhagen“, sind, in denen die vom ihm beobac-

htete allergische Reaktion auf den Islam auftritt.  

Diese Begru ndung irritiert nun gleich auf zweierlei Art und Weise. 

Zum einen ist es eben nicht so, dass die „sta dtischen Milieus von Rotter-

dam, Amsterdam und Kopenhagen“ dem Rassismus unverda chtig sind, 

wie Gauck behauptet. Vermutlich spielt er auf die Erfolge rechts-

populistischer Parteien in diesen Sta dten an – aber die sind eigentlich 

klar als fremdenfeindlich, mindestens als islamfeindlich zu erkennen. 

Oder aber es geht ihm, wenn er genau diese Sta dte heranzieht, um Bei-

spiele von Sta dten, die allgemein als „multikulturell“ anerkannt sind – 

dann aber stellt sich die Frage, warum genau diese Sta dte nun dazu die-

nen sollen, die Begriffswahl der „U berfremdung“ und die These, dass 

eine nicht dazugeho rende Kultur u bergestu lpt wird, zu begru nden.  

Zum anderen irritiert, dass er zwar die Wortwahl „U berfremdung“ als 

begru ndungsbedu rftig klassifiziert, aber eben eigentlich keine Begru n-

dung liefert, warum er nicht einen anderen Begriff gewa hlt hat, um da-

ru ber zu reden, dass zu einer auf dem Boden von Aufkla rung und Reli-

gion gewachsenen europa ischen Kultur etwas hinzukommt.  

Letztlich begru ndet er seine (in Deutschland verpo nte) Begriffswahl 

damit, dass es anderswo in Europa auch u blich sei, „allergisch“ auf 

„U berfremdung“ zu reagieren. 
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[12] dieses tiefe Unbehagen alteingesessener Europäer 
gegenüber dieser Form von, ja, plötzlicher Koexistenz, 

Die postkoloniale Geschichte Europas wird Gauck hier zur „plo tzlichen 

Koexistenz“ (mit wem, zeigt sich gleich), auf die die „alteingesessenen 

Europa er“ in Amsterdam, Rotterdam und Kopenhagen mit „tiefem Un-

behagen“ reagieren.2 

[13] [plötzlicher Koexistenz] aber nicht mit einem System, 
mit dem wir jederzeit auf einer Wellenlänge 
kommunizieren, sondern, 

Der Auslo ser fu r das „tiefe Unbehagen“ ist die „plo tzliche Koexistenz“ 

mit einem fremden System. Warum ist das System fremd? Weil es kei-

nes ist, „mit dem wir jederzeit auf einer Wellenla nge kommunizieren“, 

sondern ein fremdes.  

Nebenbei bemerkt: Gauck wa hlt hier, deswegen erschien mir oben 

auch der Bezug zur „Leitkultur“ als passend, als Definition der eigenen 

Identita t etwas, „mit dem wir jederzeit auf einer Wellenla nge kom-

munizieren“ ko nnen. Wir, das sind die mit der gemeinsamen Kultur3 – 

die Fremden sind alle, die nicht wir sind, weil sie einem anderen 

Kommunikationssystem angeho ren.  

Ich vermute, dass das Bild der problematischen „Koexistenz mit 

einem fremden System“ eine Leitmetapher im Gauckschen Denken dar-

stellt. Denn letztlich war die Ostpolitik der BRD genau das: der Versuch, 

die Koexistenz mit einem fremden System mo glich friedlich zu organi-

sieren. Das muss schiefgehen (entsprechend a ußert sich Gauck spa ter 

im Interview – hier nicht diskutiert – auch zu den postkommunisti-

schen osteuropa ischen Transformationsla ndern, die ebenfalls als frem-

de Systeme beschrieben werden). „Koexistenz“ und „System“ sind dem 

Kalten Krieg entnommen. 

 
2 Wohlgemerkt: wir sind weiter in der Begru ndung, warum fu r das Argument, dass 

der Islam nicht zu Europa geho rt, weil er nicht zu Europa geho rt, der Begriff „U ber-
fremdung“ passend ist. 
3 Denn nichts anderes heißt es, auf einer Wellenla nge zu kommunizieren: Die gleichen 
kulturellen Erwartungen und Kommunikationscodes zu haben! 
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[14] darum macht sich das am Islam fest, 

Jetzt la sst Gauck den Hasen aus dem Sack: Das fremde System, zu dem 

die sta dtischen Milieus von Rotterdam, Amsterdam und Kopenhagen 

zur „plo tzlichen Koexistenz“ gezwungen wurden, was bei diesen zu tie-

fem Unbehagen fu hrt, weil es inkompatibel zu europa ischen Kommuni-

kationscodes ist, das ganz außerhalb der religio sen und aufkla reri-

schen Tradition Europas steht, und das eben nicht dazugeho ren kann, 

weil es nicht dazugeho rt, ist der Islam. 

[15] da entsteht eine Debatte mit voraufgeklärten 
Politikvertretern, 

Fu r Gauck ist der Islam fremd, weil 1. die „sta dtischen Milieus“, „die 

Menschen“ „u berall“ „in Europa“, „wir“ in Deutschland dazu gezwungen 

werden, „mit voraufgekla rten Politikvertretern“ zu sprechen, obwohl 

diese auf einer „anderen Wellenla nge“ funken, also eigentlich gar nicht 

mit uns kommunizieren ko nnen.  

Zum Islam kommen hier zwei Bilder ins Spiel. Zum einen wird mit 

„Politikvertretern“ gesprochen, nicht mit den „Menschen“. Eine dem 

Islam angeho rende Politikvertreterin ist laut Website des Deutschen 

Bundestages beispielsweise die gru ne Abgeordnete Ekin Deligo z. Eine 

„voraufgekla rte Politikvertreterin“?  

Oder meint Gauck mit „Politikvertretern“ die VertreterInnen orga-

nisierter Interessen der islamischen Religionsgemeinschaft? Das Bild 

bleibt ra tselhaft. 

Zum zweiten sind die VertreterInnen des Islams „voraufgekla rt“ – 

nota bene: Gauck redet hier nicht u ber den Islam als Religion oder als 

kulturelles System, sondern u ber die Personen, mit denen in eine – 

scheinbar politische – Debatte einzutreten ist. Diese Menschen sind fu r 

ihn „voraufgekla rt“, sind also 1. nicht Teil der europa ischen Traditions-

linie „Aufkla rung“ und 2. nicht debattenfa hig, sondern auf einer ande-

ren Wellenla nge anzusiedeln.  

[16] das ist weniger politisch, aber es ist vor der 
Aufklärung, was in Teilen unserer Moscheen hier 
verbreitet wird, 

http://www.bundestag.de/bundestag/abgeordnete17/biografien/D/deligoez_ekin.html
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Ob Gauck merkt, dass seine Aussage zu den Politikvertretern schra g 

war, oder ob er mit „das ist weniger politisch“ eine zweite Begru ndung 

anschließen will, la sst sich anhand des Transkripts nicht entscheiden. 

Vielleicht fa llt ihm auch auf, in was fu r ein Fahrwasser er im Verlauf sei-

ner Argumentation geraten ist.  

Jedenfalls muss nicht auf die „politische“ „Debatte“ verwiesen wer-

den, um die anhaltende Fremdheit des Islams zu begru nden. Nein, es 

la sst sich auch religio s argumentieren: „es ist vor der Aufkla rung, was 

in Teilen unserer Moscheen hier verbreitet wird“.  

Mir fa llt zuna chst einmal auf, dass Gauck nun plo tzlich von „unseren“ 

Moscheen redet. Zum einen war er eigentlich argumentativ noch in Rot-

terdam – das „unsere“ ko nnte sich damit auf die in Europa beheimate-

ten Moscheen beziehen, wohingegegen es sonst naheliegt, dass er mit 

„uns“ eher „Deutschland“ bezeichnet. Zum anderen widerspricht das 

„unsere“ nun eigentlich der Hauptaussage, dass der Islam nicht zu 

Deutschland dazugeho rt, weil er „uns“ fremd ist. Wenn es „unsere“ Mo-

scheen sind (im Gegensatz zu den Moscheen z.B. in Pakistan) – dann 

geho rt der Islam doch irgendwie zu „uns“ dazu. Was Gauck aber – zu-

mindest fu r die Gegenwart – eigentlich gerade widerlegen will. 

Auch an einem zweiten Punkten ist so etwas wie Zuru ckrudern zu 

beobachten: Gauck redet, wa hrend es vorher „Menschen“ „allu berall“ 

„in Europa“ waren, die „u berfremdet“ werden und darauf „allergisch“ 

bzw. mit „tiefem Unbehagen“ reagieren, nun gar nicht mehr davon, dass 

alle Moscheen vor der Aufkla rung stehen. Nein, er bemu ht sich, zu 

differenzieren: „in Teilen unserer Moscheen“ – das ist nun entweder 

Distanzrhetorik, die zum erfolgreichen Tabubruch geho rt, oder aber ein 

inhaltlich so gemeintes Zuru ckrudern: „das, was in Teilen unserer 

Moscheen verbreitet wird“, „ist vor der Aufkla rung“.  

[17] und auch der Ansatz des Islam ist nicht durch eine 
Reformation gegangen, wie in Europa, und auch nicht 
durch eine europäische Aufklärung, 

Europas Fru chte sind Gauck zufolge auf dem Boden der europa ischen 

Religionen und der europa ischen Aufkla rung gereift. Der „Ansatz des 
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Islam“ – also eine von mehreren (Religionen? Kulturen? Weltanschau-

ungen?) – kann dagegen keines von beidem aufweisen. Er ist religio s 

„nicht durch eine Reformation gegangen“,4 und der Islam ist „auch nicht 

durch eine europa ische Aufkla rung“ gegangen (da er ja nicht zu Europa 

geho rt, kann das eh gar nicht sein).  

Hier scheint Gauck nun tatsa chlich differenziert: Wa hrend der Islam 

als Religion insgesamt nicht aufgekla rt ist, betrifft die Vermittlung von 

voraufgekla rtem Wissen nur einen Teil der Moscheen in Europa. Mir 

erscheint es nicht ganz stringent in der Argumentation – wenn er 

stringent wa re, mu sste er sich gegen Moscheen aussprechen. 

Auffa llig finde ich hier die halbe Gleichsetzung zwischen Reformation 

und Aufkla rung, und die Unentschiedenheit, ob der Islam nun als 

Religion oder als politische Haltung zu behandeln ist; ebenso wie oben 

die christlich-ju dischen Traditionslinien und die Tradition der Auf-

kla rung genannt werden. Hier wa re es interessant, was Gauck eigent-

lich unter Aufkla rung versteht, und wie er das Zusammenspiel von 

Staat und Kirche versteht. Klar wird jedenfalls, dass die Religion, die fu r 

ihn zuna chst einmal die Religion u berhaupt ist, der Protestantismus als 

Religion der Reformation ist. Erahnen la sst sich eine alteuropa ische 

Rangfolge der Zivilisiertheit, an deren Spitze nordeuropa ische protes-

tantische Staaten stehen. 

Die Aussagen zu Aufkla rung und Reformation dienen hier dazu, den Is-

lam als ein „System“ darzustellen, das (noch nicht) zur Kommunikation 

mit den bereits weiter entwickelten Systemen bereit ist. Deswegen ist er 

„uns“ fremd, nicht debattenfa hig und lo st „tiefes Unbehagen“ aus, und 

deswegen ist es zwar „gute Absicht“, sich als „einladendes Land“ darstel-

len zu wollen, aber letztlich Augenwischerei, zu glauben, dass der Islam 

(so wie er sich heute darstellt) zu Deutschland dazugeho ren ko nnte. 

[18] und deshalb jetzt einen Zustand zu beschreiben, als 
wäre dieser kulturelle Schritt innerhalb der muslimischen 

 
4 Gauck unterschla gt hier als protestantischer Pfarrer freundlicherweise die andere 
große christliche Kirche in Europa, die ebenso nicht durch eine Reformation gegangen 
ist. 
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Welt schon vollzogen, das täuscht uns über diese 
Fremdheit, die nach wie vor existiert, hinweg. 

Anders gesagt: Erst wenn der Islam durch Reformation und europa i-

sche Aufkla rung durchgegangen ist, wird es mo glich sein, als „Men-

schen“ „allu berall“ „in Europa“ mit dessen VertreterInnen in eine Debat-

te einzutreten. Bis daher ist es besser, sich nicht auf Integrationsbemu -

hungen zu versteifen, sondern lieber die „Fremdheit, die nach wie vor 

existiert“ zu betonen. 

Damit komme ich abschließend zu meiner Interpretation dieses 

Textes. Wenn meine Argumentation schlu ssig ist, sagt Gauck, dass es 

naiv ist, so zu tun, als geho re der Islam schon zu Deutschland. Dies ko n-

ne allenfalls als Fernziel begriffen werden. Dass der Islam nicht dazu-

geho rt, leitet sich von der von ihm vielerorts in Europa gemachten Beo-

bachtung der „U berfremdung“ ab. Dass diese zu allergischen Reak-

tionen, zu tiefem Unbehagen fu hrt, ist fu r Gauck versta ndlich, denn der 

Islam ist nicht durch das Duo aus Reformation und europa ischer Auf-

kla rung gegangen und damit in Europa diskursiv nicht anschlussfa hig. 

Erst einem reformierten Islam ra umt er die Chance ein, zu Europa dazu-

geho ren zu ko nnen – bis dahin bleiben Menschen, die dieser Religion 

angeho ren, Fremde fu r „uns“.
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Machtblindheit, oder: ist Law Code? 

26. Juni 2012 – Politik und Gesellschaft, Soziologisch gesehen 

I. Deutungshoheit und die Wirkung von Texten 

Das eine ist die unglaubliche Naivita t, mit der manche Menschen an 

Positionspapiere, Satzungen und Gesetze herantreten. Vielleicht 

schla gt da bei mir der Soziologe durch, aber wer glaubt, dass ein Text, 

nur weil in diesem Text etwas steht, alleine Wirkung entfaltet, leidet aus 

meiner Sicht an einer Wahrnehmungssto rung. Eine Wahrnehmungs-

sto rung, die sich vielleicht am treffendsten als „Machtblindheit“ be-

zeichnen la sst. 

http://www.flickr.com/photos/tillwe/224594627/
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Machtblindheit meint hier nicht, blind vor Macht zu sein, sondern nicht 

zu sehen, dass jeder Text deutungs- und interpretationsoffen ist. Dass 

jeder zu einem Werkzeug in einem Akteursnetzwerk gemacht werden 

kann, um bestimmte Ziele zu erreichen und andere Ziele zu verhindern. 

Die Deutungsmo glichkeiten sind dabei nicht beliebig, aber sie sind sehr 

viel gro ßer, als viele sich das vorstellen. Wer sich letztlich mit seiner 

Deutung durchsetzt, hat etwas mit diskursiver Hegemonie zu tun, aber 

eben auch damit, wer am sprichwo rtlichen la ngeren Hebel sitzt. 

Oder anders gesagt: Wer einen Text nutzen mo chte, um aus einer 

weniger ma chtigen Position in einem asymmetrischen Machtverha ltnis 

heraus etwas bewegen will, kann und darf sich nicht auf die Sta rke des 

Textes verlassen. Der wird so weit wie mo glich interpretiert werden, 

und welche Interpretation sich durchsetzt, ha ngt eben nicht alleine 

vom Wortlaut des Textes ab, sondern auch davon, wer welche 

Ressourcen hat, und wer sich auf welche Deutungstradition berufen 

kann und diese etabliert. (Das selbe gilt u brigens auch fu r nicht 

geschriebene Texte, sprich: fu r soziale Situationen). 

Das heißt jetzt nicht, das alles verloren ist und die Welt der Willku r 

der Ma chtigen ausgesetzt ist. Es heißt nur, dass es notwendig ist, genau 

abzuscha tzen, welche Deutung hegemonial ist oder hegemonial ge-

macht wird, und klug zu entscheiden, ob ein Kampf um die Deutungs-

hoheit aussichtsreich ist oder nicht. 

Um das am konkreten Beispiel festzumachen, u ber das ich mich ge-

rade aufrege: Eine lose Gruppe gru ner Kreisverba nde mo chte einen 

Sonderparteitag durchsetzen, um dort u ber den Fiskalpakt zu reden. 

Die Satzung sieht vor, dass ein Parteitag einberufen werden muss, wenn 

zehn Prozent der Kreisverba nde dies fordern. Die Satzung fu hrt nicht 

na her aus, was ein Beschluss eines Kreisverbandes ist. Es soll jetzt nicht 

darum gehen, ob eine solche Sonder-BDK in der aktuellen Situation 

sinnvoll ist oder nicht. Ich bin da eher skeptisch. Jedenfalls wird aus 

dieser Gruppe gru ner Kreisverba nde heraus behauptet, dass es 47 

Beschlu sse von Kreisverba nden gibt. Eine Liste ist auf sonder-bdk.de 

http://www.sonder-bdk.de/


Politische Fragen 

122 

abrufbar. Die Bundesgescha ftsstelle sagt, dass ihr weniger als zwanzig 

Beschlu sse vorliegen.  

Ein Teil dieses Differenz beruht darauf, dass Beschlu sse nicht bei der 

Bundesgescha ftsstelle der Partei eingereicht wurden. Ein Teil beruht 

aber auch darauf, dass es Unterschiede in der Interpretation der 

Satzung gibt. Der Bundesvorstand und die Bundesgescha ftsstelle lesen 

die Satzung so, dass nur ein ordentlich protokollierter, von einer Mit-

gliederversammlung verabschiedeter, eindeutig auch nach der Bundes-

tagsabstimmung u ber den Fiskalpakt eine Sonder-BDK einfordernder 

Beschluss ist. Die Gruppe der Kreisverba nde – oder zumindest deren 

selbsternannte Anfu hrer – sehen das anders. Hier wird als Beschluss 

geza hlt, wenn ein Vorstand eines Kreisverbandes erkla rt hat, eine Son-

der-BDK zu wollen. Polemisch zugespitzt: auch die vage Absichts-

erkla rung u ber der Tasse Kaffee za hlt noch. 

Es gibt also eine Differenz in der Interpretation der Satzung, die gra-

vierende Folgen hat. In der einen Interpretation sind die fu r einen Son-

derparteitag notwendigen zehn Prozent noch la ngst nicht erreicht. Der 

Bundesvorstand kann abwarten. In der anderen Interpretation wurde 

das Quorum u berschritten, der Bundesvorstand muss sofort ta tig wer-

den, Urlaubssperren verha ngen, eine Halle buchen und so weiter. Das 

ist richtig teuer. 

Hier kommt nun Machtblindheit ins Spiel. Einige aus der Gruppe der 

Kreisverba nde stellen sich jetzt na mlich hin und sagen: Wir haben ge-

liefert, der Bundesvorstand muss jetzt reagieren, es steht ja so in der 

Satzung. Klar steht es da – aber eben nicht in der Interpretation des 

Bundesvorstands. Das hat dieser – in Person der Bundesgescha fts-

fu hrerin Steffi Lemke – auch mehrfach deutlich gesagt. 

Was ich nicht verstehe (und wie gesagt, ich halte eine Sonder-BDK 

jetzt nicht fu r sonderlich sinnvoll): Dass gerade von denen, die sonst 

sehr sensibel reagieren, wenn es um Machtdifferentiale geht, das jetzt 

nicht wahrgenommen wird. Sondern dass rumgemotzt wird, dass der 

Bundesvorstand sich nicht meldet, dass fest darauf beharrt wird, dass 

in der Satzung ja schon steht, was da steht – na mlich die eigene Inter-
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pretation – und dass das einfach aus den unterschiedlichen Rollen und 

Interessen heraus gut nachvollziehbare Zo gern des Bundesvorstands, 

jetzt sofort eine Sonder-BDK einzuberufen, als kurzfristiger, vielleicht 

auf Stress bedingter Fehler wegerkla rt wird. In der Satzung steht es ja, 

sagen sie. Und vertrauen darauf, dass die Satzung sich schon dafür ein-

setzen wird, dass das Interesse dieser Kreisverbände Gehör findet. Macht 

die Satzung aber nicht. Die la sst sich deuten, und ist, ganz ihrer Papier-

form entsprechend, geduldig. 

Um aus dieser machtbesetzten Deutungsdifferenz herauszukommen, 

sehe ich drei Wege. Solange die Gruppe der Kreisverba nde keinen 

davon beschreitet, wird nichts passieren. 

1. Das Schiedsgericht als fu r die Deutung der Satzung zusta ndige In-

stanz wird angerufen, um den Interpretationsspielraum zu reduzieren. 

Schro dingers Katzenkiste wird geo ffnet. Dabei kann die eine oder die 

andere Deutung als richtige Deutung herauskommen. Ob sich das 

Schiedsgericht in das Netzwerk der Akteure einbinden la sst, wie 

schnell es entscheiden kann, all das bleibt abzuwarten. Sicher ist dieser 

Weg nicht, aber er fu hrt voran. (Oder es wird ein Satzungsa nderungs-

antrag an einen Parteitag gestellt). 

2. Das Machtdifferential wird wahr- und zuna chst einmal hingenom-

men. Die Gruppe der Kreisverba nde liefert mehr als die notwendigen 

45 Beschlu sse in formalistischer Buchstabentreue zur Interpretation 

des Bundesvorstands: mit ordentlichem Protokoll, als Beschluss einer 

Mitgliederversammlung, mit klarer Aussage daru ber, dass bedingungs-

los eine Sonder-BDK gefordert wird. Dann – meine ich – wa re der 

Deutungsspielraum des Bundesvorstands ausgescho pft und damit ge-

leert, dieser mu sste za hneknirschend mit der Einberufung einer 

Sonder-BDK beginnen. Dieser Weg ist sicher, funktioniert aber nur, 

wenn entsprechend viele Mitgliederversammlungen von Kreisverba n-

den entsprechendes beschließen. 

3. Die Gruppe der Kreisverba nde versucht, mit den ihr zur Verfu gung 

stehenden Machtressourcen die Deutungshoheit u ber die Satzung zu 

erobern. Es wird mobilisiert, was sich mobilisieren und dem Netzwerk 



Politische Fragen 

124 

hinzufu gen la sst: Wie war das bei bisherigen Sonderparteitagen – was 

wurde da akzeptiert? Finden sich allseits als vertrauensvoll einge-

scha tzte Personen, z.B. ehemalige Bundesgescha ftsfu hrer der Partei, 

die o ffentlich die Deutung der Gruppe der Kreisverba nde fu r richtig er-

kla ren? La sst sich eine Flut von Mails und Anrufen organisieren, in den-

en Mitglieder der Bundesgescha ftsstelle ihre Deutung nahelegen? All 

das sehe ich momentan nicht. 

Was jedenfalls nicht funktioniert, ist in diesem Fall, abzuwarten, dass 

der Bundesvorstand sich bewegt. Der ist nicht im Zugzwang, und die Zeit 

spielt fu r seine Seite – je na her der na chste regula re Parteitag heranru ckt, 

je weiter Weg der Beschluss im Bundestag liegt, desto weniger offensicht-

lich wird die (angebliche) Notwendigkeit einer Sonder-BDK. 

II. Law is code, oder: das Programm und seine Ausführung 

Dann gibt es noch einen zweiten Gedanken, der zuna chst einmal nichts 

mit all dem zu tun zu haben scheint, ja dem oben gesagten widerspricht.  

Und zwar ist mir wiederholt aufgefallen, dass nicht nur, wie Lessig es 

sagt, code law ist – also der Programmiercode der uns umgebenden Soft-

ware „rechtliche“ Entscheidungen vorwegnimmt, bestimmte Interpre-

tationen und Deutungen sta rkt und verfestigt, und andere unmo glich 

macht – sondern dass auch law code ist: Zwischen Gesetzestexten und 

Programmtexten gibt es eine erstaunliche Na he. Das fa llt mir auf, seitdem 

ich in meinem Job im Landtag ha ufiger mit Gesetzestexten zu tun habe.  

Die A hnlichkeiten: Es gibt einen bestimmten Formalismus, auch wenn 

es nicht im Wortsinn eine formale Sprache ist, in dem Gesetze verfasst 

sind. An vielen Stellen haben diese algorithmischen Charakter: Es wer-

den bestimmte Verfahren und Prozesse vorgegeben und beschrieben. 

Gesetze verweisen auf andere Gesetze und Verwaltungsvorschriften 

bzw. auf einzelne Abschnitte und Paragraphen – Spru nge und Funk-

tionsaufrufe. 

Insofern ist die „Betriebssystem“-Metapher der Piraten gar nicht so 

falsch. Was wie funktionieren soll, ist rechtlich formalisiert und nieder-
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geschrieben. Ein Artikelgesetz (also ein Gesetz, in dem andere Gesetze 

an einzelnen Stellen gea ndert werden) erinnert in der Tat an einen 

Patch oder ein Update des rechtlichen Codes. Nebeneffekte gibt es auch. 

Interessant wird die Metapher des „law is code“, wenn es um die Aus-

fu hrung dieser Programme geht. In den Operationen von Organisatio-

nen spielen kodifizierte Regeln natu rlich eine große Rolle. Nehmen wir 

das Beispiel des gerade im Landtag behandelten Gesetzentwurfs zur 

Einfu hrung der Verfassten Studierendenschaft. Dieser a ndert das Lan-

deshochschulgesetz so, dass an den Hochschulen eine neue Teilko rper-

schaft „Verfasste Studierendenschaft“ etabliert wird. Im Gesetz ist ge-

regelt, nach was fu r einem Verfahrensablauf diese eingerichtet werden 

muss, wie Wahlen stattfinden, welche Aufgaben von der Verfassten 

Studierendenschaft ausgefu hrt werden ko nnen und welche nicht. 

Hier endet die Metapher allerdings auch. So la sst der rechtliche Rah-

men – anders als ein Programmtext – unausgefu hrte Freira ume, die erst 

einmal ausgefu llt werden mu ssen. Das ließe sich jetzt – als Nutzerinput 

oder als Raum fu r Plug-ins irgendwie noch metaphorisieren.  

Jedenfalls ist es so, dass das Gesetz einen Rahmen dafu r vorgibt, was 

eine Verfasste Studierendenschaft machen kann und was nicht. Was sie 

tatsa chlich macht, ist nur zum Teil durch den Gesetzestext bestimmt. 

Anders gesagt: Der Gesetzestext ist eine Ressource, die der zuku nftigen 

Organisation der Verfassten Studierendenschaft, aber auch den Hoch-

schulen und sogar der Verfassten Studierendenschaft gegenu ber feind-

lich eingestellten Gruppen zur Verfu gung gestellt wird. Was diese mit 

dieser Ressource machen, welche Regeln sie zu welchen Zwecken auf-

rufen, hat eine gewisse Offenheit. Das wurde schon jetzt in den gesell-

schaftlichen Debatten um das Gesetz deutlich: Ist die Aufgabe der 

Studierendenschaft genau genug definiert? Ist sie zu weit oder zu eng – 

beides wurde vorgebracht. 

Wie weit das tatsa chliche Handeln – in diesem Fall der Akteure an der 

Hochschule – von diesem Gesetz bestimmt wird, ist nun ebenfalls offen. 

Da, wo es nicht um ganz konkrete Verfahren geht, etwa um Wahlverfah-

ren oder Rechnungspru fungsverfahren, ist der Interpretationsspielraum, 
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den das Gesetz gibt, sehr groß. Aus der Organisationssoziologie ist 

bekannt, wie wichtig die Spielra ume wie auch informellen Regeln dafu r 

sind, dass Organisationen funktionieren. Nur ein lose gekoppeltes Gesetz 

ist demnach ein gut funktionierendes Gesetz. Dagegen wu rde ein lose 

gekoppeltes Programm schlicht nicht funktionieren, sondern sich auf-

ha ngen, abstu rzen oder zu nicht erwarteten Ergebnissen fu hren. 

Und anders als bei Software wird das Gesetz nicht linear von einer 

Instanz ausgefu hrt. Organisationen sind keine Von-Neumann-Rechner. 

Menschen sind keine logischen Schaltkreise. Die das Gesetz in ihrem 

Alltag auslegenden Akteure haben Deutungsspielra ume, die sich in der 

Praxis in Praktiken und Narrativen verfestigen.  

Um trotzdem eine einigermaßen stringente Ausfu hrung von 

Gesetzen sicherzustellen, gibt es – durch spezielle Gesetze und in 

speziellen Verfahren – damit betraute Agenturen: Rechtsanwa ltInnen, 

Gerichte, Staatsanwa ltInnen, aber auch beispielsweise den Re-

chnungshof. Nicht zuletzt: den Gesetzgeber. Diese alle begrenzen die 

mo glichen Deutungen von Gesetzestexten. Sie reduzieren damit die 

Zahl der als legal geltenden Instantierungen von Gesetzesprogram-

men, beschneiden Mo glichkeiten und schaffen Strukturen. Aus langen 

Traditionen der Gesetzesdeutung entstehen klar pra ferierte Pfade. 

Letztlich gewinnen Gesetze erst in ihrer allta glichen Auslegung und 

ihrer mo glicherweise strittigen Deutung Realita t. 

III. Das eine und das andere 

Was haben jetzt diese beiden Gedanken miteinander zu tun? Eine Sat-

zung einer Partei ist zwar einerseits so etwas wie das Betriebssystem 

der Partei. Andererseits ist sie ein schwaches Programm – nicht ohne 

Grund gibt es parteiinterne Schiedsgerichte und ist es relativ einfach, 

Parteisatzungen zu a ndern. Mehr noch als fu r mit großen bu rokra-

tischen Organisationen und schlagkra ftigen Regulationainstanzen ver-

knu pfte Gesetzbu cher unterliegt eine Parteisatzung der Auseinander-

setzung um die Deutungshoheit.  
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Das hat auch Auswirkungen auf die „Hackbarkeit“ des Codes. Ein Com-

puterprogramm, das Vorschriften entha lt, die dem „Geist“ des Pro-

gramms zuwiderlaufen, kann gehackt werden, und wird dann willfa hrig 

Dinge tun, die so eigentlich nicht vorgesehen waren – zum Beispiel Men-

schen Zugang zu Daten geben, die diese eigentlich nicht haben sollten. 

Gescha ftsordnungen und andere gesetzlich festgeschriebene Verfah-

ren ko nnen zwar in gewisser Weise auch dazu genutzt werden, gehackt 

zu werden, indem Vorschriften anders als intendiert verwendet wer-

den. Aber anders als bei Computerprogrammen kommt hier die Aus-

fu hrung durch menschliche AkteurInnen mit ins Spiel. Diese haben die 

Fa higkeit, sich zu weigern, bei zu weiten Deutungen mitzugehen. (Das 

ist meiner Beobachtung nach etwas, was manche PiratInnen schwierig 

zu begreifen finden). 

Sich auf Programmcode zu berufen, wird immer das dem Code inha -

rente Ergebnis haben, wenn dieser formal korrekt ist und ausgefu hrt 

wird. Computer sind dumm, Machtspiele sind ihnen egal. 

Parteien operieren dagegen zuna chst einmal mit Machtspielen. Ihre 

Satzungen, der gesetzliche Rahmen – das ist zwar nicht egal, aber es 

wird nicht automatisch wirkma chtig, und kann umgangen werden. Wer 

die Machtspiele einer Partei „hacken“ will – und sei es, indem das in der 

Satzung verbriefte Recht aufgerufen wird, einen Parteitag einzuberufen 

– darf sich nicht auf den Code verlassen. Sonst leidet er oder sie an 

Machtblindheit. 

Warum blogge ich das? Gute Frage. Vielleicht als Teil einer andauernden 

sozialkonstruktivistischer Selbstvergewisserung darüber, was Politik eigentlich 

ist. Und weil ich es jenseits aller Vorwürfe und moralischen Frage hilfreich finde, 

sich darüber im Klaren zu sein, dass es sowas wie Rollen- und Interessenkonflik-

te auch in der eigenen Partei gibt, ohne dass das verwerflich ist. Entsprechend 

ist die Kraft der besseren Argumente immer begrenzt. 
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Der langsame Pendelschlag des Zeitgeists 

29. September 2012 – Politik und Gesellschaft 

 

Was haben digitale Demokratie, fahrscheinloser Nahverkehr, das bedin-

gungslose Grundeinkommen und Umsonstla den gemeinsam? All das 

sind Ideen, die schon einmal popula r waren. Und diese vier sozialen Er-

findungen, um einen Begriff von Robert Jungk zu gebrauchen, sind 

sicherlich nicht die einzigen radikalen Forderungen, die in den letzten 

Jahren wiederentdeckt oder neu erfunden werden. Und zwar nicht im 

Spannungsfeld von Farce und Trago die. 

Vor einiger Zeit habe ich die Piratenpartei – als Bewegung verstanden 

– mit den damaligen neuen sozialen Bewegungen der 1970er Jahre ver-

glichen1 und eine ganze Reihe – oberfla chlicher? – A hnlichkeiten gefun-

den. Die Wiederga nger der radikalen Ideen, aber auch der Charakter 

der Piraten als einer gesellschaftlichen Partizipationsbewegung wirft 

fu r mich die Frage auf, was hinter diesem periodischen Wiederaufleben 

steckt, fu r das sich vermutlich noch viele weitere Beispiele finden 

lassen wu rden. Sei es Occupy und die soziale Revolte der 1960er, viel-

 
1 Siehe „Piraten als Bewegung: die 1970er im Remake?“ in diesem Band. 

http://blog.till-westermayer.de/index.php/2012/08/12/piraten-als-bewegung-die-1970er-im-remake/
http://blog.till-westermayer.de/index.php/2012/08/12/piraten-als-bewegung-die-1970er-im-remake/
http://blog.till-westermayer.de/wp-content/uploads/2012/09/DCP04548.jpg
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leicht auch der Naturschutz- und O kogedanke, der ebenfalls in Wellen-

bewegungen immer wieder auftaucht.  

Klar ist jedenfalls: linearer Fortschritt ist das nicht. Eher schon eine 

zyklische Bewegung, ein langsamer Pendelschlag des Zeitgeists zwi-

schen einem gesellschaftlich-solidarischen und einem egozentrisch-

eigennu tzigen Pol. Das ist jedenfalls das Bild, das mir aktuell am 

passendsten erscheint.2 Sobald eine Denkrichtung gesellschaftlich 

massiv dominant wird – die neoliberalen 1980er Jahre Reagans, 

Thatchers und Kohls, geistig-sozial gewendet – beginnt es zu rumoren, 

fangen Gegenbewegungen an, an Gewicht zu gewinnen. Das Bild des 

Pendelschlags hat allerdings den Nachteil, Assoziationen zu einem har-

monischen, Yin und Yang zusammenfu hrenden Kreislauf der Extreme 

zu wecken. Oberfla chlich gibt es zudem A hnlichkeiten zum Simmel-

schen Modebegriff (Simmel 1885, vgl. Gronow 1993), zum steten Wech-

sel von lang und kurz, bunt und grau, angetrieben durch den Motor der 

Abgrenzung. Anders als die Frage der Haar- und Rockla nge geht es bei 

diesem Pendelschlag hier jedoch um Substanzielleres. 

Ich will also weder Harmonie noch Oberfla chlichkeit suggerieren. Die 

Pendelbewegungen, die alte Ideen neu hervorbringen, sind, aus einer 

anderen Perspektive betrachtet, immer heftige Auseinandersetzungen 

um Diskurshoheiten und gesellschaftlich dominante Ideen. Sie sind 

soziale Ka mpfe. Vielleicht haben sie auch etwas mit den langen Innova-

 
2 Auch das Bild des Pendelschlags ist so neu nicht. So schreibt Moberg (1981: 15):  

„Die Schaffung neuer Modelle wurde ferner beeinflußt von den U berga ngen im Leben, 
die so viele Angeho rige der Neuen Linken gemeinsam durchmachten – verla ngerte 
Durchgangsriten (rites de passage) zum Erwachsensein, bestehend aus einem verla n-

gerten Ausgeschlossensein von den normalen Strukturen der Gesellschaft, das eine 
kommunale Erfahrung auf etwa die gleiche Weise unterstu tzte wie die Durchgangsriten 
in traditionellen Gesellschaften. Daru ber hinaus bot die Konfrontation mit dem selbst-

gefa lligen monolithischen, liberal-konservativen Establishment […] weitere Anregun-
gen fu r Modelle: Das Gegenteil von allem, was existierte, mußte besser sein (und war 
vermutlich an sich schon revolutiona r). […] Und typischerweise haben solche Bewegun-

gen alle das Gefu hl, außerhalb der historischen Zeit zu stehen, wobei sie oft die soziale 
Dialektik mit den existierenden Ma chten streifen, die no tig ist, um etablierte Institutio-
nen zu a ndern.“ 
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tions- und Konjunkturwellen zu tun, die die o konomische Situation der 

Gesellschaft pra gen (vgl. Huber 1988). 

Ob es diese Pendelbewegungen tatsa chlich gibt, ob es andere Gru nde 

fu r das Neuentdecken bestimmter sozialer Erfindungen gibt, oder ob der 

ganze Eindruck, der sich mir aufdra ngt, nur ein Artefakt meines sub-

jektiven Blickes ist, in dem ich Dinge bu ndele, die nichts miteinander zu 

tun haben, kann ich an diesem Punkt nicht letztgu ltig entscheiden. 

Verbunden damit ist die Frage danach, warum sich diese immer wieder 

auftauchenden sozialen Inventionen und Innovationen letztlich nicht 

durchsetzen. Um u ber diese Frage nachzudenken, erscheint es mir 

hilfreich, kurz auf die vier eingangs genannten Beispiele einzugehen. 

 

 

Beispiel 1 – Umsonstläden 

Der erstaunlich umfangreiche Wikipedia-Beitrag3 zu Umsonstla den be-

schreibt diese als „[…] privates, sozial oder politisch motiviertes Projekt, 

wo neue oder gebrauchte Gegensta nde zur kostenlosen Mitnahme be-

reitgestellt sowie tauschfrei mitgenommen werden ko nnen.“ Dahinter 

 
3 http://de.wikipedia.org/wiki/Umsonstladen  

http://de.wikipedia.org/wiki/Umsonstladen
http://de.wikipedia.org/wiki/Umsonstladen
http://blog.till-westermayer.de/wp-content/uploads/2012/09/DCP04540.jpg
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steckt eine theoretische und hier praktisch gewordene Debatte um Kapi-

talismuskritik, um Waren- und Tauschwerte, um die Mo glichkeiten einer 

gemeinsamen O konomie, aber auch um das o kologische Unbehagen an 

der Wegwerfgesellschaft. So weit ich das sehe, sind Umsonstla den in der 

deutschen Alternativszene seit etwa 1999 wiederentdeckt worden. Laut 

Wikipedia-Artikel gibt es derzeit etwa 60 solche Einrichtungen. 

Ich habe selbst mal im Umsonstladen in Freiburg mitgearbeitet, und 

mich damals auch ein bisschen mit den Hintergru nden dieser Idee be-

scha ftigt. Dabei bin ich auf den mich zuna chst erstaunenden Umstand 

gestoßen, dass Umsonstla den eben keine neue Idee sind. In der Wiki-

pedia heißt es dazu: 

„Die Diggers waren Ende der 1960er Jahre eine Aktions-
gruppe mit politisch-künstlerischen Hintergrund im 
Haight-Ashbury District in San Francisco. Ob ihrer an-
archistischen Geldkritik betrieben sie von 1966 bis 1968 u. 
a. einige „Free Stores“. Einen in der 1762 Page Street, 
einen zweiten in der 520 Frederick Street sowie einen dri-
tten in der Cole Street mit dem Namen „The Trip Without 
A Ticket“. Zusätzlich verteilten sie täglich „free food“ in 
Berkeleys Civic Center Park. […] Auch in anderen Städten 
gab es Free Stores der Diggers. Beispielsweise in New York 
in der 264 East Tenth Street (Lower East Side). Diesen 
Vorbild folgend gab es in dem Ort Cotati in Kalifornien 
einen Freestore vom Ende der 60er Jahre bis 1983.“  

Mit etwas mehr Recherche wu rden sich a hnliche Vorla ufer vermutlich 

auch zu noch fru heren Zeitpunkten finden lassen, etwa in nach ur-

christlichen Ideen lebenden Kommunen, oder, um noch weiter zuru ck-

zugehen, in den Allmenden von Subsistenzgesellschaften.  

Die Experimente der 1960er in den USA (vgl. Anderson 1995) – hier 

die Idee Umsonstladen – wurden in Deutschland durchaus rezipiert. So 

wird beispielsweise das Schicksal der Digger-Shops („niemand brachte 

mehr, als er mitnahm“4) im Eintrag „Alternative O konomie“ im Band 

 
4 Meine eigene Erfahrung im Freiburger Umsonstladen war u brigens eher gegenteilig: 
Ganz viele brachten ganz viel, aber nur wenige wollten etwas davon mitnehmen. 
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Neuer Lebensstil – verzichten oder verändern? als Argument fu r eine be-

stimmte Sicht auf die Mo glichkeit bzw. Unmo glichkeit gegeno konomi-

scher Organisationsformen angefu hrt (Wenke/Zilleßen 1978, S. 392). 

Beispiel 2 – Bedingungsloses Grundeinkommen 

Das Bedingungslose Grundeinkommen (BGE) wird in den letzten 

Jahren vermehrt diskutiert, popularisiert vor allem durch Go tz Werners 

entsprechende Talkshow-Auftritte. Innerhalb von Bu ndnis 90/Die Gru -

nen gibt es in den letzten Jahren ein „Netzwerk Grundeinkommen“, des-

sen Aktivita ten dazu fu hrten, dass 2007 immerhin etwa 40 Prozent der 

Delegierten eines Bundesparteitags fu r dieses Modell stimmten, und 

dass zumindest festgehalten wurde, dass mit dem Parteitagsbeschluss 

fu r ein anderes Sozialmodell die innerparteiliche Debatte um das be-

dingungslose Grundeinkommen nicht abgeschlossen ist. Aktuell sind es 

vor allem die Piraten, die das Konzept eines BGE o ffentlich sichtbar ma-

chen – allen vorweg Johannes Ponader,5 der aktiv sein „Recht auf scho p-

ferische Arbeitslosigkeit“ einfordert. 

Aber wie schon beim zugegebenermaßen eher Nischenbeispiel des 

Umsonstladens ist auch beim BGE die Idee nicht neu. Das Zitat, das ich 

gerade Ponader zugeschrieben habe, ist die U berschrift eines Textes 

von Ivan Illich aus dem Jahr 1979. 

Systematischer gehen Vanderborght und Van Parijs (2005) der Ge-

schichte der Idee „Grundeinkommen“ nach. Sie fangen bei der Geschichte 

der Sozialsysteme an und finden in Thomas Paine und Charles Fourier 

utopisch orientierte Vorla ufer. In den USA der 1960er Jahre kommen 

dann aus neoliberaler Perspektive Milton Friedman (Negativsteuer) und 

aus einer eher linksliberalen Linie James Tobin Vorschla ge fu r ein 

Grundeinkommen. Der Tobin-Vorschlag eines „demogrant“ schafft es bis 

ins Wahlprogramm des demokratischen Pra sidentschaftskandidaten 

McGovern 1972. Mitte der 1970er Jahre wurden diese Ideen – 

Negativsteuer wie Demogrant – in den USA begraben. Dafu r tauchten sie 

 
5 Siehe „Die drei Ebenen des Falls Johannes Ponader“ in diesem Band. 

http://blog.till-westermayer.de/index.php/2012/07/06/die-drei-ebenen-des-falls-johannes-ponader/
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Anfang der 1980er Jahre in Europa wieder auf – zuerst in den Niederlan-

den und Mitte der 1980er Jahre dann auch in Frankreich und in Deutsch-

land. Hier findet sich die Debatte um das Grundeinkommen im Umfeld 

der O kobewegung – samt Gegeno konomievorstellungen – und in der 

Na he der neuen gru nen Partei. (Vanderborght/Van Parijs 2005, S. 29ff). 

So ist es nicht verwunderlich, dass die Ideen eines „anders leben, an-

ders arbeiten, anders wirtschaften“ sich auch in der gru nen Program-

matik der Gru ndungszeit niederschlagen. Wer mo chte, kann dies in den 

dankenswerterweise vom Archiv Gru nes Geda chtnis in der Heinrich-

Bo ll-Stiftung digitalisierten und archivierten Programmtexten6 seit 

1980 nachverfolgen – auch wenn das Grundeinkommen nicht direkt er-

wa hnt wird, finden sich doch viele Ankla nge an das dahinter stehende 

Wirtschafts- und Menschenbild.7 

Beispiel 3 – kostenfreier Nahverkehr 

VerkehrspolitikerInnen vieler Parteien betrachten mit Interesse das Ex-

periment der Stadt Hasselt8 (Belgien), die 1997 ein kostenloses Bus-

system eingefu hrt hat. In der o ffentlich wahrnehmbaren Programmatik 

der Piraten wird daraus der „fahrscheinlose Nahverkehr“, also die 

pauschalisierte Finanzierung des O PNV in den einzelnen Kommunen. 

Und was steht, nach einer Reihe o kologisch und sozial motivierter 

Einzelforderungen, im bis 1993 gu ltigen Bundesprogramm 19809 der 

GRU NEN? 

„Statt einer reinen Benzinkostenrechnung muß auch im 
Verkehrswesen eine gesamtgesellschaftliche und ökologi-
sche Kostenrechnung vorgenommen werden. Daraus folgt 

 
6 http://www.boell.de/stiftung/archiv/archiv-4289.html  
7 Im Landtagswahlprogramm NRW 1985 wurde die Forderung sogar explizit erhoben 

(Information von Wolfgang Strengmann-Kuhn). 
8 http://de.wikipedia.org/wiki/Personennahverkehr_in_Hasselt  
9 http://www.boell.de/downloads/stiftung/1980_Bundesprogramm.pdf - Legenda r 
das Kapitel 5 „Steuern, Wa hrung und Finanzen“ mit dem Inhalt „Dieser Programmteil 
wird noch u berarbeitet“ 

http://www.boell.de/stiftung/archiv/archiv-4289.html
http://de.wikipedia.org/wiki/Personennahverkehr_in_Hasselt
http://de.wikipedia.org/wiki/Personennahverkehr_in_Hasselt
http://www.boell.de/downloads/stiftung/1980_Bundesprogramm.pdf
http://www.boell.de/stiftung/archiv/archiv-4289.html
http://de.wikipedia.org/wiki/Personennahverkehr_in_Hasselt
http://www.boell.de/downloads/stiftung/1980_Bundesprogramm.pdf
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eine drastische Reduzierung der Fahrpreise für den Schie-
nenfernverkehr und der Nulltarif für den Nahverkehr. Als 
erste Maßnahme fordern wir die sofortige Einfrierung der 
Fahrpreise für den öffentlichen Nahverkehr.“  

Auch die Idee, den O PNV kostenfrei anzubieten, ist also nicht ganz neu. 

Aus dieser Idee sind Dinge wie die Freiburger Umweltkarte, heute Regio-

karte, entstanden, die 1991 eingefu hrt wurde und damit gerade ihr 20-

ja hriges gefeiert hat. Eine einigermaßen erschwingliche Monatskarte fu r 

einen gro ßeren Verbund ist nicht identisch mit fahrscheinlosem O PNV, 

ist aber, so mo chte ich das deuten, die realpolitische Umsetzung dieser 

Forderung, bzw. das, was aus dem „Nulltarif“ im gru nen Bundespro-

gramm und a hnlichen Ideen in der politischen Praxis geworden ist.10 

Beispiel 4 – digitale Demokratie 

Als letztes mo chte ich kurz auf die digitale Demokratie eingehen, die ja 

ebenfalls mit Beteiligungsplattformen, Tools wie „Liquid Feedback“ und 

a hnlichem gerade wieder en vogue ist. Die Idee, Kommunikations-

technik dazu zu nutzen, die demokratische Beteiligung zu erleichtern, 

passt vielleicht insofern nicht ganz in die Reihe der drei vorherigen Bei-

spiele, dass sie viel sta rker technokratisch akzentuiert ist als dass sie 

aus großen sozialen Bewegungen stammt.  

Aber ebenso wie die vorher genannten sozialen Ideen ist „digitale De-

mokratie“ eben keine Neuerfindung des beginnenden 21. Jahrhunderts, 

sondern hat ideengeschichtliche Vorla ufer (Westermayer 1998). Auch 

Radio und Telefon wurden schon einmal mit a hnlichem utopischen Geist 

gefu llt wie Ende des 20. Jahrhunderts der Computer und heute die sozia-

len Netzwerke und Mobiltelefone. Den Diskurs u ber „elektronische 

Demokratie“ seit den 1960er Jahren bis 1984 beschreibe ich da wie folgt: 

„Während anfangs noch die mathematisch-technischen 
Fähigkeiten der „Elektronengehirne“ – und verbunden da-

 
10 Aus heutiger Perspektive (2026) dra ngt sich hier geradezu der Blick auf das Neun-
Euro-Ticket und das daraus entstandene Deutschlandticket auf. 

http://www.rvf.de/Dossier-20JahreRegioKarte-Broschuere.php
http://www.rvf.de/Dossier-20JahreRegioKarte-Broschuere.php
http://www.till-westermayer.de/uni/bmi-studwett.pdf
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mit die Ängste vor der „Verdatung“ und vor der zentralen 
Informationsmonopolisierung – die Debatte bestimmen, 
entwickelt sich aus ersten Ideen einer per Telefonnetz und 
Zentralcomputer durchgeführten Meinungsumfrage pa-
rallel zur zunehmenden Konvergenz von Fernsehen, Tele-
fon und Computer – in einer ersten Instanz etwa in Form 
von BTX – die radikalere Idee, auch tatsächliche Abstim-
mungen und Entscheidungen mit Hilfe elektronisch ver-
mittelter Kommunikation durchzuführen. So soll die Poli-
tik und die Beteiligung der BürgerInnen mit dem wirt-
schaftlichen und wissenschaftlich-technischen Stand der 
Vernetzung gleichziehen und ein ebenbürtiges Gegen-
gewicht dazu bilden. Damit verbindet sich die Hoffnung, 
die „Übergangslösung“ repräsentative Demokratie „end-
lich wieder“ teilweise oder ganz durch eine direkte Beteili-
gung aller zu ersetzen – nach dem großen Vorbild der 
athenischen Agora.“  

 

Schlussfolgerungen 

Soweit zu den vier Beispielen fu r die gegenwa rtig wieder auftauchen-

den „neuen“ Ideen mit ihren Urspru ngen in den 1960er oder 1980er 

Jahren, oder sogar mit noch viel weiter zuru ckliegenden Wurzeln. Viel-

http://blog.till-westermayer.de/wp-content/uploads/2012/09/DCP04551.jpg
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leicht muss ich an dieser Stelle noch auf ein mo gliches Missversta ndnis 

eingehen: Mit der Feststellung, dass diese Ideen nicht erst 2012 erfun-

den wurden, will ich sie nicht diskreditieren. Ich halte ein bedingungs-

loses Grundeinkommen beispielsweise nach wie vor fu r eine gute Idee.  

Der Blick auf die ideengeschichtliche Vergangenheit – der bei der oft 

lautstarken Neuentdeckung vielfach untergeht – macht aber deutlich, 

dass diese vier radikalen Ideen (nehmen wir den Umsonstladen mal 

stellvertretend fu r ein o konomisches System jenseits von staatlichem 

Zentralismus und Markt) zwar politisch einleuchtend erscheinen mo -

gen, aber eben bisher Ideen geblieben sind. Warum ist das so? Warum 

tauchen diese Ideen im Pendelschlag des Zeitgeists wieder auf, werden 

breit rezipiert und als scho ne, einfache Lo sungen gravierender Proble-

me entdeckt – um dann wieder in der Versenkung zu verschwinden? 

Auch auf diese Frage mo chte ich hier keine Antwort geben, aber auf 

zwei Beobachtungen hinweisen, denen nachzugehen sich mo glicher-

weise lohnen wu rde. 

Das eine ist das Problem des gesellschaftlichen Wissenstransfers 

durch diskursive „Hungerphasen“ hindurch. Wenn das Bild der Wellen-

bewegung stimmt, gibt es immer wieder Zeiten, in denen es maximal 

kleine, nicht im Fokus der o ffentlichen Aufmerksamkeit liegende gesell-

schaftliche Nischen sind, in denen das Wissen u ber Erfahrungen mit 

dem Versuch, diese radikalen Ideen umzusetzen, bewahrt und weiter-

gegeben werden, in denen mo glicherweise auch Akteurinnen und Ak-

teure „u berwintern“. Das unterscheidet diese Ideen von radikalen 

Ideen, die – aus welchen Ideen- und Akteurskonstellationen und glu ck-

lichen Zufa llen auch immer – relativ dauerhaft realisiert und in den 

Wissensbestand der eigentlichen Gesellschaft u berfu hrt werden 

konnten. Ein Beispiel fu r eine solche radikale Idee, die erfolgreich ge-

sellschaftlich – in den sozialen Erwartungen der Menschen und Ma rkte, 

aber auch im normativen Kodex der Gesetze und Regelwerke – ver-

ankert wurde, ist die Energiewende mit dem Erneuerbare-Energien-

Gesetz und der Photovoltaik-Industrie (vgl. Fuchs/Wassermann 2012). 

Dazu nochmal das gru ne Bundesprogramm von 1980: 
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„Ziele grüner Energiepolitik 

Durch die heute hauptsächlich genutzten fossiler Brenn-
stoffe ist die „Erzeugung“ von Energie nur über Verbren-
nungsprozesse möglich. Dabei werden umweltschädliche 
Substanzen wie Schwefel- und Stickoxide erzeugt. […] 
Ebenso ist Atomenergie eine Energiequelle, die gegen die 
Lebensgrundlagen gerichtet ist. Deshalb ist ein radikaler 
Wandel des Energiesystems notwendig. Die „Energie-
erzeugung durch Verbrennungsprozesse“ muß ersetzt 
werden durch die „Energienutzung aus umweltfreund-
lichen, regenerativen Energiequellen“ (Sonne, Wind, Was-
ser).  

Eine zukunftsorientierte ökologische Energiepolitik muß 
alle Möglichkeiten nutzen, die zu einer Verringerung des 
Energiebedarfs führen und die optimale Verwendung be-
reits vorhandener Energien gewährleisten. […] 

Langfristig muß die gesamte Energieversorgung aus 
erneuerbaren Energiequellen erfolgen.“  

Der Vergleich zwischen erfolgreichen radikalen Ideen und bisher 

erfolglosen Ideen – gerade im Hinblick auf die U berwindung von Durst-

strecken – die gab es auch bei der Energiethematik immer wieder! –, 

die Weitergabe von Wissen durch Nischenakteure und die Frage, wie 

der U bergang aus der Nische in den Mainstrem aussieht – ist also ein 

politisch durchaus lohnendes Thema. Mit Blick auf die heutige Radi-

kalita t einiger Ideen der Piraten verbindet sich damit zugleich der 

Wunsch, die Ideengeschichte der eigenen Forderungen nicht zu igno-

rieren: Wer hat’s erfunden – und mit welchen Hu rden wurden Vorga n-

gerbewegungen schon konfrontiert? Denn nicht jeder Fehler muss 

zweimal gemacht werden. 

Das andere Problem oder die andere Beobachtung bezieht sich auf die 

Wechselwirkungen zwischen Institutionalisierung einer Bewegung 

oder Partei einerseits und das „Beko mmlichwerden“ von radikalen 

Ideen andererseits. Einige der heutigen radikalen (Piraten-)Forderun-

gen fanden sich Ende der 1970er Jahren im Wissen der Alternativbewe-
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gungen und dann – mehr oder weniger deutlich – auch in der Program-

matik der neugegru ndeten Partei DIE GRU NEN. U ber die Jahre ver-

schwanden die radikaleren Forderungen, um sich neue Nischen zu 

suchen (etwa in Positionspapieren der Anfang dr 1990er Jahre gegru n-

deten Gru nen Jugend, oder in den außerparlamentarischen Bewegun-

gen …) und wurden im Parlamentsbetrieb abgeschliffen.11  

Nicht jede Idee ließ sich abschleifen, und manche hatten giftige Kerne. 

Das heftigste Beispiel dafu r ist vermutlich Hartz IV, dem von gru ner Sei-

te aus immer die Idee einer Abschaffung der Sozialhilfe durch eine zwar 

bedingte, aber doch emanzipatorisch gedachte Grundsicherung voran-

ging. Irgendwann waren diese emanzipatorischen Ideen selbstbe-

stimmten Lebens, von Zeitsouvera nita t und einer eigensta ndigen 

Sicherung fu r Frauen usw. dann zu etwas geworden, das kompatibel mit 

der SPD-Idee „Agenda 2010“ war.  

Andere radikale Ideen sind im Klein-Klein des politischen Betriebs 

und in der immer tiefergehenden fachlichen Ausdisziplinierung ver-

streut worden, so dass sie nicht mehr als einheitliches Gebilde erkennar 

sind. Statt weiter fahrscheinlosen Nahverkehr zu fordern, geht es dann 

um Zuschu sse, EU-Richtlinien, Grenzen von Tarifverbu nden, Tarifsyste-

me, Monatskarten und dergleichen mehr. Aus der radikalen, eher ab-

strakten einfachen Ideen wird im konkreten – und parlamentarische 

Politik ist konkret – dann eine Vielzahl an kleinerer Initiativen, deren 

Zugeho rigkeit zum gemeinsamen Ganzen nur noch zu erahnen ist. Die 

radikale Idee verliert ihre Radikalita t und ihre utopische Gestalt. 

Aber sie gewinnt auch etwas – Anschlussfa higkeit. Fein zersta ubt 

kann sie auch vom politischen Gegner aufgenommen werden. Der Sinn 

der konkreten Einzelmaßnahme ist leichter zu vermitteln als der große 

Schritt zum ganz Anderen. Wer wa re dagegen, das Tarifsystem zu 

vereinfachen, und wer wollte sich schon daru ber echauffieren, wenn 

irgendwo eine neue Beteiligungswebsite eingerichtet wird? 

Nicht jede Idee ist dafu r geeignet, in dieser Art und Weise akzeptabel 

gemacht zu werden. Manche Ideen schaffen es, gesellschaftliche Akzep-

 
11 Vgl. Tiefenbach 1998 zu einigen Hintergru nden dieses Prozesses. 
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tanz und letztlich auch politische Durchsetzungsfa higkeit zu erlangen, 

ohne in parlamentarischem Feinstaub zu enden. Aber auch diese 

brauchen eine fein ziselierte fachliche Unterfu tterung, an der beharr-

lich weitergearbeitet wird. Und idealerweise sind sie keine bina ren 

Ideen, fu r die es nur Entweder/Oder gibt. Politisch umsetzbar ist eher 

das, wo auch schon der Weg mit seinen vielen Einzelschritten – im 

Wettlauf mit dem großen Pendelschlag – tatsa chliche und nicht nur 

rhetorische Erfolge mit sich bringt.  

Warum blogge ich das? Um einige Einzelbeobachtungen zusammenzubringen – 

Wolfgang Strengmann-Kuhn erwähnte unlängst die frühe Rezeption des Grund-

einkommens, Timothy Simms machte mich auf den ÖPNV zum Nulltarif im alten 

grünen Programm aufmerksam, und @hulalena äußerte ihre Begeisterung für 

die Bereitschaft der Piraten, radikale Ideen aufzugreifen. P.S.: Die Artikelbilder 

wurden 2004 im damaligen Umsonstladen Freiburg aufgenommen. 

 

 

  

http://blog.till-westermayer.de/wp-content/uploads/2012/09/DCP04555.jpg
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Vier Vorschläge zur Identitätskrise der SPD 

30. September 2012 – Politik und Gesellschaft, Zukunftsvisionen 

Die Zeiten, in denen die SPD locker 40 Prozent holte, sind lange vorbei. In 

der Analyse fu hrender Genossen – Manfred Gu llner vom Institut Forsa sei 

hier exemplarisch erwa hnt, aber auch Sigmar Gabriel hat sich schon ent-

sprechend gea ußert – ha ngt das immer noch damit zusammen, dass so 

eine komische kleine Umweltpartei der SPD Ende der 1970er Jahre ihre 

Themen weggenommen hat. Plo tzlich waren rauchende Schlote, rum-

pelnde Lastwagen und riesige Fabriken nicht mehr Insignien des sozial-

demokratischen Wegs zum Paradies, sondern Pfuiba h. Identita tskrise! 

Eine Partei weiß nicht mehr, wofu r sie steht. 

Eine a hnliche Diagnose macht ganz aktuell Alexander Neubacher bei 

Spiegel online: „Genossen, schmeißt die O kos raus“. In wunderbar pole-

mischen Worten wird dort behauptet, dass die Hinwendung zu so ko-

http://www.betterandgreen.de/blog/okofimmel-wie-ein-buch-versucht-den-okologischen-lebensstil-schlecht-zu-reden/
http://www.spiegel.de/politik/deutschland/zukunft-der-spd-die-genossen-sollen-den-gruenen-zeitgeist-abschuetteln-a-858082.html
http://www.flickr.com/photos/tillwe/6121064138/
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mischen Dingen wie Umweltschutz, Gesundheit und Karottenkuchen 

den Niedergang der SPD verursacht hat. Einfaches Rezept, um wieder 

nach vorne zu kommen – und Peer Steinbru ck ist sicher der richtige 

„Macher“ dafu r – zuru ck in die Zukunft der glorreichen 1970er Jahre. 

Schlote, Lastwagen und Fabriken statt gru ne Wa lder, gru ne Wiesen und 

gru ne Ministerpra sidenten. 

Eine klare Abgrenzung zwischen SPD und Gru nen tut beiden gut – 

Mehrheiten braucht es dennoch. Ich bin ganz zuversichtlich, dass wir 

Gru ne davon profitieren wu rden. Aber ein wenig mehr Kreativita t 

wu rde den GenossInnen doch gut tun. Ich bin mal so frei und mache 

vier Vorschla ge, wo die SPD sich profilieren ko nnte, ohne in Nostalgie 

zu verfallen: 

1. Arbeit. Und damit meine ich nicht „Wir verteidigen den fest-

angestellten Industriefacharbeiter gegen alle anderen“, sondern eine 

Arbeitspolitik, die heutigen wirtschaftlichen und sozialen Verha ltnis-

sen gerecht wird. Die anerkennt, dass es so etwas wie flexible Arbeit 

gibt, und dass diese zunehmend zum Normalfall wird. Die sich intelli-

gente Konzepte dafu r u berlegt, wie soziale Absicherung, gute Arbeits-

bedingungen und Zeitwohlstand auch funktionieren, wenn die er-

werbsta tige Bevo lkerung zu gro ßeren Teilen aus Teilzeitbescha ftigten, 

befristet Bescha ftigten, Alleinselbststa ndigen und MinijobberInnen 

besteht. Und wo gibt es u berhaupt in Zukunft Arbeit? 

2. Sozialpolitik. Das ist in gewisser Weise das automatische Gegen-

stu ck zu einer sinnvollen Arbeitspolitik. Wie soll eine Gesellschaft mit 

Arbeitslosigkeit umgehen? Wie la sst sich die Agenda-2010-Politik 

menschenfreundlich reformieren (ja, ich weiß, wer dafu r zusta ndig 

war). Wie ist der Wandel zu einem demographiefesten Rentensystem 

hinzubekommen? Dass sind große Fragen. Eine SPD, die sich von Gru n-

en abgrenzen mo chte, ko nnte hier ein Profil finden.  

3. Eine der großen – und weiterhin sehr teuren – Leistungen der SPD 

ist die Bildungsexpansion, also insbesondere der Versuch, die Hoch-

schulen fu r breite Bevo lkerungsschichten zu o ffnen. Heute ist es nach 

wie vor so, dass Bildung stark vom Bildungsstand des Vaters abha ngt. 
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Die Mobilita t ist nach wie vor gering – von der Kinderkrippe bis zur 

Weiterbildung ein wunderbares Profilierungsfeld fu r eine traditions-

bewusste SPD.  

4. Arbeit, Soziales, Bildung – was fehlt? No , nicht Wirtschaft oder Finan-

zen. Vielleicht sowas wie „SPD als Partei des gesellschaftlichen Zusammen-

halts“. Nicht aus der gru nen Nische heraus, sondern Inklusion und Inte-

gration aus der Mitte der Gesellschaft heraus. Das ko nnte sogar sowas 

wie ein neuer Markenkern der SPD werden – wenn sie es denn mo chte. 

Es ist jetzt natu rlich etwas frech, der alten und lebenserfahrenen Sozial-

demokratie Vorschla ge zu machen, wie sie sich – auch in Abgrenzung zu 

uns Gru nen – ein frisches Profil geben ko nnte. Ich bin aber erstens fest 

u berzeugt davon, dass Beton, Stahl, Kohle und Wirtschaft nicht die gro-

ßen Zukunftsthemen sein werden, und glaube zweitens, dass die ange-

sprochenen Themen – Zukunft der Arbeit, Sozialpolitik, eine neue Bil-

dungsexpansion und der gesellschaftliche Zusammenhalt als das große 

Ganze – durchaus mit einer politischen Nachfrage verbunden sind.  

Klar – das sind alles auch Themen, die wir Gru nen bedienen, in denen 

wir meinen, gute Antworten zu haben. Es gibt aber Teile der Gesell-

schaft, die wir – siehe die Polemik von Neubacher – nie erreichen wer-

den, allein schon aus lebensweltlichen Gru nden. Und eine gewisse, sich 

erga nzende Arbeitsteilung kann da nicht schaden, um Politik und Ge-

sellschaft insgesamt voranzubringen. Vielleicht sogar mit Steinbru ck, 

vielleicht schon 2013. 

Warum blogge ich das? Als Versuch einer konstruktiven Antwort auf die neue 

Liebe am Grünen-Bashing aus dem SPD-Umfeld. Auch in CARTA (1.10.2012). 

P.S.: Kleine Anekdote zu dem Titelbild: Meine Assoziation war SPD = rot = Toma-

te. Also eines meiner vielen Tomatenfotos aus Flickr raussuchen. Wie das 

manchmal so ist – Flickr wollte meine eigenen, etwas älteren Bilder nicht laden, 

sondern zeigte nur weiße Flächen an. Deswegen habe ich das Bild blind „ausge-

wählt“ und hier eingefügt – und finde im Nachhinein, dass das schon irgendwie 

passt. Eine noch grüne Tomatenknospe. Vielleicht wird ja was richtig schön 

Rotes daraus. 
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Zum Abend des Tags der Arbeit 

1. Mai 2013 – Grundeinkommen, Politik und Gesellschaft, Soziologisch gesehen 

Jutta Allmendinger, Wissenschaftszentrum Berlin, spricht sich u.a. in 

der Brigitte1 dafu r aus, die regula re Vollzeitarbeitszeit auf 32 Stunden 

zu verku rzen. A hnlich ein Aufruf diverser Perso nlichkeiten des o ffentli-

chen Lebens aus dem Februar 2013 fu r die 30-Stunden-Woche. 

Finde ich gut. Auch wenn eine Verku rzung auf 32 oder 30 Stunden gar 

keine ganz so revolutiona re Maßnahme ist – dem einen oder der ande-

ren wird noch die Parole „35-Stunden-Woche“ der IG Metall aus den 

1980er Jahren in Erinnerung sein, die dann in dieser Branche auch um-

 
1 http://www.brigitte.de/job-geld/karriere/jutta-allmendinger-1149815/  

http://www.brigitte.de/job-geld/karriere/jutta-allmendinger-1149815/
http://www.brigitte.de/job-geld/karriere/jutta-allmendinger-1149815/
http://www.zeit.de/wirtschaft/2013-02/30-stunden-woche-initiative
http://www.zeit.de/wirtschaft/2013-02/30-stunden-woche-initiative
http://de.wikipedia.org/wiki/Wochenarbeitszeit#Wichtige_in_Deutschland_existierende_Wochenarbeitszeitregelungen
http://www.brigitte.de/job-geld/karriere/jutta-allmendinger-1149815/
http://www.flickr.com/photos/tillwe/4397979151/
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gesetzt wurde. So groß sind die Differenzen nicht, auch wenn die reale 

Entwicklung in den letzten Jahren in eine andere Richtung gegangen ist. 

Gut finde ich Allmendingers Forderung zum einen arbeitssoziolo-

gisch. Meine eigene Befragung von MitarbeiterInnen einer Landesforst-

verwaltung (2008) brachte im Hinblick auf die „Wunscharbeitszeit“ der 

Bescha ftigten ganz a hnliche Ergebnisse. Oft wird „Teilzeitarbeit“ ja vor 

allem als Karrierefalle, als Missstand etc. dargestellt, in Kombination 

mit der vorrangig weiblichen Teilzeitarbeit eben auch als Hindernis auf 

dem Weg zur Gleichberechtigung der Geschlechter. Das mag empirisch 

stimmen, scheint mir aber auch viel damit zu tun zu haben, was unter 

Teilzeit verstanden wird. 25, 30, 35 Stunden „Teilzeit“ sind etwas an-

deres als 10 oder 15 Stunden pro Woche. 

Dann gibt es das, was Allmendinger in ihrem Interviews als „es funk-

tioniert nicht“ anspricht. Mit Marx ließe sich auf Fischen, Jagen, Bu cher 

schreiben verweisen, mit der feministischen Arbeitssoziologie Ingrid 

Kurz-Scherfs auf den scho nen Begriff der „Soziabilita t“. U bersetzt wer-

den ko nnte das mit „Gesellschaftsvertra glichkeit“, und Kurz-Scherf sieht 

hier eine zentrale Norm, die an gute Arbeit gerichtet werden soll: 

Erwerbsarbeit soll nicht nur gut bezahlt sein, interessant gestaltet sein, 

Spielra ume und Autonomie ermo glichen, sondern sie soll gesellschafts-

vertra glich sein. Sie soll Zeit fu r Familienarbeit lassen, fu r Muße und 

Weiterbildung, aber eben auch fu r demokratisches Engagement. Und 

dafu r scheint mir eine Zielmarke „Vollzeit = 32h“ schon ein guter Schritt 

zu sein.2 

Noch radikaler als Allmendingers Forderung nach der 32-Stunden-

Woche ist die Forderung nach der „Halbtagsgesellschaft“, die zum Teil 

aus der Nachhaltigkeitsdebatte heraus erhoben wird, gerne auch in 

Verbindung mit dem bedingungslosen Grundeinkommen. Der Verzicht 

 
2 Wenn Arbeitszeit nicht nur auf Erwerbsarbeit bezogen wird, zeigt sich u brigens, 

dass fast alle Vollzeit arbeiten – und dass die wo chentlich ho chsten Arbeitszeiten bei 
teilzeiterwerbsta tigen Mu ttern mit Kindern liegen. Das zeigen sowohl Zeitbudgeter-
hebungen als auch meine oben bereits erwa hnte Mitarbeiterbefragung. 
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auf Arbeitszeit wird hier als Mittel dafu r gesehen, als Gesellschaft aus 

der Wachstumsspirale herauszukommen. 

Warum kommt es nicht dazu? Vermutlich stehen einer Bewegung hin 

zur 32-Stunden-Woche vor allem zwei Dinge im Weg. Das eine ist die 

o konomische Frage: Entweder geht eine Reduzierung der Arbeitszeit 

mit Einkommensverlusten einher. Diese mit Zeitgewinnen gegenzu-

rechnen, mag nicht jedem und jeder selbstversta ndlich erscheinen. 

Oder aber die Lo hne und Geha lter pro Stunde steigen entsprechend, 

dann steigen die Kosten pro „Produkt“. Hier steht sicherlich ein großes 

Fragezeichen. 

Das andere ist die Kulturfrage: La sst sich interessante, herausfor-

dernde, vorbildhafte Arbeit tatsa chlich unterhalb von 40, 50 oder 60 

Stunden pro Woche erbringen? Was ist, wenn Fu hrungskra fte dann ei-

nen halben Arbeitstag pro Woche nicht pra sent sind? Arbeiten ein-

schra nken – in Deutschland undenkbar?3  

Apropos: Unser am letzten Wochenende beschlossenes Wahlpro-

gramm (hier: Teil „Arbeit“) sagt hier richtige Dinge: 

Dabei soll die Integration von Frauen in den Arbeitsmarkt 
keine einseitige Anpassung an einen Arbeitsbegriff sein, der 
viel Zeit für Arbeit und kaum Zeit für Familie, Engagement 
und Muße beinhaltet. Gerade bei der Inklusion von Frauen 
in den Arbeitsmarkt und der gerechteren Verteilung von 
Fürsorgearbeit zwischen Männer und Frauen brauchen wir 
neue Zeitmodelle. Wir folgen dem Leitbild einer vollzeit-
nahen Teilzeittätigkeit für Frauen und Männer, die auch 
Raum für gerecht verteilte Sorge- und Pflegearbeit und für 
Unterbrechungen der Erwerbstätigkeit lässt.  

Wie gesagt. Ich finde das, allen zu lo senden Problemen beim Weg dahin, 

die richtige Richtung. Vielleicht auch deswegen, weil ich das perso nlich 

seit Jahren sehr bewusst selbst als Modell gewa hlt habe (und froh bin, 

dass ich trotzdem spannende und herausfordernde Arbeitsfelder ge-

 
3 Und die ganze U berstundenproblematik gibt es natu rlich auch noch – die reale 
Durchschnittsarbeitszeit in Vollzeit liegt derzeit bei 40,7 Stunden pro Woche. 

http://www.gruene.de/fileadmin/user_upload/Dokumente/BDK_2013/Beschluesse/E_Teilhaben_an_guter_Arbeit.pdf
http://www.gruene.de/fileadmin/user_upload/Dokumente/BDK_2013/Beschluesse/E_Teilhaben_an_guter_Arbeit.pdf
http://www.sueddeutsche.de/karriere/arbeitszeiten-in-deutschland-sechs-tage-woche-wird-alltag-1.1445843
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funden habe). Meine Arbeitszeit lag zumeist formal bei 50 Prozent, ak-

tuell betra gt sie 70 Prozent (27,65 Stunden pro Woche). Faktisch kom-

men mit Pendelzeiten und der einen oder anderen projektbedingten 

U berstunde dann doch noch ein paar Stunden mehr auf die Waage. Ich 

mache meine Arbeit gerne, alles andere wa re auch furchtbar. Ich bin 

aber ebenso froh, dass ich Zeit fu r meine Kinder, fu rs Rumschlendern 

im Internet, fu rs Blogtexte schreiben oder fu r politische Projekte habe. 

Und Hausarbeit und sowas gibt’s ja auch noch.  

Wie Menschen das alltagsorganisatorisch machen, die tatsa chlich 40 

Stunden oder mehr pro Woche arbeiten, bleibt mir ra tselhaft. La ngere 

Tage haben die ja auch nicht zur Verfu gung, da bleibt fu r die Arbeit des 

Alltags kaum Zeit?!4  

Warum blogge ich das? Weil ich den Tag der Arbeit ungern ohne Kommentar 

zum Arbeitskult verstreichen lassen wollte. Was mir hiermit kurz vor der Dead-

line gerade noch gelungen ist. 

P.S.: Aus einer anderen Perspektive passt dazu auch die aktuell aufflackernde 

Debatte um die „Generation Y“ und deren Weigerung, sich komplett der Arbeit 

zu unterwerfen. 

 
4 Relevant hierzu: Zeitbudgeterhebung des Statistischen Bundesamts – leider schon 

zehn Jahre alt. 
https://www.destatis.de/DE/Publikationen/Thematisch/EinkommenKonsumLebens
bedingungen/Zeitbudgeterhebung/WobleibtdieZeit.html  

https://www.destatis.de/DE/Publikationen/Thematisch/EinkommenKonsumLebensbedingungen/Zeitbudgeterhebung/WobleibtdieZeit.html;jsessionid=70EDAE09C82197DDE05D725375DEE599.cae1
https://www.destatis.de/DE/Publikationen/Thematisch/EinkommenKonsumLebensbedingungen/Zeitbudgeterhebung/WobleibtdieZeit.html;jsessionid=70EDAE09C82197DDE05D725375DEE599.cae1
https://www.destatis.de/DE/Publikationen/Thematisch/EinkommenKonsumLebensbedingungen/Zeitbudgeterhebung/WobleibtdieZeit.html;jsessionid=70EDAE09C82197DDE05D725375DEE599.cae1
https://www.destatis.de/DE/Publikationen/Thematisch/EinkommenKonsumLebensbedingungen/Zeitbudgeterhebung/WobleibtdieZeit.html;jsessionid=70EDAE09C82197DDE05D725375DEE599.cae1
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Unsortiertes zu den Grenzen des (politisch) 
Gestaltbaren 

7. August 2013 – Nachhaltiges Leben, Politik und Gesellschaft 

Es ist geradezu das Wesen des Politischen, dass politische Entschei-

dungen (formal: Beschlu sse eines Parlaments) Konsequenzen fu r den 

Alltag von Menschen haben. Oder, um es im wutschnaubenden Tonfall 

der FDP zu sagen: dass politische Entscheidungen die Freiheit des Ein-

zelnen einschra nken. (Und damit mo glicherweise die Freiheit vieler 

erho hen, aber das wa re jetzt eine andere Debatte.) 

Es mag Gesetze geben, vielleicht ist es sogar die Mehrzahl aller Ge-

setze, die fu r die Mehrzahl der Menschen konsequenzlos bleiben. Die 

vielleicht nur den Alltag einer kleinen Gruppe betreffen. Die Tagesord-

nungen des Bundesrats sind hier exemplarisch. Das „Gesetz zur Fo rde-

rung der Sicherstellung des Notdienstes von Apotheken“, das „Gesetz 

http://www.bundesrat.de/cln_320/nn_6898/DE/parlamentsmaterial/to-plenum/912-sitzung/to-node.html?__nnn=true
http://www.bundesrat.de/cln_320/nn_6898/DE/parlamentsmaterial/to-plenum/912-sitzung/to-node.html?__nnn=true
http://www.flickr.com/photos/tillwe/5301604484/
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zur Fo rderung des elektronischen Rechtsverkehrs mit den Gerichten“ 

oder das „Gesetz zur A nderung des Abkommens vom 20. Ma rz 1995 

zwischen der Bundesrepublik Deutschland und der Republik Polen 

u ber die Erhaltung der Grenzbru cken im Zuge der deutschen Bundes-

fernstraßen und der polnischen Landesstraßen an der deutsch-polni-

schen Grenze“ sind alles Gesetze, die dich und mich erst einmal nicht 

betreffen. Sofern wir nicht gerade eine Apotheke betreiben, auf den 

Notdienst einer Apotheke angewiesen sind, zwischen Gerichten kom-

munizieren oder u ber Grenzbru cken zwischen Polen und Deutschland 

fahren. Oder Gu ter konsumieren, die u ber Grenzbru cken zwischen 

Polen und Deutschland transportiert wurden. 

Was ich sagen will: Das Wesen der Politik besteht darin, mehr oder 

weniger direkt in den individuellen Alltag einzugreifen. Regeln fu r 

bestimmte Handlungen aufzustellen. Handlungen zu ermo glichen. Sie 

zu fo rdern. Sie zu erschweren oder zu verbieten. Blumig gesagt: das Zu-

sammenleben zu gestalten. 

Das betrifft jetzt glu cklicherweise nicht jede Form von Regeln. Ob 

Gabeln und Messer links oder rechts von Tellern zu liegen haben, ist 

nicht politisch festgelegt. Jedenfalls im Privaten – mo glicherweise gibt 

es irgendwo Hygienevorschriften fu r o ffentliche Nahrungsverkaufs-

pla tze, die auch darauf eingehen. Oder die bundesweit normierte „Ab-

schlußpru fung fu r den Ausbildungsberuf Fachkraft im Gastgewerbe“, 

laut Juris § 13 GastgewAusbV 1998, entha lt diesbezu gliche Regeln. 

Politik betrifft u blicherweise insbesondere die Regelung solcher 

Handlungen, die Konsequenzen fu r alle haben. Die Gurtpflicht in Autos 

(u ber die, wenn ich mich an meine Kindheit richtig erinnere, zumindest 

in Bezug auf Ru cksitze und dort sitzende Kinder heftig gestritten 

wurde). Die Katalysatorpflicht fu r Autos. Die Pflicht, an Fahrra dern ein 

dynamobetriebenes Licht mitzufu hren, die vor kurzem aufgeweicht 

wurde. Die Straßenverkehrsordnung. (Auch ein auf allen Straßen gu lti-

ges Tempolimit wa re ein gutes Beispiel in dieser Reihe). 

All diese Regelungen sind irgendwo genau und meist in recht kom-

plizierter, weil pra ziser, Sprache festgehalten und wurden irgendwann 
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einmal beschlossen. In Gesetzesform. Oder als Verordnung. Unklarhei-

ten und Auslegungsspielra ume: Sache der Justiz.  

Jetzt kann, noch so eine Binsenweisheit, Politik nicht einfach alles re-

geln, was irgendwer zu regeln sich in den Kopf gesetzt hat. Es gibt ins-

besondere drei Hu rden, die Politikerinnen daran hindern, zu regeln, 

was nicht geregelt werden darf oder soll. Die erste Hu rde ist die verfas-

sungsrechtliche Ordnung: Grundrechte schra nken ein, was wie gesetz-

lich geregelt werden kann. Oder: Wer es im Kompetenzgefu ge zwischen 

internationalen Organisationen, der EU, der Bundesebene, der Landes-

ebene und den Kommunen u berhaupt wie regeln darf.  

Die zweite Hu rde ist die der echten und scheinbaren Sachzwa nge1. 

Das Regulierungsansinnen muss realistisch sein. Ein Verbot, auf 

Twitter zu meckern, wa re beispielsweise – mal abgesehen davon, dass 

es schon an der ersten Hu rde scheitern wu rde – nicht realistisch. Eben-

so ein Bundestrauminhaltsgesetz, das Flugtra ume nur donnerstags er-

laubt. Aber es gibt noch weitere Zwa nge: Irgendetwas irgendwie zu 

regeln, kostet – selbst wenn es nur um Verbote und Gebote geht – meist 

Geld. Das muss im Haushalt gefunden werden. Oder es verschiebt Zu-

sta ndigkeiten, d.h., es kostet Macht. Und dann gibt es die ganzen Sach-

zwa nge, die sich aus den Eigenlogiken des Politischen ergeben: Es gibt 

andere Akteure, die u berzeugt werden mu ssen. Ein Fraktionsarbeits-

kreis. Eine Partei mit bestimmten Interessen. Ein Koalitionsvertrag. Ein 

Koalitionspartner. Ein ministerialer Apparat. Sachversta ndige. Und ja: 

Wenn etwas regeln heißt, etwas abzuschaffen, dann wird, noch so ein 

Sachzwang, meist ein extremes Beharrungsvermo gen bei der entspre-

chenden Einrichtung gefunden, gerne unterstu tzt durch die Mobilisie-

rung der O ffentlichkeit. 

Damit sind wir bei der dritten Hu rde: Die o ffentliche Meinung, oder 

zumindest die vermutete und wahrgenommene o ffentliche Meinung. 

Auch die spielt eine Rolle dabei, wenn es darum geht, etwas so oder an-

ders zu regeln. Insbesondere dann, wenn irgendwo gewa hlt wird. Oder 

 
1 https://www.telepolis.de/article/Fuer-eine-politische-Oekologie-der-Sachzwaenge-
3393634.html  

http://blog.till-westermayer.de/index.php/2012/03/28/in-eigener-sache-essay-uber-nachhaltigkeit-bei-telepolis/
https://www.telepolis.de/article/Fuer-eine-politische-Oekologie-der-Sachzwaenge-3393634.html
https://www.telepolis.de/article/Fuer-eine-politische-Oekologie-der-Sachzwaenge-3393634.html
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wenn der eigene Wahlkreis direkt betroffen ist. Oder wenn die Maß-

nahme unpopula r ist. Denn wer regiert schon gerne bei Gegenwind aus 

der Presse …  

Trotz dieser Hu rden werden ab und zu unpopula re Maßnahmen um-

gesetzt. Beifall gibt es dafu r selten. Und la ngst nicht jede unpopula re 

Maßnahme erweist sich nach einigen Jahren als richtig. Manche sind 

auch eher vom Typus „Hab ich doch gleich gesagt“. Beispielsweise vermu-

te ich, dass das beim Betreuungsgeld so sein wird. Wird werden es sehen. 

Vielleicht ta uscht der Eindruck. Aber ich habe das Gefu hl, dass diese 

Hu rden fru her niedriger waren. In der guten alten Zeit, als Politik noch 

Entscheidungen getroffen hat.  

Heute haben wir ja Merkelismus, wie ihn Jan Schnorrenberg ausfu hr-

lich beschreibt (ich wu rde ihm allerdings widersprechen, wenn dahin-

ter nur Machterhalt vermutet wird):  

“Und der Merkelismus trägt Früchte. Er entmündigt die 
Gesellschaft durch das Konstruieren einer alternativlosen 
Politik, in der es keine anderen möglichen Handlungs-
optionen mehr gibt. Im Merkelismus gibt es nur noch das 
Arrangement mit den unvermeidlichen Bissen in die 
sauren Äpfel. Gleichzeitig fördert die inhaltliche Beliebig-
keit eine Politik- und Demokratieverdrossenheit, die 
desillusioniert keinen Unterschied zwischen den verschie-
denen Parteien ausmachen kann und will. Der Merkelis-
mus kennt keine Werte mehr. Er kennt nur Handlungen, 
die die eigene Position im tagespolitischen Geschäft 
vorübergehend stabilisieren. Er parodisert die Auffassung, 
dass Wahlversprechen ohnehin nicht bindend sind. Er 
täuscht bewusst, offen und für alle Menschen erkennbar 
eine inhaltliche Position vor – die am Ende durch Verweis 
auf Koalitionsgespräche, das Bundesverfassungsgericht 
oder der Zweidrittelmehrheit im Bundestag verlassen 
werden kann, ohne einen Imageverlust zu fürchten.“  

Interessant ist hier ein Motiv, das ich auch in dem Kommentar von Ma-

ximilian Steinbeis zur Veggieday-Debatte gefunden habe. Er wendet 

sich dabei nicht gegen Merkel, sondern nimmt das gru ne Vorhaben als 

http://spektrallinie.de/2013/08/06/ich-glaube-nicht-mehr-an-einen-politikwechsel-und-das-ist-das-problem/
http://www.verfassungsblog.de/de/vom-zwanglosen-genotigtwerden-vegetarier-zu-werden
http://www.verfassungsblog.de/de/vom-zwanglosen-genotigtwerden-vegetarier-zu-werden
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Kontextsteuerung unters Messer (und u berscha tzt meiner Meinung 

nach die Wirksamkeit „weicher“ Instrumente): 

„Dennoch hat die gute alte Regulierung durch Gesetz und 
Rechtsbefehl immerhin einen großen Vorzug: Die politi-
schen Kräfte, die sie betreiben, müssen abstrakt-generelle 
Regeln formulieren, sie müssen sie im parlamentarischen 
Gesetzgebungsverfahren begründen und verteidigen, sie 
müssen eine politische Mehrheit dafür organisieren und 
hinterher in der Öffentlichkeit für die Folgen ihres Tuns 
gerade stehen. 

Das wird bei der modernen, sanften Regulierung neben 
dem Zwangs- und Verbots-Charakter auch gleich mitver-
mieden. Und zwar ganz folgerichtigerweise: Es gibt ja gar 
nichts, was man groß politisieren und diskutieren und 
begründen und rechtfertigen müsste. Ein paar Kantinen 
stellen ihre Menüs um. Mehr passiert ja nicht. 

Nur, dass wir hinterher womöglich alle Vegetarier werden.“  

In beiden Fa llen geht es darum, die oben aufgezeigten Hu rden nicht zu 

u berspringen, sondern sie zu umgehen oder einfach umzubauen. Wenn 

die politisch gewollte Entscheidung qua gut konstruiertem Sachzwang 

die einzige zur Wahl stehende Option bleibt, oder wenn der Beifall des 

schreibenden Volkes fu r den unpopula ren, aber notwendigen Schritt 

sicher ist – dann ist es gleich viel einfacher, die Hu rden zu nehmen. Oder, 

noch eleganter: Wenn die politische Entscheidung eben gar nicht mehr 

als solche – als Verbot oder Gebot – getroffen wird, sondern mit Ankla n-

gen an Luhmann in die Autonomie von Institutionen zuru ckgegeben 

wird, die dann aber u ber Anreizprogramme, Zielvereinbarungen und 

diskursive Hegemonien durchaus gedra ngt werden, dass nun nicht 

mehr legislativ zu entscheidende Richtige zu tun. Wenn wir dem System 

keine Vorgabe machen ko nnen, gestalten wir einfach die Umwelt – den 

Kontext, in dem sich das System befindet – so, dass die gewu nscht Ent-

scheidung von diesem System freiwillig getroffen wird. 

Eine solche Kontextsteuerung ist unzweifelhaft elegant, wenn sie 

denn einmal aufgesetzt ist. Sie hat den Vorteil, ohne das politische Hin 
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und Her im Parlament zu funktionieren. Sie ist der parlamentarischen 

Kontrolle weitestgehend entzogen. Und sie wird u ber die Zeit selbst 

zum Sachzwang, zum Pfad, in dem sich das System bewegt. (Der neo-

liberale Umbau der Hochschullandschaft ist ein Beispiel dafu r. Oder, der 

Idee nach, auch die O kosteuer.)2 

Jetzt wa re es relativ einfach, fu r ein Zuru ck zur ehrlichen Politik der 

klaren Entscheidungen zwischen echten Alternativen zu pla dieren. Es 

gibt aber ein paar Einwa nde, die es erschweren, sich diesem Pla doyer 

anzuschließen. (Mal abgesehen davon, dass ich nicht glaube, dass die 

Empo rung beispielsweise der FDP u ber die gru nen Vorschla ge Rich-

tung Veggieday anders ausgefallen wa re, wenn es dabei nicht um Emp-

fehlungen und „weiche“ Steuerung gehen wu rde, sondern um ein har-

tes, ordnungsrechtlich abgesichertes, gesetzliches Fleischverbot).  

Einwand 1: Das Internet. Die Globalisierung. Die EU. Oder anders ge-

sagt: Eine vernetzte Welt funktioniert nicht mit einfachen klaren 

nationalstaatlichen Entscheidungen. Sobald aber Entscheidungskompe-

tenzen anderswo liegen – etwa in der EU, in internationalen Institutionen 

– vera ndert sich die Rolle nationaler Parlamente. Alternativlosigkeit ist 

dann Ehrlichkeit, Kontextsteuerung ein angemessener Modus. 

Einwand 2: Politische O kologie und lange Zeitra ume. O kologische Pro-

bleme ziehen oft Lo sungen nach sich, die nicht nur nationalstaatliche 

Grenzen u berschreiten, sondern auch nur funktionieren, wenn sie lang-

fristig angelegt sind.3 Faktisch liegt – neben der Verlagerung an inter-

 
2 Nebenbemerkung: Auch durch ganz einfache, klassische politische Mehrheitsent-
scheidungen zustande gekommene Regelungen haben oft die Tendenz, u ber die Zeit 
zum Sachzwang ihrer selbst zu werden, weil sie Anpassungsleistungen nach sich zie-

hen, die dann Gegengewicht gegen eine A nderung des Status quo darstellen, bzw. als 
solche angefu hrt werden ko nnen. Das wu rde beispielsweise deutlich werden, wenn 
jemand die Gurtpflicht wieder abschaffen wollte. Und dieser Sachzwang-durch-Ein-

bettung-in-Alltag-u ber-die-Zeit macht es so schwer, beispielsweise das Ehegattensplit-
ting zu beenden. 
3 Ein Naturwissenschaftler, mit dem wir uns u ber den Klimawandel unterhielten, meinte 
einmal, er wu nsche sich hier Expertenentscheidungen, die dann mehr Gewicht bekom-

men sollten als das Denken in Legislaturperioden, so dass ein einmal eingeschlagener 
Pfad, dem Klimawandel entgegenzutreten, nicht nach vier oder fu nf Jahren umgeworfen 
wird. 
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nationale Gremien – eine Lo sung, um langfristig stabile Entscheidungen 

und Regelungen zu erreichen, u berparteiliche Konsense herzustellen, 

zwischen Opposition und Regierung. Oder die Politik aus dem Parlament 

hinauszunehmen, in Sachversta ndigengremien und Beira te und a hnliche 

Institutionen, was es zumindest erschwert, eingeschlagene Pfade zu 

verlassen. (Und ein Stu ck weit Politik von Wissenschaft entkoppelt). 

Einwand 3: Ich mu sste da noch einmal intensiver nachdenken. Aber ich 

vermute, dass Kontextsteuerung im Foucaultschen Sinne lo chriger ist als 

klare, einfache, echte Entscheidungen. Die Autonomie einer Institution 

kann auch ein lokales Mehr an Demokratie sein. Eine Regel, die nicht er-

zwungen wird, sondern nur gefo rdert wird, erschwert Abweichungen, 

verbietet diese aber nicht ganz (vgl. Betreuungsgeld vs. Kitapflicht). Das 

wiederum erschwert den Protest dagegen, erleichtert aber die Subver-

sion. Es ko nnte sich ja jede/r auch anders entscheiden, auch wenn das 

natu rlich Nachteile mit sich bringt, aber es verbietet ja keiner … 

Am Schluss bleibt dann unausweichlich Metapolitik u brig. Eine Wahl 

daru ber, welches Set an konkurrierenden Alternativlosigkeiten fu r die 

na chsten Jahre versuchen darf, sich in Stein zu meißeln. Ob das gut ist? 

Ob es anders geht?  

Nochmal zuru ck zum Konkreten: Auch aus Klimaschutzgru nden, und 

wegen der Massentierhaltung – beides allgemeine Interessen – halten 

wir Gru ne den Fleischverbrauch in Deutschland fu r zu hoch. Ihn senken 

zu wollen, ist ein politisches Anliegen – mit Konsequenzen fu r den 

Alltag Einzelner. Das gute alte einfache Verbot bleibt vermutlich an drei 

von drei Hu rden ha ngen. Mo glich wa re dagegen wohl eine Steuerung 

u ber Steuern (19% MWSt!). Oder u ber Auflagen und Verbote – nicht fu r 

Kantinen, sondern fu r Massentierhaltungsbetriebe. Oder eben die von 

Maximilian Steinbeis kritisierte Variante des weichen Zwangs durch 

Vorbildhandlungen, Fo rderprogramme und Aktionen („Gesellschafts-

massage“). Steinbeis fragt dazu am Schluss seines Textes:  

„Diese Art der nicht-invasiven Gesellschaftsmassage zur 
gezielten Beförderung bestimmter politischer Anliegen – 
hat das nicht etwas Expertokratisches, etwas Paternalis-
tisches und etwas Manipulatives?“  
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Vermutlich hat er damit durchaus recht. Aber was wa re, wenn jemand 

davon u berzeugt ist, dass das politische Ziel – den gesellschaftlichen 

Fleischverbrauch zu senken – aus u bergeordneten Gru nden politisch 

richtig ist, dann der bessere Weg, um dieses Ziel zu erreichen? (Und 

nein, auf Bewusstseinsbildung und Lernprozesse zu setzen, klappt bei 

Umweltfragen nur sehr begrenzt. Und nicht immer ist es mo glich, „un-

terhalb“ der Verbraucherentscheidungen an der Infrastruktur anzu-

setzen.) 

Warum blogge ich das? Weil ich mich angesichts der Veggieday-Debatte gefragt 

habe, was Politik darf. Aber vielleicht sollte ich auch einfach Colin Crouch lesen. 

Auch in CARTA (08.08.2013) veröffentlicht.
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Rein in die Kuschelecke? 
Raus aus der Kuschelecke! 

18. August 2013 – Nachhaltiges Leben, Politik und Gesellschaft 

Wa hrend die SPD in Berlin ihr Deutschlandfest feierte – Anlass: 150 

Jahre Sozialdemokratie – fand in Frankfurt am Main die „summer 

factory“ des Instituts Solidarische Moderne e.V. (ISM) statt. Das ISM hat 

sich vor einigen Jahren als „Denkfabrik der Mosaiklinken“ gegru ndet, 

zur intellektuellen Unterfu tterung eines gemeinsamen rot-gru n-roten 

Projekts, getragen von einzelnen Akteuren aus den entsprechenden 

drei Parteien und aus der real existierenden „Bewegungslinken“. 

So ungefa hr 100 Menschen aus dem ISM und seinem Umfeld trafen 

sich also in Frankfurt. Ein bisschen war das ganze auch eine Katzenjam-

merveranstaltung angesichts der Schwierigkeiten, gemeinsame rot-

gru n-rote Projekte nicht nur zu identifizieren, sondern daraus auch 

http://www.solidarische-moderne.de/
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noch konkrete Politik zu machen. Die Aussichten fu r ein entsprechen-

des Bu ndnis nach der Bundestagswahl scheinen derzeit bekannter-

maßen ja nicht die besten zu sein. 

Ich bin zwar fast seit Gru ndung des ISM dort Mitglied (auch wenn ich 

den Namen nicht mag), war aber noch auf keiner ISM-Veranstaltung. In-

sofern wusste ich nicht so genau, was mich erwarten wu rde. Angelockt 

hatte mich in allererster Linie der Titel der „summer factory“ (die im 

U brigen mit Regen endete). Der Titel klang verheißungsvoll: „Strategi-

sche Bedingungen eines Politikwechsels: Sozialo kologische Transfor-

mation“. Darunter konnte ich mir was vorstellen. Dachte ich jedenfalls. 

Was stattfand, hatte allerdings nur relativ wenig mit diesem Titel zu 

tun. Die Podiumsdiskussion am Freitagabend hatte ich geschwa nzt, es 

sei aber, hieß es, dort reichlich staubig zugegangen. Zumindest nach 

dem, was mir berichtet wurde, war das tatsa chliche Thema der Dis-

kussion letztlich so etwas wie die Frage, wer denn nun zu recht links 

genannt werden du rfe und wer nicht. Vielleicht ging es auch um den 

Wettstreit der Systeme und Theorien, also darum, wer geschliffener 

analysieren kann, welches U bel am gro ßten ist. Ich hatte es erst noch 

bedauert, dass diese Diskussion nicht gestreamt wurde. Letztlich war 

ich froh, erst Samstag nach Frankfurt gefahren zu sein. 

 

 

 

http://blog.till-westermayer.de/index.php/2010/01/30/das-institut-solidarische-moderne-eine-namenskritik/
http://www.solidarische-moderne.de/de/article/370.bedingungen-und-hindernisse-einer-linksregierung.html
http://www.solidarische-moderne.de/de/article/370.bedingungen-und-hindernisse-einer-linksregierung.html
http://www.solidarische-moderne.de/de/article/370.bedingungen-und-hindernisse-einer-linksregierung.html
http://blog.till-westermayer.de/index.php/2013/08/18/rein-in-die-kuschelecke-raus-aus-der-kuschelecke/samsung-20/


Politische Fragen 

158 

Ökologie findet nicht statt? Oder: die unbequeme Frage  

nach der Realpolitik der Suffizienz 

Am Samstag war ich dann also vor Ort dabei. Ich hatte mir den Work-

shop zu „Links regieren – ohne Wachstum?“ ausgesucht, weil mir dieser 

noch am konkretesten in Zusammenhang mit der u bergreifenden Frage 

der „sozialo kologischen Transformation“ zu stehen schien. Leider war 

der von Sabine Leidig (MdB der LINKEN) organisierte Workshop sehr 

LINKSlastig – zumindest was die einleitenden Referate anging, das 

„Publikum“ war deutlich gemischter. 

Leidig selbst fu hrte vor dem Hintergrund ihrer Mitarbeit in der En-

quete-Kommission Wachstum, Wohlstand, Lebensqualita t in das 

Workshopthema ein. Sie verknu pfte o kologisch motivierte Wachs-

tumskritik (a la „Die Grenzen des Wachstums“, auch bezogen auf die 

Kritik an Konzepten effizienten, gru nen Wachstums, die mit Rebound-

Effekten zu ka mpfen haben) mit der These, dass das wachsende BIP 

immer weniger zur Mehrung von Einkommen und Wohlstand der ar-

beitenden Bevo lkerung beitrage, dass es also zu einer Entkopplung 

von Wirtschaftswachstum und Lebensqualita t gekommen sei, nicht 

jedoch zu einer Entkopplung von Wirtschaftswachstum und Umwelt-

verbrauch. Vor dieser Folie stellte sie die Frage nach Erfolgsbedingun-

gen und Hemmnissen einer wie auch immer gearteten sozialo kolo-

gischen Transformation.  

Auch das Referat von Kai Kuhnhenn vom „Konzeptwerk Neue O ko-

nomie Leipzig“ blieb noch einigermaßen beim Thema. Er stellte 

knapp verschiedene Konzepte von „Postwachstum“ vor und disku-

tierte die Rolle des Staates in seiner Abha ngigkeit von Wirtschafts-

wachstum. In einzelnen Projekten des lokalen Tausches oder der ge-

teilten Nutzung und Bewirtschaftung – etwa Gartenkooperativen – 

findet sich eine Praxis einer Postwachstumso konomie in entspre-

chenden sozialen Innovationen wieder; ganz gleich, ob diese sich 

selbst so sehen oder nicht. Kuhnhenn pla dierte fu r eine Vernetzung 

dieser Experimente. Da der Staat von steigenden Steuereinnahmen 

und damit von Wirtschaftswachstum abha ngig ist, erwartet er hier er-

http://www.bundestag.de/bundestag/gremien/enquete/wachstum/
http://www.bundestag.de/bundestag/gremien/enquete/wachstum/
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hebliche Widersta nde. Nur zivilgesellschaftlicher Druck ko nne er-

reichen, dass es staatlicherseits fo rdernde Bedingungen fu r lokale 

soziale Innovationen gibt, und dass auf der volkswirtschaftlichen 

Makroebene „Wachstumstreibern“ durch beispielsweise Maßnahmen 

der Regulierung der Finanzma rkte, neue Arbeitszeitmodelle und Res-

sourcenbesteuerung entgegengewirkt werde. Soweit das Positive. 

Die brandenburgische Umweltministerin Anita Tack (LINKE) wirkte in 

ihrer Pra sentation ihrer Nachhaltigkeitspolitik und ihres Konzepts eines 

„Ministeriums fu r Lebensqualita t“ uninspiriert – vielleicht eine Folge 

davon, dass sie ihre Politik in der rot-roten Regierung in Brandenburg 

nur gegen erhebliche Widersta nde beider Koalitionspartner umsetzen 

kann. Ich hatte jedenfalls nicht den Eindruck, dass sie u ber ein ge-

lungenes sozialo kologisches Transformationsprojekt berichten konnte. 

Am heftigsten irritierte nicht nur mich schließlich das Referat des 

marxistischen Politikwissenschaftlers Wolfram Adolphi. Dieser stellte 

die These in den Raum, dass das zeitlose, auf das Jetzt konzentrierte 

neoliberale Geschichtsbild heute eine produktive Bearbeitung der 

DDR-Geschichte verhindere. Soweit ich ihn verstanden habe, sieht er in 

der Ulbricht-Phase der DDR  bis zum Ende der 1960er Jahre ein im heu-

tigen Bewusstsein verschu tt gegangenes soziales Experiment der Ein-

heit von Wirtschaft und Sozialwesen, in der Weichen fu r eine Wirt-

schaftslogik jenseits der Effizienz gestellt worden seien. Welche Rolle 

dabei reale Mangelsituationen gespielt haben, wie demokratisch oder 

undemokratisch derartige Planungen waren, all das wurde nicht deut-

lich. Nebenbei wies er auf die Rezeption der Kybernetik in der DDR als 

einer auch zur Steuerung von Gesellschaft und Wirtschaft anwend-

baren Wissenschaft hin.1  

An dieser Stelle, mach diesen vier Referaten, gingen nun die Interessen 

der WorkshopteilnehmerInnen deutlich wahrnehmbar auseinander. Die 

gefundenen Arbeitsgruppen changierten zwischen der Auseinanderset-

 
1 Dem nachzugehen, ko nnte in der Tat spannend sein, gerade auch im Verha ltnis zur zeit-
gleich stattfindenden westlichen Planungseuphorie – der Bezug zur Frage der real-
politischen Mo glichkeiten einer Wachstumswende ging hier nun vollends verloren …. 

http://de.wikipedia.org/wiki/Wolfram_Adolphi
http://de.wikipedia.org/wiki/Kybernetik


Politische Fragen 

160 

zung mit unterschiedlichen Konzepten einer Postwachstumso konomie, 

Vergangenheitsbewa ltigung und einer nur in einen du nnen Mantel ge-

hu llter Kritik am (finanzwirtschaftlichen) Großkapital. Dass es dann nur 

notdu rftig gelingen konnte, sich auf gemeinsame Thesen zu einigen, ver-

wundert nicht. Mich entta uschte insbesondere die fehlende Ausein-

andersetzung mit sowohl den makroo konomischen Konsequenzen von 

Postwachstum – kann ein Markt und kann in der Folge davon ein Staat, 

der sich nicht auf Wirtschaftswachstum verla sst, u berhaupt funktionie-

ren, und wenn ja, wie (hier klotzte dann der vorgedachte Baustein Kapi-

talismuskritik rein) – als auch mit den politisch-institutionellen Hu rden 

fu r sozialo kologische Projekte. 

 

 

Und das Thema der fehlenden Skalierbarkeit lokaler Experimente und 

Innovationen konnte ich zwar ansprechen, diskutiert, geschweige denn 

gelo st, haben wir es jedoch nicht. 

Letztlich steckt fu r mich dahinter die Frage nach der demokratischen 

Machbarkeit von Suffizienzkonzepten. Effizienz la sst sich verordnen, Suf-

fizienz und tatsa chlich o kologische Lebensstile nicht. Gleichzeitig stoßen 

diese schnell an Wa nde. Sie fu hren zur distinguierenden Nischenbildung 

und kommen – wenn es denn gut la uft – nicht u ber ein Fu nftel der Bevo l-

kerung hinaus. So scho n O kodo rfer und andere Experimentierfelder und 

„proofs of concept“ des guten Lebens sein mo gen: Planeten werden so 

http://blog.till-westermayer.de/index.php/2013/08/18/rein-in-die-kuschelecke-raus-aus-der-kuschelecke/samsung-18/
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nicht gerettet. Das aber ist fu r mich letztlich die große, in meinen Augen 

ungelo ste Frage der sozialo kologischen Transformation – der demokra-

tisch akzeptable Weg von A nach B. Bewusstseinswandel fu hrt dabei, da-

von bin ich inzwischen u berzeugt, in die Irre. Und Veggieday2 ist nur ein 

kleiner Vorgeschmack der kommenden Debatten. 

 

 

Interludium: Clandestino 

A propos Workshops: Was mir gar nicht gut gefallen hat, war die in 

einem strikten Gegensatz zu Beteiligungskultur und Transparenzpredi-

gen stehende Zirkelitis, die es auf der „summer factory“ leider auch gab. 

Wir, das Fußvolk, nahmen an den Workshops teil – offenes Format, Aus-

wahl bei Anmeldung, Thesenproduktion per Flipchart und Metaplan-

ka rtchen. Die Avantgarde war dagegen zu gleichzeitig stattfindenden, 

gut vorbereiteten, geschlossenen Arbeitskreisen eingeladen, in denen 

intensiv um das – mir bis heute nicht bekannte – papierfo rmige Ergeb-

nis der „summer factory“ gerungen wurde, und in denen das Buch des 

na chsten Jahres vorbereitet wurde. 

 
2 Siehe „Unsortiertes zu den Grenzen des (politisch) Gestaltbaren“ in diesem Band. 

http://blog.till-westermayer.de/index.php/2013/08/07/unsortiertes-zu-den-grenzen-des-politisch-gestaltbaren/
http://blog.till-westermayer.de/index.php/2013/08/18/rein-in-die-kuschelecke-raus-aus-der-kuschelecke/x_2013-08-18-08-32-02-1/
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U berhaupt, diese semiakademischen Rituale der nicht-reformierten 

Linken: Die „Denkfabrik“ ISM muss naturgema ß Ergebnisse im Format 

der theoriegeleiteten Ero rterung produzieren. Anerkennung beruht auf 

Aufsa tzen, und grauhaarige alte Ma nner halten Referate mit Fußnoten, 

ihre Schu ler studieren eifrig Habitus, Tonlage und Referenzsystem, um 

einst als eben so weise zu gelten. Wer „Hegel“ droppt, gewinnt einen 

Weltgeist, zu toppen nur noch durch Muffe oder Agamben. 

Umso erfreulicher, als dann einer der Grauhaarigen seine positiv 

u berraschte Verwunderung daru ber zum Ausdruck brachte, dass – so 

ganz anders als in den Plenen der 1960er – hier ja nun tatsa chlich kon-

struktiv und respektvoll miteinander umgegangen worden sei. 

 

 

Die raison d’etre des ISM 

Darin liegt fu r mich tatsa chlich die Daseinsberechtigung des Instituts 

Solidarische Moderne: Es ist derzeit einer der wenigen Orte, an denen ein 

Austausch im weiteren linken Spektrum u berhaupt versucht wird. Fu r 

mich ist dies das eigentliche Ergebnis der „summer factory“ (ich u ber-

springe hochinteressante Strategiedebatten, Fishbowl-Diskussionen 

u ber Gestaltungsorientierung im Herzen der Bestie und Open-Space-Ar-

http://blog.till-westermayer.de/index.php/2013/08/18/rein-in-die-kuschelecke-raus-aus-der-kuschelecke/samsung-19/
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beit zur Rolle nonkonformistischer PolitikerInnen in Parteien – vielleicht 

ein anderes Mal mehr dazu). 

Wichtiger als dann doch nicht gelesene Bu cher und in Thesen ver-

packte, hart errungene Formelkompromisse zwischen dann doch zu 

unterschiedlichen Weltbildern finde ich die Organisation eines Ortes 

der Begegnung und der respektvollen Kommunikation zwischen ganz 

unterschiedlichen Menschen aus linken Parteien und aus den unter-

schiedlichen Organisationen der neuen und alten sozialen Be-

wegungen. (Und auch wenn das jetzt nach Kirchentag klingt: als Atheist 

kann der nicht mein Forum sein!) 

 

 

Vielleicht ist es der anregende Aspekt des interkulturellen Austausches, 

der diesen Raum fu r mich anregend und interessant macht. Zwischen-

linke Versta ndigung ist anstrengend, sie muss organisiert werden, Kon-

flikte und Ambivalenzen mu ssen ausgehalten werden. Das ist unbe-

quem und es erfordert Arbeit, weil die im eigenen Feld so halbwegs ge-

meinsam geteilten Gewissheiten, das Fundament des Politischen, nun 

du nnes Eis darstellen. 

Wenn die Rahmenbedingungen – und auf die wurde viel Wert gelegt 

– so sind, dass das gelingen kann, dann erreicht ein Ort wie die „summer 

http://blog.till-westermayer.de/index.php/2013/08/18/rein-in-die-kuschelecke-raus-aus-der-kuschelecke/samsung-17/
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factory“ des ISM zweierlei: Sie tra gt dazu bei, die eigene politische Sicht 

auf die Welt im Dialog in Frage zu stellen, zu scha rfen und mo glicher-

weise ganz neu zu denken. Und sie schafft eine Vertrauensbasis zwi-

schen Personen (auch durch Kaffeepausen). 

Das betrifft nicht nur Parteien, sondern auch Bewegungen, wenn etwa 

die Wachstumswende als Reinkarnation der O kologiebewegung auf Ge-

werkschaftsaktivistInnen trifft. Aber es betrifft natu rlich in ganz beson-

derem Maße die Parteien: Im Verha ltnis zu Bewegungsakteuren hilft per-

so nliches Vertrauen, u ber die Klippe von Sachzwa ngen und Radikalfor-

derungen hinweg zu kommunizieren. Und im Verha ltnis zwischen Partei-

akteuren tragen weit gefasste linke Begegnungsorte dazu bei, den glu ck-

lichen Moment, in dem der Mantel der Geschichte vorbeigeweht kommt, 

dann auch tatsa chlich zu nutzen und gemeinsam daran festzuhalten. 

Damit all diese Formen des Austausches und der Vertrauensbildung 

ha ufiger und u ber klandestine Zirkel hinweg stattfinden, mu sste das 

ISM sich allerdings ha uten: Mehr sa kularer Kirchentag, mehr linke 

re:publica, und weniger Reputationsfabrik. Dann kann das gelingen, 

und dann klappt es auch mit dem doch irgendwie gemeinsamen Vor-

haben der großen gesellschaftlichen Transformation – was auch immer 

darunter zu fassen ist, und wie auch immer der richtige Weg dahin aus-

sehen mag. 

Warum blogge ich das? Um meine Eindrücke aus den letzten eineinhalb Tagen 

festzuhalten. Und weil ich es bei aller Enttäuschung über das eher verfehlte 

Tagungsthema insgesamt betrachtet doch wichtig fand, zur „summer factory“ 

hingefahren zu sein. 

  

http://wachstumswende.de/
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Das Erwartungsproblem: Wählen als 
Akt der Informationsvernichtung 

 

21. September 2013 –Politik und Gesellschaft 

Ein großer Nachteil an Wahlen ist der Informationsverlust, den die 

Stimmabgabe mit sich bringt. Der fa llt mir z.B. dann ein, wenn der sys-

temkritisch-aktivpolitikverdrossene Teil der Nichtwa hlerInnen damit 

argumentiert, „der Politik“ (oder schlimmer noch: „den Politikern“) ein 

Signal senden zu wollen. Der Code, in dem diese Kommunikation statt-

findet, ist extrem beschra nkt: Wahl ja/nein, und falls ja, eben eine von 

fu nf bis sechs realistischen und diversen unrealistischen Optionen. Ob 

ein „Nichtwahl“: „keine Lust, interessiert mich nicht“, „ist mir egal“, 

„keine der Parteien“ oder „wir brauchen dringend eine Revolution“ be-

deutet, kann serio serweise niemand wissen.  

http://www.flickr.com/photos/tillwe/9764065353/
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Und es sind ja nicht nur die Nichtwa hlerInnen, die meinen, so mit „der 

Politik“ kommunizieren zu ko nnen. „Ich wa hl euch nicht mehr“, heißt es 

dann am Infostand. Ob eine Stimme ein „diesmal wa hle ich doch noch 

einmal das kleinere U bel“ bedeutet oder „ich fiebere mit euch, damit es 

endlich klappt“ – das ist in der Sitzverteilung des Bundestags nicht 

mehr zu erkennen. Auch der Blick auf Wa hlerwanderungen und auf die 

soziodemographische Aufgliederung des Wahlergebnisses hilft hier 

nur begrenzt weiter. Im Erststimmenergebnis ist nicht zu erkennen, ob 

X viele Stimmen bekommen hat, weil sie so eine charmante Perso nlich-

keit hat, oder aus taktischen Erwa gungen. Der „Wa hlerwille“ spiegelt 

sich selbstversta ndlich in den Zweitstimmergebnissen wider – aber 

geht eben auch dort nicht u ber die Information „Partei A hat xyz Pro-

zent der Stimmen erhalten“ hinaus.  

Eine Stimme fu r Gru n kann eine fu r die Energiewende sein oder fu r 

Bu rgerrechte, kann eine aus der bu rgerlichen Mitte sein, bei der wir 

trotz Angst vor dem Schattenwurf der Steuerpla ne gewa hlt worden 

sind, oder eine, mit der sich die heimliche Hoffnung auf Rot-Gru n-Rot 

und einen radikalen Wechsel verbindet. Eine Stimme, die im Vergleich 

zu Umfrageergebnissen oder vorherigen Wahlen fehlt, kann durch die 

Kampagne der letzten Tage abgeschreckt worden sein oder das Resul-

tat konkreten politischen Handelns in den letzten Jahren.  

All diese Informationen gehen mit dem Wahlakt verloren. Natu rlich – 

das eine oder andere la sst sich erahnen, es gibt Befragungen, es gibt 

Deutungen des Diskurses, es gibt selbstversta ndlich regelrechte Ka mp-

fe darum, was es heißt, mehr oder weniger absolute Stimmen erhalten 

zu haben. Sicherheit daru ber, was die Gru nde sind, kann es nicht geben. 

Die Wahl ist und bleibt aus gutem Grund geheim.  

Daraus ergibt sich eigentlich betrachtet ein Zwang zur Demut der Po-

litik: Die Wahl ist eine Momentaufnahme, das Wahlergebnis zwar ent-

scheidend, aber einen Moment spa ter schon kein Kapital und keine Res-

source mehr, auf die sich irgendwer berufen ko nnte.  

Anders gesagt: Dass diese Informationen verloren gehen, ist allein 

schon deswegen bedauerlich, weil es Parteien und Fraktionen helfen 
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wu rde, zu lernen. So bleibt der Wahlkampf kommunikativ eher eine 

Einbahnstraße, mit konkurrierenden Meinungsangeboten und Deutun-

gen einerseits und einem du nnen Ru ckkanal aus Infostandgespra chen, 

Frageformularen und Formaten wie „drei Tage wach“ andererseits. Im 

Wahlakt dreht blitzt dieses Verha ltnis dann fu r einen kurzen Moment 

in seiner Umkehrung auf.  

Aufgrund der mit Wahlen verbundenen Informationsreduktion sind 

Partei- und Personenwahlen zwar ein Instrument, um relative Mehr-

heitsverha ltnisse zwischen politischen Marken zu erheben, aber der 

Rest – und damit eine wichtige Grundlage von Politik – bleibt Spekula-

tion.  

Gleichzeitig erscheint eine derartige massive Komplexita tsreduktion 

notwendig, um bei gut 60 Millionen Wahlberechtigten zu politischer 

Handlungsfa higkeit zu kommen. Ko nnte es anders sein? Ein Pra fe-

renzwahlsystem (oder, in anderer Weise, auch ein sta rker personali-

siertes Wahlsystem) tra gt ein klein wenig mehr an Informationen mit 

sich. Aber selbst im Pra ferenzwahlsystem wird diese Information im 

Zuge der Sitzermittlung nach und nach gelo scht.  

Dann gibt es natu rlich die ganzen Instrumentarien der Beteiligung, 

der Deliberation und der direkten Demokratie. Letztere bringt mit der 

Reduktion auf eine Ja/Nein-Entscheidung am Schluss des Prozesses al-

lerdings wiederum einen erheblichen Informationsverlust mit sich. Je-

der bidirektionale Kommunikationsversuch, den eine Fraktion mit den 

„Bu rgerInnen“ unternimmt – wer das im konkreten Fall auch immer ist 

– ist auch ein Versuch, mehr daru ber herauszufinden, wer einen warum 

auch immer gewa hlt hat, und welche Erwartungen damit verbunden 

sind. Zumindest sollte es so sein. (Parteimitglieder sind zwar aus dieser 

Kommunikationsperspektive in einer etwas privilegierten Position, 

aber es ist unklar, in wie weit die aktiven Parteimitglieder u berhaupt 

irgendwie repra sentativ fu r die Wa hlerinnen und Wa hler einer Partei 

sein – oder ob nicht die eine oder andere Partei nicht wegen, sondern 

trotz ihrer PolitikerInnen, ihrer Mitglieder und ihres Programms ge-

wa hlt wird; letztlich also die die Frage, wie repra sentativ eigentlich 
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Parteitage als Ersatz fu r die unten skizzierten Maßnahmen fu r die Wa h-

lerbasis eigentlich sind). 

Interessant – und hier wird es hochspekulativ – wa re es, wenn Wa h-

lerInnen zwar anonym blieben, aber in irgendeiner Form „identifizier-

bar“ und befragbar wa ren (also sozusagen, sozialwissenschaftlich ge-

sprochen, ein Panel bilden wu rden). Aus dem tra gen, zeitlich gestreck-

ten, mit erheblichen Informationsverlusten behafteten Wahlverfahren 

wu rde so eine permanente Feedbackschleife. 

Dieses Gedankenexperiment im Stil der Liquid Democracy ließe sich 

in drei Richtungen fortfu hren.  

Das erste wa re das, was in Systemen wie Liquid Feedback realisiert 

wird: die Substitution des repra sentativen Wahlaktes durch ein fließen-

des Delegationssystem. Superdelegierte sa ßen dann, solange sie es wa -

ren, im Bundestag, ko nnten aber jederzeit ihre Stimmenpakete verlieren. 

Zweitens ko nnte – na her am aktuellen Weltzustand – das parlamen-

tarische System mit der Ru cknahme und Verschiebung von Stimmen 

gekoppelt werden. (Um es deutlich zu sagen: dass das technisch reali-

sierbar wa re, halte ich fu r unrealistisch). In der einfachsten Form ko nn-

ten Wa hlerInnen jederzeit in der Legislaturperiode „ihrer Partei“ oder 

„ihrer Abgeordneten“ das Vertrauen entziehen, also die Zweit- bzw. 

Erststimme zuru ckrufen. Ab einem bestimmten Prozentsatz derartiger 

Ru ckrufe wu rde ein Mandat seine Gu ltigkeit verlieren, eine Neuberech-

nung der Mandate stattfinden, oder gar eine Auflo sung des Bundestags 

und Neuwahlen in Gang gesetzt. Das wa re zwar eine massive Erma ch-

tigung der Wa hlerInnen, und damit eine Sta rkung des demokratischen 

Fundaments. Aus dem parlamentarischen Innenleben heraus klingt 

diese Vorstellung allerdings eher nach einem Alptraum, jedenfalls so 

lange Politik als Beruf betrachtet wird, und so lange eine gewisse Stabi-

lita t und Planbarkeit erwu nscht sind. Zudem wu rde, gerade wenn es 

ausgefeiltere Methoden der Stimmverschiebung geben wu rde, der in 

den letzten Tagen fast unertra glich unpolitische Wahlkampfzustand zu 

einer Dauererscheinung. Gerade bei knappen Mandaten wu rde es sich 

lohnen, sta ndig daran zu arbeiten, die jeweilige Mehrheit doch noch zu 
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drehen. Der Erfolg einer lokalen Dauerkampagne ko nnte, je nach Wahl-

recht und je nach Mehrheitsverha ltnissen, erdrutschartige Konsequen-

zen nach sich ziehen – „Kanzlerin verliert Mehrheit – SPD-Kampagne 

um Duisburg III fu nf Monate nach der Wahl erfolgreich“. 

Schließlich bleibt drittens tatsa chlich die Panel-Idee: Wie auch immer 

technisch realisiert, erhalten im Wahlakt die jeweils gewa hlte Par-

tei/Abgeordnete und die jeweilige Wa hlerIn einen Teil eines Schlu ssels, 

mit dem sie, so gewu nscht, in Kontakt treten ko nnen. Eine Partei ko nnte 

dann ohne Streuverluste alle tatsa chlichen Wa hlerInnen – ihre „consti-

tuency“ im Wortsinn – regelma ßig zu bestimmten Maßnahmen befra-

gen. Das Problem des Informationsverlustes wa re gelo st. Ob daraus 

eine handlungsfa higere Politik erwu chse – schwer zu sagen. Die Not-

wendigkeit, Entscheidungen zu treffen, bliebe. Ich jedenfalls wu rde von 

einer solchen Wa hlerInnen-Befragung nicht erwarten, dass sich in allen 

Fragen klare Bilder ergeben wu rden, etwa wenn u ber das Einwilligen 

in unliebsame Koalitionsvarianten abgestimmt wu rde. Die Heterogeni-

ta t der mit der Wahl verbundenen Hoffnungen und Erwartungen 

wu rde sichtbarer, und aus ihrer durch den Wahlakt erfolgenden Verhu l-

lung gerissen. Verschwinden wu rde sie aber dadurch nicht. 

Warum blogge ich das? Als eine Art Fazit aus der Divergenz zwischen Wahl-

kampfthemen und möglicherweise wirklich wichtigen Themen – und weil die 

Eindimensionalität der Wahlentscheidung in sich ein hohes Frustrationspoten-

zial birgt. 
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Heute schon eine Effizienzreserve gehoben? 

27. Oktober 2013 – Politik und Gesellschaft, Soziologisch gesehen 

Die Arbeit in der Politik bringt ihre eigenen Betriebsblindheiten mit 

sich. Manche davon verstecken sich hinter technokratisch anmutenden 

Phrasen. Das „Heben von Effizienzreserven“ ist ein solches Sprachbild. 

Es steht in einem engen Zusammenhang mit der „Schuldenbremse“ und 

den von den einzelnen Ressorts erwarteten „Konsolidierungsbeitra -

gen“. 

Faktisch heißt „Heben von Effizienzreserven“: Es ist nicht genu gend 

Geld vorhanden, um die rechtlich und politisch gewu nschten Aufgaben 

zu erledigen, also sollen tendenziell weniger Bescha ftigte (in der glei-

chen Zeit wie vorher) die gleiche Arbeit leisten. Sie sollen es nur 

„effizienter“ tun. Bis zu einem gewissen Grad ist das sicherlich mo glich, 

hier Arbeitsabla ufe „zu optimieren“. Gerade Verwaltungsvorga ngen 

http://www.flickr.com/photos/tillwe/2797107029/
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ha ngt ja der Ruf nach, kein Vorbild fu r effiziente Organisation zu sein. 

Ob dieser schlechte Ruf stimmt, sei dahingestellt.  

Aber nochmal: Letztlich verweisen die Effizienzreserven darauf, dass 

Menschen die selbe Ta tigkeit in weniger Zeit erledigen sollen. Das mag 

dann sinnvoll sein, wenn vorher unsinnig viel Zeit verwendet wurde, 

wenn es dauerhaft Leerlauf und Wartezeiten gab. Nach einem Viertel-

jahrhundert „neuer Steuerung“ halte ich es – bei aller Rationalisierung 

informations- und kommunikationsbasierter Ta tigkeiten – fu r extrem 

unwahrscheinlich, dass großfla chig „Effizienzreserven“ auf ihre „He-

bung“ warten. Und selbst wenn dem so wa re, sprechen – meine ich – drei 

Argumente dagegen, Arbeit auf maximale Effizienz hin zu optimieren. 

Der erste Grund ist die Unterschiedlichkeit der Menschen, und ins-

besondere auch die unterschiedliche Tagesform jeder und jedes Einzel-

nen. Eine Organisation, die davon ausgeht, dass alle immer hundert 

Prozent bringen; oder die, schlimmer noch, die einhundertfu nfzig Pro-

zent, die im Ausnahmezustand – ein Projekt muss unbedingt fertig wer-

den – erbracht werden, zum normalen Maßstab macht, u berfordert 

ihre Bescha ftigten. Das geht nicht lange gut. Manche wu rden hier auch 

von „Ausbeutung“ sprechen. 

Dann hat Effizienz zweitens etwas mit Entgrenzung zu tun. Das ist die 

arbeitswissenschaftliche Debatte darum, dass die Grenze zwischen 

Arbeit und Nicht-Arbeit durchla ssig wird. Mobiltelefone und E-Mail 

sind hier technische Katalysatoren eines Wandlungsprozesses. Wenn 

die Aufgaben wachsen, weil weniger Menschen fu r die gleiche Arbeit 

zusta ndig sind, liegt es nahe, Arbeit nach Hause mitzunehmen. Mal 

eben unterwegs in die dienstlichen Mails zu schauen. Permanent 

erreichbar zu sein. U berstunden – na ja, ist ja wichtig. Eine durchopti-

mierte Organisation beschleunigt diesen Entgrenzungsprozess.3  

 
3 Der dann, auf der anderen Seite, und noch so ein arbeitswissenschaftlicher Fach-

begriff, Konsequenzen fu r die Soziabilita t von Arbeit hat. Wer auch nach dem Acht-
Stunden-Tag und dem Pendeln nicht von der Arbeit losgelassen wird, wird kaum Zeit 
fu r Familienarbeit, Sorgearbeit, demokratisches Engagement oder auch einfach eine 

sinnerfu llte, kreative – und nicht einfach nur konsumierende – Freizeit finden. Das 
„Heben von Effizienzressourcen“ vernichtet also zugleich Ressourcen bu rgergesell-
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Drittens sind nicht nur Menschen in ihrer Tagesform unterschiedlich. 

Die „Auftragslage“ auch einer Beho rde schwankt. Es gibt Zeiten, in 

denen viel auf einmal erledigt sein muss. Es gibt Sto rungen. Das Kon-

zept Mensch-Technik-Organisation, dessen Maxime – Sto rungen lokal 

zu beheben – mir jetzt in den Blick gera t, denkt zwar zuna chst einmal 

in Fließba ndern und Fertigungsinseln, aber auch hier la sst sich zwang-

los die Analogie zu den informations- und kommunikationsbasierten 

Ta tigkeiten der o ffentlichen Hand herstellen. Ein durchoptimiertes, ef-

fizientes System gera t ins Stocken, wenn Unvorhergesehenes eintritt. 

Die Krankheit eines Lehrers, die nicht einfach mal eben lokal behoben 

werden kann. Eine politische Sprunghaftigkeit, die Abla ufe lahmlegt. 

Eine Unwetterkatastrophe, auf die amtlich reagiert werden muss.  

Diese Schwankungen aufzufangen, gelingt nur dann, wenn es im Sy-

stem Reserven gibt. Wenn es also nicht zu hundert Prozent effizient ar-

beitet. Das „Heben von Effizienzreserven“ reduziert ab einem bestimm-

ten Punkt die Elastizita t eines organisatorischen Ablaufs – und 

schwa cht dessen Krisentauglichkeit.  

Zu diesen eher arbeitswissenschaftlichen Argumenten gegen eine 

Ausscho pfung der „Effizienzreserven“ kommt ein eher sozialtheore-

tisches Argument hinzu: Lu cken in den Abla ufen sind der Kitt, in dem 

Menschlichkeit gedeiht, beispielsweise im reziproken Verha ltnis zwi-

schen automatisierten Informationsverarbeitungsvorga ngen und 

Spielra umen fu r Kulanz.4 So formuliert klingt das zuna chst einmal un-

hinterfragbar positiv. Ich will aber nicht verschweigen, dass es hier auf 

das richtige Maß ankommt. Wo die Spielra ume zu groß sind, gedeiht 

Korruption, also ein Angewiesensein auf Gefa lligkeiten, um u berhaupt 

Systemfunktionen zum Laufen zu bringen. Ein geordnetes Verfahren – 

selbst dann, wenn es auf informationstechnischen Prozessen basiert – 

ist damit durchaus etwas wertvolles. Schwierig wird es dann, wenn die 

 
schaftlichen und familia ren Engagements, die aber an anderer Stelle fu r einen „schlan-

ken Staat“ wiederum beno tigt werden … 
4 Beispiel: wenn das Bord-Bistro aufgrund des Kassensystems nicht in der Lage ist, ein 
Ru hrei ohne Heißgetra nk zu verkaufen, auch wenn das die einzige vegetarische Speise 
ist, die erha ltlich wa re, dann sind die Spielra ume der Kulanz arg eingeschra nkt. 



Heute schon eine Effizienzreserve gehoben? 

173 

Informationserfassung total wird, wenn Verfahren auch mit gutem Wil-

len unhintergehbar werden, und damit auf Situationen, die nicht ge-

plant sind, nicht mehr anders als nach automatisiertem Ablauf (unzu-

friedenstellend) reagiert werden kann. Ein gewisses Maß an Lu cken-

haftigkeit scheint mir daher ebenfalls wertvoll zu sein, ohne jedoch in 

Willku r umschlagen zu du rfen. 

Das Argument der (fast mo chte ich sagen: subversiven) Spielra ume 

hat nun insofern etwas mit der Effizienzfrage zu tun, als eine (infor-

mationstechnisch gestu tzte) Optimierung und Standardisierung von 

Abla ufen ein naheliegender Weg ist, um die Bewa ltigung der Aufgaben 

einer Organisation besonders effizient zu gestalten. Wenn dabei die 

nicht nur zeitlichen, sondern auch inhaltlichen Spielra ume vergessen 

werden, entwertet das Arbeit sowohl fu r Bescha ftigte, die stur nach 

Schema handeln, als auch fu r die KundInnen – bei der o ffentlichen Hand 

also fu r uns alle – die dann zwar effizient gleich behandelt werden, aber 

schnell in kafkaeske Situationen geraten ko nnen, wenn sie etwas wol-

len, das zwar mo glicherweise sinnvoll, aber eben nicht vorgesehen ist. 

Letztlich komme ich sowohl aufgrund arbeitswissenschaftlicher Er-

wa gungen als auch mit Blick auf die Sozialtheorie zum Schluss, dass es 

so etwas wie ein U bermaß an Effizienz geben kann; zumindest dann, 

wenn ein Mehr an Effizienz nicht zugleich mit einem Mehr an Mit- und 

Selbstbestimmung einhergeht.  

Warum blogge ich das? Weil mir manche HaushaltsexpertInnen – parteiüber-

greifend – blind für die möglichen Nebenfolgen einer fiskalischen Optimierung 

öffentlicher Arbeit zu sein scheinen.  
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Netzpolitik und der Aufstieg und Fall  
der Piratenpartei  

Die Kinder der digitalen Revolution 

11. Februar 2012 – Digitales Leben, Freiburg, Politik und Gesellschaft, So grün, 

so grün 

Ganz ehrlich: Ich kann mich nicht mehr daran erinnern, welches die 

erste Demo war, an der ich teilgenommen habe. Asylrecht, Golfkrieg, 

hier in Freiburg die Proteste gegen die Abholzung des Konrad-Gu nther-

Parks oder eine Aktion zum Castor oder zu Fessenheim – irgendetwas 

davon wird es gewesen sein, Anfang der 1990er Jahre. Bei der heutigen 

Demo gegen das ACTA-Abkommen kam ich mir dagegen richtig alt vor. 

Ganz viele Schu lerInnen, vermutlich war es fu r einen großen Teil davon 

die erste Demo.  
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Insgesamt, so wu rde ich scha tzen, gut 1000 Menschen, die in Freiburg 

den Minusgraden zum Trotz „Stop ACTA“ gebru llt haben, und diversen 

Rednern – der ju ngste davon 14 Jahre alt – zugeho rt haben. Fu r uns 

Gru ne hat Stadtrat Timothy Simms geredet, mir hat’s gut gefallen, was 

er gesagt hat.  

Trotz einigen Parteifahnen (neben gru nen habe ich auch einige der 

Piraten, ein paar LINKE-Plakate im Linksruck-Stil, ein eingerolltes Juso-

Banner und ein paar ganz roten bzw. ganz schwarzen Fahnen gesehen) 

gab es vor allem ausgedruckte Internet-Meme als Demoschmuck. Guy-

Fawkes-Masken (scho n die Variante als reines Schnurrbartzitat), ein 

paar andere Dinge, die einem auch bei Reddit u ber den Weg laufen, zu-

sammengebastelte Minicomics und dergleichen mehr. LOLcats habe ich 

keine gesehen, aber sie ha tten sich sicherlich nicht fehl am Platz gefu hlt. 

Jede Menge Jugendliche, wenige der u blichen Demobekanntschaften, 

auch eine andere Stimmung so ohne Samba-Trommeln und Standards-

spru che. Sehr gut, dass so viele in Freiburg (und weltweit …) auf die 

Straße gegangen sind (zum Thema Netzpolitik!) – aber ein bisschen ge-

fremdelt mit der Demo habe ich schon. So der spontane Eindruck: das 

sind also die, die dann 2013 die Piraten in den Bundestag wa hlen werden. 

Was dann bei mir prompt die Frage nach sich zog: Was bieten wir de-

nen? Bu ndnis 90/Die Gru nen sind (allen Kommentaren einzelner zum 

Trotz) klar positioniert. Wir Gru ne lehnen ACTA ab. Insbesondere Jan 

Philipp Albrecht und Ska Keller im Europaparlament, Malte Spitz im 

Bundesvorstand und Konstantin von Notz im Bundestag arbeiten hier 

seit langem fu r die gute Sache – und zwar der Sache wegen, nicht, um 

ein Fa hnchen in den Wind zu ha ngen. 

Trotzdem: Wenn ich meine MitdemonstrantInnen gefragt ha tte, wel-

che Partei den in Sachen ACTA aktiv ist, wa re vermutlich zuallererst 

eine ganz andere genannt worden. Und dieses Gefu hl ist mir hier zum 

ersten Mal so richtig, richtig klar geworden. U brigens: Gar nicht, weil 

wir die falschen Inhalte ha tten, oder nicht dazu stehen. Nein: der Ein-

Klick-Markenzugang zum Netz, der fehlt uns. Atomausstieg = gru n, Um-

welt = gru n – diese fast schon unterbewusste Themengleichsetzung, die 
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haben wir nicht, wenn es um progressive Netzpolitik geht. Egal, wie gut 

wir in diesem Feld sind. (Und wir sind gut!) 

Dass das bei anderen a lteren Parteien noch viel schlimmer aussieht, 

tut hier gar nichts zur Sache. Und auch die Deutung, die ich aus Kreisen 

der LINKEN geho rt habe, dass die ACTA-Proteste eher in Richtung an-

tikapitalistische „Occupy“-Bewegung und Demokratie-Reload zu ver-

stehen sind, halte ich fu r falsch. Ja, gegen MAI, TRIPS und diverse andere 

WTO-Abkommen etc. gab es a hnliche, a hnlich breit aufgestellte Pro-

teste. Aber genau das war ja mein Fremdeln bei dieser Demo: Da waren 

die, zu deren Alltag ein nutzbares Netz ganz und gar dazugeho rt, die 

dort ihre Freundschaften pflegen, die sich im Netz kulturell beta tigen 

und dort Kultur mitnehmen – aber nicht die Linksalternativautonomen, 

die sonst gegen derartige Abkommen auf die Straße gehen. Vielleicht 

waren sie auch da, aber sie dominierten definitiv nicht das Bild. 

Eine neue, genuine Jugendbewegung? Eine neue, genuine soziale Be-

wegung? Die Kinder der digitalen Revolution? Oder doch (noch) mehr, 

ein Reflex auf die Unzeitgema ßheit althergebrachter Parteien, Organi-

sationen und Verfahren im globalen Informationskapitalismus? Eine 

endgu ltige Deutung steht noch nicht fest; ich jedenfalls wu rde mich da 

heute noch nicht festlegen wollen. 

Zuru ck zu meiner Partei. Wir haben erkannt, dass es nicht reicht, 

Netzpolitik als eines von dutzenden Fachpolitiken zu spielen, wie dies 

seit Jahrzehnten geschieht. Gerade mit dem Beschluss der letzten Bun-

desdelegiertenkonferenz in Kiel haben wir sehr deutlich gemacht, dass 

Netzpolitik weit mehr sein muss als das, dass das Netz der zu gestal-

tende, umka mpfte, zentrale Raum der Gegenwart ist, und dass jede 

netzpolitische Entscheidung eine ist, die in die Arbeitswelt, in Bu rger-

rechte und in die Freizeitkultur von Millionen von Menschen eingreift. 

Kurz: Das Netz ist gekommen, um zu bleiben, und es ist la ngst nicht 

mehr das Reservat der Nerds. 

Wenn wir mutig sind, und wenn wir es schaffen, diese Erkenntnis 

dauerhaft in der gru nen Partei zu verankern, dann kann es sein, dass 

eines der großen Plakate 2013 ein netzpolitisches Thema in die Welt 
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schreit, ohne dass die Nachricht „Gru ne setzen auf Netzpolitik“ selbst 

noch eine wa re. Nicht als billiger Piratenabklatsch – nein, weil bis dahin 

klar geworden ist, dass eine Partei mit dem Anspruch, auf Bundesebene 

zu regieren, nicht umhin kommen wird, ihre Orientierungen – Zu-

kunftsfa higkeit, Ehrlichkeit, Glaubwu rdigkeit, Emanzipation – auch in 

den großen Infrastrukturthemen durchzudeklinieren.  

Noch ist es nicht 2013. Es geht hier und jetzt darum, auf allen Ebenen 

der gru nen Partei daran mitzuwirken, ACTA und a hnliche Ideen tat-

sa chlich zu stoppen und zugleich unsere Konzeptmaschinen anzuwer-

fen, um u ber ein brauchbares Urheberrecht fu r eine digital gewordene 

Welt nachzudenken. Da wird einiges geschehen, einiges davon steht 

auch schon auf der politischen Agenda.  

Wir brauchen aber auch eine Offensive, um – und damit kehre ich zum 

Anfang dieses Textes zuru ck – der parteipolitikfernen, mit dem Netz 

aufgewachsenen Generation der heutigen Jugendlichen ein Angebot zu 

machen. Klar ist, dass es dabei nicht nur darum gehen kann, was fu r 

Programme und Aktionen die Gru ne Jugend in ihren Kaufhauskatalog 

aufnimmt. Sowas wie das Privacy-Barcamp von Jan Philipp Albrecht, 

aber nicht so datenschutzlastig. Formate, die anschlussfa hig sind, aber 

sich nicht anbiedern.  

Soweit erstmal eher Fragen als Antworten (wer welche hat, darf die 

gerne a ußern …) – und die Beschreibung einer Herausforderung, noch-

mal auf den Punkt gebracht: Wenn Bu ndnis 90/Die Gru nen nicht zur 

Einthemenpartei werden mo chten, dann ist jetzt der Zeitpunkt, um 

Schnittstellen zwischen den weitgehend „unpolitischen“, in den letzten 

zwei Jahren entstanden Bewegungen und dem parteipolitisch-parla-

mentarischen Raum herzustellen. Ohne Anbiederung, mit großer Of-

fenheit, mit Ehrlichkeit – und mit dem Angebot, gemeinsam an der Ge-

staltung der digitalen Gegenwart zu arbeiten. 

Warum blogge ich das? Um ein paar Dinge, die mir auf und nach der Demo heute 

durch den Kopf gingen, mal auf den Punkt zu bringen. 
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FDP und PIRATEN jetzt 
fusionieren – 10 Gründe 

25. März 2012 – Politik und Gesellschaft 

Es gibt viele gute Gru nde, warum FDP und PIRATEN jetzt in Fusions-

verhandlungen treten sollten, um zu den Freidemokraten & Piraten 

(FD&P) zu werden. Hier die zehn wichtigsten. 

1. Beide behaupten, eine liberale Partei zu sein. Wir ko nnten also 

weiter von den Liberalen sprechen. 

2. Beide wa hlen weit u berwiegend Ma nner, und sehen darin kein Pro-

blem – gute Basis fu r das kulturelle Zusammenwachsen der beiden 

Organisationen. 

3. Beide erga nzen sich gut: Wo die einen aus dem Landtag fliegen, 

kommen die anderen rein. Bsp. Berlin, Saarland, Schleswig-Hol-

stein, NRW. 

4. Manchmal macht die FDP die Netzbu rgerrechtspolitik, die Piraten 

gerne machen wu rden. Und die rechten Wirtschaftsflu gel gleichen 

sich auch. 

5. Die F.D.P. ist traditionell die Satzzeichenpartei Deutschlands. Ein 

„&“ wu rde gut dazu passen. 

6. FDP wie Piraten sind im Kern Einthemenparteien mit Scharnier-

funktion. 

7. Piraten wu rden das Nachwuchsproblem der FDP lo sen, die FDP 

das Professonalisierungsdefizit der Piraten ausgleichen. 

8. Eine Fusion wa re ein Hack, mit dem die Piraten sich aus dem Stand 

heraus in die Bundesregierung katapultieren wu rden. 

9. Die Debatte daru ber, ob „Piraten“ ein da mlicher Name fu r eine Par-

tei ist, wu rde aufho ren – FD&P! 

10. Eine Fusion wu rde es allen PolitikwissenschaftlerInnen, die mit 

der großen Stabilita t des deutschen Parteiensystems argumentie-

ren, leicht machen, diese These weiterhin aufrecht zu erhalten. 

Warum blogge ich das? Weil ich ja irgendwas zur Wahl an der Saar sagen muss.  
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Die Höflichkeit der Parteien 

 

3. April 2012 – Politik und Gesellschaft 

Kaum steigen die PIRATEN in ersten Umfragen u ber die zehn Prozent, 

gru ndet auch die CDU einen Arbeitskreis Netzpolitik (in dem Fall den 

Verein „CNETZ“). Etwas weniger polemisch verku rzt: Die Tatsache, dass 

die PIRATEN es nach Berlin inzwischen auch im Saarland in den 

Landtag geschafft haben, und dass es in Schleswig-Holstein und in NRW 

so aussieht, als ko nne ebenfalls ein Landtagseinzug gelingen, la sst die 

„etablierten“ Parteien nicht kalt. Und natu rlich nicht. (Ich kann mir jetzt 

ganz gut vorstellen, wie sich die progressiveren Kra fte in der damaligen 

SPD und in der damaligen FDP gefu hlt haben mu ssen, als sich heraus-

stellte, dass diese komischen GRU NEN sich ernsthaft als Partei festset-

zen wu rden …). 

http://www.flickr.com/photos/tillwe/4012041544/
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Die Piraten sind also da, und umso dringender stellt sich die Frage: 

Was machen wir mit denen?1 Um diese Frage zu beantworten, ist es 

meiner Meinung nach hilfreich, sich zuna chst mal zu vergegenwa rtigen, 

dass das aktuelle Hoch der Piraten zu einem Teil ein mediales Hoch ist.  

Ich halte es nicht fu r vo llig unwahrscheinlich, dass in zwei, drei Wochen, 

pu nktlich zu den beiden großen Landtagswahlen, die Geschichte vom Fall 

und Wiederaufstieg der FDP zum bestimmenden Thema in der Medien-

berichterstattung werden wird – allzu scho n wa re das Sagenepos vom 

goldgla nzenden jungen Siegfried, der seine Partei, die schon im Boden 

versunken schien, mit tapferen Worten wieder u ber die Fu nf-Prozent-

Hu rde fu hrt. Dagegen ist doch „O kokatastrophe – wir tun was!“ (der Hype 

von vor einem Jahr) oder „Alles muss anders werden – jetzt kommen die 

Piraten“ (unser aktueller Hype) langweilig. Aber warten wir es mal ab. 

Unabha ngig von medial gestu tzten und gesta rkten Wellenbewegun-

gen gesellschaftlicher Aufmerksamkeit bin ich u berzeugt davon, dass 

sich mit und rund um die PIRATEN eine einigermaßen tragfa hige Struk-

tur gebildet hat. Ob das im Zweifel drei oder inzwischen sechs Prozent 

der Wa hlerInnen sind, wird sich in den na chsten Jahren empirisch zei-

gen. Die Zweiprozentsenke haben die PIRATEN jedenfalls u berwunden. 

Sie sind damit, um in den u blichen Metaphern zu bleiben, erwachsen 

geworden, satisfaktionsfa hig, ein politischer Konkurrent auf Augen-

ho he. La sst sich nicht mehr mit Pla tzchen abspeisen. Und so weiter. 

Was machen Parteien, wenn eine andere Partei sich als erfolgreich er-

weist? Ignorieren, beschimpfen und/oder kopieren, das scheinen mir 

so die u blichen Reaktionen zu sein. Verbunden damit die Hoffnung, a. 

die (ehemals vielleicht) eigenen Wa hlerInnen zuru ckzugewinnen und 

b. mittelfristig dafu r zu sorgen, dass die neue, andere Partei doch bitte 

wieder verschwindet.  

Ob diese Strategien generell funktionieren ko nnten, ist zweifelhaft. 

Bei den PIRATEN funktionieren sie deswegen nicht, weil jede dieser Re-

 
1 Zwei unterschiedliche gru ne Antworten darauf haben gerade Nina Galla (www.fair-
sprechen.com/2012/04/01/danke-piraten/) und Jo rg Rupp (joergrupp.de/piratige-
zeiten/) gegeben. 

http://www.fair-sprechen.com/2012/04/01/danke-piraten/
http://joergrupp.de/piratige-zeiten/
http://joergrupp.de/piratige-zeiten/
http://joergrupp.de/piratige-zeiten/
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aktionen von den PIRATEN dazu genutzt werden kann, ihre eigene 

Existenznotwendigkeit sta rker herauszustellen. Jedenfalls dann, wenn 

eine Annahme stimmt – die Annahme, dass die PIRATEN kein netz-

politisches Projekt sind, oder jedenfalls nicht als solches gewa hlt wer-

den. Sondern dass sie mehr und mehr tatsa chlich – aus einer netzpoli-

tischen Kritik heraus – zu einer Partei der „Betriebssystemkritik“ ge-

worden sind und als solche gewa hlt werden.  

Wer die PIRATEN ignoriert, zeigt damit, dass er/sie die tatsa chlich 

vorhandenen „Systemfehler“ unserer parlamentarischen Demokratie 

nicht fu r wichtig ha lt. Ein Punkt fu r die PIRATEN. 

Wer die PIRATEN beschimpft, zeigt damit, dass er/sie diese „System-

fehler“ verteidigen mo chte. Noch ein Punkt fu r die PIRATEN. 

Bleibt zuna chst einmal der Weg des Kopierens. Da sind jetzt zwei ver-

schiedene Substrategien zu unterscheiden: 

1. Kopieren des oberfla chlichen Erfolgsgrundes: Die PIRATEN ma-

chen Netzpolitik, also machen wir jetzt auch Netzpolitik (oder weisen 

darauf hin, dass wir das eh schon lange machen) … Hier ist es schwierig, 

gegen die o ffentlich wahrgenommene und zugeschriebene Kompetenz 

anzukommen, egal wie gut die eigenen Netzpolitik ist. Insofern bringt 

das einer Partei zwar inhaltlich etwas (wenn es denn ernsthaft be-

trieben wird), a ndert aber nichts daran, dass die Kompetenzzuweisung 

bei den PIRATEN landet. 1:1, vielleicht im besten Falle. 

Aber hatte ich nicht eben gesagt, dass PIRATEN gar keine Netzpolitik-

partei (mehr) sind?  

2. Kopieren der „Betriebssystemkritik“. Das ist nun erstens wesentlich 

schwerer mal eben in eine existierende Partei zu u bernehmen. Wer 60 

Jahre lang die repra sentative parlamentarische Demokratie hochgehal-

ten hat, wer selbst daran mitgestaltet hat, wie das Interessensgeflecht 

aus Staat und Parteien in der Politik heute aussieht, wird sich schwer 

damit tun, jetzt alles auf Transparenz und digitalisierte individuelle 

Beteiligungsmo glichkeiten hin umzupolen oder entsprechendes Auf-

zupropfen. Und jede echte kleine Verbesserung – sagen wir mal, die De-

batte u ber die Urwahl der SpitzenkandidatIn von Bu ndnis 90/Die Gru -
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nen – wird im Vergleich zu einer im Kern digital-transparent-beteili-

gungsorientiert gestalteten Partei aufgepropft erscheinen. Auch hier 

hilft Kopieren also nur bedingt, um mit den PIRATEN „fertig zu werden“. 

(Mal ganz abgesehen davon, dass mo glicherweise einiges der „Betriebs-

systemkritik“ u berzogen und unrealistisch ist). 

Was also tun? Ich glaube, letztlich bleibt erst einmal nur u brig, die 

Existenz der PIRATEN als einer systemkritischen, netzzentrierten, 

inhaltlich noch ziemlich heterogenen, individualliberalen Partei zu ak-

zeptieren. Damit verschiebt sich das Spielfeld: Das politische Spiel heißt 

jetzt nicht mehr „mach das wieder weg“. Vielmehr geht es jetzt darum, 

wer Wa hlerInnen u berzeugt, aber auch darum, wer mit wem in was fu r 

Bu ndnisses was fu r Politik durchsetzen kann. Und ich glaube, da sind 

wir jetzt angelangt. 

Und was heißt das konkret? Obwohl ich selbst ja gerne zuspitze und 

spotte, erscheint es mir sinnvoll, fu r einen gegenseitigen ho flichen Um-

gang zu pla dieren (ob PiratInnen das gegenu ber den „Etablierten“ auch 

so sehen – wer weiß)? Ho flich, insofern es letztlich um so etwas wie den 

Aufbau von Vertrauen zwischen potenziellen GegnerInnen geht.  

Ich hatte dazu gestern danach gefragt, was denn „Goldene Regeln“ fu r 

diesen Umgang sein ko nnten. Zuru ck kam prompt die „goldende Regel“, 

also anderen nichts antuen, was man nicht auch selbst angetan haben 

mo chte. Klingt logisch, und klingt auch nach einem guten Maßstab 

dafu r, wieviel politischer Spott u ber den politischen Gegner erlaubt ist, 

und wo da die Grenzen liegen. Katja Husen hat das dann auf Facebook 

in sechs Regeln sehr scho n ausformuliert: 

• Regel Nr. 1: Nicht behaupten, die andere Partei sei der 
Grund für Politik- und Parteienverdruss und die eigene 
das einzig wirksame Gegenmittel. 

• Regel Nr. 2: Miteinander sprechen, wo man sich begeg-
net. Persönliches Kennen erleichtert den Austausch 
und reduziert Beißhemmungen. 

• Regel Nr. 3: Den anderen nicht die jeweils miesesten 
Motive unterstellen, aus denen dort die Menschen Poli-
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tik machen. Sondern die gleichen, die man für sich sel-
ber sieht. Also: Glaube daran, dass man die Welt ver-
bessern kann, dass es Sinn macht, aktiv zu sein, dass 
Parteien was bringen. 

• Regel Nr. 4: Kritik sachlich vortragen. Aus der Ich-Pers-
pektive sprechen wie in jedem Kommunikationsseminar 
trainierbar. Also nicht „Die kann man doch nicht wäh-
len!“, sondern „Ich würde die nicht wählen, weil…“. 

• Regel Nr. 5: Für Grüne: Locker bleiben. Nichts ist so 
unglaubwürdig, wie die Piraten als Hype verunglimp-
fen, der bald vorbeigeht und dabei so panisch gucken, 
als würden sie einem morgen das Leben klauen. 

• Regel Nr. 6: Selber versuchen, eine gute Grüne, ein 
guter Grüner zu sein. Da, wo man selber unterwegs ist: 
Glaubwürdig, authentisch, kompetent. Nichts ist effek-
tiver als viele sympathische Parteimitglieder, mit de-
nen man trotz ihrer Parteimitgliedschaft gerne be-
freundet ist und über die man sagen kann: Die würde 
ich jederzeit wählen! 

Mehr muss dazu eigentlich kaum gesagt werden, finde ich. Vertrauen auf-

bauen, heißt die andere Seite kennenzulernen. Das zersto rt dann zwar 

mo glicherweise irgendwelche flauschigen Utopien (oder fratzige Feind-

bilder), macht es aber leichter, ernsthaft zu kommunizieren. Und wie das 

mehrere betont haben: nicht nur u ber den großen Verzerrer Internet, 

sondern auch „in real life“, das Kennenlernen. Und „Kennen“ heißt dann 

eben auch: Wahrzunehmen, dass da gro ßtenteils Leute sind, es mit den 

eigenen Zielen ernst meinen, die nicht in die Politik gegangen sind, um 

„uns“ zu a rgern, sondern weil sie was a ndern wollen.  

Das heißt nicht, es gut oder schlecht finden zu mu ssen, was die PIRA-

TEN a ndern wollen. Es heißt aber, sich erst einmal relativ vorurteilsfrei 

anzuschauen, was die so machen wollen. Und dann anhand der eigenen 

Maßsta be zu entscheiden. Und dies auch andersherum einzufordern.2  

 
2 Das ist u brigens der Prozess, der meines Erachtens letztlich DIE GRU NEN „geza hmt“ 
hat … 
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Und ja, Parteien sind Parteien. Politik ist Politik. Jede Handlung in die-

sem Feld ist auch eine symbolische, und ist auch eine strategische. 

Wenn die CDU die PIRATEN nicht so arg kritisiert, wie sie es ko nnte, 

ko nnte es sein, dass sie das tut, damit GRU NE und SPD geschwa cht wer-

den. Bei allem Flausch, und bei allen Parteiausschlussverfahren: Auch 

die PIRATEN werden diese grundsa tzliche Problematik des politischen 

Feldes nicht abschaffen.  

Letztlich geht’s eben doch um die Macht – aber letztlich sollte es und 

trotz allem um die Sache gehen. Und da werden wir mehr erreichen, 

wenn wir uns nicht an den PIRATEN abka mpfen, sondern weiter fu r 

unsere Sache einstehen – wie Katja das schreibt: „glaubwu rdig, authen-

tisch, kompetent“. Wo es sich ergibt, mit den PIRATEN, wo es sich nicht 

ergibt, weiterhin ohne sie und inhaltlich – fundiert, ho flich bleibend – 

gegen sie. 

Warum blogge ich das? Als einen Versuch, mal aufzuschreiben, wie Grüne mit 

PIRATEN umgehen können – als einer selbstverständlich anderen Partei, ohne 

Euphorie und ohne Panik. Und gegen den Elternimpuls, denn wir müssen die 

PIRATEN ihre Fehler selbst machen lassen!
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Utopie, Realpolitik und lokale Maxima 

 

15. April 2012 – Politik und Gesellschaft, Soziologisch gesehen, Zukunftsvisio-

nen 

Abstrakt betrachtet, geht es bei Politik darum, einen Zustand x so zu 

a ndern, dass ein erwu nschter Zustand x* erreicht wird, um damit ein 

Problem zu lo sen. Was erwu nscht ist, und was nicht, la sst sich mit dem 

Bild des „politischen Kompasses“ beschreiben. Also ein grundlegendes 

Wertesystem, oder, wenn ich hier schon mathematische Metaphern 

verwende, eine Funktion, die Auskunft daru ber gibt, ob x* besser ist als 

x oder nicht. Oder noch genauer: eine Funktion, die Auskunft daru ber 

http://www.flickr.com/photos/tillwe/90340803/
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gibt, welcher der Zusta nde x1, … xn als mo gliche Lo sung eines Problems 

am besten ist. Kompliziert wird das durch mindestens vier Dinge: 

1. Mehrere MitspielerInnen mit unterschiedlichen Interessen und Wer-

tesystemen – fu r die einen sieht x* optimal aus, fu r die anderen er-

scheint x* als eine deutliche Verschlechterung des status quo. Hier 

fangen Kompromissbildungen und Kuhha ndel an. 

2. Abhängigkeiten und Nebeneffekte: Welche Zusta nde u berhaupt von 

x aus erreichbar sind, welche x* also u berhaupt mo glich sind, 

ha ngt auch an y und z (z.B. Priorita ten daru ber, wie knappe Haus-

haltsmittel verwendet werden sollen, oder Kompetenzen der je-

weiligen politischen Ebene, oder Politiken in ganz anderen Fel-

dern). Zudem hat eine Vera nderung von x zu x* mo glicherweise 

auch (unvorhergesehene) Auswirkungen auf y und z (also Neben-

effekte1). 

3. Pfadeffekte und lokale Maxima: Genetische Algorithmen, die ver-

suchen, eine Lo sung fu r ein Problem schrittweise zu verbessern, 

haben oft die Angewohnheit, in lokalen Optima ha ngen zu bleiben. 

Soll heißen: x1 sieht nach der eigenen Bewertungsfunktion 

schlechter aus als x, und x2 auch, also bleibt x, wie es ist. Die in 

jeglicher Hinsicht bessere Lo sung x42 wird dagegen nicht gesehen, 

weil die Vera nderung zum gegenwa rtigen Status zu groß ist. Oder 

sie wird gesehen, die damit verbundenen Vera nderungen werden 

aber (siehe Punkt 2) nicht als umsetzbar angesehen. Ein Grund-

einkommen oder ein Systemwechsel beim Rentensystem etwa hin 

zu einer Bu rgerversicherung sind mo glicherweise insgesamt 

bessere Lo sungen fu r bestimmte politische Probleme, die aber 

vom status quo aus nicht erreichbar sind.  

    In eine a hnliche Richtung geht das techniksoziologische Konzept 

des lock-ins bzw. der Pfadabha ngigkeit: die „Kosten“, oder u ber-

haupt die Denkmo glichkeiten, um von einem einmal eingeschlage-

 
1 http://www.heise.de/tp/artikel/26/26839/1.html  

http://www.heise.de/tp/artikel/26/26839/1.html
http://www.heise.de/tp/artikel/26/26839/1.html
http://de.wikipedia.org/wiki/Lokales_Maximum
http://www.heise.de/tp/artikel/26/26839/1.html
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nen Pfad in einen anderen Entwicklungspfad zu wechseln, sind so 

groß, dass es fast unmo glich ist, davon wegzukommen. Ein belieb-

tes Beispiel dafu r ist die QWERTZ-Tastaturbelegung, die ergono-

misch schlechter ist als diverse Alternativen, aber seit den ersten 

Schreibmaschinen – damals aus technischen Gru nden – verwendet 

wird. Ein Pfadwechsel wu rde bedeuten, dass 100 Millionen von 

Menschen neu auf einer Tastatur schreiben lernen mu ssen.2  

4. Kommunizierbarkeit: Eine besondere Form von Abha ngigkeiten 

und Pfadeffekten ist die Ebene politischer Kommunizierbarkeit. 

Die Lo sung x* mag besser sein, vielleicht sogar global optimal – 

aber sich zu trauen, das auszusprechen, wu rde bedeuten, sehr vie-

le Menschen (siehe Punkt 1) dazu zu bringen, von der Unterstu t-

zung der eigenen Position zu anderen Positionen zu wechseln. Da-

mit erscheint x* als nicht durchsetzbar, oder jedenfalls als „teuer“. 

* * * 

Je nachdem, was fu r eine Gro ße der Zustand x hat, handelt es sich bei 

Politik um Realpolitik oder um revolutiona re Systemwechsel. Wenn x 

z.B. die Frage ist, wie strikt Regelstudienzeiten durchgesetzt werden 

sollen, ist das ganz klar Realpolitik.  

Es gibt Varianten zwischen xsofort_exmatrikulieren und xRegelstudienzeit? Wofu r 

braucht es das?, und eine politische Bewertungsfunktion fgru n(x) bewertet 

idealerweise eher Lo sungen positiv, die – einem freiheitlichen Men-

schenbild und dem Blick auf die unterschiedlichen Biographien unter-

schiedlicher Menschen entsprechend – weit gefasst mit Regelstudien-

zeiten umgeht. Aber dennoch gibt es Abha ngigkeiten: eine bestimmte 

Studienplatzkapazita t, bundesweite und europarechtliche Vorgaben, 

Zusicherungen an den Rechnungshof, die Zahl der Langzeitstudieren-

den genau im Auge zu behalten, Wu nsche von wem auch immer nach 

 
2 Vgl. auch mein Essay Fu r eine politische O kologie der Sachzwa nge – das hat was damit 
zu tun; http://www.heise.de/tp/artikel/36/36668/1.html. 

http://www.heise.de/tp/artikel/36/36668/1.html
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Sanktionsinstrumenten, um einen effizienten Studienverlauf zu garan-

tieren, die Angst, als „verschwenderisch“ wahrgenommen zu werden 

usw. usf. 

Wenn X dagegen so etwas ist wie die Frage der Ausbeutung des 

Menschen durch das kapitalistische System, ist der Bereich der Real-

politik zuna chst mal verlassen. Ich komme darauf, weil der Ausgangs-

punkt fu r diesen Blogbeitrag ein la ngerer Streit bei Facebook u ber das 

Thema Sozialismus war. Aber auch in diesem sehr groben Ko rnungs-

maßstab muss, um noch von Politik sprechen zu ko nnen, X* beschreib-

bar sein: Was ist anders als heute, und warum? Was sind die Ab-

ha ngigkeiten und Nebeneffekte? Wenn dies nicht der Fall ist, wird der 

Bereich des Politischen verlassen, und es bleibt die vage Hoffnung auf 

eine bessere Welt, ohne sagen zu ko nnen, wieso und warum sie denn 

nun besser sein soll. 

Idealweise ha ngen x und X miteinander zusammen. Eine politische 

Bewertungsfunktion, die X* als optimal ausweist, soll dies genau dann 

fu r x* tun, wenn die Summe aller xn* zu X* fu hrt. Das wird durch Ab-

ha ngigkeiten, Nebeneffekte und das Problem lokaler Maxima er-

schwert. Aber letztlich kann nur dann von einem echten politischen 

Kompass gesprochen werden, wenn fgru n() die selbe Bewertung fu r 

„Nachhaltige Entwicklung“ als großes, utopisches Ziel abgibt wie fu r 

„Verbesserung der Wa rmeda mmstandards fu r Neubauten“ als kleinem 

realpolitischen Schritt. Nur dann ist eine solche Bewertungsfunktion 

konsistent. 

Und idealweiser sollte eine konsistente Politik sagen ko nnen, mit wel-

chen kleinen Zustandsa nderungen x* die A nderung zum Gesamt-

zustand X* machbar ist, so dass x* ° y* ° z* letztlich eine Vera nderung 

von X zu X* beschreibt. Utopie muss auf machbare (im Sinne von 1–4) 

politische Schritte herunterbrechbar sein, um eine politische Utopie 

darzustellen. Das ist alles andere als einfach. Aber nur so bleiben große 

politische Entwu rfe politisch diskutierbar.  

Gleichzeitig darf das Ziel den Weg nicht exakt vorgeben. Wenn X* nur 

durch x* ° y* ° z* erreichbar ist, jeder der kleinen Schritte x*, y* und z* 
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also als unabdingbar und nicht verhandelbar erscheint, wird X* unter 

den Bedingungen von Kompromissnotwendigkeiten, Abha ngigkeiten 

und Nebeneffekten nie erreicht werden. X* muss also sowohl klar 

genug definiert sein, um politisch diskutier- und durchsetzbar zu sein, 

aber auch weit genug, um unterschiedliche „Lo sungwege“ zuzulassen. 

Das sind die Anforderungen an politische Utopien. 

Bei meiner Facebook-Sozialismus-Diskussion hatte ich jetzt den Ein-

druck, dass weder X* klar definiert ist, noch dass klar ist, wie x*, y* und 

z* mit X* zusammenha ngen. Ein Mindestlohn, ein Maximallohn, die Ver-

staatlichung von Banken und das Verbot von Mietwucher sind alles 

(mehr oder weniger) kleine Schritte, die zu einem Teil auch durch 

fgru n(x) positiv bewertet werden, zum Teil sicherlich auch durch fCDU(x). 

Zum Teil erscheinen sie dagegen als absolut nicht gangbar. Trotzdem: 

Warum diese zusammengenommen aber zur Emanzipation des Men-

schen und zu einem Ende seiner Entfremdung fu hren sollen, blieb mir 

zumindest unklar.  

Anders gesagt: Damit die LINKE politikfa hig wird, mu sste sie eine 

Antwort darauf geben, was ihre politische Utopie X* ist, und sie mu sste 

sagen, welche mo glichen Schritte x*, y* und z* sinnvoll wa ren, um von 

unserer gegenwa rtigen Gesellschaft X zu X* zu kommen. Das scheint 

mir – beides! – zu fehlen. 

Und die PIRATEN? Da habe ich den Eindruck, dass fpiratig(x) bisher nur 

sehr rudimenta r definiert ist und deswegen fu r einige x* noch undefi-

niert ist oder ganz zufa llige Ergebnisse ergibt, die extrem schwanken. 

Noch ein weiteres Problem kommt hinzu. Auch der oben beschriebene 

politische Prozess mit seinen ganzen Abha ngigkeiten und Schwierig-

keiten ist natu rlich ein Zustand (nennen wir ihn P), zu dem Alterna-

tiven, etwa P*, denkbar sind. PIRATEN scheinen mir recht klare Vorstel-

lungen davon zu haben, was P* sein sollen, fpiratig(P*) ist definiert und 

ergibt eine großartige Bewertung von P*.  

Das macht sicherlich einen Teil des „Protestwahlappeals“ aus, der der 

Partei derzeit zukommt. Aber wie innerhalb von P und den dadurch 

vorgegebenen Abha ngigkeiten Schritte hin zu P* aussehen ko nnten – 
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also Schritte, die in Koalitionsverhandlungen umsetzbar sind, real-

politischen Abha ngigkeiten gehorchen usw. – das bleibt a hnlich un-

definiert wie die erwarteten Ergebnisse der piratigen Bewertungs-

funktion zu großen Politikfeldern wie der Außenpolitik. 

Warum blogge ich das? Nachdenken darüber, was ich eigentlich mache, und wo-

zu Utopien sinnvoll sind, wenn Tagespolitik immer nur Realpolitik sein kann 

(Antwort: um von x1 auf x42 schauen zu können, statt die globale optimale 

Lösung von vorneherein zu ignorieren).
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Ein paar Notizen zum Delegiertenprinzip 

8. Mai 2012 – So grün, so grün1 

Ein Kritikpunkt der Piratenpartei an anderen Parteien ist das Delegati-

onsprinzip. Zum Teil kann ich diese Kritik teilen (etwa wenn ich mir 

mehrstufige Delegationen in der SPD anschaue, wo auf Kreisebene be-

reits Delegierte entscheiden, und wo La nder/Bezirke die Delegierten 

fu r den Bundesparteitag wa hlen). Letztlich aber scheinen mir Delegati-

onen – unter bestimmten Voraussetzungen – einen guten Kompromiss 

zwischen Beteiligung und Effizienz darzustellen. 

Wie machen wir Gru ne das? Vorweg sei gesagt: unterschiedlich, weil 

unsere Landes- und Kreisverba nde einen hohen Grad an Autonomie 

aufweisen. Beispielsweise gibt es Kreisverba nde, die ihre Delegierten 

auf ein oder zwei Jahre wa hlen, das also als eine Art Parteiamt verste-

hen. Andere entscheiden fu r jeden Parteitag neu. Oder auf Landes-

ebene: Da gibt es durchaus gru ne Landesverba nde, die neben oder statt 

der Landesdelegiertenkonferenz eine Landesmitgliederversammlung 

kennen. 

Ich kann mal kurz darstellen, wie der Kreisverband Breisgau-Hoch-

schwarzwald, in dem ich Mitglied bin, die Delegation handhabt. Aktuell 

hat der Kreisverband (KV) drei Delegiertenpla tze fu r die Bundesdele-

giertenkonferenz (BDK) und fu nf Delegiertenpla tze fu r die Landesdele-

giertenkonferenz (LDK). 

Diese Zahlen ha ngen von der relativen Gro ße des KV ab, bezogen auf 

den 31.12. des Vorjahrs. Jeder KV hat ein Grundmandat, der Rest wird 

– in Baden-Wu rttemberg – nach Hare-Niemeyer verteilt. Insgesamt 

sind das fu r die baden-wu rttembergische LDK etwa 200 Delegierte. 

Fu r bestimmte Parteitage (Listenaufstellungen) mu ssen Delegierte 

zur Bundestagswahl wahlberechtigt sein. Sonst ist nur die Mitglied-

schaft in der Partei relevant. 

 
1 Ich habe den Text in diesen Abschnitt gepackt, weil die ausfu hrlichen Erla uterungen 
zum Delegiertenprinzip letztlich einen Kommentar zu den Experimenten der PIRATEN 
mit Liquid Democracy etc. darstellen. 
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In meinem KV werden die Delegierten fu r jeden Parteitag neu ge-

wa hlt. Das fu hrt zu lustigen Zeitungsartikeln, weil die Presse das ir-

gendwie als News ansieht, ist aber praktisch, weil damit Delegierte 

nach Themen und z.T. nach Positionierungen ausgewa hlt werden ko n-

nen. Wenn es entsprechend viele Kandidaturen gibt, doch dazu gleich 

noch. 

Fu r die Wahl der Delegierten gelten neben den allgemeinen Grund-

sa tzen demokratischer Wahlen zwei Prinzipien. 

Erstens das gru ne Frauenstatut, das eine Mindestquotierung vorsieht. 

Faktisch bedeutet dies, dass mindestens die Ha lfte der Delegiertenpla t-

ze an Frauen vergeben werden soll. Dazu wird der Wahlgang in einen 

Frauenwahlgang (z.B. 3/5 Pla tzen) und einen offenen Wahlgang (2/5 

Pla tzen) aufgeteilt. Es gibt Mitglieder, die diese Praxis kritisieren, aber 

letztlich fu hrt sie tatsa chlich zu quotierten Delegationen.  

Das zweite Prinzip ist der Minderheitenschutz. Damit ist hier nicht 

der SSW gemeint, sondern die Tatsache, dass es, wenn mehr Personen 

kandidieren, als es Pla tze gibt, eine Begrenzung der Stimmen auf zwei 

Drittel gibt. Bei drei Pla tzen, die zu wa hlen sind, hat jedes Mitglied auf 

der Kreismitgliederversammlung nur zwei Stimmen.  

Damit soll verhindert werden, dass ein Block, der auf der Mitglieder-

versammlung eine (leichte) Mehrheit hat, seine KandidatInnen durch-

zieht. Letztlich ein Relikt aus den Zeiten der Flu gelka mpfe, aber doch 

auch heute noch ein Garant fu r eine gewisse Meinungsvielfalt. 

Ein anderes altes Prinzip, das imperative Mandat, gilt so nicht mehr. 

Imperatives Mandat wu rde bedeuten, dass alle Entscheidungen der 

LDK oder BDK in der Kreismitgliederversammlung abgestimmt wer-

den und Delegierte an diese Entscheidungen gebunden sind. Was viel-

mehr – bei wichtigen und kontroversen Themen – geschieht, ist eine 

Diskussion dieser Themen auf der Kreismitgliederversammlung, viel-

leicht auch ein Meinungsbild. KandidatInnen fu r die Delegation sollten 

sich entsprechend a ußern, so dass vor der Wahl klar ist, wer fu r welche 

Position steht. 
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Gewa hlt werden Delegierte und Ersatzdelegierte. Dabei ist gewa hlt, 

wer die meisten Stimmen erha lt, z.T. mit einem 20%-Quorum verbun-

den. Die gewa hlten Delegierten werden angemeldet und bekommen 

dann die Parteitagsunterlagen zugeschickt. Sie nehmen am Parteitag – 

meist an einem Wochenende – teil. Fahrt- und z.T. Hotelkosten strecken 

sie vor, der KV erstattet diese bei Bedarf. Zum Teil bucht auch der KV 

gleich die Hotelzimmer. 

Nicht unerwa hnt bleiben soll die Tatsache, dass es in der Praxis ha u-

figer vorkommt, dass das Interesse, delegiert zu werden, begrenzt ist. 

Wenn nur drei Personen fu r drei Pla tze kandidieren, werden diese dann 

meist im Block gewa hlt. Bei „wichtigeren“ Parteitagen kommt es dage-

gen durchaus zu „Kampfkandidaturen“ – denen sich bspw. auch die lo-

kalen Abgeordneten stellen mu ssen. 

Parteitage sind u brigens generell o ffentlich. Auch Mitglieder, die nicht 

delegiert sind, haben Rederecht und ko nnen Antra ge miteinbringen 

(no tig sind 20 Mitglieder, um einen Antrag auf eine BDK einzubringen, 

in Baden-Wu rttemberg 10 Mitglieder, um einen Antrag auf eine LDK 

einzubringen). 

So machen wir das, mit dem Delegieren. Sicherlich ein System, das 

seine eigenen Nachteile mit sich bringt – aber doch funktionsfa hig und 

aus meiner Sicht ein guter Kompromiss zwischen dem Wunsch, alle zu 

beteiligen, und Parteitage handhabbar zu gestalten. 

Warum blogge ich das? Als Beitrag zur Debatte über Delegationen – und weil 

sich das Wort Delegierte so schreibt.
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Über Doppelmitgliedschaften – oder: 
Wozu gibt’s Parteien? 

12. Mai 2012 – Politik und Gesellschaft 

Anke Domscheit-Berg, Mitglied von Bu ndnis 90/Die Gru nen, und heute 

die Hamburger Gru ne Nina Galla sind der PIRATENPARTEI beigetreten. 

Insbesondere der PIRATEN-Eintritt von Domscheit-Berg fand auch ein 

gewisses mediales Echo, so nach dem Motto: „Gru ne verlieren ihre 

Netzkompetenz“ (wobei ich sagen muss, dass Domscheit-Berg inner-

parteilich bisher so gut wie gar nicht in Erscheinung getreten ist; ihr 

netzpolitisches Renommee beruht nicht auf ihrem parteipolitischen 

Engagement). Mal abgesehen davon, dass es weiterhin eine ziemlich 

große Zahl gru ner NetzpolitikerInnen gibt – wir ko nnten ja auch mal 

einen offenen Brief oder sowas machen, um zu zeigen, wie viele wir 

sind – finde ich diese Parteieintritte vor allem deswegen interessant, 

http://de.wikipedia.org/wiki/Anke_Domscheit-Berg
http://www.flickr.com/photos/tillwe/4353847804/
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weil sie nach dem Willen der beiden Neu-Piratinnen genau das sein 

sollen: Eintritte, aber keine U bertritte, keine Parteiwechsel. 

Anders als wohl alle anderen Parteien in Deutschland erlauben die 

PIRATEN Doppelmitgliedschaften. Die Bundessatzung von Bu ndnis 90/ 

Die Gru nen schließt Doppelmitgliedschaften in mehreren Parteien da-

gegen explizit aus – wer gru nes Mitglied werden will, darf kein Mitglied 

einer anderen Partei sein.  

Es gab jetzt auf Twitter einen Tweetwechsel nach dem Motto „a ndert 

doch eure Satzung statt mich rauszuschmeißen“. Dass das passiert, 

halte ich fu r unwahrscheinlich. Zum einen, weil A nderungen der gru -

nen Bundessatzung zwar ha ufiger vorkommen, aber doch meist mit 

einem langen Vorlauf an interner Debatte, und weil sie dann eine Zwei-

Drittel-Mehrheit beno tigen, also nur bei großer Einigkeit u ber eine 

A nderung mo glich sind. Insofern glaube ich allein schon aus ver-

fahrenstechnischen Gru nden nicht, dass der gru ne Bundesparteitag im 

Herbst Doppelmitgliedschaften erlauben wird. 

Aber selbst wenn es diese pragmatischen Hu rden nicht ga be – wa re 

eine Doppelmitgliedschaft sinnvoll? Diese Frage hat letztlich viel damit 

zu tun, warum es Parteien als eine dezidierte Organisationsform gibt. 

Niemand hat ein Problem damit, wenn jemand im BUND und im NABU 

Mitglied ist, oder wenn jemand im Fußballclub und im Gesangsverein 

agiert. Es hat wohl auch niemand ein Problem damit, wenn jemand im 

CCC, in der Digitalen Gesellschaft und – um ein unwahrscheinliches 

Beispiel zu nennen – im C-Netz der CDU aktiv wird. 

Ausschlu sse von Doppelmitgliedschaften gibt es dagegen nicht nur bei 

Parteien. Kirchen schließen eine Doppelmitgliedschaft in anderen 

Kirchen und Religionsgemeinschaften aus, weil sie fu r die jeweils einzige 

wahre Lehre stehen (oder das zumindest behaupten). Wer an A glaubt, 

kann und darf nicht an B glauben, weil A und B beides sich z.T. 

widersprechende Beschreibungen eines Wirklichkeitsausschnittes sind. 

Oder Fußballvereine: Auch da gibt es – sicherlich nicht satzungsge-

ma ß und formal, aber in der allta glichen Praxis – ein Verbot, Fan 

mehrerer in der gleichen Liga spielender Fußballvereine zu sein. Ich 
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kenne mich damit ja nicht so aus, aber wenn jemand sowohl dem SC 

Freiburg folgt als auch glu hende Anha ngerin von Bayern Mu nchen ist, 

wird es bei manchen Spielen schwierig, auf welche Seite sie sich setzen 

soll, und fu r welche Tore sie jubeln soll. 

Bei Parteien ist das a hnlich – jedenfalls dann, wenn wir mal u ber-

legen, wozu es eigentlich Parteien gibt, welche Funktion sie erfu llen. 

Spontan fallen mir da – als Nicht-Politikwissenschaftler und Nicht-

Jurist – zwei Funktionen ein.  

Parteien dienen zum ersten dazu, a hnliche Interessen zu bu ndeln. 

A hnlich wie bei den Kirchen beschreiben sie eine Grundhaltung zu 

einem Wirklichkeitsausschnitt, die von sich behauptet, zu anderen Be-

schreibungen dieses Wirklichkeitsausschnittes nicht kompatibel zu 

sein. Eine Mitgliedschaft ist auch immer eine Zustimmung zum – bei 

uns heißt das so – Grundkonsens einer Partei. Die Annahme ist plausi-

bel, dass die Meinungsbildung innerhalb einer Partei anhand dieses 

Haltung (mit allen mo glichen internen Differenzen) stattfindet. Das 

Spektrum der Meinungen in einer Partei sollte im Normalfall na her 

beeinander liegen als die Positionen zwischen den Parteien.  

Wenn es anders wa re, wa re es extrem schwierig, in einer Partei zu 

einer Meinung zu kommen – und es wu rde, ist das zweite Argument fu r 

die Existenz von Parteien, Wa hlerInnen dann auch nicht die Mo glichkeit 

geboten, zwischen verschiedenen, einigermaßen totalen Sichten auf 

das, was politisch gestaltbar ist, zu wa hlen. Parteien, die sich in ihrer 

Haltung inhaltlich nicht unterscheiden, werden bedeutungslos. Anders 

gesagt: Parteien reduzieren die Komplexita t politischer Fragestellun-

gen auf eine von mehreren Auswahlmo glichkeiten. Was dazu nach in-

nen als Meinungsbildung und Herausbildung einer einheitlichen Hal-

tung erscheint, und von einer entsprechenden Organisationsstruktur 

unterstu tzt wird, ist nach außen gewendet die Voraussetzung fu r 

Beteiligung in einer repra sentativen Demokratie.  

Im Widerspruch zu dem anarchistischen Sprichwort, das Wahlen ver-

boten wa ren, wenn sie etwas a ndern wu rden, ist die Wahltagsent-

scheidung (z.B. morgen in NRW) eine Entscheidung mit Folgen – und 
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im repra sentativ-demokratischen System die einzige Entscheidung, bei 

der die u berwiegende Zahl der Bu rgerinnen und Bu rger u berhaupt 

aktiv mit Politik in Beru hrung kommt.  

U berschlagsma ßig gibt es bundesweit 1,5 bis 2,0 Mio. Partei-

mitglieder – also sehr viel weniger, als es wahlberechtigte Bu rgerInnen 

gibt. Aktiv sind in den Parteien dann noch einmal deutlich weniger. Der 

u brige Teil der Bevo lkerung macht vielleicht – bewusst oder unbewusst 

– „Subpolitik“ im Alltag, etwa u ber Konsumentscheidungen, ist aber 

vom Meinungsbildungsprozess ausgeschlossen.  

Das macht deutlich, welchen im Verha ltnis doch recht großen Einfluss 

(auch wenn es aus der Innensicht oft nicht so scheinen mag) aktive Mit-

glieder in Parteien darauf haben, wie sich die Meinungspakete zusam-

mensetzen, die von einzelnen Parteien angeboten werden.1 Gleichzeitig 

sind Parteien Organisationen, die den Prozess organisieren, mit dem 

Einzelne in politische A mter kommen und Mandate erreichen. Dieser 

Prozess ist – auch durch die wahlgesetzlichen Vorgaben – auf Exklu-

sivita t ausgerichtet; auf Platz 1 der Liste steht genau eine Person; von 

den x Sitzen im Kommunalparlament oder im Landtag entfallen genau 

y auf die eine Partei (und eben nicht auf eine der anderen Parteien).  

Die Verfahren, wie diese Exklusivita ten zustande kommen – also 

innerparteiliche Personalentwicklung und Listenbesetzungsverfahren 

und komplementa r dazu die Vorgaben des Wahlrechts auf den je-

weiligen Ebenen – mo gen sich im Detail stark von Bundesland zu 

Bundesland und von Partei zu Partei unterscheiden. Eine Gemeinsam-

keit bleibt: Wer fu r eine Partei antritt, kann nicht zugleich fu r eine 

andere Partei antreten. Wer fu r die Piraten in den Bundestag einzieht, 

kann dort nicht als Gru ne sitzen. 

So funktioniert repra sentative Demokratie. In deren Kontext er-

scheint mir eine Doppelmitgliedschaft in zwei konkurrierenden Partei-

 
1 Das soll jetzt nicht heißen, dass das ein Idealzustand ist, sondern die gegenwa rtige 

Situation beschreiben – vielleicht wa re es gut, wenn auch die 60 Mio. wahlberechtigte 
Nicht-Parteimitglieder eine Chance bekommen, in diese Bu ndelungen einzugreifen. 
Vielleicht auch nicht. 
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en nicht als sinnvoll. Das hat etwas mit dem Totalita tsanspruch sich 

widersprechender Weltsichten zu tun (egal, ob es um Kirchen, Fußball-

vereine oder Parteien geht). Doppelmitgliedschaften wu rden die eh 

manchmal schon schwierige Unterscheidung von Parteien weiter ver-

wa ssern.  

Es hat aber auch etwas damit zu tun, dass damit die relativen Be-

teiligungschancen Einzelner im Vergleich zu allen anderen unange-

messen gesta rkt wu rden. Wer bei drei oder vier Parteien Mitglied ist, 

hat – zumindest in einer ersten naiven Sicht – die dreifachen oder vier-

fachen Chancen, sein oder ihre Meinung in ein Parteiprogramm einflie-

ßen zu lassen, oder sich fu r eine Liste oder eine Kandidatur aufstellen 

zu lassen bzw. daru ber mitzuentscheiden. Und das erscheint mir – im 

Kontext des repra sentativdemokratischen Systems – als ein Problem.2  

Ko nnte eine Doppelmitgliedschaft unproblematisch sein? Im Rahmen 

des existierenden Systems wa re sie es fu r mich nur dann, wenn die oben 

beschriebenen Vorteile – Stimmrecht, das aktive und passive Wahlrecht 

in einer Partei – auf eine Partei beschra nkt wa ren. Also, Mitarbeit bei den 

Piraten, aber Stimmrecht und Mitgliedschaft weiter exklusiv gru n. Oder 

andersherum. Das ist letztlich, ohne formale Mitgliedschaft, auch heute 

mo glich. Auf den meisten Ebenen der gru nen Partei ist es auch fu r partei-

lose Menschen oder sogar fu r Menschen mit Mitgliedschaft in einer 

anderen Partei mo glich, sich in Debatten einzubringen.  

Vorstellbar wa re natu rlich ein ganz anderes politisches System – aber 

(schon wieder so ein Exklusivita tsanspruch …) nicht wirklich im Rah-

men des existierenden Systems. Wenn Piraten behaupten, das Betriebs-

system updaten zu wollen, dann geht es ja auch um so etwas. Klar ko n-

nen direktdemokratische Elemente gesta rkt werden, der starre 

Fraktionszwang gelockert werden, kann die Meinungsbildung transpa-

renter und partizipativer Verlaufen. Zum Teil sind das ja auch gru ne Zie-

le. Aber ein politisches System, in dem Parteien nicht mehr fu r Totalita -

ten stehen, sondern auf einzelne Politikfelder reduziert sind („in der 

 
2 Zudem ko nnte hier ein Anreiz fu r eine Neigung zur Personalisierung und Ent-
Politisierung von Politik vermutet werden. 
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Netzpolitik bin ich Pirat, bei der Umweltpolitik gru n, und wenn es um 

Menschenrechte geht, FDP-Mitglied“), mu sste nach komplett anderen 

Regeln funktionieren als heute. Solange das nicht so ist, solange Par-

teien per se eine Organisationsform von Konkurrenz ist, passt eine Dop-

pelmitgliedschaft nicht. 

P.S.: Historische Ausnahme bei den Doppelmitgliedschaften ist der 

Gru ndungsprozess einer Partei, an dem auch Vorga ngerorganisationen 

beteligt sind. Dann macht fu r eine U bergangszeit eine wechselseitige 

Doppelmitgliedschaft Sinn. 

Warum blogge ich das? Weil mein erster Impuls natürlich der war, Leuten wie 

Anke und Nina eine Brücke in Form der Doppelmitgliedschaft zu bauen – die 

mir beim näheren Nachdenken aber als falsch erschien. Wie eben oben aus-

geführt.  
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Der Fluss ohne Form. Eine Kritik 
der Liquid Culture Declaration 

 

5. Juni 2012 – Digitales Leben, Politik und Gesellschaft, Soziologisch gesehen, 

Zukunftsvisionen 

Jo rg Blumtritt, Benedikt Ko hler und Sabria David haben vor einigen 

Wochen eine Erkla rung abgegeben – die Declaration of Liquid Culture. 

Dem Spiel mit dem Adjektiv liquid (flüssig, auch: liquide, zahlungs-

fähig; vielleicht auch sowas wie das neue open) entsprechend nehmen 

die AutorInnen als ihr Leitmotiv das Bild des Flusses der Geschichte, 

der jetzt – an den Marschlanden der Postmoderne vorbei – in die kon-

turenlose offene See der Gegenwart fließt. Orientierung auf diesem 

Meer – im Zusammenhang mit dem Internet kein neues Bild (Bicken-

bach/Maye 1997) – geben nur noch die Sterne. 

http://memeticturn.com/declaration-of-liquid-culture/
http://www.flickr.com/photos/tillwe/6066255812/
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I. Orientierung im Fluiden 

Das Ende des Flusses ist erreicht, jetzt fließt alles, und diese Verflu ssi-

gung aller Lebenswelten wird von den AutorInnen auch ordentlich 

durchgespielt. Liquid Culture, Liquid Identity, Liquid Democray, Liquid 

Science – alles ist wackelpuddinglich geworden. Mich aber beschleicht 

beim Lesen des Manifests ein Unbehagen, das mir bekannt vorkommt: 

A hnlich ging es mir mit Sherry Turkle (1984, 1997), wo sie Computer-

spiele und spa ter das Internet als Orte fluide gewordener Identita t be-

schreibt. Ich habe dem (in meiner Magisterarbeit zum virtuellen Partei-

tag) den „Wirklichkeitsverdacht“ (Westermayer 2003; vgl. Wester-

mayer 2012) gegenu ber gestellt: Das Internet ermo glicht zwar das 

Spiel mit multiplen Identita ten, da aber, wo es auf die existierenden ge-

sellschaftlichen Institutionen tritt, etwa auf Politik und Parteien, ho rt 

dieses Spiel auf. Das Handeln im Netz wird jetzt zu einem Handeln, das 

an den Erwartungen und Konventionen der sozialen Wirklichkeit 

orientiert ist – an diesen orientiert sein muss, um in einem vorwiegend 

außerhalb des Netzes verankerten Wirklichkeitsausschnitt ernst ge-

nommen zu werden. 

Dieser Kipppunkte wird deutlich sichtbar, wenn PiratInnen in 

Spitzena mter ihrer Partei gewa hlt werden. Aus dem Twitter-Nickname, 

unter dem sie bisher bekannt waren, wird dann schnell der in den wei-

terhin wirkma chtigen Massenmedien verbreitete Geburtsname. Aus 

„Afelia“ wird in diesem Diskurs wieder „Marina Weisband“. 

Aber es ist nicht nur Gamification, die Verwandlung der Wirklichkeit 

in ein Rollenspiel, wenn das Spielerische zum Maßstab des Netzes ge-

macht wird, die mich irritiert. Die Auflo sung und Verflu ssigung von 

Identita ten und Institutionen ist ja kein Netzthema alleine, sondern – 

mit Manuel Castells (2002a, 2002b) gesprochen – ganz typischer Aus-

druck der „Netzwerkgesellschaft“, der A ra des Informationskapitalis-

mus, in der Raum und Zeit sich verflu ssigen, Identita ten zu einer politi-

schen Ressource werden und Arbeitsbeziehungen flexibilisiert werden.  

Oder, um noch einen Schritt zuru ckzutreten, und das Kommunistische 

Manifest zur Hand zu nehmen: 

http://www.mlwerke.de/me/me04/me04_459.htm#Kap_I
http://www.mlwerke.de/me/me04/me04_459.htm#Kap_I
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„Die Bourgeoisie kann nicht existieren, ohne die Pro-
duktionsinstrumente, also die Produktionsverhältnisse, 
also sämtliche gesellschaftlichen Verhältnisse fortwäh-
rend zu revolutionieren. Unveränderte Beibehaltung der 
alten Produktionsweise war dagegen die erste Existenz-
bedingung aller früheren industriellen Klassen. Die fort-
währende Umwälzung der Produktion, die ununterbro-
chene Erschütterung aller gesellschaftlichen Zustände, die 
ewige Unsicherheit und Bewegung zeichnet die Bour-
geoisepoche vor allen anderen aus. Alle festen eingeroste-
ten Verhältnisse mit ihrem Gefolge von altehrwürdigen 
Vorstellungen und Anschauungen werden aufgelöst, alle 
neugebildeten veralten, ehe sie verknöchern können. Alles 
Ständische und Stehende verdampft, alles Heilige wird 
entweiht, und die Menschen sind endlich gezwungen, ihre 
Lebensstellung, ihre gegenseitigen Beziehungen mit nüch-
ternen Augen anzusehen.“  

In der englischen Fassung ist der letzte Satz noch pra gnanter, sein An-

fang wurde zu einem stehenden Begriff:  

„All that is solid melts into air, all that is holy is profaned, 
and man is at last compelled to face with sober senses his 
real conditions of life, and his relations with his kind.“  

Karl Marx und Friedrich Engels beschreiben hier das kapitalistische 

Grundprinzip scho pferischer Zersto rung, wie es ein anderer O konom 

benannt hat. Alles Feste verdampft – eine sta ndige Umwa lzung von In-

novationen und Moden treibt die kapitalistische, moderne Gesellschaft 

voran, nichts ist von Dauer.  

Bei Blumtritt et al. tauchen neben dem Fluss auch die Stro me auf – das 

Castells oder Appadurai (1990) entlehnte Bild des „Flussraumes“ – der 

Stro me, die in der Gegenwart die fest verankerten Landschaften und 

nationalen Container, in denen Gesellschaft sich abspielt, abgelo st ha-

ben. Das Internet als Netzwerk scheint diesen Erneuerungsprozess zu 

beschleunigen und auf eine qualitative neue Grundlage zu stellen. 

Gleichzeitig – und das ist die zentrale Aussage der Liquid-Culture-

Declaration – verschwindet der Fortschrittspfeil des „Flusses“ der Ge-

http://www.marxists.org/archive/marx/works/1848/communist-manifesto/ch01.htm
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schichte zugunsten eines offenen Ozeans, an dem nur noch die Sterne 

den Weg weisen. 

Dabei fehlt allerdings die andere Seite der Medaille: auch Netzwerke 

bilden Strukturen, auch tempora re Projekte finden in Strukturierungen 

statt. Die Abha ngigkeit der Praktiken von Erwartungen und Ressourcen 

ist geblieben.  

Flussra ume und Netzwerke mo gen kontingent sein, aber sie sind 

nicht beliebig, sie sind nicht machtlos, und sie sind nicht ohne weiteres 

willentlich vera nderbar. Die Form des Flusses mag sich gea ndert haben, 

er mag jetzt wie eine breite, offene Wasseroberfla che aussehen, aber 

unter dieser Oberfla che gibt es nach wie vor starke Stro mungen, gibt es 

nach wie vor die Winde, die ein Schiff hierhin und dorthin treiben mo -

gen. Es gibt Orte, die nicht oder nur schwer erreichbar sind, Untiefen, 

ja, Zonen des Ausgeschlossenseins aus dem Netzwerke (vgl. zu den sich 

wieder festigenden Strukturen im Internet auch Westermayer 2012).  

Was aber passiert, wenn wir uns in das Meer hinaus treiben lassen? 

Vielleicht werden wir an einer anderen Ku ste angespu lt. Vielleicht 

geraten wir in einen Strudel. Oder wir werden, Gummienten und 

Plastikflaschen gleich, von Strudeln und Stro mungen, von Gezeiten und 

Winden zu riesigen ku nstlichen Inseln verwoben, in denen der Sternen-

glanz des Kunststoffes nur noch als Lebensfeindlichkeit fortbesteht.  

In der Erkla rung von Blumtritt et al. sind es die Sterne, die den Weg 

weisen. Einmal vorausgesetzt, das Schiff ließe sich steuern, so ganz 

ohne externes Maß, ohne Radar und wohl auch ohne Ruder – welche 

Sterne sind es denn, an denen in der Liquid Culture eine Orientierung 

mo glich ist? Die Stars der alten Medien? Die Sternchen, die in Twitter 

und Flickr vergeben werden ko nnen – bei Facebook das Like – um 

seku ndliche Bestleistungen auszuzeichnen, und um dem wandernden 

Fokus der Aufmerksamkeit eine Ersatzwa hrung beizugeben? Und was 

anderes als diese Sternchen, Likes und Re-Tweets ist denn die Wa hrung 

des Netzes? Und die Votes und Votings – sind sie etwas anderes? 

Orientierung an diesen Sternen: Reicht das aus, um eine Richtung zu 

finden – oder ist es eine sich von Tag zu Tag erneuernde Kunststoffwelt, 
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die die eigene Form, also die sich stetig drehende Spirale der Moden 

(Simmel 2001) nicht zu erkennen vermag, und die so im Glanz und Ver-

lo schen der Sterne sich im Kreis dreht? 

II. Die Liquiditäten 

Betrachten wir die von Blumtritt et al. (2012) genannten beispielhaften 

Spha ren, die verflu ssig – liquidiert? – werden sollen, noch einmal im 

Einzelnen. Genannt werden Liquid Democracy, Liquid Identity, Liquid 

Economy, Liquid Science, Liquid Art und Liquid Dataism. Politik, Identi-

ta t, Wirtschaft, Wissenschaft, Kunst und Technik, all diese Subsysteme, 

Spha ren, Teilbereiche der Gesellschaft sollen heute – das Manifest hat 

ja einen fordernden Charakter – nur noch als liquide Gebilde versta nd-

lich und kommunizierbar sein. 

1. Liquid Democracy: „Sprich mit uns, sprich nicht für uns“  

Das Manifest setzt hier das demokratische Individuum an die Stelle von 

Mengen. Weiterbestehende Strukturen der Repra sentation seien in Zu-

kunft bedeutungslos, die Demokratie soll durch Technik eine durch und 

durch direkte werden. Die flu ssige Demokratie ist nach dem Grundsatz 

organisiert: „Jeder spricht mit gleicher Stimme, aber das nicht nur, um 

seine Vertreter zu wa hlen, sondern um direkt mitzugestalten.“ 

Soziotechnisches Modell im Hintergrund ist hier Liquid Democracy, 

also die von den Piraten popularisierte Idee einer Mischung aus direk-

ter und repra sentativer Demokratie: Jede/r stimmt im großen Wahl-

computer direkt mit ab, setzt Themen – oder wa hlt eben doch eine the-

menbezogene VertreterIn. 

Flu ssig ist das ganze, weil Repra sentantInnen nicht fu r vier, fu nf 

oder sieben Jahre gewa hlt werden, sondern jederzeit Delegationen 

entzogen und neu vergeben werden ko nnen, wenn die Wellen und 

Strudel der Aufmerksamkeit andere Argumente in den Vordergrund 

gespu lt haben.  

http://de.wikipedia.org/wiki/Liquid_Democracy
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Eine solche verflu ssigte Demokratie mu sste tatsa chlich ohne Parteien 

und ohne Repra sentantInnen im herko mmlichen Sinn ausgestaltbar 

sein. Wie jede Utopie vergisst sie die Wirkma chtigkeit existierender 

Strukturen (auch das ein Prozess, der am Beispiel der Piraten sehr 

scho n zu beobachten ist). Der idealtypische Endpunkt einer solcherart 

aufgetauten Demokratie sind diverse Hive-Mind-Konzepte der SF-

Literatur – von den Borg bis hin zur Demarchy in Alastair Reynolds Re-

velation Space, in der jede/r per Gehirnimplantat sta ndig an politischen 

Entscheidungen beteiligt ist. 

Wer aber entscheidet, was zur Entscheidung ansteht, wann ein Dis-

kussionsprozess, ein Voting abgeschlossen ist? Was passiert mit dem 

Hive Mind, wenn doch nicht alle gleich sind, sondern sich Kasten- und 

Klassenstrukturen auch in politischer Beteiligung abbilden? Heute 

schon gibt es große Kritik daran, dass direktdemokratische Beteili-

gungsformate eher auf die white male middle class abzielen als auf jede 

andere menschliche Konfiguration. Es mag ein scho ner Traum sein, 

dass jeder Mensch aktiv und passiv in gleicher Weise seine (bzw. ihre) 

Stimme erheben ko nnen wird. Solange dieser Traum nicht verwirklicht 

ist, ist es fatal, politische Verfahren ohne Reflektion auf dieser Grund-

lage aufzubauen (das Gender-Problem der Piraten) – denn dann wer-

den damit bestehene Ungleichheiten festgeschrieben. 

Ich halte es fu r eine letztlich empirisch offen Frage, ob die diversen 

Tools fu r Liquid Democracy hieran etwas a ndern werden, aber ich habe 

große Zweifel daran. Dies gilt umso mehr, wenn Fragen der Nutzbarkeit 

und der Verknu pfung von Sachfragen und Informationsgewinnung 

hinzu kommen.  

Die Informatik ebenso wie die Luhmann’sche Systemtheorie lehrt 

uns, dass sich letztlich alles in ein 1/0-Schema packen la sst. Ent-

sprechend kann jedes politische Problem in ja/nein-Entscheidungen – 

mo glicherweise vera stelt u ber Alternativen – verpackt werden. Die fak-

tische Arbeit des Regierens – mit all ihrer Machtbelastetheit – besteht 

aber nur zu einem winzigen Bruchteil aus ja/nein-Entscheidungen. Es 

geht beispielsweise darum, Interessengruppen anzuho ren, es geht da-

http://en.wikipedia.org/wiki/Demarchy#In_fiction
http://en.wikipedia.org/wiki/Demarchy#In_fiction
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rum, juristische Vera stelungen auf Nebenwirkungen abzuklopfen, es 

geht darum, Abwa gungsentscheidungen zwischen unterschiedlichen 

Risiken und Modellen zu treffen – und das alles im Rahmen etablierter 

(und durch eine entsprechende Rechtssprechung und deren Bu rokratie 

abgesicherter) Pfade und Schranken. 

Auch aus dieser Perspektive heraus erscheint Liquid Democracy als 

Unwahrscheinlichkeit. O ffnen wir doch lieber demokratische Verfahren 

– aber eben immer auch mit den Strukturen und Nebeneffekten im 

Blick. Das wa re das „sprich mit uns“ der Manifest-U berschrift, das 

durch Liquid-Democracy-Tools eben nicht verwirklicht wird. Und es 

wa re eine klare Orientierung, eine Struktur. Ob das funktionieren kann, 

in den beschriebenen Pfadabha ngigkeiten, probiert die gru n-rote „Bu r-

gerregierung“ in Baden-Wu rttemberg gerade aus. Ausgang offen. 

2. Liquid Identity: Wir sind viele  

Hier ließen sich jetzt lange Ero rterungen des Fu r und Widers post-

moderner multipler und fluider Identita tskonzepte einschieben. Wie 

stabil sind Lebensstile, wie patchworkartig Identita ten? Menschen han-

deln in unterschiedlichen Kontexten unterschiedlichen Erwartungen ge-

ma ß – Praktiken, auch Praktiken der Selbststilisierung und A sthetisie-

rung, sind kontextuiert. Aber bleibt nicht, selbst in radikalen Theorien, 

ein Kern der auf sich selbst bezogenen Eigenwahrnehmung, ein Identi-

ta tskern fu r sich? Oder, wenn die praxistheoretischen Annahmen u ber 

die Routinehaftigkeit menchlichen Handelns stimmen: Wer ha lt es denn 

aus, sta ndig eine andere, ein anderer zu sein? Wer kann zwischen mehr 

als einer Handvoll Rollen wechseln, ohne sich komplett zu verlieren? 

Identita ten sind politischer geworden, und sie sind wandelbarer ge-

worden. In sozialen Beziehungen bleiben sie jedoch eine Notwendig-

keit, die ihrer Verflu ssigung Grenzen setzt – stabile Kommunikation 

funktioniert nur, wenn ich mir u ber die Zeit tragfa hige Erwartungen 

u ber mein Gegenu ber machen kann, egal ob per Avatar, Nickname oder 

sonstwie als eindeutige Person gekennzeichnet.  
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Identita ten sind nichts naturwu chsiges. Authentisch werden sie da-

durch, dass sie in ihrem Gebrauch den selbst geschaffenen Erwartun-

gen genu gen. Aber Identita ten sind auch nichts vo llig beliebiges, vo llig 

frei wa hlbares – der große Irrtum einiger postmoderner Lebensstilkon-

zepte. Sie haben biographische Hintergru nde, sie sind in immateriellen 

und materiellen Ressourcen verankert, und sie entwickeln sich weiter.  

3. Liquid Economy: Sharing is Caring 

Blumtritt et al. (2012) schreiben hier: 

„Teilen ist das neue Haben. Güter sind nicht nur zum Be-
sitzen da, sondern zum Teilen, Tauschen, Weiterschenken 
und gemeinsam Nutzen. Konsum ist kein Selbstzweck.“  

Das ist sicherlich eine resonanzfa hige Idee – nicht nur in Richtung der 

Open-Source-Bewegung, sondern auch in Richtung von ganz materiel-

len Commons und urbaner Subsistenzstrategien, die mit der Nachhaltig-

keitsdebatte verknu pft sind. Warum das hier als „liquid“ bezeichnet 

wird, erschließt sich mir nicht. Bei aller Sympathie bleibt die Frage: 

Tra gt es eine Wirtschaft, wenn …  

„Wir arbeiten, weil wir es wollen und wo wir es wollen. 
Wir arbeiten gerne mit anderen zusammen – auch wenn 
nicht immer am selben Projekt. Was uns wichtig ist, be-
zahlen wir. Wir spenden, wir beteiligen uns mit Geld oder 
mit unserer Arbeitsleistung. Wir verwalten nicht, wir han-
deln. Was uns fehlt, das gründen wir.“  

Oder ist Liquid Economy, so wie sie hier konzipiert wird, nicht eher so 

etwas wie die Selbstbeschreibung einer kleinen, neuen kreativen Klas-

se? Die, die es sich – materiell und von anderen Ressourcen wie Bildung 

und Zeit her – leisten ko nnen, zu spenden, zu gru nden, Projekte anzu-

fangen und Projekte abzulehnen? Was ist mit der Selbstausbeutung der 

Kleinstselbststa ndigen? Was ist mit der unsichtbaren Arbeit, die auch 

getan werden muss – wer erledigt die, wenn die Wirtschaft liquide 

geworden ist? 
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Insofern bleibt hier ein fahler Nachgeschmack – das, was den einen 

das große offene Meer neuer, ja unbegrenzter Mo glichkeiten ist, ist den 

anderen die Frage, ob sie sich an das stinkende Floß klammern mu ssen, 

um nicht zu ertrinken.  

4. Liquid Science: Was ist Wahrheit?  

Ich muss das hier jetzt im Volltext zitieren, weil es scho n ist. Ob es wahr 

ist, weiß ich nicht. Aber erst einmal der Text: 

„Die Welt ist, was der Fall ist und nicht, worauf wir uns 
verständigen, dass sie zu sein hat. Es gibt keinen Kom-
promiss. Wenn wir keinen Konsens finden, was wir für 
wahr halten, dann bleiben wir besser uneins. Die Meinung 
der Mehrheit hat keinen Anspruch auf Wahrheit. Gleich-
zeitig steht alles Wissen in Frage. Kein Konsens ist fest-
geschrieben. Nur wenn unser Konsens das Beharren und 
Provozieren der Trolle übersteht, ist er stabil genug, die 
wirklichen Herausforderungen zu bestehen. 

Unser Wissen fließt. Alles, was wir über die Welt wissen, 
ist im stetigen Fluss. Wir passen unsere Modelle der sich 
verändernden Welt an – und nicht die Welt unseren 
Modellen. Wie sich unsere Timeline ständig erneuert, so 
fließen neue Daten in unser Wissen und verändern unsere 
Modelle von der Welt. 

Ununterbrochen sind wir damit beschäftigt, die unter-
schiedlichen Schläuche, durch die unsere Daten zu uns 
fließen, zusammenzuführen, die Ströme zu vermischen 
und weiterzuleiten. Manchmal wird ein Schlauch brüchig. 
Bevor er platzt, lassen wir ihn fallen und nehmen seine 
Daten aus unserem System.“  

Wikipedia ist ein Versuch, diese Art der Wahrheitsfindung zu institutio-

nalisieren. Im Ergebnis gibt es ein brauchbares Nachschlagewerk, und 

auf der Hinterbu hne harte Konflikte und machtbasierte Auseinan-

dersetzungen zwischen Admins. Wikipedia ist gut darin, das an anderer 

Stelle erarbeitete Wissen u ber die Welt zusammenzutragen, und – hier 
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vielleicht in der Tat liquid – in der Enzyklopa die anzupassen, wenn das 

Wissen sich vera ndert. 

Wikipedia kann und will kein neues Wissen generieren. Konflikthaft 

wird es dort, wo unterschiedliche Wahrheiten aufeinanderprallen, und 

dort, wo wissenschaftliches Wissen mit Unsicherheit behaftet ist. Wiki-

pedia ist eine stabile Momentaufnahme des expliziten Teils des 

kollektiven Hintergrundwissens bereitha lt. 

Wikipedia ist ein Filter. Was Wikipedia nicht entha lt, ist nicht relevant 

– so die Selbstbeschreibung. Der Versuche, das nicht-relevante Komple-

menta r zur Wikipedia zu bilden, gibt es viele, sie sind unu bersichtlich, 

und sie sind wenig erfolgreich.  

Das ist die eine Ebene des Zweifels, der die Vermachtung der Erkennt-

nissuche und die fehlende Anschlussfa higkeit wissenschaftlicher 

Praktiken an die standardisierte Darstellung von Wissen mitmeint. Die 

andere Ebene des Zweifels bezieht sich auf den zweiten Teil des Zitats: 

der Anspruch, das je eigene Wissen u ber die Welt immer auf dem 

neusten Stand zu halten, und es gegebenenfalls umzuwerfen. Mensch-

liche Gehirne funktionieren nicht so, wissenschaftliche Revolutionen 

erst recht nicht. Wir nehmen vorwiegend das wahr und fu r wahr, was 

uns in unseren Ansichten besta tigt. Unsere sozialen Kontakte bilden 

einen Kontext, der uns besta tigt. Natu rlich besteht unsere Timeline 

zum gro ßeren Teil aus Menschen, denen wir inhaltlich folgen ko nnen, 

und nur zum kleineren Teil aus solchen, mit denen wir uns sta ndig 

streiten wollen. Wer wollte schon permanent getrollt werden? Der 

hehre Anspruch an liquid science fa llt dem Alltag zum Opfer.  

5. Liquid Art: Der Einzige und sein geistiges Eigenthum 

Sagte ich schon, dass die Liquid-Culture-Declaration ein Manifest des 

Neoliberalismus ist? Wie anders wa re ein Satz wie der zu erkla ren: 

„unsere Galeristen und Sammler sind die Venture Capitalists, die den 

Kreativen die Arbeit finanzieren und sie bei Erfolg groß machen“ – ich 

spitze zu: Kunst sollten nebenbei geschehen und o ffentlich gemacht 
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werden, wenn sie gut ist, wird der Markt sie schon finden und zu großer 

Blu te fu hren. Dafu r bedarf es dann keiner wie auch immer definierten 

Hochkultur, keinen slow media, sondern es „blu hen die Volkssprachen“. 

Der Scho pfer, die Scho pferin wird im Pop zur leeren Figur, inhaltlich be-

liebig anzufu llen. Wie war das mit der Liquid Economy, der Selbstver-

wirklichung in der ta tigen Arbeit. Findet die nicht erst in der Aussage, 

„Siehe, dies ist mein Werk?“ ihre Befriedigung? 

„Das fließende Werk hat keinen Anfang und kein Ende, es 
lebt weiter. Es ist eine gesellschaftliche Wertschöpfung. 
Kultur ist keine Ware, sondern ein Prozess.“  

Gerade an dieser Stelle, gerade da, wo es um verflu ssigte Kultur geht, 

frage ich mich schon, wer von den drei AutorInnen welchen Satz ge-

schrieben hat. Denn das gemeinsame Werk ist alles andere als ein-

heitlich. „Liquid“ umhu llt hier ganz verschiedenes – Doctorows Maker-

Kultur ebenso wie die Selbstbezu glichkeit der Netzgemeinde („Kultur 

ist unser Kult.“), den bildungsbeflissenen Verweis auf die sinkende 

Bedeutung der Autorenschaft ebenso wie den popula ren Remix des Ein-

Bisschen-Mit-Content-Generators.  

Trotzig schließt der Kulturteil: „Es ist unser Kult. Nur wir selbst haben 

alles Recht daran.“, macht die Netzgemeinde zur herme(neu)tischen Ge-

meinschaft, in der eigenen Kulturprodukte frei zirkulieren und ge-

mischt werden. Die vorhandenen Schnittstellen zur Kulturindustrie, die 

außenstehenden Maschinen der Bilderproduktion und deren Stro me, 

die Verwertungsinteressen der Venture Capitalists – sie alle werden als 

Selbstversta ndlichkeit brav ignoriert.  

6. Liquid Dataism: Nousphere 

Das (Daten-)Netz als technische Erweiterung des Ko rpers, des Gehirns 

– warum nicht? Aber ein im Netz existierendes Datenleib zu postulieren 

– ist das „Liquid Dataism“ oder schon „Liquid Dadaism“? 

„Wie unsere Körper sich im Raum bewegen, so auch 
unsere Daten im Netz. Das Netz spannt uns neue 
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Dimensionen auf, in denen wir leben. Unsere Daten sind 
unser Leib im Internet.“  

Im u berschwellenden Hypegesang hilft es, wie es Blumtritt et al. (2012) 

in den ersten Sa tzen dieses Absatzes auch machen, sich noch einmal 

darauf zu besinnen, dass der extrakorporale Datenverkehr keine Er-

findung des 21. Jahrhunderts ist. Wenn Goethe mehrmals ta glich Briefe 

an seine im Schattenriß pra sente Liebschaft verschickte, dann war das 

ebenso eine Erweiterung des Ko rpers, wie es Mails, Tweets und digitale 

Profile sind. So viel hat sich hier gar nicht gea ndert – also kein Grund, 

gleich in das Netz u bersiedeln zu wollen, und den Ko rper im Datenleib 

zu transzendieren. Und, nur zur Erinnerung: auch hinter Bits und Bytes 

stecken Kupferdra hte und Rechenzentren. Nationale Grenzen durchzie-

hen das Netz, ebenso wie die digtale Welt maßgeblich durch die Profit-

interessen einzelner Konzerne gestaltet ist. Der unentdeckte Kontinent 

der Freiheit ist auch hier nur in den Nischen zu finden. 

Nur wenn wir aufho ren, dem Netz nahezu religio se Verehrung ent-

gegenzubringen und als Gegenleistung Wunder zu erwarten, wird es als 

das wahrnehmbar, was es ist. 

III. LCD 

Die Liquid Culture Declaration, kurz LCD, vermag mich nicht zu u ber-

zeugen. Sie ist anregend, sonst ha tte ich keine 3000 Wo rter dazu ge-

schrieben. Aber als Manifest, also im urspru nglichen Sinne als Passa-

gierliste fu r das Schiff, das die so harmlos in der Sonne glitzenden Wei-

ten des Ozeans der Zukunft befahren soll, taugt es nicht – zu heterogen 

sind die Akteure, die hier auf einem Dampfer mit dem stolzen Namen 

‚Air Liquide‘ zusammengebracht werden sollen. Und u berhaupt: Wozu 

Manifeste, wenn doch alles im Fluss ist? 
  

http://de.wiktionary.org/wiki/Manifest
http://de.wiktionary.org/wiki/Manifest
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Work in progress: Für eine linke, grüne 
Netzpolitik (Version 0.1) 

10. Juni 2012 – Digitales Leben, Politik und Gesellschaft, So grün, so grün 

Vorbemerkung 

Der folgende Text ist ein Entwurf. Teils Blogeintrag, teils erste Fassung 

eines Manifests fu r eine gru ne, linke Netzpolitik, beruht der Text maß-

geblich auf den Diskussionen des Workshops „Netzpolitik“ beim Kon-

gress grün.links.denken. In diesem Pad1 kann an diesem Text weiterge-

arbeitet werden. Ich bin gespannt – auch auf Kommentare derjenigen, 

die die Ausgangsthesen nicht teilen.2 

I. Das politische Feld und sein Gegenstand 

In den letzten Jahren hat sich Netzpolitik zu einem ausgewachsenen po-

litischen Feld entwickelt. Das Netz, die zentrale Infrastruktur unserer glo-

balen Netzwerkgesellschaft, und alle damit verbundenen Entwicklungen 

sind durch und durch politisch. Am Netz ha ngen Fragen wie die nach ge-

sellschaftlicher Teilhabe und nach der Art und Weise, wie Arbeit, Bildung 

 
1 Anekdote am Rand: Irgendwie hat das mit dem Pad erst nicht funktioniert. Ich hab’s 
auf die wacklige Netzverbindung im ICE geschoben. Was war’s wirklich? Ein Anfu h-
rungszeichen zu viel bzw. zu wenig im Link, und damit ein Verweis auf das falsche 

Pad. Technik 
2 Erga nzung 0.08 Uhr: Und weil es dazu auf Twitter noch einen heftigen Schlagab-
tausch gab: Das Papier ist nicht als Angriff auf den anderen gru nen Flu gel gemeint. 
Klar ist vieles von dem, was ich anhand linker gru ner Grundwerte (also nicht alleinig 

linksgru ner oder „flu gellinker“ Grundwerte!) an Positionen ableite, in der Partei Kon-
sens. Oder es scheint zumindest so zu sein. Ich bin u berzeugt davon, dass es gut ist, 
wenn wir uns gerade in einer Zukunftsfrage wie der Netzpolitik auch in unserer Partei 

in eine programmatische Auseinandersetzung begeben – zwischen den Flu geln und 
u ber diese hinweg, aber vor allem auch mit denen, die Netzpolitik als vielleicht gerade 
modisches Nischenthema abtun. Ich glaube, dass bei dieser u ber den Zirkel der Netz-

politiker_innen hinausgehenden Debatte durchaus Differenzen und unterschiedliche 
Gewichtungen sichtbar werden. Daru ber mu ssen wir reden – und da sind die Flu gel 
als Diskursgeneratoren ein richtiger Ort, um so eine Auseinandersetzung anzufangen! 

https://textbegruenung.de/p/gruenlinksnetzpolitik
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und Demokratie in Zukunft ausgestaltet sein sollen. Das Netz ist ein trans-

nationaler Raum – gleichzeitig ist es weder immateriell noch extraterri-

torial. Unter allen Apps und Kommunikationsstro men liegen Kabel und 

Rechenzentren. Gru n gedacht: Energie und Rohstoffe. Und klar: die Ge-

setze, ob sie jetzt passen oder nicht, gelten auch dann, wenn Kommuni-

kationen und Transaktionen im Internet stattfinden.  

Eine Illusion wa re es auch, das Netz als herrschaftsfreie Arena der 

freien Rede zu begreifen. Wer sich ins Netz begibt, nimmt den ganzen 

Rucksack gesellschaftlicher Erwartungen und Vorpra gungen mit. Gro-

ße Teile der Infrastruktur und der Anwendungen befinden sich in pri-

vater Hand, auch wenn sie faktisch o ffentliche Dienste und Ra ume dar-

stellen. Das hat etwas mit Macht und Monopolen zu tun, aber auch da-

mit, dass das Netz, wie wir es kennen, in der neoliberalen Epoche zu 

seiner heutigen Gro ße gewachsen ist und erwachsen wurde.  

Staatliche Versuche, konkurrierende Dienstleistungen beispielsweise 

zu Suchmaschinen anzubieten, sind eindeutig gescheitert: Staaten und 

o ffentliche Verwaltungen waren in ihrer Denkweise, ihren Dienstwegen 

und ihren Gescha ftsmodellen zu langsam und zu inflexibel, verglichen 

mit den Freiheiten der Start-ups, aus denen die gegenwa rtigen Oligo-

pole erwachsen sind. Das ist eine Geschichte, die im Prinzip bereits mit 

Bildschirmtext und Minitel begonnen hat. Durchgesetzt hat sich das 

weitgehend dezentrale, stellenweise fast schon organisch anmutende 

Netz, wie wir es heute kennen, das Netz, hinter dem technisch eine Mi-

schung aus Selbstregulierung, staatlicher Infrastrukturpolitik und 

Wirtschaftsinteressen steckt. 

Das Netz wird genutzt, es ist Werkzeug und Medium, Ort und Maschi-

ne zugleich. Wir Nutzer_innen arbeiten und spielen, kommunizieren 

und informieren uns im und mit dem Netz. Manchmal ist es dabei fast 

unsichtbar geworden. Wenn wir vom Smartphone aus Facebook oder 

Twitter aufrufen, dann ist das nahtlos in den Alltag integriert. Dass wir 

dabei das Netz nutzen, vergessen wir vo llig zu Recht. Als Netznutzer_in-

nen sind wir zugleich Konsument_innen und Produzent_innen von Me-

dieninhalten und Dienstleistungen. Wir tragen zum stetigen Strom der 
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Neuigkeiten und Geru chte bei, teilen Bilder und Links, und erhalten das 

Netz so am Leben. 

Netzpolitik – das ist das politische Feld, in dem es um diese Infrastruk-

tur und ihre Nutzung geht. Darum, welche Regeln gelten und wer Zu-

gang hat. Es geht um soziale Gerechtigkeit und um Marktmacht, um 

Bu rger_innenrechte und demokratische Beteiligung. Netzpolitik ist die 

Frage, wer zu welchen Bedingungen Zugriff auf Wissen hat, und es ist 

nicht zuletzt die Frage, wer daru ber entscheidet, welche Inhalte im Netz 

stehen du rfen, und welche nicht. Netzpolitik ist das Handeln, in dem die 

grundlegenden Bedingungen unseres digitalen Alltags politisch ent-

schieden werden. 

Als typisches Querschnittsthema ist Netzpolitik mit vielen anderen 

politischen Feldern verknu pft. Zugang ist auch eine soziale Frage. Un-

gleichheiten in der Gesellschaft spiegeln sich im Netz. Netzpolitik sto ßt 

immer wieder auf innere Sicherheit und auf die Weiterentwicklung un-

serer Demokratie. Der Schutz der Verbraucher_innen im Netz ist eben-

so netzpolitisches Thema wie die aktuell heiß diskutierte Anpassung 

des Urheberrechts an das digitale Zeitalter.  

II. Netzpolitik ist nicht links oder rechts, sondern … ja was eigentlich? 

Netzpolitik ist ein junges politisches Feld fu r eine noch immer neue und 

sich weiterhin schnell entwickelnde gesellschaftliche Infrastruktur. O f-

fentlich sichtbar ist Netzpolitik erst in den letzten Jahren geworden, ins-

besondere im Abwehrkampf gegen die Einschra nkung von Bu rger_in-

nenrechten im Netz. In dieses Sichtbarwerden haben viele Aktive viel 

Energie gesteckt.  

Die „Netzgemeinde“, die genauso vielfa ltig und heterogen ist wie die 

Gesellschaft insgesamt, hat sich formiert. Im gemeinsamen Kampf da-

rum, das Netz u berhaupt als politisches Thema salonfa hig zu machen, 

und im Ru ckgriff auf die Traditionslinie des raw consensus – richtig ist, 

was gut funktioniert – der Internettechnik hat sich Netzpolitik selbst 

zuna chst als unpolitisches Feld konstituiert. Auf die Machtgefu ge und 
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Lager der „etablierten“ Politik schaut die Netzbewegung mit Skepsis. 

Insofern die Pirat_innen als netzpolitische Bewegung zu verstehen sind, 

wollen sie ebenfalls eine maximal unpolitische Partei sein.  

Damit hat sich in den letzten Jahren der Eindruck festgesetzt, dass 

Netzpolitik weder links noch rechts ist. Diese Wahrnehmung wird da-

durch versta rkt, wie die Akteur_innen der pra digitalen Politik sich in 

wichtigen netzpolitischen Diskussionen verhalten haben.  

Die Idee, eine Sperrinfrastruktur gegen Kinderpornographie aufzu-

bauen, die im Sommer 2009 ihren Ho hepunkt fand und ikonisch auf 

„Zensursula“ (die zusta ndige Ministerin Ursula von der Leyen) verku rzt 

wurde, wurde in der damaligen Konstellation im Bundestag von CDU 

und SPD eingebracht und verteidigt. Sowohl die FDP als auch die LINKE 

stellte sich klar gegen die Idee einer Zensurinfrastruktur. Die bu ndnis-

gru ne Fraktion nahm mehrheitlich eine ablehnende Haltung ein, inner-

halb der Fraktion gab es aber fast ein Drittel Enthaltungen – quer zu 

allen Lagern. U brigens ein Umstand, der uns noch heute im Netz u bel 

genommen wird.  

Bei der Vorratsdatenspeicherung finden sich a hnliche Koalitionen – 

CDU und SPD stehen auf der einen Seite, Bu ndnis 90/Die Gru nen, DIE 

LINKE, Piraten und die FDP auf der anderen Seite der Trennlinie. 

Schlagworte wie „Open Data“, „Open Access“ oder „digitale Demokratie“ 

sind – bei großem Desinteresse der Mehrheit der Volksparteien – eben-

falls links wie rechts zu finden. Die Administration von Barack Obama, 

das damals rot-rot regierte Berlin, das rot-gru ne Bremen und das 

schwarzblau-gelbe Bayern: Sie alle sehen sich als Vorreiter, wenn es da-

rum geht, die in Verwaltungen und Regierungen entstandenen Daten o f-

fentlich verfu gbar zu machen. Open Access, der Zugriff auf wissenschaft-

liche Publikationen, wird innerhalb der CDU genauso wie von gru nen 

Forschungspolitiker_innen eingefordert. Beteiligungstools probieren 

nicht nur die Piraten aus – Bu ndnis 90/Die Gru nen natu rlich erst recht – 

sondern auch in SPD und CDU finden sich entsprechende Projekte. 

Oder nehmen wir die große Urheberrechtsthematik: Hier scheint 

nicht links oder rechts, ja noch nicht einmal das Alter oder die Face-
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book-Nutzungsfrequenz, sondern in erster Linie die gefu hlte Na he zum 

Kulturbetrieb daru ber zu entscheiden, wer welche Position einnimmt.  

III. Ändern wir das: Plädoyer für eine grüne, linke Netzpolitik 

Ist Netzpolitik also in der Tat ein neues politisches Feld, fu r das die alten 

Etiketten nicht mehr stimmen? Ich mo chte dem widersprechen und da-

fu r pla dieren, fu r eine gru ne und explizit auch linke gru ne Netzpolitik 

einzutreten. Nicht weil Netzpolitik per se links oder rechts ist, sondern 

weil sich im Feld der Netzpolitik inzwischen Positionen ausdifferenzie-

ren – wer fu r das Netz Politik macht, meint damit la ngst nicht mehr un-

bedingt das gleiche. 

Eine gru ne, linke Netzpolitik hat zwei Aspekte. Das eine ist die inhalt-

liche Ausrichtung im netzpolitischen Feld. Dazu gleich mehr. Der zweite 

Aspekt ist ein strategischer: Wenn die eingangs gea ußerte These 

stimmt, dass das Netz die zentrale Infrastruktur der Gegenwartsgesell-

schaft darstellt, deren Gestaltung massive Auswirkungen darauf hat, 

wie sich ganz unterschiedliche gesellschaftliche Spha ren zuku nftig ent-

wickeln, dann muss eine progressive Linke ein Interesse daran haben, 

hier mitzugestalten und hier als Akteurin aufzutreten. Eines der gesell-

schaftlichen Konfliktfelder in den na chsten Jahren wird die Ausgestal-

tung und Regulierung des Netzes sein. In diesem Konflikt mu ssen wir 

uns positionieren, statt eines Tages planlos zwischen den Fronten auf-

zuwachen.  

Wenn die strategische Notwendigkeit erkannt wird, sich hier zu posi-

tionieren, dann reicht es allerdings nicht aus, per Copy und Paste Gedan-

ken und Konzepte anderer zu u bernehmen. Das wu rde mindestens so 

aufgesetzt wirken wie die Masken der Anonymous-Bewegung. 

Erst wenn wir es schaffen, uns selbst – als Stro mung, als Partei – hier, 

von unseren Haltungen und Werten ausgehend, zu positionieren, ko n-

nen wir authentisch agieren. Erst wenn wir in der Partei um diese Fra-

gen gerungen haben – auch mit denen, die das Netz vorgeblich nicht 

interessiert – erst dann sind wir stark genug, um Widerspru che und Ge-
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genwind auszuhalten. Deswegen halte ich es fu r sinnvoll, einen Schritt 

zuru ckzutreten und Netzpolitik anhand zentraler linker, gru ner Grund-

werte durchzudenken.  

Was sind Grundwerte linker Gru ner? Bei allen Differenzen ist es doch 

so, dass Solidarita t und die gerechte Teilhabe an Arbeit, Bildung, Chan-

cen und Demokratie einen ganz zentralen Wert dieser Art darstellt. 

Wenn wir uns als emanzipatorische Linke verstehen, die fu r Freiheit 

stehen, und damit fu r die Schaffung der Bedingungen dafu r, dass jeder 

Mensch sich frei entfalten kann, dann ist die Konzentration auf Bu r-

ger_innenrechte und auf die Emanzipation des Menschen ein zweiter 

solcher Wert. Drittens sind wir Gru ne – Linke, die den Weg von der ma-

terialistischen Wachstumsbeglu ckungsideologie hin zu postmaterialis-

tischen Fragen der Nachhaltigkeit und der O kologie gegangen sind. 

Gerechte Teilhabe, Emanzipation und O kologie – das ist fu r mich zu-

mindest die zentrale Wertetrias gru ner Linker. Was bedeutet es nun, 

Netzpolitik anhand dieser Wertetrias zu denken? 

Teilhabe ist eng verknu pft mit Fragen des Zugangs zum Netz. Diese 

Frage geht weiter u ber die technische Verfu gbarkeit von Breitbandzu-

ga ngen hinaus. Teilhabe ist voraussetzungsreich. Da sind zum einen die 

notwendigen finanziellen und zeitlichen Ressourcen, um das Netz dazu 

zu nutzen, an Gesellschaft teilzuhaben. Wir ko nnen uns sicherlich da-

rauf einigen, einen schnellen und breiten Zugang zum Netz im 21. Jahr-

hundert als Bestandteil der Daseinsvorsorge zu verstehen, und breit-

bandigen Netzzugang damit gleichzustellen mit Wasser, Strom, Ein-

kaufsmo glichkeiten und Kultur im sozialen Nahbereich. Was ist mit de-

nen, die sich einen Netzzugang nicht leisten ko nnen? Um es aufs ganz 

konkrete Beispiel herabzubrechen: Welchen Anteil an einem Hartz-IV-

Regelsatz sehen wir als ausreichend an, um damit Telekommunikation 

und Netzzugang abzudecken – letztlich ja nicht nur eine Frage des 

Dienstleistungsabos, sondern auch eine der zur Verfu gung stehenden 

Hardware.  

Linke gru ne Politik ist es, beim Netzzugang, beim Breitbandausbau 

mitzudenken, dass Teilhabechancen heute ungleich verteilt sind. Wir 
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sehen die Chancen, die es bringt, Beteiligungsprozesse im Netz stattfin-

den zu lassen und staatliche Dienstleistungen und Verwaltungsvor-

ga nge, gerade im la ndlichen Raum, ins Netz zu verlagern. E-Government 

und E-Demokratie, egal ob vom Smartphone oder vom PC aus gedacht, 

ko nnen unseren Staat moderner machen und ihn na her an die Bu r-

ger_innen setzen. Teilhabe an Demokratie, an Diskursen und am Ent-

scheiden: all das ist voraussetzungsreich. Wer hier blind ist, erntet die 

Diktatur der wohlsituierten, akademisch gebildeten Mittelschicht. 

Dass Zugang zum Netz voraussetzungsreich ist, zeigt sich nicht nur 

darin, dass der Zugang ins Netz etwas kostet, und dass es freie Zeit 

braucht, um im Netz mitzudiskutieren und Netzangebote zu nutzen. Die 

Hu rden sind nicht nur technischer Art; gesellschaftliche Teilhabe durch 

das Netz setzt Kompetenzen und neue Kulturtechniken voraus. Wie for-

muliere ich meine Meinung? Wie finde ich jenseits der vorgegebenen 

Bahnen der Netzunterhaltungsindustrie das, was ich suche? Was ist 

eine AGB, und was passiert, wenn ich ihr zustimme? 

Kompetenz im Umgang mit dem Netz wird besonders da relevant, wo 

die Grauzonen betreten werden. Wir gehen von mu ndigen Nutzer_in-

nen aus, die wissen, was kopiert werden darf und wo Abmahnungen 

drohen, die Spam und Lockangebote von ernstgemeinten Zuschriften 

unterscheiden ko nnen. Der Staat kann hier nur in begrenztem Umfang 

regulatorisch ta tig werden. Die Grauzonen des Netzes lassen sich nicht 

wegverbieten. Als linke Gru ne treten wir dafu r ein, die rechtlichen Rah-

menbedingungen an die neuen Realita ten des Netzes anzupassen – bei-

spielsweise beim Abmahnwesen. Verbraucher_innenschutz bedarf es 

im Netz vielleicht noch mehr als in anderen Handlungsfeldern des All-

tags.  

Im Sinne eines emanzipatorischen Menschenbildes wollen wir Men-

schen nicht vorschreiben, was sie im Netz zu tun und zu lassen haben. 

Aber Menschen sollen im Wissen um die Konsequenzen ihres Tuns han-

deln – beispielsweise, wenn es um die Privatspha re in sozialen Netz-

werken geht. Das einscha tzen zu ko nnen, dazu mu ssen Menschen in die 

Lage versetzt werden – und Regeln und Vorschriften mu ssen soziale 
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Netzwerke und Web-Anbieter_innen dazu zwingen, es Menschen leicht 

zu machen, die Konsequenzen ihres Tuns einzuscha tzen.  

Massiv vera ndert hat sich in der Netzwerkgesellschaft die Art und 

Weise, wie wir arbeiten. Grenzen zwischen Arbeit und Privatspha re, 

zwischen Anstellung und Selbststa ndigkeit verschwimmen. Es werden 

Anspru che erhoben, sich ein Leben lang fortzubilden. Diese Flexibilisie-

rung der Arbeitswelt, die maßgeblich durch Informations- und Kom-

munikationstechnologien und durch die Informatisierung der Wirt-

schaft vorangetrieben wurde, sehen wir kritisch. Ein Zuru ck zur wohl-

geordneten Arbeit von gestern wird es nicht geben. Wir werden uns im-

mer wieder der Herausforderung stellen, Konzepte dafu r zu entwickeln 

und diese umzusetzen, was eine an gerechter Teilhabe und Emanzipa-

tion orientierte Politik in dieser neuen Arbeitswelt bedeutet.  

Die Teilhabe im und durch das Netz ist fu r uns ein Recht der Bu rger-

innen und Bu rgern der Netzwerkgesellschaft. Aber auch klassische Fra-

gen der Bu rger_innenrechte und des Datenschutzes tauchen im Netz 

immer wieder auf. Das Recht auf informationelle Selbstbestimmung. 

Schutzrechte gegenu ber dem Staat, wenn es um Vorratsdatenspeiche-

rung und Deep Packet Inspection, also den Blick in den digitalen Brief-

umschlag geht. Hier sollten wir uns als linke Gru ne ohne Wenn und 

Aber auf die Seite der Bu rgerinnen und Bu rger stellen. Dabei geht es 

nicht um eine anarchistische Freiheit des Netzes. Wir wollen, dass das 

Netz als halbo ffentlicher Raum behandelt wird, in dem Menschen ge-

nauso anonym auftreten ko nnen wie auf o ffentlichen Straßen und Pla t-

zen, und in dem Kommunikationen dasselbe Maß an Vertraulichkeit zu-

kommt, das auch fu r die Rede außerhalb des Netzes gilt. Fu r viele ist 

das Netz eine virtuelle Heimat und eine Wohnung. Das respektieren wir. 

Wenn es darum geht, nach welchen Regeln im Netz gespielt wird, rich-

tet sich unser Blick unweigerlich auf die Tatsache, dass sowohl die phy-

sikalische Infrastruktur des Netzes als auch die dort laufenden Anwen-

dungen und sozialen Netzwerke sich in privater Hand befinden. Face-

book und Google sind Firmen, die inzwischen eine gewaltige Markt-

macht haben. Wenn wir das Netz sozial nutzen wollen – ob als Partei 
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oder als Privatperson –, sind wir dazu gezwungen, diesen Firmen ver-

trauen, oder in Nischen der Selbstbestimmung auszuweichen. Uns ist 

dieser Zwiespalt bewusst, aber wir entscheiden uns ebenso bewusst, 

dort hinzugehen, wo die Menschen sind. Zugleich stellen wir in Frage, 

ob es richtig sein kann, dass diese zentralen Knotenpunkte des Netzes 

in privater Hand – und noch dazu in nahezu monopolistischer Hand – 

sind. Unsere Vision ist die einer demokratischen Kontrolle des Netzes, 

ohne damit in ein Denken in Nationalstaatscontainern zuru ckzufallen. 

Nicht zuletzt geho rt dazu das Beharren auf Netzneutralita t, auf der 

Gleichbehandlung aller Daten, egal welcher Klasse sie angeho ren. 

Wir denken das Netz als Medium der Teilhabe, als Ort, an dem Men-

schen sich entfalten ko nnen und frei sein ko nnen. Aber wir ko nnen das 

Netz nicht nutzen, ohne den damit verbundenen Preis immer wieder 

bewusst zu machen. Die Rechenzentren, die Suchmaschinen und sozi-

ale Netzwerke erst mo glich machen, die Knotenpunkte, Router und 

Endgera te sind inzwischen fu r einen nicht unerheblichen Anteil des 

globalen Stromverbrauchs verantwortlich. Immer neue Rechnergene-

rationen, immer neue Smartphonegenerationen lassen schnell verges-

sen, dass dahinter seltene und umka mpfte Rohstoffe und teilweise 

menschenunwu rdige Produktionsbedingungen stehen. In einer nach-

haltigen Gesellschaft darf das nicht verschwiegen werden, und es darf 

nicht so bleiben: Green IT, das starke Insistieren darauf, das Netz und 

die damit verbundenen Gera te immer energieeffizienter und langlebi-

ger zu machen, ist nicht nur ein Wirtschaftsfaktor, sondern essentiell 

dafu r, auch in Zukunft das Netz nutzen zu ko nnen. 

Das weltweite Netz ist gekommen, um zu bleiben. Wir als linke Gru ne 

nehmen das Netz an. Wir haben den Anspruch, das Netz nicht nur zu 

nutzen, sondern dessen Zukunft aktiv mitzugestalten. Daher stehen wir 

fu r eine durchdachte Netzpolitik, die zu uns passt, zu unseren Werten 

und Grundhaltungen. Wir machen Vorschla ge, wie eine linke, gru ne 

Netzpolitik aussehen kann, und wir werden uns auch in Zukunft in die-

se Debatte einmischen – online wie offline.
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PIRATEN als Bewegung: 
die 1970er im Remake? 

12. August 2012 – Politik und Gesellschaft 

Die ehemalige Gescha ftsfu hrerin der PIRATEN, Marina Weisband, gab 

vor kurzem dem ZEIT Magazin ein Interview,1 in dem sie sich u ber ihre 

Außenseiter-Schulerfahrungen ausgelassen hat. Meine erste Reaktion 

auf dieses Interview war sowas wie „Mutig, da sagt mal eine, wie das 

fu r viele in der Schule ist“.2 Julia Seeliger hat darauf anders reagiert, und 

inzwischen hat sie ihre Kritik am Interview (und einer dahinter vermu-

 
1 http://www.zeit.de/2012/33/Rettung-Marina-Weisband/  
2 Und meine heimliche Vermutung wa re die, dass eine Meinungsumfrage unter Nerds, 

ja vielleicht auch eine unter eher links-alternativ politischen Aktiven, eine u berdurch-
schnittliche Menge a hnlicher Erfahrungen zu Tage fo rdern wu rde. Aber das mag ein 
Effekt meiner privaten Filter-Bubble sein 

http://www.zeit.de/2012/33/Rettung-Marina-Weisband/
http://www.zeit.de/2012/33/Rettung-Marina-Weisband/
http://www.flickr.com/photos/tillwe/624584110/
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teten Haltung) auch ausformuliert. Sie pickt einen digitalen Kritikkanal 

der PIRATEN („SolidFeedback“) heraus und schreibt: 

„Also, abgesehen von der wahrscheinlichen Sinnlosigkeit 
eines solchen Dienstes – nennen wir das Kind beim 
Namen: Mich erinnert die Konzeption doch sehr an 
Praktiken in K-Gruppen – oder eben gleich, Kultur-
revolution. Kritik & Selbstkritik. Warum nicht gleich ein 
Schauprozess im Internetstream, mit der Möglichkeiten, 
Selbstkritik zu liken? Digitales Arbeitslager, Persönlich-
keitsoptimierungsübungen. Ist das unsere Gegenwart?“  

Ich finde das, was Julia schreibt, gar nicht so unplausibel. Und zwar in 

doppelter Hinsicht. Das eine, einfachere, sind gewisse vielleicht eher 

oberfla chliche Parallelen zu den politischen Praktiken der 1970er 

Jahren. Wer fu r einen Moment eine Hand so vor das Auge ha lt, dass das 

Internet ausgeblendet wird, sieht die Piraten (und die Netzbewegung) 

als Remake der neuen sozialen Bewegungen der 1970er Jahre. In der 

ganzen Motivation, in der Na he zu bestimmten Subkulturen, in der 

Herausbildung eines eigenen Jargons – Parallelen gibt es viele.  

Um das plausibel zu machen, reicht es aus, mehr oder weniger zufa llig 

in das bei mir ganz gut bestu ckte Regal zu den alternativen Milieus der 

„1970er“ zu greifen, und zum Beispiel folgendes Zitat aus seinem Kon-

text heraus zu reißen (Bahr3 1977, S. 12): 

„Das Bedürfnis, aktiv beteiligt zu sein, selbständig partizi-
pieren zu können, an öffentlich politischen Entscheidungs-
prozessen ebenso wie an privater Emanzipation, führt 
gegenwärtig, wenn es nicht erfüllt wird, zu klinisch kaum 
mehr faßbaren psycho-somatischen Grundstörungen. 
Rückzug und Selbstaufgabe sind häufig die Folge. […] 

Im Engagement vieler Bürger für eine bessere Lebenswelt 
kommt nun ein elementares Intersse an einem neuen 
qualitativen Wachstum der Gesellschaft zum Ausdruck. 
Eine zentrale Erfahrung der christlichen und der huma-
nistischen Tradition bestätigt sich über Nacht für viele 

 
3 Vgl. http://www.perlentaucher.de/autor/hans-eckehard-bahr.html  

http://seeliger.cc/2012/klemmbrett-2-0/
http://solidfeedback.de/
http://www.perlentaucher.de/autor/hans-eckehard-bahr.html
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Menschen neu: Wir fühlen uns immer dann am meisten 
als wir selbst, wenn wir anderen Entscheidendes 
bedeuten. Im Glück, kommunikativ nützlich zu sein, 
gewinnen wir Identität, Unersetzbarkeit vielleicht.“ 

Ich bin ziemlich sicher, dass sich auch aus anderen zeitgeno ssischen 

Analysen der 1970er Jahre a hnliche Textbruchstu cke herausziehen las-

sen ko nnten, die – solange konkrete Inhalte ausgeblendet werden – 

auch gut auf Piraten (oder allgemeiner: die Netzbewegung) passen 

ko nnten. 

Das mag daran liegen, dass diese Beobachtungen weiterhin gu ltig 

sind, dass die vier Dekaden seit den 1970er Jahren an einigen grundle-

genden Problemlagen der spa tkapitalistischen Gesellschaft gar nicht so 

viel gea ndert haben, und dass die visiona ren Lo sungsvorschla ge von 

damals heute eben teilweise gerade neu entdeckt und wieder erfunden 

werden (das bedingungslose Grundeinkommen, Genossenschafts-

bewegungen, urban gardening … all das passt in diese Linie). Auch die 

individuelle Problemlage, die Suche nach Gemeinschaft in der Gesell-

schaft, scheint trotz vo llig vera nderter technischer Rahmenbedin-

gungen heute weiterhin auf eine a hnliche Resonanz zu stoßen, wie es 

damals wohl war – „wohl“, weil ich als 1975 Geborener die 1970er, in 

denen globalisierte IT-Industrie wie die Formation der neuen linken 

sozialen Bewegung ihren Ausgangspunkt nehmen, naturgema ß nur aus 

zweiter Hand kenne. 

Also: In den Problemen, auf die z.B. die Piraten reagieren, und in 

denen sich daraus ergebenden Visionen, Praktiken und Selbstreflexio-

nen lassen sich eine ganze Reihe von Parallelen zu den 1970er Jahren 

finden. Julia geht es jetzt allerdings nicht darum, sondern um be-

stimmte Praktiken, wie sie wohl in den K-Gruppen der 1970er gang und 

ga be waren. O ffentliche Selbstkritik und vergleichbare Praktiken der 

inszenierten Gehirnwa sche – die Kehrseite von „das Private ist poli-

tisch“ – haben ja einen Hintergrund, waren wohl ein ein Versuch, einge-

fahrene Verhaltensweisen aufzubrechen, um zu neuen Menschen zu 

werden. Und sie waren definitiv ein Machtelement, dienten, wa re je-
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denfalls meine Vermutung, u ber die Kollektivierung des Selbst dazu, in-

formelle Hierarchien durchzusetzen.  

Und bei den Piraten? Die „Grillen“ ihre KandidatInnen (statt schlicht 

mit ihnen zu reden), haben Formen der o ffentlichen Selbstkritik insze-

niert und schlagen sich trotzdem damit rum, dass eine ganze Reihe 

PiratInnen im Einzelfall politisch daneben stehen. Das Ganze geschieht 

in einem – im Vergleich zu den 1970ern – komplett anderen sozio-

technischen Kontext, einem Kontext, in dem internetbasierte Kommu-

nikationstechnik dazu beitra gt, die Grenzen zwischen Privatleben und 

o ffentlichen Personen zu verwischen.  

Wenn beides zusammenkommt – gewu rzt mit einer Prise neo-

liberaler Selbst-Optimierung – taucht dann schnell die Frage auf, was 

fu r ein Menschenbild die Piraten eigentlich haben. Auf der einen Seite 

steht – meine 1970er-Assoziation – ein gewisser Mut zur o ffentlichen 

Innerlichkeit. Das Weisband-Interview passt das wunderbar dazu, aber 

auch die Praktik des „flausch„en auf Twitter oder die Aneignung von 

„My Little Pony“. PiratInnen stellen sich als Wesen dar, fu r die es keine 

scharfe Trennlinie zwischen Gefu hlswelt und Politik gibt (bis hin zur 

U beridentifikation mit der jungen Partei – allgegenwa rtige Parteisym-

bole in Twitteraccounts nur als ein Beispiel dafu r). 

Gleichzeitig gibt es einiges, was auf einen eher instrumentellen Um-

gang mit Personen hindeutet. Der, wie berichtet wird, ha ufig schwierige 

Umgangston auf den Mailinglisten der Partei. Die Tatsache, dass Vor-

stellungsreden auf eine Minute reduziert sind – das reicht, um Fakten 

ru berzubringen, aber nicht, um sich als Person vorzustellen. Die schnel-

le Fluktuation beim politischen Personal. Und auch das „Klemmbrett 

2.0“ – also die Interpretation des Muts zur o ffentlichen Innerlichkeit als 

Teil einer instrumentellen Inszenierung – passt hierzu.4  

Interessant ist nun, dass sich zu beidem – der emanzipatorischen wie 

der instrumentellen Politisierung des Privaten – Parallelen in den 1970er 

Jahren finden lassen – und vermutlich, in vorhergehenden Bewegungs-

 
4 Nebenbei bemerkt: Datenschutz und Transparent, privacy oder gnadenlose O ffent-
lichkeit – auch diese Debatte passt hierher! 

http://blog.till-westermayer.de/index.php/2012/03/26/in-eigener-sache-essay-uber-netz-und-politik-bei-dradio-de/
http://blog.till-westermayer.de/index.php/2012/03/26/in-eigener-sache-essay-uber-netz-und-politik-bei-dradio-de/
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zyklen auch in Jugendbewegungen der 1920er Jahren und bei der Eta-

blierung der Arbeiterbewegung noch einmal einige Jahrzehnte zuvor. 

Vielleicht ist auch das eine eine Reaktion auf das andere, oder beides zu 

verstehen als Suchbewegung, deren Ergebnis noch offen ist. Geschichte 

wiederholt sich nicht, und wie das Remake der 1970er letztlich ausfallen 

wird, werden wir sehen. 

Warum blogge ich das? Als Teil meines fortlaufenden Blicks auf die Piraten und 

die Netzbewegung.5 
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lebensstil-pra gendes a sthetisches Prinzip.“ (Flaig et al. 1993, S. 53). 



Netzpolitik und der Aufstieg und Fall der Piratenpartei 

228 

20.000 Tweets unter dem Meer 

20. Dezember 2012 – Digitales Leben 

Jetzt, genau in diesem Moment, erreicht mein Tweet-Za hler bei Twitter 

die magisch anmutenden 20.000. Ganz scho n viel Gerede; und auch 

wenn „RTs“ – also Wiederholungen der Tweets anderer Leute – und das 

kurze Hin und Her von Unterhaltungen im Pseudo-Chat-Stil dabei sind, 

bleibt das ziemlich viel, was ich in den letzten Jahren geschrieben habe, 

bei Twitter. 

Angeblich soll es ja demna chst die Mo glichkeit geben, sich das alles 

runterzuladen. Also das perso nliche Archiv. Ich bin da skeptisch. Zum 

einen, weil Twitter fu r mich nach wie vor eher ein orales Medium ist. 

Was geschrieben wurde, vergisst sich relativ schnell. Die Halbwertszeit 

der Aufmerksamkeit liegt vielleicht bei zwei Stunden, wenn nicht mas-

http://www.flickr.com/photos/tillwe/4670148670/
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siv retweetet wird. Und nach einigen Tagen hat selbst das Netz verges-

sen, dass es diesen oder jenen Tweet gab – die Suche verliert sich in den 

dunklen Datenbanken. Insofern ist Twitter ein Medium des Moments, 

kein Archiv – und das macht seinen Reiz aus.  

Der andere Grund, warum ich skeptisch bin, wie sinnvoll ein Kom-

plettdownload ist, liegt darin, dass Twitter ein hochgradig kontext-

abha ngiges Medium ist. Das betrifft nicht nur Links auf Seiten und Bil-

der, die vielleicht gar nicht mehr existieren, sondern ebenso die Tat-

sache des Gespra chscharakters. Und das sind nicht nur die offensicht-

lichen, inzwischen auch technisch unterstu tzten Konversationen per 

@-Reply, sondern es sind eben auch die Themenwellen und meme-

tischen Hypes, die in den Clusterungsbereichen der Netzwerke u ber-

schwappen. Ich bin mir nicht sicher, wie der Archivdownload von Twit-

ter mit dieser Kontextabha ngigkeit umgeht, ich bezweifle aber, dass das 

Problem der hermetischen Unversta ndlichkeit von Tweets sich tech-

nisch lo sen la sst. 

20.000 Tweets sind, um zum Ausgangspunkt zuru ckzukommen, etwa 

2.000.000 Zeichen. Ganz grob gesagt: 500 Manuskriptseiten, ein dickes 

Buch. Da stellt sich natu rlich schon die zweifelnde Frage, wo diese Text-

ergu sse gelandet wa ren, wenn es das zeit- und zeichenfressende Twit-

ter nicht geben wu rde. In 200 weiteren langen Blogeintra gen? In einem 

echten, richtigen Buch, auf Papier und so?1  

Aber das ist nur die eine Sicht der Dinge. Wenn es stimmt, dass 

Twitter ein Gespra ch ist, dann wa ren der Vergleichsmaßstab nicht 

geschriebene Seiten, sondern sich ergebende Gespra che mit einigen 

der 700 Menschen, denen ich folge, und der u ber 2000 Menschen (und 

Bots), die meine Tweets abonniert haben. Diese rauschenden Kom-

munikationen wu rden ohne Twitter oder ein funktionales A quivalent 

davon nicht stattgefunden haben. Ob ich mehr mit den paar dutzend 

Menschen geredet ha tte, die mir dann und wann begegnen, ohne 

Twitter? Ich bin mir auch da nicht sicher. 

 
1 20.000 Tweets a 20 Sekunden sind immerhin 400.000 Sekunden, das sind 6.666  
Minuten oder 111 Stunden, und manchmal lese ich ja auch noch welche … 
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Twitter ist eine scho ne Erfindung fu r eher introvertierte Menschen 

(eine Idee, die in „The highest frontier“ von Joan Slonczewski insofern 

eine Rolle spielt, als die schu chterne Hauptfigur Unbekannte lieber zu-

textet als mit ihnen zu reden). Twitter schafft lose Bekanntschaften, 

spinnt Netzwerke und schafft es manchmal, Vertrauen zwischen Unbe-

kannten herzustellen.  

Wenn es stimmt, dass Twitter einige Merkmale mit mu ndlicher Kom-

munikation teilt, dass es bei allen PR-Potenzialen ein relativ authen-

tisches Medium des Moments ist, dann verwundert es nicht, dass – ja, 

die Interaktion nicht vergessen! – nach einigen hundert Tweets ein 

recht klares Bild vieler Personen entsteht. Klar kann das auch gespielte 

persona sein, aber die kleinen Praktiken des Stichelns und der unge-

heuchelten Freude, die semiprivaten Momente in halber O ffentlichkeit 

… all das braucht schon ein geho riges Maß an Schauspielerei, wenn es 

nur gespielt sein soll. Wer als Person twittert, verra t auch ungewollt 

einiges u ber sich – und schafft gerade so eine Basis fu r Vertrauen. 

Meine Timeline kann eine Soap sein. Auf Twitter zeigen Menschen 

sich nicht von ihrer besten Seite. Sie sind kindisch. Sie nerven. Sie re-

http://www.flickr.com/photos/tillwe/6574674975/
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agieren u ber. Sie blocken einander. Sie mischen sich naseweis ein in Ge-

spra che, die sie nichts angehen. Sie vertreten vereinfachte Stammtisch-

positionen. Sie spielen. Sie verhalten sich, mit einem Wort, wie richtige 

Menschen in sozialer Beziehung, weil Twitter nichts anderes sein kann 

als ein kommunikativer  Ausschnitt der richtigen Welt. 

Als ich mit diesem Text lieba ugelte, hatte ich zuerst die Idee, ihn mit 

einem Experiment enden zu lassen. Kein Twitter bis Neujahr, oder so. 

Urlaub von der allgegenwa rtigen Lautheit der lautlosen Kommunika-

tion. Auch wenn das sicher interessant wa re, werde ich es nicht ma-

chen. Beim Schreiben dieser Zeilen ist mir deutlich geworden, wie 

wichtig mir Twitter als Spinnennetz belangloser Kommunikation ge-

worden ist. Das mag Soap sein, das mag parasoziale Interaktion sein – 

aber ta glich in einem Querschnitt aus hundert Meinungen, Haltungen 

und Allta glichkeiten – nebst kuratierten Links und Werbung in eigener 

Sache – mitzuschwimmen, das mo chte ich nicht missen.2  

Die Na he, die Twitter suggeriert, mag eine ku nstliche Na he sein. Aber 

solange sie dieselben sozialen Effekte hervorbringt, spielt dies keine 

Rolle. Und darum freue ich mich auf meinen 20.001 Tweet. 

Warum blogge ich das? Nachdenken darüber, was ich in diesem Netz eigent-

lich mache.

 
2 Und gerade, weil Twitter so ein alltagsintegriertes Medium ist, wird auch wie jedes 
Jahr in den na chsten Tagen die Tweetfrequenz von ganz alleine zuru ckgehen, weil die 

kommunikative Aufmerksamkeit sich nahra umig fokussiert – und erst ein paar Stun-
den oder Tage nach Weihnachten wieder zu einem Sturm der Sarkasmen, Geschenk-
beschwerden und anderer Dinge anschwellen wird. 
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Ein klares Nein zur Deutschen 
Netzinfrastrukturanstalt 

29. Dezember 2012 – Digitales Leben, Politik und Gesellschaft 

I. State of the Web 2013 

Letztlich la uft es auf die Frage hinaus, wem wir vertrauen, wenn es um 

unsere Daten geht. Der Hype der Saison heißt Cloud, die Datenwolke – 

und da will jeder mitspielen: ehemalige Start-ups wie Dropbox (keine 

Ahnung, wem das inzwischen geho rt), Hostinganbieter wie 1&1, 

Telekommunikationsgiganten wie die Telekom, Internetmonopolisten 

wie Google und Amazon und nicht zuletzt Hardwarehersteller wie Apple 

und Samsung. Jedes dieser Unternehmen bietet – mehr oder weniger 

kostenfrei, mehr oder weniger werbefinanziert, mehr oder weniger in-

http://www.flickr.com/photos/tillwe/7711637110/
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klusive in bestehenden Vertra gen – die Dienstleistung an, Daten in der 

Cloud zu speichern und von u berall her darauf zuzugreifen. 

Worum geht es? Als Antwort auf eine durchaus lesens- und be-

denkenswerte Analyse zum State of the Web 20131 von Johnny Ha usler2 

kommt Mathias Richel (D64) auf eine, wenn ich das so sagen darf, ty-

pisch sozialdemokratische Lösung3. Er fasst Johnnys Text wie folgt zu-

sammen: 

„Unsere Inhalte gehören in erster Linie in eine eigene, 
dezentrale Publikationsinfrastruktur und nicht in primär 
auf zentrale Plattformen einzelner Unternehmen.“  

So weit wu rde ich das noch unterschreiben. Auch deswegen betreibe 

ich nach wie vor und seit Jahren ein eigenes Blog. Letztlich liegt das bei 

Strato, also einem der großen Internetkonzerne – aber ein Backup liegt 

auf meiner eigenen Festplatte. Das ganze ko nnte zur Not relativ einfach 

anderswo neu aufgesetzt werden. Anders als mit den Inhalten, die ich 

bei Facebook oder Twitter poste. Und auch die Dropbox und Google 

Docs, die ich als Cloudservice nutze, enthalten Duplikate bzw. nicht 

wirklich wichtige Texte und Tabellen. Fu r mich sind das sekunda re 

Speichermedien oder Tools, um gemeinsam an etwas zu arbeiten – 

mein perso nliches Archiv liegt woanders. 

Mathias will nun 2013 eine intensive Debatte u ber Netzneutralita t, 

u ber Plattformneutralita t und u ber o ffentliche Ra ume im Netz. Auch 

das halte ich noch fu r sinnvoll. Eher absurd erscheint mir dagegen die 

Lo sung, die er vorschla gt: 

„Ganz konkret: Wir brauchen Public Space Server!“  

Damit meint er das Angebot von u ber das Internet zugreifbarem 

Speicherplatz – fu r Web und Cloud – durch die o ffentliche Hand und ver-

 
1 http://www.spreeblick.com/2012/12/28/2013-das-web-zuruck-erobern/  
2 In der es weniger um die Cloud als um den eher kommerziellen als o ffentlichen 

Raum geht, den Facebook bis Pinterest schaffen, und der – ja, richtig! – ein Problem 
darstellt: 
3 http://blog.mathias-richel.de/2012/12/28/2013-unsere-zukunft-im-netz-ist-of-
fentlich-rechtlich/  

http://www.spreeblick.com/2012/12/28/2013-das-web-zuruck-erobern/
http://blog.mathias-richel.de/2012/12/28/2013-unsere-zukunft-im-netz-ist-offentlich-rechtlich/
http://blog.mathias-richel.de/2012/12/28/2013-unsere-zukunft-im-netz-ist-offentlich-rechtlich/
http://www.spreeblick.com/2012/12/28/2013-das-web-zuruck-erobern/
http://blog.mathias-richel.de/2012/12/28/2013-unsere-zukunft-im-netz-ist-offentlich-rechtlich/
http://blog.mathias-richel.de/2012/12/28/2013-unsere-zukunft-im-netz-ist-offentlich-rechtlich/
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weist hier auf das Beispiel der Stadt Linz, die fu r ihre Bu rgerInnen ein 

Gigabyte vorha lt. 

II. Netze in Bürgerhand – gab es das nicht schon einmal? 

Fu r mich klingt das ehrlicherweise nicht nach 2013, sondern eher nach 

1998. Das mag etwas mit meiner Netzsozialisation zu tun haben. Ein 

Teil davon fand Anfang der 1990er Jahre in Mailboxsystemen statt. Da-

mals gab es das „CL-Netz“4 (und die Association for Progressive Commu-

nication, APC5), die versucht hat, so eine Art freies Radio des Internet 

zu werden – irgendwann auch mit dem non-profit Angebot von Web-

speicherplatz (damals ganz neu und heiß) fu r engagierte Initiativen 

und Einzelpersonen, die sich global vernetzen wollten.  

Nochmal zum Mitschreiben: Um das neue Netz nicht kommerziellen 

Interessen zu u berlassen, entstand seit Ende der 1980er Jahre ein glo-

baler Zusammenschluss von Infrastrukturanbietern fu r bu rgerschaft-

 
4 http://de.wikipedia.org/wiki/CL-Netz  
5 http://www.apc.org/, siehe auch http://de.wikipedia.org/wiki/APC  

http://de.wikipedia.org/wiki/CL-Netz
http://www.apc.org/
http://www.apc.org/
http://de.wikipedia.org/wiki/CL-Netz
http://www.apc.org/
http://de.wikipedia.org/wiki/APC
http://www.flickr.com/photos/tillwe/7711638746/
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liches Engagement. Mit dem ankommerzialisierten World Wide Web, 

mit Domainsonderangeboten ab 2000, und – aber das mu ssten Histori-

kerInnen eruieren – endgu ltig mit dem Aufkommen von Social Media 

endete dieser Versuch. Die APC gibt es weiterhin, einige Hoster mit 

Attitude ebenso – aber letztlich ist von dem Versuch, die Netze in 

Bu rgerhand zu legen, nicht viel u briggeblieben. Das ist der eine Teil 

meiner perso nlichen Netzsozialisation, der mich skeptisch werden 

la sst bezu glich der Idee einer o ffentlich-rechtlichen Publikationsinfra-

struktur fu r Bu rgerInnen. 

Der andere Teil hat etwas damit zu tun, dass ich 1995 mein Studium 

begonnen habe. Das war ungefa hr der Zeitpunkt, als die Uni Freiburg 

ihren Studierenden nicht nur Mailadressen zur Verfu gung stellte 

(irgendwann hatte ich dann eine fu r jedes meiner drei Studienfa cher 

und noch eine fu r die Uni insgesamt), sondern eben auch Webspace. 

„/~westermt“ war der von der o ffentlichen Einrichtung Universita t 

ihren Bu rgerInnen Mitgliedern zur Verfu gung gestellte Speicherplatz. 

Die „Homepage“ gibt es la ngst nicht mehr – bei irgendeinem Update der 

Nutzungsbedingungen oder der Infrastruktur wurde sie gelo scht. 

Nicht, dass das ein großes Drama ist – das waren eher Spielereien. Aber 

ganz so dauerhaft ist auch die o ffentliche Hand nicht. Was es – zu 

meinem Erstaunen – noch gibt, ist der Omnibus-Server des Rechenzent-

rums der Uni Freiburg.6 (Einen Cloud-Dienst mit 2 GB gibt es auch). 

Ich bezweifle allerdings, dass der Omnibus-Server noch großartig ge-

nutzt wird (auch aufgrund der restriktiven robots.txt findet sich bei 

Google fast nichts) und vermute eher, dass es bei diesem Angebot da-

rum geht, einige wenige noch existierenden Seiten weiterlaufen zu las-

sen. Ach ja: 

„Verwendungsrichtlinie 

Ihre Homepage muss einen erkennbaren Bezug zu Ihrer 
Tätigkeit an der Universität Freiburg, zu Ihrem Studium 
oder zum sozialen Leben an dieser Universität aufweisen. 

 
6 Update 2026: das stimmt inzwischen nicht mehr, der Link la uft auf eine Fehlermel-
dung. 

http://www.rz.uni-freiburg.de/services/uniaccount/homepage
http://www.rz.uni-freiburg.de/services/uniaccount/homepage
http://www.rz.uni-freiburg.de/services/uniaccount/fileserver
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Für die Inhalte sind Sie als Urheber persönlich verant-
wortlich. Eine gewerbliche Nutzung ist untersagt.“  

Soviel zum zweiten Teil meiner Netzsozialisation. Als Student und Mit-

arbeiter der Uni Freiburg ha tte ich dort o ffentlichen Platz im Netz 

haben ko nnen, und habe diesen nicht genutzt, sondern bin auf eine ei-

gene Domain bei einem kommerziellen Anbieter gegangen. Auch we-

gen der oben zitierten Verwendungsrichtlinie. Angesprochen ist hier 

die Frage der gewerblichen Nutzung (Flattr, anyone), aber eben auch 

der enge Bezug zur Hochschule. Das ist auch richtig so.  

Ich habe es nicht recherchiert, vermute aber, dass dieser Bezug zur 

Hochschule und der Ausschluss gewerblicher Nutzung auch etwas da-

mit zu tun hat, dass die staatlich finanzierte Universita t (und ihr 

ebenfalls staatlich finanzierter und gemanagter Netzbackbone belwue) 

im liberalisierten EU-Markt fu r Netzdienstleistungen nicht als Konkur-

rent zu privaten Anbietern auftreten darf. Stichworte wie die EU-Bei-

hilfeverordnung wa ren jedenfalls interessante, zu pru fende Punkte, 

wenn es um eine o ffentlich-rechtliche Alternative sowohl im Bereich 

der Clouds als auch im Bereich Webserver geht.7  

III. Die Nische: der Public Space Server Linz 

Wie macht das die von Mathias als Beispiel genannte Stadt Linz8? Auf 

der Startseite klingt das Angebot in der Tat zuna chst einmal großartig: 

„Die Stadt Linz stellt Webspace kostenlos für LinzerInnen 
zur Verfügung und schafft damit den „Public Space Server 
Linz“, den kostenlosen virtuell-öffentlichen Raum. 

Mit der Anmeldung eines Hauptwohnsitzes in Linz und 
vollendetem 14. Lebensjahr ist das Anrecht auf 1 GB Web-
space auf dem öffentlichen „Public Space Server Linz“ ver-

 
7 Das ist jedenfalls, etwa beim Breitbandausbau, ein großes Hindernis fu r z.B. eine 
innovative Landespolitik. 
8 http://pssinfo.public1.linz.at/ (Stand 2026: der Link la dt nicht, gibt aber auch keine 
Fehlermeldung zuru ck). 

http://pssinfo.public1.linz.at/
http://pssinfo.public1.linz.at/
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bunden. So kann jede Linzerin, jeder Linzer auch in der 
virtuellen Welt ein Stück öffentlichen Raum nutzen und 
eigene Homepages, Wikis, Blogs etc. dort platzieren.“  

Die Nutzungsbestimmungen legen u.a. fest, dass das Pilotprojekt 2011 

endet – es scheint weiter zu laufen. Mit den Erfahrungen an der Uni 

Freiburg wu rde ich mich jetzt aber fragen, fu r wie lange. Was passiert 

mit den dort gehosteten Daten und Websites, wenn Linz irgendwann 

beschließt, den Betrieb des Public Space Server einzustellen?9 (Was ist 

eigentlich aus der Digitalen Stadt Amsterdam geworden?)  

Dann gibt es ein paar weitere interessante Bestimmungen. Wer aus 

Linz wegzieht, dem wird der Zugang gesperrt (Nr. 2 der Nutzungsbe-

stimmungen). Sind wir so immobil? Einen Rechtsanspruch auf den 

Public Space Server gibt es nicht (Nr. 4). Und auch die Einhaltung der 

technischen und juristischen Rahmenbedingungen ist reine Pflicht der 

NutzerIn (Nr. 6 und 7), bei grober Fahrla ssigkeit kann die Stadt Linz 

 
9 Dass der Public Space Server – Entscheidung des Gemeinderats aus dem November 
2012 – unbefristet weiterbetrieben wird, steht u brigens prominent … auf Facebook – 
und weder auf der offiziellen Seite der Stadt Linz noch auf der Seite der Servers selbst. 

http://pssinfo.public1.linz.at/index.php/nutzungsbestimmungen
http://www.flickr.com/photos/tillwe/7711641902/
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Schadensersatzanspru che gegen NutzerInnen anmelden (Nr. 11). 

Schließlich wird eine kommerzielle Nutzung ausgeschlossen (Nr. 6). Ich 

will damit nicht sagen, dass das kein sinnvolles Angebot ist. Aber auch 

bei diesen – durchaus freundlich formulierten – Nutzungsbedingungen 

wird klar, dass ein o ffentlicher Anbieter fu r Speicherplatz nur in einer 

begrenzten Nische agieren kann.  

Wer nutzt den Public Space Server? Einen Katalog aller Seiten und 

NutzerInnen gibt es nicht. Auch auf der Seite der Stadt habe ich keine 

weiteren Infos dazu gefunden, wie das Angebot angenommen wird 

(Kosten pro Jahr sind wohl 26.000 €). Eine Stichprobe bieten die neue-

sten Seiten am Public Space Server. Dort sind aktuell zehn Seiten aufge-

fu hrt: 

• eine Seite über ÖBB-Lokomotiven, die auf toten Webspace anderswo 

verweist, 

• die Website einer Band, die inzwischen eine eigene Domain anderswo 

betreibt, 

• ein lokaler Sportverein, aktiv 

• eine lokale kirchliche Initiative, aktiv 

• eine lokale Kleinkunstgruppe, die u.a. ihre neuste CD bewirbt und 

verkauft (kommerzielle Nutzung?), aktiv 

• die Open Commons Region Linz als politische Fortführung des PSS, 

aktiv 

• ein Angebot eines Lehrers, u.a. mit Unterrichtsoftware 

(Freeware/Shareware), aktiv 

• eine Präsentationsseite einer Künstlerin, mit Shop (kommerzielle 

Nutzung?) 

• ein gelöschtes Blog eines freien Videojournalisten 

• das alte Blog eines lokalen Eventraumes, inzwischen auf eigener 

Domain (kommerzielle Nutzung?) 

Wenn diese U bersicht einigermaßen repra sentativ fu r den Public Space 

Server sein sollte, dann scheint er mir – neben einer WebhostingPlatt-

form fu r lokale Vereine, die sich aber sicherlich auch weniger pompo s 

http://pssinfo.public1.linz.at/index.php/pss
http://pssinfo.public1.linz.at/index.php/pss
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organisieren ließe – vor allem als eine Art Inkubator fu r Kunst- und 

KulturaktivistInnen zu eignen – die dann, wenn sie sich ein wenig eta-

bliert haben, auf ihre eigenen, kommerziellen Serverspace umziehen. 

Das großartige Gegenmodell zu den kommerziellen Internetanbie-

tern oder zur privatisierten Cloud sehe ich hier allerdings nicht. Viel-

leicht wird der PSS als EMail-Dienstleister oder als Webfestplatte von 

den LinzerInnen ja rege genutzt. Daten dazu habe ich keine gefunden. 

Mein Eindruck ist aber eher, dass hier mit relativ großer Vermarktung 

letztlich eher ein lokales Ma uslein auf den Weg gebracht wurde, das fu r 

die eine oder andere Nische gut ist, aber nicht wirklich etwas vera ndert. 

IV. Sozialdemokratische Infrastrukturpolitik  

– oder lieber doch Netzregeln? 

Zuru ck zur gro ßeren Forderung von Mathias: Der Public Space Server 

soll Vorbild sein fu r o ffentlich-rechtliche Infrastrukturanbieter im Netz. 

Oder, wie er es bei Malte Welding kommentiert: 

„Es geht nicht darum, das eine durch das andere zu 
ersetzen. Wir sind nicht im Kommunismus. Aber das Netz 
gesamtgesellschaftlich zu begreifen, bedeutet eben auch, 
dass es einen öffentlich-rechtlichen Sektor braucht. So 
reguliert sich zum Teil unsere Marktwirtschaft. Dieser 
Sektor beginnt bei OpenData, geht über den Staat als 
Technologienachfrager (OpenSource) und endet beim 
Staat als Anbieter (Public Server).“  

Mathias will diesen o ffentlich-rechtlichen Sektor in der Netzwirtschaft 

u ber eine Umlage u ber die Breitbandanschlu sse finanzieren und kommt 

bei einem Euro monatlich auf etwa 600 Mio. Euro im Jahr. Eine beacht-

liche Summe.10 Mit diesen 600 Mio. Euro soll nun eine neue o ffentlich-

rechtliche Anstalt aufgebaut werden, wenn ich es richtig verstehe, die – 

 
10 Mal abgesehen davon, dass Gru ne z.B. genau diese Umlage in eine Kulturflatrate fließen 

lassen wollen, und mal abgesehen davon, dass o ffentlich-rechtliche Sektoren in Wirt-
schaftszweigen so u blich nun auch wieder nicht sind, bzw. ganz besondere Begru ndungen 
bedu rfen … 

http://www.malte-welding.com/2012/12/29/die-ruckeroberung-des-offentlichen-traumes/#comment-7878
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wir sind in einer Marktwirtschaft – in Konkurrenz zu den kommerziel-

len Anbietern und zu halbstaatlichen Unternehmen wie der Deutschen 

Telekom allen Bu rgerInnen kostenfrei Serverspace bereitstellt – 

vermutlich fu r Internet-Angebote, fu r EMail, als Cloud-Dienstleistung. 

Mal abgesehen von der Frage, ob eine solche neue Beho rde (was in 

einer Stadt wie Linz funktioniert, skaliert nicht unbedingt reibungslos 

auf 80 Mio. EinwohnerInnen eines Landes wie Deutschland – da wird 

definitiv eine Beho rde entstehen) rechtlich machbar wa re (Stichwort: 

EU und die liberalisierten Telekommunikationsma rkte), stellt sich mir 

die Frage, ob wir das wollen und brauchen. Beides hat letztlich eng mit 

dem Staatsversta ndnis zu tun. Dass der Staat seine Daten bereitstellen 

soll, weil es unsere Daten sind – d’accord! Dass der Staat (aber auch da 

wird es EU-rechtlich schon knifflig!) wirtschaftspolitisch Impulse set-

zen kann, um Open Source zu fo rdern – ebenfalls d’accord! Aber wollen 

wir, dass der Staat die Telekommunikationsnetze und Server betreibt? 

Und wenn ja, wieso? 

Wieso Staatsversta ndnis? Die Cloud ist, ich hatte das eingangs 

erwa hnt, letztlich eine Frage, wem wir unsere – mo glicherweise inti-

http://www.flickr.com/photos/tillwe/2797955252/
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men und besonders schu tzenswerten – Daten anvertrauen. Bei Unter-

nehmen wie Google oder selbst der Telekom weiß ich so ungefa hr, auf 

was ich mich einlasse. Es sind große Konzerne, die vor allem eines im 

Sinn haben: Profit. Vielleicht werten sie Daten dazu automatisch aus 

und erstellen Profile. Solange die Datenhaltung im Netz profitabel ist 

oder werden ko nnte, werden sie sie anbieten. Abgesehen davon ist es 

diesen Unternehmen relativ egal, was das fu r Daten sind. 

Wie ist das bei einer staatlichen Einrichtung? Vielleicht sind es die 

letzten Reste der Antivolksza hlungs-DNA in meiner Partei, vielleicht ist 

es ein latenter Anarchismus – aber eigentlich mo chte ich meine 

privaten Daten nicht auf einem staatlichen Server sicher verwahrt wis-

sen. Erst recht nicht auf einem, der von einer deutschen Beho rde 

verwaltet wird. 

Das von Johnny angesprochene Problem des privatisierten semi-

o ffentlichen Raums im Netz wird sich nicht dadurch lo sen lassen, dass 

die Deutsche Netzinfrastrukturanstalt mir http:// tillwestermayer1975. 

deu-nifa.de anbietet. Warum sollte ich das nutzen wollen? Was wa re 

der Anreiz fu r mich, wenn der Markt es besser kann? (Hallo De-Mail, 

hallo europa ische Suchmaschine, hallo …) 

In dieser Perspektive ist die „Deutsche Netzinfrastrukturanstalt (An-

stalt o ffentlichen Rechts)“ eine sozialdemokratische Arbeitsbeschaf-

fungsmaßnahme, die wenig formscho n, aber mit einigem Aufwand und 

Werbebudget vor sich hindu mpeln wird. Solange die marktgetriebene 

Alternative besser – und das ist ein oberfla chliches besser, aber das ist 

letztlich leider entscheidend – funktioniert, wird kaum jemand „deu-

nifa.de“ und die dazugeho rigen Apps und Mailadressen nutzen wollen. 

Vielleicht das eine oder andere Kunstprojekt, Vereine … 

Das zweite Szenario wa ren ein dysfunktionaler Markt und die Kon-

sequenzen. Auch das ist vorstellbar. Wa hrungskrise oder was auch 

immer, und Google zieht sich aus dem Europagescha ft zuru ck, die 

Hardwarehersteller schließen ihre Netzfestplatten, und die Preise fu r 

Serverspace bei Strato etc. vervielfachen sich. Die Netzinfrastruktur 

wird verstaatlich, die Deutsche Netzinfrastrukturanstalt und ihr euro-
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pa isches Pendant, EUNIFOR, werden zu staatlichen Monopolisten. 

Netzinfrastruktur ist ein Bu rgerrecht, aber der Antrag auf Deunifa-Web-

space umfasst 30 Seiten und die ausdru ckliche Erkla rung, nur staats-

konforme Inhalte abzuspeichern. Klingt nicht so ganz plausibel, und 

nach einem erwu nschten Szenario erst recht nicht. 

Und die Alternative? Zuna chst la sst sich festhalten, dass die Netz-

werkinfrastruktur mit all ihren Fehlern auch 2013 im Großen und 

Ganzen weiter funktionieren wird. Wenn wir der Meinung sind, dass es 

hier Regulierungsbedarf gibt – aus Gru nden des Datenschutzes, aus 

Gru nden der Zugangsgerechtigkeit, aus Gru nden der Daseinsvorsorge 

– dann spricht einiges dafu r, Gesetze zu a ndern. Eine Interoperabilita ts-

pflicht fu r kommerzielle Social-Media-Anbieter, beispielsweise. Klare 

Regeln zur Netzneutralita t. Verpflichtungen der Breitbandanbieter, 

auch entlegene Orte anzuschließen. Scha rfere Instrumente in der Hand 

der Netzagentur. 

Das sind alles gesetzliche Machbarkeiten, wenn der politische Wille 

und die politischen Mehrheiten da sind. Ein neuer, teurer staatlicher 

Apparat erscheint mir dagegen als klares Gegenstu ck zu Netzen in 

Bu rgerhand.  

Und ja: Wer Bu rgerInnen tatsa chlich an Infrastruktur beteiligen will, 

sollte u ber Genossenschaften nachdenken. Nicht als staatliche Mono-

lithen, sondern als ein Organisationsmodell, das mo glicherweise helfen 

kann, lokale Probleme selbst zu lo sen.  

Abschließend der Hinweis, dass wir nicht den Fehler machen sollten, 

Infrastruktur und Inhalt zu verwechseln. Wo es notwendig ist, ko nnen 

Gesetze den Zugang und die Nutzungsmo glichkeit von Infrastruktur 

regeln und regulieren und damit Grundrechte auf Meinungsfreiheit um-

setzen. U ber einen staatlichen Infrastrukturanbieter den neuen alten 

kommerziellen Medienanbietern etwas entgegensetzen zu wollen, 

verwechselt Journalismus und Druckerpressen. Beides ist notwendig, 

und beides funktioniert staatsfern besser. 

Warum blogge ich das? Als linker grüner Netzpolitiker sollte der Gedanke einer 

öffentlich-rechtlichen Netzinfrastruktur für mich sympathisch klingen.  
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Der Blick auf bestehende öffentlich-rechtliche Behörden, auf die Telekom als 

ehemaligen Staatskonzern, aber auch auf z.B. die „Neue Heimat“ macht mich 

da allerdings skeptisch. Zudem haben wir kein Vakuum vor uns, sondern einen 

existierenden Markt. Der lässt sich intelligent mitgestalten – aber nicht mit dem 

unflexiblen Werkzeug einer neuen behördenartigen Struktur, die in diesen 

Markt hineingesetzt wird und nun ein bisschen mitspielen soll. Das ist Beton 2.0, 

nichts weiter. 

Insofern plädiere ich für Regulation statt für staatliche Sonderangebote – und 

dafür, von unten in und neben dem Markt Nischen und „Publikationsangebote“ 

zu schaffen, statt hier auf den Staat zu setzen. Und natürlich auch dafür, seine 

eigenen Inhalte nicht alleine der wie auch immer gearteten Cloud anzuver-

trauen, sondern diese auch weiter selbst in der Hand zu halten.
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Eine virtuelle Versammlung? 

8. Februar 2013 – Digitales Leben, Politik und Gesellschaft 

Ein apokryphes Dokument1 aus der Zukunft, das seinen Weg in Anatol 

Stefanowitsch Tumblr-Blog gefunden halt, ha lt als historische Lebens-

leistung der PIRATEN die Einfu hrung von Werkzeugen fu r mehr direkte 

Beteiligung der Bu rgerInnen an der Demokratie fest. Ich bin mir sicher, 

dass zuku nftige HistorikerInnen heftig daru ber streiten werden, ob das 

nicht das Verdienst der Regierung Kretschmann II (vor der Fusion mit 

der Schweiz) gewesen sein wird, aber darum soll es jetzt nicht gehen.  

 
1 http://astefanowitsch.tumblr.com/post/42569487622/aus-den-akten-der-zweiten-
expedition-dokument-529 (2026: nicht mehr aktiv) 

http://astefanowitsch.tumblr.com/post/42569487622/aus-den-akten-der-zweiten-expedition-dokument-529
http://astefanowitsch.tumblr.com/post/42569487622/aus-den-akten-der-zweiten-expedition-dokument-529%20(2026
http://astefanowitsch.tumblr.com/post/42569487622/aus-den-akten-der-zweiten-expedition-dokument-529%20(2026
http://www.flickr.com/photos/tillwe/3726595989/
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Dass PIRATEN auf Tools statt auf Inhalte setzen (bzw. darauf, dass die 

Tools auch Inhalte sind), ist jetzt nicht so neu. Umso spannender finde 

ich die mo gliche heiße Kartoffel des na chsten Piratenparteitags, die das 

Ku rzel SMV tra gt. Als Baden-Wu rttemberger klingt das fu r mich zu-

na chst mal nach Schu lermitverwaltung, und so ungefa hr das ist es wohl 

auch. Genauer: eine „Sta ndige Mitgliederversammlung“. 

Das hat mich nun aufhorchen lassen, weil ein Erkenntnis meiner in 

grauen Vorzeiten geschriebenen Magisterarbeit (Aufsatz dazu, 2003) 

u ber den damaligen Virtuellen Parteitag von Bu ndnis 90/Die Gru nen 

Baden-Wu rttemberg darin bestand, dass tatsa chliche Vera nderungen 

im Machtgefu ge durch einen Virtuellen Parteitag nur zu erwarten sind, 

wenn dieser kein einmaliges Ereignis bleibt, sondern eine dauerhafte 

Struktur wird. Was dann nicht der Fall war – ich denke, auch aufgrund 

der verschiedenen Funktionen (Inszenierung nach außen, Sozialisation 

nach innen), die mit einem an einem Ort stattfindenden Parteitag doch 

deutlich besser zu vereinbaren sind als mit einer virtuellen Mitglie-

derversammlung im Netz.  

Ein U berblick zur SMV (und eine Auseinandersetzung mit einigen be-

liebten Gegenargumenten aus einer Pro-SMV-Sicht) findet sich hier 

ziemlich umfa nglich2. Letztlich wu rde SMV, wenn ich das richtig ver-

stehe, bedeuten, dass inhaltliche Abstimmungen, die sich nicht auf 

Wahlen, Parteiprogramme und Satzungen beziehen, verbindlich nicht 

nur auf realra umlichen Mitgliederversammlungen (die Piraten haben 

hier kein Delegiertenprinzip, mit allen sich daraus ergebenden 

Verzerrungen), sondern auch mit Hilfe einer speziellen Software-

Infrastruktur gefa llt werden ko nnen. Diese wu rde sich am bisher schon 

eingesetzten System „Liquid Feedback“ orientieren, d.h. Stimmen zu 

bestimmten Themen ko nnen an Fachleute delegiert werden. 

Neben der Beteiligungsfrage (wer hat, wer nimmt sich die Zeit, sich 

zu beteiligen?) ist ein kniffliger Punkt an der SMV das Wahlcomputer-

dilemma (vgl. fefe3): Eine geheime Abstimmung per Netz ist vermutlich 

 
2 http://blog.nlohmann.me/20130130/smv/ (2026: noch aufrufbar) 
3 http://blog.fefe.de/?ts=b23f68fa (2026: noch aufrufbar) 

http://www.soz.uni-frankfurt.de/K.G/B5_2003_Westermayer.pdf
http://blog.nlohmann.me/20130130/smv/
http://blog.nlohmann.me/20130130/smv/
http://blog.fefe.de/?ts=b23f68fa
http://blog.nlohmann.me/20130130/smv/
http://blog.fefe.de/?ts=b23f68fa
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immer manipulierbar. Entsprechend setzen die PIRATEN hier auf of-

fene, mo glicherweise pseudonyme Abstimmungen, um so – zumindest 

innerhalb einer gewissen Frist – eine U berpru fbarkeit sicherzustellen. 

Auch das ist allerdings nicht trivial, da irgendwie u berpru ft werden 

muss, ob ich a. die Person bin, die zu sein ich vorgebe und b. ob ich 

stimmberechtigt bin. Eine Idee ist dabei wohl die Akkreditierung auf 

einem realra umlichen Parteitag.4  

Die verschiedenen SMV-Varianten befinden sich derzeit im aktuellen 

„Liquid Feedback“ – das nur beratenden Charakter hat – als Satzungs-

a nderungsantra ge fu r den na chsten Parteitag der Piraten in der Diskus-

sion (Diskussionspad dazu). Diskutiert wird unter anderem daru ber, ob 

es neben Abstimmungsrechten auch „Rederecht“ geben soll – und wie 

das technisch umzusetzen wa re (Telefonkonferenz, Forum, Wiki – wohl 

außerhalb der Abstimmungssoftware). Unter dem Gesichtspunkt 

innerparteilicher Meinungsbildung fa nde ich eine organisatorische 

Trennung zwischen Beschlusstool und Diskussion extrem irritierend. 

Noch zwei weitere Dinge sind mir bei meinem Blick ins Liquid Feed-

back aufgefallen: So richtig mitreißend und intuitiv ist die Oberfla che 

nicht (z.B. ist es mir nicht gelungen, herauszukriegen, wie viele Per-

sonen an der Arbeit an den SMV-Antra gen beteiligt sind). Und dann gibt 

es da – formal wie inhaltlich – einen gewissen Deutschbu rokratismus 

in Verbindung mit dem Wunsch nach Perfektion. Heraus kommen aus 

meiner laienhaften Sicht u berkomplexe Satzungsvorgaben und Sat-

zungen, die dem Wunsch nach einem mo glichst hu rdenlosen Beteili-

gungsformat doch deutlich entgegenstehen (doppelte Abstimmungen, 

um nur ein Beispiel zu nennen, Beschlussfa higkeit). Da ist sie wieder, 

die Partei der DIN-Norm-Trolle, die von raw code und trial and error 

nichts ha lt. 

Trotzdem ist es ehrenwert, dass bei den PIRATEN versucht wird, die 

technische Ausweitung der Parteibasis voranzutreiben. Nehmen wir 

mal an, es gelingt ihnen, die bu rokratischen und technischen Probleme 

 
4 Prognose: das fu hrt dann dazu, dass nur eine relativ kleine Teilmenge aller an 
diesem Parteitag Teilnehmenden sich an der SMV beteiligt – und niemand sonst. 

https://lqfb.piratenpartei.de/lf/initiative/show/5774.html
http://piratenpad.de/p/smvreloaded
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zu lo sen und SMV tatsa chlich in der Satzung zu verankern. Wu rde sich 

was a ndern? Vermutlich wu rden ein Haufen inhaltlicher Resolutionen 

und Positionen beschlossen – 90 Prozent davon allerdings unter weit-

gehendem Ausschluss der O ffentlichkeit, weil die Multiplikationswir-

kung von Parteitagsevents mit inszenierten Streits fehlt. Die anderen 

zehn Prozent der Beschlu sse wu rden wahrgenommen, weil Piraten mit 

großer „Reichweite“ – Bundesvorsta nde, Abgeordnete etc. – sich dazu 

o ffentlich positionieren.  

Und auf der Seite der Abstimmenden? Je nach Prozedere wa re meine 

Prognose auch hier ein eher geringer Prozentsatz an Aktiven – ein 

Prozent, die jede freie Minute in der SMV verbringen, bis der Endgegner 

besiegt ist, neun Prozent, die sich mal eingeloggt haben und das Pass-

wort rauskramen, wenn sie von einer besonders wichtigen Abstim-

mung ho ren. Und 90 Prozent, die den PIRATEN beigetreten sind, weil 

sie Beteiligung und Transparenz toll finden, aber letztlich feststellen, 

dass das auch so la uft. Zu pessimistisch?  

Fazit: Eine sta ndige Mitgliederversammlung ko nnte ein mutiger 

Schritt sein. Ob es den PIRATEN gelingt, hier soviel Mut aufzubringen, 

dass andere Parteien ein gutes Modell kopieren werden, bezweifle ich. 

Den tatsa chlichen Einfluss (aka Macht) eines Tools wie SMV scheinen 

mir die PIRATEN deutlich zu u berscha tzen – letztlich kommt es nicht 

auf die Beschlussfassung an, sondern darauf, diese publik zu machen 

und zu deuten (und vorher bestimmte Beschlu sse undenkbar werden 

zu lassen). Hier hebelt eine SMV die Aufmerksamkeitsressourcen von 

Ko pfen und o ffentlich inszenierten Streits nicht aus. Wie wichtig ist ein 

Papier, das beschlossen wird, von dem aber niemand weiß? 

Warum blogge ich das? Weil ich mir mit Blick auf die Antragsflut grüner Partei-

tage und die Zeitabhängigkeit demokratischer Beteiligung durchaus wünsche, 

dass sich hier was bewegt, aber nicht wirklich überzeugt davon bin, dass eine 

SMV strukturell etwas ändert.
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Netzpolitik war nie ein 
Three-Letter-Acronym 

26. März 2013 – Digitales Leben, Politik und Gesellschaft 

Die Nachhutgefechte im netzpolitischen Sandkasten, in denen es darum 

geht, ultimativ zu kla ren, wer schuld daran ist, dass das Leistungs-

schutzrecht (LSR) am vergangenen Freitag im Bundesrat nicht gestoppt 

wurde,1 haben auch ihr Gutes. Um die Spannung hochzuhalten, mo chte 

ich vorher allerdings erst nochmal einige Fakten dazu einschieben, wie 

das LSR verabschiedet wurde. 

 
1 http://blog.till-westermayer.de/index.php/2013/03/22/kurz-netzpolitische-um-
fallerpartei-spd/  

http://blog.till-westermayer.de/index.php/2013/03/22/kurz-netzpolitische-umfallerpartei-spd/
http://blog.till-westermayer.de/index.php/2013/03/22/kurz-netzpolitische-umfallerpartei-spd/
http://blog.till-westermayer.de/index.php/2013/03/22/kurz-netzpolitische-umfallerpartei-spd/
http://blog.till-westermayer.de/index.php/2013/03/22/kurz-netzpolitische-umfallerpartei-spd/
http://www.flickr.com/photos/tillwe/6041573190/
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I. Wir sitzen im Sandkasten und sehen der Presse dabei zu,  

wie sie ihren Sieg nicht feiert 

Auf Druck der Zeitungsverlage taucht im Koalitionsvertrag zwischen 

Union und FDP der Punkt „Einfu hrung eines Leistungsschutzrechts fu r 

Presseverlage“ auf. Das Justizministerium legt Entwu rfe vor, die mit gu-

tem Willen als Versuch gedeutet werden ko nnen, das Ganze aufgrund 

von Unfa higkeit scheitern zu lassen. Die PIRATEN unter ihrem Anfu hrer 

B.G. Kramm versuchen sich an einer Online-Petition und scheitern da-

mit recht deutlich2 (was dann auch schon zu Debatten daru ber fu hrt, 

warum das Netz nicht organisationsfa hig ist). Die Oppositionsparteien 

im Bundestag halten die u berarbeiteten Entwu rfe eines Leistungs-

schutzrechtes fu r Mist. Auch der Bundesrat a ußert Kritik am Entwurf. 

In mehreren Anho rungen wird das Konzept zerrissen. Das Gesetz wird 

abgespeckt, bis eine hohe Rechtsunsicherheit erreicht ist (was za hlt als 

kurzer Textausschnitt, was nicht, wer ist gewerblich, wer nicht, …).  

Die NetzpolitikerInnen von CDU, CSU und FDP setzen in ihrer Ableh-

nung des LSR auf die SPD, aber die hat aus seltsamen Gru nden keine 

Mehrheit im Bundestag. Mit der Mehrheit der Regierungsfraktionen3 – 

bei ganz wenigen Abweichungen – wird das Leistungsschutzrecht im 

Bundestag angenommen. Diverse Kampagnenversuche (Spontandemo 

der Digiges etc.) laufen eher ins Leere.  

Ein Problem dabei: Die Presse berichtet kaum daru ber, dass das Netz 

dieses Presselobbygesetz nicht mag. Letzte Hoffnung Bundesrat, Alvar 

Freude schreibt offene Briefe an Ministerpra sidentInnen, die SPD 

macht große Anku ndigungen und fa llt dann – NRW, Hamburg – doch 

um. Immerhin bleibt das Versprechen Peer Steinbru cks, nach gewon-

nener Bundestagswahl ein handwerklich besseres Leistungsschutz-

recht umzusetzen, wa hrend die NetzpolitikerInnen von Bu ndnis 90/ 

Die Gru nen deutlich machen, dass sie ein Leistungsschutzrecht fu r den 

falschen Weg halten, um der Presse ins 21. Jahrhundert zu helfen. 

 
2 http://blog.till-westermayer.de/index.php/2012/10/11/aus-der-lsr-petition-ler-
nen-statt-zu-verzweifeln/  
3 https://blog.till-westermayer.de/2013/03/kurz-carta-zahlt-mal-eben-durch/  

http://blog.till-westermayer.de/index.php/2012/10/11/aus-der-lsr-petition-lernen-statt-zu-verzweifeln/
http://blog.till-westermayer.de/index.php/2012/10/11/aus-der-lsr-petition-lernen-statt-zu-verzweifeln/
http://blog.till-westermayer.de/index.php/2013/03/01/kurz-carta-zahlt-mal-eben-durch/
http://blog.till-westermayer.de/index.php/2012/10/11/aus-der-lsr-petition-lernen-statt-zu-verzweifeln/
http://blog.till-westermayer.de/index.php/2012/10/11/aus-der-lsr-petition-lernen-statt-zu-verzweifeln/
https://blog.till-westermayer.de/2013/03/kurz-carta-zahlt-mal-eben-durch/
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Und da stehen wir jetzt: Die alten Medien scheinen gesiegt zu haben 

(auch wenn z.B. Konstantin von Notz in der jetzt verabschiedeten, deut-

lich abgespeckten und widerspru chlichen Fassung eher einen Pyrrhus-

sieg der Verlage sieht). Das Netz erkennt seine Machtlosigkeit. Und da-

mit sitzen wir mitten im Sandkasten. 

Lag’s daran, dass die PIRATEN vom Weg abgekommen sind? War 

„Netzpolitik“ in den sogenannten etablierten Parteien nur eine wohlfei-

les Themenkonjunktur, die niemand ernst genommen hat? Ha tte an-

ders agitiert werden mu ssen? Lag’s am Zeilenabstand der Flugbla tter, 

oder daran, dass das Thema niemand so richtig betroffen gemacht hat? 

Was meinen Lobo? All diese Gefechte und Selbstbespiegelungen lassen 

sich trefflich eskalieren, beispielsweise in Kana len wie Twitter. Aber es 

sind auch mindestens zwei Texte entstanden, die es sich lohnt zu lesen. 

II. Auf der Alm, da gibt’s koa Öffentlichkeit 

Da ist zum einen Michael „mspro“ Seemann, der die LSR-Schuldzuwei-

sungsphase zum Anlass nimmt, wu tend nachzufragen, wo eigentlich 

vorne ist4. Da tauchen einige Wahrheiten auf. Das eine ist sein Ru ckblick 

auf ACTA. Wer hat ACTA gekippt?  

„Blöderweise waren das aber gar nicht wir. Das waren die 
Kids, die Youtubegeneration. Wir – die netzpolitisch Dau-
erbewegten – waren da eher eine Randerscheinung. Klar, 
die „Digitale Gesellschaft“ ein Bündnis aus Piraten, Anons, 
Digiges und Hedonisten hat das ganze organisatorisch ge-
wuppt. Aber mobilisiert haben andere.“ 

Ob daraus gleich ein Generationenkonflikt („Wir merken gar nicht, wie 

wir Christoph Keese immer a hnlicher werden, wenn wir voller Entru s-

tung einen Bestandsschutz fu r den Google Reader fordern, als ob die 

Zukunft der Demokratie daran hinge.“) konstruiert werden muss, sei 

einmal dahingestellt. Aber recht hat er: Die ACTA-Proteste waren auch 

aus meiner Sicht erfolgreich, weil das Thema auf Schulho fen und auf 

 
4 http://mspr0.de/?p=3493  

http://gruen-digital.de/2013/03/das-leistungsschutzrecht-ist-kein-sieg-sondern-dokumentation-einer-niederlage-seiner-befuerworter/
http://mspr0.de/?p=3493
http://mspr0.de/?p=3493
http://blog.till-westermayer.de/index.php/2012/02/11/die-kinder-der-digitalen-revolution/
http://mspr0.de/?p=3493
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der Straße diskutiert wurde. Es war ein Element des o ffentlichen Dis-

kurses, es wurde eben nicht nur im Netz thematisiert, sondern auch die 

klassischen Massenmedien stellten (Filterlogik: passiert da was Neues 

– ja?) fest, dass es interessant ist, u ber die ACTA-Proteste zu berichten. 

Damit kam es zu einer positiven Feedbackspirale, die letztlich politische 

Aufmerksamkeit genug produziert hat, um ein Thema zu setzen und da-

mit vorerst erfolgreich zu sein.  

Erst dadurch, dass das Thema ACTA fu r die O ffentlichkeit außerhalb 

der netzpolitischen Filterblase („Netzgemeinde“ in all ihren Facetten) 

ein Thema wurde, konnte dazu letztlich erfolgreich Politik gemacht 

werden. Und Michael Seemann hat auch recht, wenn er feststellt, dass 

es auch im Netz eine O ffentlichkeit jenseits der UreinwohnerInnen gibt: 

„Aber auf Facebook gibt es Pages mit vielen Millionen 
Abonnenten, auch in deutscher Sprache. Youtube, Face-
book, Tumbler. Ob wir es wollen oder nicht: Dort findet die 
Öffentlichkeit statt. Wenn man unsere größten Blogs – 
Netzpolitik, Fefe, Hastenichtgesehen – daneben stellt, 

http://blog.till-westermayer.de/index.php/2013/01/27/tsunami-quergelesen/
http://www.flickr.com/photos/tillwe/7223822826/
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befindet sich unsere Relevanz im gerade noch messbaren 
Bereich. Wenn Spiegel Online mal gerade nicht über uns 
berichtet, sind wir Scheinriesen, deren Wirken praktisch 
unter Ausschluss der Öffentlichkeit stattfindet.“  

Mu ssen wir nun das „kleine gemu tliche Bergdorf“ verlassen? Ich meine, 

ja und nein – solange wir als „Netzgemeinde“ uns bewusst sind, dass 

wir uns gerade am Stammtisch im virtuellen, alternativ angehauchten 

Szenelokal in angeregten Streit hineinsteigern, spricht nichts dagegen, 

das zu tun. Ob das jetzt der Cluster der netzgemeinschaftlichen Timeli-

nes auf Twitter ist, oder die Sekte, die sich lieber anderswo herum-

treibt, ist dabei erstmal egal. Auch der Goffmansche Begriff der Hinter-

bu hne trifft es vermutlich. 

Anders sieht es aus, wenn wir tatsa chlich organisiert politisch etwas 

bewegen wollen. Klar, es gibt auch da die Option des digitalen Aussteiger-

tums – Alpenhu tte inklusive – aber so wird aus einem Nischenthema kein 

o ffentliches Thema. Und: Die O ffentlichkeit gibt es trotz Filterblasen und 

Teilo ffentlichkeiten im Netz weiterhin, und vielleicht gibt es sie erst recht. 

Es gibt zwei Alternativen zur alternativen Szenekneipe, die beide ef-

fektiver sind, wenn es darum geht, im politischen Spiel mitzuspielen. 

Der eine Weg bleibt auf der Hinterbu hne, aber auf einer anderen. Es ist 

der Weg der klassischen Lobbys. Die Wirtschaftsverba nde nutzen die-

sen Weg (aber nicht nur diesen Weg) ebenso, wie es die großen Um-

weltverba nde tun. Wer im Hintergrundgespra ch heimlich, still und leise 

die Regierung, die Fraktionen, die die Mehrheit bilden (oder sie eines 

Tages bilden ko nnten) davon u berzeugt, dass es doch gut wa re, dieses 

zu tun und jenes zu lassen, hat schon halb gewonnen.  

Der zweite Weg geht u ber die Vorderbu hne, auf die Straßen, in die Re-

daktionen – und auf diesem Umweg auch in die Parlamente. Wem es 

gelingt, sein oder ihr Anliegen so in der O ffentlichkeit zu verankern, 

dass es fu r einen kurzen Augenblick der Stabilita t die herrschende Mei-

nung zu sein scheint, hat ebenfalls schon halb gewonnen. Und, um auf 

Michael Seemann zuru ckzukommen: Indikatoren dafu r, dass das gelun-

gen ist, sind heute eben nicht nur die Talkshows und Schlagzeilen, son-

dern auch die Dinge, die im Gespra ch der „ganz normalen Leute“ wie-
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dergeka ut werden. Die lustigen Bilder, die außerhalb der Filterblase der 

Netzgemeinde auf Facebook kursieren, das Gespra ch in der Straßen-

bahn, am Arbeitsplatz oder am Stammtisch.5  

Und natu rlich klappt es am allerbesten, wenn beide Wege beschritten 

werden. Werbung, politische PR, langfristig vorbereitete Projekte zur 

Stimmungsbeeinflussung, regelma ßige Hintergrundgespra che und Lob-

byaktivita ten, aber eben auch die schnelle Reaktion auf Ereignisse mit 

Folgen. Das Gesamtpaket, das eine Bewegung so bucht, wenn sie von der 

Bewegung zum Wirtschaftsfaktor und zum politischen Player wird.  

Wer sich das vergegenwa rtigen mo chte, muss nicht die Aktivita ten 

der INSM sezieren, sondern kann vergleichen, wie die Erneuerbare-

Energien-Branche vor zwanzig Jahren (1993) aufgetreten ist, und wie 

sie heute auftritt. Vom breit im o ffentlichen Bewusstsein verankerten, 

basisdemokratisch-politischen Arm („Atomkraft, nein danke!“) bis zum 

wirtschaftsstarken Großkonzern und den entsprechenden Verba nden 

ist da alles dabei. 

Was eine solche Orientierung an politikgestalterischer Effektivita t mit 

alternativen Almhu tten macht, ist die andere Frage. Die mitschwingt, 

wenn Seemann am Ende seines Textes vier (mir allerdings zu technik-

/plattformdeterministisch gedachte) Alternativen nennt und verwirft, 

und dann aber Ratlosigkeit a ußert. Von mir verku rzt sind seine verwor-

fenen Ratschlag (1) die Proklamierung autarker Techniknutzung (eige-

ner WordPress-Host) fu r die Massen, (2) die abgeschottete Technikelite 

(die sich selbst genug ist und in der Bedeutungslosigkeit versinken 

wird) sowie (3) der „Marsch durch die Institutionen 1“ (lang lebe Face-

book!) und (4) der „Marsch durch die Institutionen 2“ (Facebook nut-

zen, um Facebook zu beka mpfen).  

Seemann endet damit, dass er nicht in die Kathrin-Passig-Falle (Tech-

nik bis 30 ist innovativ, Technik nach 30 ist verwerflich) tappen will, 

weiterhin fu r ein „freies Web“ ka mpfen will, aber irgendwie nicht so 

richtig weiß, wie und wo das geschehen soll. 

 
5 #aufschrei hat das u brigens geschafft, fu r einen Moment genau diesen Sprung vom 
Netzdiskurs in die Allgenerationenspha re der o ffentlichen Meinung zu absolvieren. 
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Vielleicht liegt diese Ratlosigkeit daran – ich muss das nochmal beto-

nen – dass er Netzpolitik scheinbar mit der technischen Infrastruktur 

in eins setzt. Mein Versta ndnis von Netzpolitik ist ein anderes. Dazu ge-

ho rt allerdings auch, dass ich die Illusion eines „freien Webs“ fu r prob-

lematisch halte. Wir leben zwischen in den Mauerlu cken großer Kon-

zerne – egal, ob diese jetzt AOL/Time Warner oder Facebook heißen. 

Und auch die Nationalstaaten greifen gerne mit zur Mo rtelkelle.  

In diesen Mauerlu cken wachsen scho ne Blumen, und auch auf diese 

Mauern lassen sich Graffiti malen. Aber zu einem realistischen Blick auf 

das Netz geho rt es eben, auch die Mauern zu sehen, die da la ngst stehen, 

und die abzureißen nun tatsa chlich niemand eine Absicht hat. 

III. Das Erwachen der Netzbewegung 

Der zweite Text, den ich lesenswert fand, ist auf Metronaut6 erschie-

nen und hat die Autorenzeile John F. Nebel. „Die Netzgemeinde ist tot, 

 
6 http://www.metronaut.de/2013/03/die-netzgemeinde-ist-tot-lang-lebe-die-netzbe-
wegung/ (2026 nicht mehr erreichbar) 

http://www.metronaut.de/2013/03/die-netzgemeinde-ist-tot-lang-lebe-die-netzbewegung/
http://www.metronaut.de/2013/03/die-netzgemeinde-ist-tot-lang-lebe-die-netzbewegung/
http://www.metronaut.de/2013/03/die-netzgemeinde-ist-tot-lang-lebe-die-netzbewegung/
http://www.flickr.com/photos/tillwe/5286529552/
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lang lebe die Netzbewegung“, heißt es dort. Letztlich ist dieser Text eine 

Reihe von Ratschla gen dafu r, wie aus der sich selbst genu genden, sich 

selbst fu r die Welt haltenden „Netzgemeinde“ (wieder) eine Netzbewe-

gung wird. Ich bin mir nicht sicher, ob der Text eine Reaktion auf den 

Seemannschen Rant ist, oder ob es sich dabei andersherum verha lt, 

oder ob beide vo llig unabha ngig voneinander stehen. Auffa llig ist zu-

na chst einmal der sprachliche Duktus. Der Text bei Metronaut bewegt 

sich ganz klar in links(-autonomen) Sprachgefilden. Er ist gepra gt von 

der Vorstellung, dass eine soziale Bewegung etwas ist, das Widerstand 

leistet – ein Konzept, dass ich bei Michael Seemann nicht wahrnehme. 

Bei ihm geht es (wenn ich’s auf den von mir rausgelesenen Kern ver-

ku rze) darum, den Rest der Welt von guten Ideen zu u berzeugen, und 

dabei festzustellen, dass es dafu r nicht ausreicht, sich mit denen zu un-

terhalten, die von den guten Ideen schon u berzeugt sind. 

„Lang lebe die Netzbewegung“ geht dagegen von einer ganz anderen 

sozialen Position aus: Wir ko nnen etwas bewegen, wir ko nnen etwas 

vera ndern, aber wir tun das immer gegen „die da oben“. Und John F. Ne-

bel will uns daran erinnern, dass das die gesellschaftliche Position der 

netzpolitischen Avantgarde ist. Entsprechend hat er acht Tipps fu r den 

erfolgreichen Wiederaufbau der Netzbewegung als einer widersta ndi-

gen sozialen Bewegung (ich kehre gleich noch einmal zu meinem Be-

merkungen u ber Politik und Lobbyismus zuru ck, keine Sorge). Die sind: 

• Die guten Leute bei den zerfallenden PIRATEN identifizieren 

• Sich endlich den Aktivist/innen außerhalb Berlins mehr öffnen 

• Erklären und vereinfachen statt Meta-Meta 

• Scheiss auf Konkurrenzen 

• Junge, frische Leute einbinden 

• Mehr Bloggen, mehr eigene Medien 

• Runter vom Schoß der Macht 

• Öffnung für Bürgerrechtsthemen aller Art 

Die Vision, die hinter diesen Ratschla gen steht, ist klar: Um zur politisch 

relevanten Massenbewegung zu werden, muss die Netzbewegung sich 
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o ffnen (gegenu ber dem Rest der Welt außerhalb der Filterblase Berlin 

(ja, ja, ja!), gegenu ber Neulingen, gegenu ber Bu ndnispartnerInnen aus 

der breiteren Bu rgerrechtsbewegung). Sie muss sich selbst als politi-

sche Bewegung verstehen (dazu geho rt die thematische Verku rzung, 

dazu geho rt der Aufbau einer Bewegungsinfrastruktur, dazu geho rt das 

Selbstversta ndnis, sich nicht von ‚der Macht‘ einwickeln zu lassen, dazu 

geho rt die Nachwuchsarbeit) und muss eine einheitliche Front bilden 

(mit ehemaligen PIRATEN, u ber die Grenzen der verschiedenen Ver-

eine hinweg, mit einer O ffnung fu r Bu rgerrechtsthemen).  

Die Vision ist klar, und sie wirkt zuna chst einmal attraktiv, definitiv 

sympathisch. Arbeiterbewegung, Friedensbewegung, Umweltbewegung, 

Autonome Bewegung, Antiglobalisierungsbewegung – und jetzt eben das 

„Breite linke Bu ndnis fu r ein freies Netz fu r alle“.  

Ich wa re froh, wenn es so etwas ga be. Allerdings zweifle ich daran, 

dass eine Rekonfiguration als so verstandene Netzbewegung tatsa ch-

lich den erwu nschten politischen Erfolg mit sich bringen wu rde. Wenn 

die PIRATEN nicht den Weg „Partei“ eingeschlagen ha tten, ha tten wir 

vielleicht etwas derartiges7. Aber selbst dann wu rden meine Zweifel 

bleiben.  

IV. Die Heterogenität der „Netzgemeinde“, oder:  

im Zweifel für den Zweifel 

Letztlich glaube ich, dass meine Zweifel am Erfolg einer Widerstands-

bewegung etwas damit zu tun haben, dass die scho nen Etiketten der 

„Netzpolitik“ oder auch der „Netzgemeinde“ vielfa ltige Heterogenita ten 

u berdecken. Und damit meine ich nicht die la ppischen Flu gel der Pira-

ten, sondern die Tatsache, dass es fundamental unterschiedliche Vor-

stellungen davon gibt, was Netzpolitik eigentlich ist – und ebenso un-

terschiedliche Vorstellungen davon, was eine darauf bezogene politi-

sche Konfiguration eigentlich ausmachen mu sste.  

 
7 http://blog.till-westermayer.de/index.php/2012/08/12/piraten-als-bewegung-die-
1970er-im-remake/  

http://blog.till-westermayer.de/index.php/2012/08/12/piraten-als-bewegung-die-1970er-im-remake/
http://blog.till-westermayer.de/index.php/2012/08/12/piraten-als-bewegung-die-1970er-im-remake/
http://blog.till-westermayer.de/index.php/2012/08/12/piraten-als-bewegung-die-1970er-im-remake/
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Wer mir das nicht glaubt, darf einfach mal die Frage beantworten, ob 

ECO, BITKOM und Google netzpolitische Akteure sind. Und wenn nein, 

warum die nicht dazugeho ren sollen, meine Timeline aber schon. 

Was ist denn die Freiheit des Netzes (des Netzes, und nicht des Webs, 

lieber Michael Seemann!), die zu erhalten (bzw. zu verteidigen (bzw. 

erst zu schaffen)) vielleicht noch so etwas wie einen gemeinsamen Kern 

darstellen ko nnte? Zwischen Verbraucherschutz und Verbraucherbera-

tung (Digiges geht zum Teil in diese Richtung, und das hat auch was fu r 

sich) zum ersten, Open-Source-Lobbyismus zum zweiten, Freiheit vom 

Urheberrecht zum dritten, Antiu berwachungs-bzw.-Bu rgerrechtspolitik 

zum vierten und Zugangsfreiheit zur Infrastruktur zum fu nften fallen mir 

da ganz unterschiedliche Interpretationen der Freiheit des Netzes ein. 

Welche davon ist die richtige? Oder mu ssen alle zusammen geteilt wer-

den, um Teil der Bewegung zu sein?  

Klar, da gibt es U berschneidungen, klar, da lassen immer mal wieder 

Bu ndnisse schmieden. Aber wir sind eben nicht eins – und ich vermute 

mal, dass das auch fu r die Berliner Szene gilt. Das Netz intensiv zu nut-

zen, heißt nicht, die Macht der Konzerne einschra nken zu wollen, und 

wer gegen U berwachung ist, muss noch lange nicht fu r Blogs sein. 

http://www.flickr.com/photos/tillwe/3888144876/
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Und, um nochmal auf die Diskussion des Seemannschen Rants zu-

ru ckzukommen: Das alles ist immer noch Innensicht. (Oder, in den 

Worten von John F. Nebel: Meta-Meta). Was von diesen verschiedenen 

Freiheitsvorstellungen in der breiteren Bevo lkerung ankommt, was fu r 

massenmediale Erza hlungen anschlussfa hig ist, und was in parlamen-

tarische politische Arbeit u bersetzbar ist, muss auch erst noch einmal 

diskutiert werden.8  

Was ich damit sagen will: Netzpolitik als Netzpolitik gibt es nicht. Wer 

darauf aufbaut, ohne sich dessen bewusst zu werden, wird sich immer 

wieder u ber zusammenfallende Luftschlo sser wundern. Netzpolitik 

war und ist heute schon eine Politik heterogener Bu ndnisse, die – so 

fluide und liquide ist das Netz allemal noch immer – schnell entstehen 

und schnell zerfallen. (Weswegen ich auch wenig Hoffnung habe, dass 

nach VDS und LSR bei BDA jetzt der große Erfolg eintritt). 

Das alles wa re mo glicherweise anders, wenn es im netzpolitischen 

Spektrum weniger Organisationen mit Allgemeinvertretungsanspruch 

ga be (und das sind die parteinahen Verba nde ebenso wie notgedrun-

gen BITKOM und CCC), sondern mehr One-Issue-Akteure, die sich auch 

selbst als solche verstehen.  

Oder noch besser, und vielleicht ist das meine Vision: Das Netz ist in-

zwischen, nach u ber vierzig Jahren, alltagsselbstversta ndlich genug, dass 

es spa testens mit der U bergabe der etablierten Bewegungsinstitutionen, 

NGOs und Lobbys von unten an die Generation der Mittdreißiger-und-

Ju nger relativ selbstversta ndlich sein sollte, Freiheiten des Netzes in den 

jeweiligen Politikfeldern mitzudenken. Nicht durch Netzbeauftragte, 

 
8 Kleiner Exkurs: Ich bin als parlamentarischer Berater in der gru nen Landtagsfrak-

tion fu r Netzpolitik mitzusta ndig. Faktisch ist das beim Thema Urheberrecht Kultur-
politik, beim Thema Breitbandausbau Infrastrukturpolitik fu r den la ndlichen Raum, 
beim Thema Netzneutralita t Verbraucherschutzpolitik, beim Thema Medienkompe-

tenz entweder, je nach Fokus, Bildungspolitik, Sozialpolitik oder Medienpolitik, beim 
Thema Vorratsdatenspeicherung Innenpolitik, ebenso bei Open Data, und bei ACTA 
Justizpolitik … und damit will ich nicht sagen, dass es ein eigenes Netzministerium 

bra uchte, sondern zeigen, dass, andersherum gedacht, eigentlich u berall „Netz“ selbst-
versta ndlich mitgedacht werden mu sste, was aber wiederum nicht durch eine allzu-
sta ndige Bewegung erfolgen kann. 
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sondern weil das halt zu einem abgerundeten politischen Portfolio dazu-

geho rt. Und dann machen Verbraucherschutzorganisationen eben ganz 

selbstversta ndlich auch Verbraucherschutz im Netz inkl. Abmahnungen 

und Netzneutralita t, dann denken Bildungsverba nde Open Educational 

Resources und einen sinnvollen Umgang mit dem Urheberrecht mit, und 

dann geho ren Bu rgerrechte im Netz ganz klar zum Themenfeld altehr-

wu rdiger Bu rgerrechtsorganisationen. Gleiches gilt fu r Gewerkschaften, 

Wirtschaftsverba nde, usw. usf. 

Wir sind da noch nicht, jedenfalls noch nicht so ganz. In Teilen schon. 

Aber vielleicht kommen wir ja da hin. Und vielleicht hilft es dem Anlie-

gen, sich fu r die verschiedenen Freiheiten des Netzes einzusetzen, deut-

lich mehr, wenn wir das nicht nur in netzpolitischen Verba nden und Be-

wegungen/Protobewegugen/Bewegungssubstituten tun (da gerne 

auch, und gerne reflektiert und der eigenen gesellschaftlichen Position 

bewusst), sondern ohne viel Aufhebens schlicht und einfach u berall. 

Und bei Bedarf ko nnen wir uns versta ndigen.9  

Warum blogge ich das? Public reading der beiden Blogtexte. Und weil eine Be-

wegung, die sich um einen leeren Kern herum versammeln will, eine schöne ast-

ronomische Metapher ist, aber typischerweise typische Schwierigkeiten be-

kommt. Oh, bei der Gelegenheit: Ich bin mir selbst unsicher, was eigentlich die 

Schlussfolgerung aus diesem Text ist. Würde gerne verschiedene Interpretatio-

nen vergleichen.

 
9 Um das am Beispiel BDA – Bestandsdatenauskunft – konkret zu machen: Dass da 
jetzt via Wiki einerseits (dahinter steht insbesondere die Entita t formerly known as 

Foebud) und via Wiki andererseits (dahinter steht ‚Freiheit statt Angst‘ (kurz FSA) und 
der ‚AK Vorrat‘) versucht wird, u.a. fu r Demos am 14.4. zu mobilisieren, muss ich lei-
der eher niedlich finden. Ein Tool ist ein Tool, versammelt aber, sofern es nicht schon 

spu rbar brennt, nicht von selbst Protestakteure. Ist doch nicht das erste Mal. Einer-
seits. Und andererseits gibt es 16 Landesregierungen, die im Bundesrat u ber das Ge-
setz entscheiden werden. Wissen die, wie welche Entscheidung wo ankommt? – Oder 

nochmal LSR: Da muss die Frage doch lauten: Was tun wir jetzt, damit SPD und Gru ne 
fu r den Fall einer Regierungsbildung nach dem 22.9. keinen Quatsch in ihr Regie-
rungsprogramm schreiben? 
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Datenbefreiung, oder: 
staatsmonopolistischer Netzkapitalismus 

17. März 2013 – Digitales Leben, Politik und Gesellschaft 

Google ra umt auf, und ra umt dabei – zum Juli – auch den Google Reader 

ab. Wer das nicht kennt: das ist ein Tool, um Blogs und andere Nach-

richtenquellen, sofern sie RSS-Feeds haben, synchronisiert zwischen 

mehreren Gera ten zu lesen. Oder etwas weniger technisch: ein Tool, mit 

dem ich auf einen Blick sehe, welche Artikel in meinen Lieblingsblogs 

und welche Nachrichten von tagesschau.de ich noch nicht gelesen habe, 

und zwar egal, ob ich auf dem PC, auf dem Smartphone oder auf dem 

Tablet nachschaue. Zudem sehe ich auf einen Blick, ob meine Lieblings-

blogs neue Eintra ge haben, muss also nicht der Reihe nach durchbla t-

tern, was es wo gibt. Der Google Reader war mal mehr (das habe ich 

aber nie genutzt), und er ist nicht unersetzbar. Tatsa chlich setze ich ihn 

erst aktiv ein, seit ich ein Smartphone benutze. Auf dem PC war das fire-

fox-intere Handling durchaus ausreichend fu r mich, um diese gerade 

beschriebene Funktionalita t zu erfu llen. 

Trotzdem a rgert mich das Aus fu r den Google Reader, und da bin ich 

nicht alleine,1 auch wenn manche dem auch Gutes in Sachen Monopol-

vermeidung2 abgewinnen ko nnen. Was ich konkret mache, mit wel-

chem Tool ich meine Lieblingsblog-Feeds in Zukunft lesen werde, das 

weiß ich noch nicht. Irgendetwas wird sich finden.  

Aber ich musste doch wieder an die Eisenbahn denken. Also, erstmal 

an die Tatsache, dass netzbasierte, irgendwie „soziale“ Dienste, die wer-

befinanziert sind, so ein komisches Doppelding aus o ffentlicher Infra-

struktur und privater Dienstleistung darstellen. Faktisch jedenfalls. Ich 

hatte da anla sslich diverses A nderungen der Policy mal was u ber den 

 
1 http://www.antipope.org/charlie/blog-static/2013/03/how-i-feel-this-morn-
ing.html  
2 http://netzwertig.com/2013/03/14/am-1-juli-ist-schluss-das-ende-des-google-rea-
der-ist-traurig-aber-zu-begruesen/  

http://www.antipope.org/charlie/blog-static/2013/03/how-i-feel-this-morning.html
http://netzwertig.com/2013/03/14/am-1-juli-ist-schluss-das-ende-des-google-reader-ist-traurig-aber-zu-begruesen/
http://netzwertig.com/2013/03/14/am-1-juli-ist-schluss-das-ende-des-google-reader-ist-traurig-aber-zu-begruesen/
http://www.antipope.org/charlie/blog-static/2013/03/how-i-feel-this-morning.html
http://www.antipope.org/charlie/blog-static/2013/03/how-i-feel-this-morning.html
http://netzwertig.com/2013/03/14/am-1-juli-ist-schluss-das-ende-des-google-reader-ist-traurig-aber-zu-begruesen/
http://netzwertig.com/2013/03/14/am-1-juli-ist-schluss-das-ende-des-google-reader-ist-traurig-aber-zu-begruesen/
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Fall Flickr – Wechsel nicht mo glich3 geschrieben. Web 2.0 als Abha ngig-

keits-Internet.  

Und weil das so ist, gibt es Menschen wie Alexander Schestag4, die es 

einfach prinzipiell fu r eine Dummheit halten, seine eigenen Daten bei 

irgendeinem mehr oder weniger kostenfreien Dienstleister liegen zu 

haben, statt alles selbst zu hosten. Er schreibt: 

„Die Abschaltung des Google Readers wäre der richtige 
Anlass, um einmal über diese Dinge nachzudenken und 
vielleicht sogar einen Paradigmenwechsel bezüglich der 
Organisation digitalen Lebens einzuläuten, die allen 
Usern vielleicht etwas weniger Komfort, dafür aber we-
sentlich mehr Sicherheit und Zuverlässigkeit bei eben die-
ser Organisation geben würde. Aber offensichtlich ist das 
nicht gewollt. Schade drum. Hier wird gerade eine große 
Chance verpasst.“  

Ich widerspreche ihm insofern, als ich – sagen wir mal, mit Blick auf die 

Psychologie der O konomie und die Existenz einer arbeitsteiligen Ge-

sellschaft – kaum glaube, dass die Do-it-yourself-Lo sung fu r mehr als 

eine winzige Minderheit einer nerdigen Randgruppe u berhaupt eine 

Lo sung ist. Klar, es gibt sicherlich wundervolle Tools, um mit wenig Auf-

wand auf dem eigenen Server all dieses cloudige Zeug zu machen – aber 

die Verantwortung, das zu administrieren, muss dann eben auch das ei-

gene Hobby sein. Ja, Komfort ist wichtig im Konsum, und nein, es ist 

nicht nicht gewollt, sondern schlichtweg inkompatibel zum Leben im 

21. Jahrhundert. Fast alle sind wir abha ngig von irgendwelchen Netz-

anbietern. Die wenigen, die das nicht – in dem Maße – sind, sind die, die 

viel Geld dafu r zahlen, andere fu r sich eine sichere Infrastruktur betrei-

ben zu lassen, oder es sind die, die es lieben, ihre Na chte in Linux-Shells 

zu verbringen. Der Rest hat de facto keine Wahl. 

 
3 http://www.heise.de/tp/artikel/25/25536/1.html  
4 http://www.schestag.de/2013/03/14/was-wir-aus-der-abschaltung-des-google-
readers-lernen-koennten-wenn-wir-denn-wollte/  

http://www.heise.de/tp/artikel/25/25536/1.html
http://www.schestag.de/2013/03/14/was-wir-aus-der-abschaltung-des-google-readers-lernen-koennten-wenn-wir-denn-wollte/
http://www.heise.de/tp/artikel/25/25536/1.html
http://www.schestag.de/2013/03/14/was-wir-aus-der-abschaltung-des-google-readers-lernen-koennten-wenn-wir-denn-wollte/
http://www.schestag.de/2013/03/14/was-wir-aus-der-abschaltung-des-google-readers-lernen-koennten-wenn-wir-denn-wollte/


Netzpolitik und der Aufstieg und Fall der Piratenpartei 

262 

Fu r den Google Reader trifft das mit der Anbieterabha ngigkeit u bri-

gens nur bedingt zu, insofern Google Takeout die Mo glichkeit bietet, die 

bei Google-Diensten liegenden perso nlichen Daten gebu ndelt zuge-

stellt zu bekommen und sie gegebenenfalls in ein anderes Tool einzule-

sen. Also z.B. die Liste meiner Lieblingsblogs5. Soweit, so gut.  

Aber die Eisenbahnen. Ich finde ja schon seit la ngerem, dass es wichtig 

ist, nicht nur das Netz selbst (da geht es um Breitbandzugang, Netzneut-

ralita t und Deep Packet Inspection) als De-facto-Infrastruktur der Da-

seinsvorsorge zu betrachten, sondern auch Social Media als Infrastruktur 

zu verstehen. Wenn ich Twitter, Facebook, meinen Mailserver oder die 

Suche von Google benutze, dann tue ich das nicht, um zu „twittern“, zu 

„facebooken“, zu „mailen“ oder zu „googeln“, sondern um zu kommunizie-

ren oder um mich zu informieren. Oder etwas, das irgendwo dazwischen 

steht – das osmotische Aufschnappen zeitgeistiger Kommunikationswel-

len auf den Fluren des Netzes, um es mal etwas blumig auszudru cken. 

Welches Tool-Medium dahinter steht, ist mir eigentlich erstmal egal. Ab-

gesehen davon, dass ich mo glichst wenig davon mitkriegen will, dass ich 

also idealerweise einfach nur kommuniziere.  

Ganz so einfach ist es nicht, die medialen Tools machen sich bemerk-

bar, und die damit verbundenen Einbindungen in Netzwerke natu rlich 

auch. Aber wenn morgen irgendwer dastu nde und mir mitteilen wu rde, 

dass Facebook zumacht, ich aber mein ganzes soziales Netz 1:1 u ber-

tragen kann auf Bubbleblab, dann wa re es u berhaupt kein Problem, 

meinen Kommunikations- und Informationsbedu rfnissen dort nachzu-

gehen. Denn meine NachbarInnen, Bekannte, ParteifreundInnen und so 

weiter wa ren auch schon alle da.  

Mit diesem Infrastrukturversta ndnis von Web-(2.0)-Dienstleistungen 

im Kopf fiel mir dann die Eisenbahn an. Und – zumindest wenn Wikipe-

dia nicht lu gt6 – gibt es da ein paar interessante historische Parallelen. 

So schreibt die Wikipedia: 

 
5 http://www.dataliberation.org/google/reader  
6 http://de.wikipedia.org/wiki/Geschichte_der_Eisenbahn_in_Deutschland  

https://www.google.com/takeout/
http://www.dataliberation.org/google/reader
http://de.wikipedia.org/wiki/Geschichte_der_Eisenbahn_in_Deutschland
http://de.wikipedia.org/wiki/Geschichte_der_Eisenbahn_in_Deutschland
http://www.dataliberation.org/google/reader
http://de.wikipedia.org/wiki/Geschichte_der_Eisenbahn_in_Deutschland
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„In der ersten Hälfte des 19. Jahrhunderts wurden die ent-
stehenden Eisenbahnen in Deutschland von den Menschen 
unterschiedlich aufgenommen. Während unternehme-
risch denkende Menschen wie Friedrich Harkort und 
Friedrich List in der Eisenbahn eine Möglichkeit zur Bele-
bung der Wirtschaft und zur Überwindung kleinstaatli-
cher Bevormundung, speziell in Deutschland, sahen und 
sich deshalb bereits in den 1820er und frühen 1830er Jah-
ren für den Bau von Eisenbahnen einsetzten, fürchteten 
sich andere vor Qualm und Rauch der Lokomotiven oder 
sahen durch sie ihr eigenes Einkommen gefährdet.“  

Wir sehen eine heftige technikkritische Debatte u ber dieses große neue 

Ding Eisenbahn, und stellen fest, dass das Eisenbahnnetz aus einzelnen 

experimentellen – innovativen, unternehmerischen – Aktivita ten her-

aus erwachsen ist. Die ersten Strecken wurden von privaten Konsortien 

errichtet: 

„Mehrheitlich und offiziell wird jedoch die 1835 von der 
privaten Ludwigs-Eisenbahn-Gesellschaft in Nürnberg 
durch den Ingenieur Paul Camille von Denis erbaute Baye-
rische Ludwigsbahn als erste Eisenbahn in Deutschland 
angesehen, weil sie neuartige Dampflokomotiven ein-
setzte.“  

Die von dieser privaten Gesellschaft gesetzten Standards hatten Bestand: 

„Die Entscheidung der Ludwigs-Eisenbahn-Gesellschaft 
für das englische System mit deren Schienenart und Spur-
weite, den Spurkränzen, Fahrzeugen und anderem hatte 
zudem normative Wirkung, da auch spätere deutsche 
Bahnen das offensichtlich betriebstaugliche System über-
nahmen.“  

Im Rheinland baute ab 1844 die Rheinische Eisenbahn-Gesellschaft7 

die Netzinfrastruktur und betrieb einige Eisenbahnlinien. In anderen 

Landesteilen waren es teilweise auch Staatsbahnen einzelner Herzog-

tu mer etc. Kurz: Mitte des 19. Jahrhunderts ist das Eisenbahnnetz eine 

 
7 http://de.wikipedia.org/wiki/Rheinische_Eisenbahn-Gesellschaft 

http://de.wikipedia.org/wiki/Rheinische_Eisenbahn-Gesellschaft
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bunte Mischung großer privatwirtschaftlicher Betriebe und einige 

(halb-)staatlicher Institutionen. Gemeinsame Standards ergeben sich 

durch die normative Kraft des Faktischen – oder eben auch nicht. 

„Die obrigkeitlichen Organe der deutschen Staaten stan-
den dem neu aufkommenden Eisenbahnwesen mit unter-
schiedlicher Haltung gegenüber. Teils wurde die Initiative 
den Unternehmern überlassen, teils wurde versucht, eine 
staatlich getragene Eisenbahn zu fördern, dies am ausge-
prägtesten in den süddeutschen Monarchien Baden, Bay-
ern und Württemberg. Preußen setzte dagegen zunächst 
auf private Bahnen, übernahm aber schon früh einige die-
ser Bahnen aufgrund wirtschaftlicher Schwierigkeiten in 
staatliche Verwaltung, so etwa die Bergisch-Märkische Ei-
senbahn-Gesellschaft.“  

Von 1871 bis 1920 waren Eisenbahnen La nderangelegenheit. Eine 

reichsweite Regulation gab es nur behelfsweise. „In den 1870er Jahren 

wurde dennoch das vielfa ltige Nebeneinander privater und staatlicher 

Bahnen ein immer gravierenderes Problem, wobei unterschiedliche Ta-

rife die Abwicklung u berregionaler Transporte erheblich behinderten. 

O ffentlich wurde immer ha ufiger eine Vereinheitlichung eingefordert.“ 

Ende des 19. Jahrhunderts entstanden parallel kleine private Eisen-

bahngesellschaften, und es wurden die großen Netze verstaatlicht. 

Aber alles weiterhin in La nderhoheit, mit Grenzbahnho fen etc. (Nach 

wir vor verlasse ich mich hier auf die Wikipedia). Ein Effekt der Zusam-

menfu hrung der großen Netze in einer staatlichen Gesellschaft (in 

Preußen) war es, dass der Eisenbahnbetrieb rationalisiert werden 

konnte. Wer bisher eine Eisenbahn betrieb, versuchte, die Konkurrenz 

zu umgehen, um keine Trassengebu hren an diese Zahlen zu mu ssen. 

Jetzt konnte u bergreifend geplant werden. 

Eine umfassende, einheitliche Eisenbahnorganisation wurde dagegen 

erst nach dem ersten Weltkrieg geschaffen. Die La nderbahnen wurden 

zur Deutschen Reichsbahn8 zusammengefasst, 1924 in ein Staatsunter-

 
8 http://de.wikipedia.org/wiki/Deutsche_Reichs-
bahn_%281920%E2%80%931945%29  

http://de.wikipedia.org/wiki/Deutsche_Reichsbahn_%281920%E2%80%931945%29
http://de.wikipedia.org/wiki/Deutsche_Reichsbahn_%281920%E2%80%931945%29
http://de.wikipedia.org/wiki/Deutsche_Reichsbahn_%281920%E2%80%931945%29
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nehmen eingebracht (und als Reparationsleistung bis 1932 verpfa n-

det). Diverse private Eisenbahngesellschaften wurden erst im Dritten 

Reich in den Monolithen Reichsbahn u bernommen. Nach 1945 wurde 

diese in der sowjetischen Besatzungszone und dann in der DDR als 

Deutsche Reichsbahn9 weitergefu hrt. In der franzo sischen Besatzungs-

zone gab es die Su dwestdeutschen Eisenbahnen, in der britischen und 

amerikanischen die „Deutsche Reichsbahn im Vereinigten Wirtschafts-

gebiet“. Aus diesen dreien entstand nach Gru ndung der Bundesrepublik 

die Deutsche Bundesbahn10, ein Sondervermo gen des Bundes. 1994 

wurden Reichsbahn und Bundesbahn schließlich zur heutigen, staats-

eigenen Deutsche Bahn AG11 zusammengefu hrt – mit immer wieder 

aufflammenden Wu nschen nach weiteren Liberalisierungen und mehr 

Konkurrenz auf der Strecke. 

Was hat das jetzt mit der angeku ndigten Einstellung des Google Rea-

ders zu tun? Direkt nicht wirklich viel – aber vielleicht mag die histori-

sche Parallele nicht allzuweit hergeholt sein, dass wir heute eine aus 

diversen privat finanzierten, tu ftlerische Innovationen heraus entstan-

dene, weitgehend privatrechtliche Web-2.0-Netzinfrastruktur haben. 

Prinzipiell ist das auch eine funktionierende Organisationsform. Kri-

tisch wird es da, wo privatwirtschaftliche Entscheidungen u ber diese 

Infrastruktur (z.B. die Einstellung bestimmter Dienste, der Verzicht auf 

bestimmte Standards) zu Umwegen und Kosten fu r die NutzerInnen 

fu hren. Wa re da nicht eine große, monolithische staatliche Struktur 

besser, um effizient diese unno tigen Kosten zu vermeiden?  

Also so wie die Reichsbahn? Oder wie die Deutsche Netzinfrastruk-

turanstalt12? Das halte ich nach wie vor fu r falsch. Es geht nicht darum, 

Google zu verstaatlichen – auch wenn der Blick auf Google etc. als Inf-

rastruktur diesen Gedanken fu r einen Moment naheliegend erscheinen 

 
9 http://de.wikipedia.org/wiki/Deutsche_Reichs-
bahn_%281945%E2%80%931993%29  
10 http://de.wikipedia.org/wiki/Deutsche_Bundesbahn  
11 http://de.wikipedia.org/wiki/Deutsche_Bahn_AG  
12 Siehe „Ein klares Nein zur Deutschen Netzinfrastrukturanstalt“ in diesem Band. 

http://de.wikipedia.org/wiki/Deutsche_Reichsbahn_%281945%E2%80%931993%29
http://de.wikipedia.org/wiki/Deutsche_Bundesbahn
http://de.wikipedia.org/wiki/Deutsche_Bahn_AG
http://blog.till-westermayer.de/index.php/2012/12/29/ein-klares-nein-zur-deutschen-netzinfrastrukturanstalt/
http://blog.till-westermayer.de/index.php/2012/12/29/ein-klares-nein-zur-deutschen-netzinfrastrukturanstalt/
http://de.wikipedia.org/wiki/Deutsche_Reichsbahn_%281945%E2%80%931993%29
http://de.wikipedia.org/wiki/Deutsche_Reichsbahn_%281945%E2%80%931993%29
http://de.wikipedia.org/wiki/Deutsche_Bundesbahn
http://de.wikipedia.org/wiki/Deutsche_Bahn_AG


Netzpolitik und der Aufstieg und Fall der Piratenpartei 

266 

la sst. Nein, es geht mir darum, noch einmal sehr genau hinzuschauen, 

welche Standards so lebensnotwendig fu r eine funktionierende, effizi-

ente Netzinfrastruktur sind, dass sie staatlich reguliert werden mu ssen.  

Das ist – und auch das zeigt das Eisenbahnbeispiel – in einem heißen, 

alle paar Jahre durch neue Basisinnovationen neu aufgewu hltem Markt 

wie dem Netz schwierig. Eine vor einigen Jahren gesetzlich festge-

schriebene HTML-3.0-Kompatibilita t wa re etwas Grauenhaftes. Den-

noch glaube ich, dass es (neben dem ganzen Feld des Schutzes perso-

nenbezogener Daten und was alles sonst noch so unter „Verbraucher-

schutz 2.0“ fa llt) mo glicherweise eine gute Idee sein ko nnte, bestimmte 

Interoperabilita tsstandards regulatorisch zu unterstu tzen. Sowas wie 

eine Verpflichtung von Social-Media-AnbieterInnen, den Stand der 

Technik, was Austauschformate betrifft, in ihren Plattformen einzuset-

zen.  

Dass es „Google Takeout“ gibt, und dass RSS ein akzeptierter Standard 

ist, erleichtert es Konkurrenzprodukten zum Google Reader, etwas auf-

zubauen und sich bei NutzerInnen durchzusetzen. Google Takeout gibt 

es, wenn ich das richtig nachvollziehe, weil es innerhalb von Google die 

Data Liberation Front gibt. Das Mission Statement dieser halbwegs revo-

lutiona ren Ingenieurszelle (gegru ndet 2007, vor dem Hintergrund einer 

entsprechenden Aussage des CEO Eric Schmidt im Jahr 200413) ist es: 

“Users should be able to control the data they store in any 
of Google’s products. Our team’s goal is to make it easier 
to move data in and out.”  

Wunderbar. Aber allein schon die Tatsache, dass die spielerischen Re-

volutionsanleihen funktionieren, zeigen, was fu r ein großer Schritt es 

wa re, wenn diese Grundsatz – dass NutzerInnen die Kontrolle u ber alle 

Daten behalten, die sie in irgendeinem Produkt von Google (oder einer 

anderen Firma) ablegen – zu einem Industriestandard wu rde.  

Ich bin mir nicht sicher, ob Eric Schmidts Statement von 2004 – „He 

wrapped up his talk to employees by clearly stating that Google didn’t 

 
13 http://dataliberation.blogspot.de/2009/09/welcome-to-data-liberation-front.html  

http://www.dataliberation.org/
http://dataliberation.blogspot.de/2009/09/welcome-to-data-liberation-front.html
http://dataliberation.blogspot.de/2009/09/welcome-to-data-liberation-front.html
http://www.dataliberation.org/home/faq
http://www.dataliberation.org/home/faq
http://dataliberation.blogspot.de/2009/09/welcome-to-data-liberation-front.html
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lock its users in. He stressed that we didn’t want people to use our prod-

ucts solely because they can’t get their data out to switch to a competing 

service.“ – fu r die Firma, die Google heute ist, noch gilt. Es wa re scho n, 

wenn das so ist. Weil es Google die Freiheit gibt, unprofitable Dienste 

zu schließen, und weil es uns allen die tatsa chliche Freiheit gibt, mit un-

seren Daten zur Konkurrenz zu gehen, eine Blog-Reader-Genossen-

schaft zu gru nden, oder letztlich doch auf die DIY-Variante mit dem ei-

genen Server zuru ckzugreifen. Nur reicht es da nicht aus, wenn Google 

die Data Liberation Front duldet – das mu ssten alle machen. Notfalls 

eben doch als regulatorischer Eingriff, um Konkurrenz und damit eine 

funktionierende marktliche Organisation zu ermo glichen.  

Warum blogge ich das? Weil ich auch noch kurz was zur Schließung des Google 

Readers sagen wollte. 

Auch in CARTA (19.03.2013) veröffentlicht.
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PIRATEN: Ablauf des SMV-Scheiterns 

13. Mai 2013 – Digitales Leben, Politik und Gesellschaft 

Im Februar hatte ich mich la nger u ber mo gliche Vor- und Nachteile der 

von den Piraten geplanten sta ndigen Mitgliederversammlung (SMV) 

ausgelassen1. Mein damaliges Fazit: 

„Eine ständige Mitgliederversammlung könnte ein muti-
ger Schritt sein. Ob es den Piraten gelingt, hier soviel Mut 
aufzubringen, dass andere Parteien ein gutes Modell ko-
pieren werden, bezweifle ich. Den tatsächlichen Einfluss 
(aka Macht) eines Tools wie SMV scheinen mir die Piraten 
deutlich zu überschätzen […]“  

Heute haben die Piraten auf ihrem Bundesparteitag u ber die Einfu h-

rung einer SMV abgestimmt, die letztlich knapp die satzungsa ndernde 

Mehrheit verfehlte – was erwartungsgema ß zu Unkerufen und Abge-

sa ngen fu hrte. Ganz am Schluss des Parteitags wurde dann noch eine 

recht weitreichende Urabstimmungsordnung angenommen, die auch 

elektronische Abstimmungen erlaubt. Nur hat’s niemand mitgekriegt. 

Ich habe das alles nur auf Twitter verfolgt, und nicht im Stream, hatte 

aber den Eindruck, dass auch das relativ komplexe Abstimmungsver-

fahren auf diesem Parteitag etwas damit zu tun hatte, dass die notwen-

dige Zwei-Drittel-Mehrheit letztlich verfehlt wurde. Deswegen mo chte 

ich in diesem Text – mit Blick in Protokolle, Gescha ftsordnung und An-

tragsbuch (u bersichtlich hier) der Piraten – aufdro seln, woru ber wann 

und wie eigentlich abgestimmt wurde.  

Zum Themenkomplex „SMV“ gab es erstens eine Reihe von Satzungs-

a nderungsantra gen (SA A… – mit Zwei-Drittel-Mehrheit zu beschließen) 

und zweitens einige Entschließungsantra ge (X…), die mit einfacher 

Mehrheit angenommen werden konnten. Der finale Tagesordnungsvor-

schlag (laut Wiki) sah letztlich vor, am Freitagabend und am Samstag-

abend (dann auf Sonntag vertagt) u ber das Thema SMV zu entscheiden. 

 
1 Siehe den Beitrag „Eine virtuelle Versammlung?“ in diesem Band. 

https://wiki.piratenpartei.de/Bundesparteitag_2013.1
https://wiki.piratenpartei.de/Bundesparteitag_2013.1/Gesch%C3%A4ftsordnung
https://wiki.piratenpartei.de/Bundesparteitag_2013.1/Antragsbuch
https://wiki.piratenpartei.de/Bundesparteitag_2013.1/Antragsbuch
http://www.pirat.ly/spicker/bpt131#package/7658
https://wiki.piratenpartei.de/Bundesparteitag_2013.1/Tagesordnung
https://wiki.piratenpartei.de/Bundesparteitag_2013.1/Tagesordnung
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Im Verlaufsprotokoll der Versammlung beginnt dieses Tagesordnungs-

punkt am Freitag ab der Marke 20:35:42. Demnach wurden die Antra ge 

zur SMV fu r die Abstimmung auf fu nf „Blo cke“ verteilt: 

1. Debatte über SMV ja oder nein 

2. Falls 1. ja: weitestgehende SMV-Modelle („Hardcore-SMV“ laut Proto-

koll) 

3. Falls 1. ja und 2. nicht angenommen: weniger weitgehende SMV-Mo-

delle („softere Variante davon“ laut Protokoll) 

4. Unabhängig von der SMV: Erweiterung der Beteiligungsmöglichkei-

ten 

5. „kommt nur zum Tragen, wenn keine anderen SMV-Anträge ange-

nommen wurden“ (Protokoll) 

Diese Aufteilung in Blo cke wird dann zuna chst einmal bis 20:49 disku-

tiert; es wird danach gefragt, ob einzelne Antra ge richtig einsortiert sind 

und wie insgesamt abgestimmt werden soll. Danach kommt es zu einem 

GO-Antrag auf ein Meinungsbild u ber fu nf verschiedene Varianten der 

Beteiligung außerhalb von Parteitagen, das fu r alle Varianten (leicht) po-

sitiv ausgeht. Ab hier wird jedoch schon die Tendenz deutlich: eine Mehr-

heit fu r mehr Beteiligung, aber keine Zwei-Drittel-Mehrheit. 

Block 1: Soll es eine Debatte über SMV geben? 

Block 1 besteht aus dem Antrag auf Vertagung aller Antra ge auf eine SMV 

(X016). Der Vertreter des Antrags meint, „jede Entscheidung wa re ein Ge-

geneinander. Das wu rde unweigerlich zu einer Verha rtung von Fronten 

in der Partei fu hren.“ Die Debatte dazu wird nach Pro und Contra sortiert 

gefu hrt (insgesamt 10 Beitra ge a 2–3 Minuten), wobei einige satirische 

Wortmeldungen „in der falschen Schlange“ dabei sind. Der Antrag auf 

Vertagung wird offen abgestimmt, die Versammlungsleitung sieht mehr-

heitlich Nein-Stimmen, es soll also nicht vertagt werden. Ein Mitglied be-

antragt daraufhin eine Ausza hlung, was aber deutlich abgelehnt wird. 

Damit kann der Parteitag sich mit dem Thema SMV befassen. 

http://drahflow.name/protocol/2013-05-10.html
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Block 2: „Hardcore-SMV“ 

Um 21.30 Uhr beginnt die eigentliche Auseinandersetzung mit den kon-

kreten Antra gen – bevor es dazu kommt, gibt es allerdings noch einige 

GO-Antra ge, zuna chst einen GO-Antrag zum Wahlverfahren. Sollen alle 

Antra ge als konkurrierend angesehen werden (das hieße nach der Pira-

ten-GO: Meinungsbildung via Approval Voting, dann (konkurrierende) 

Abstimmung u ber die zwei Antra ge mit den meisten Ja-Stimmen)? Der 

Antrag wird abgelehnt, damit bleibt die Abstimmung in Blo cken. Ein wei-

terer GO-Antrag auf Unterbrechung der Sitzung wird ebenfalls abgelehnt.  

Um 21.35 Uhr kann Christopher Lauer als Antragsteller der beiden An-

tra ge SA A009 und SA A010 dann tatsa chlich das Wort ergreifen. Beide 

Antra ge wollen eine weitgehende SMV („Hardcore“), mit dem Unter-

schied, dass SA A009 die Satzung ausschließt und SA A010 auch Satzungs-

a nderungen per SMV zulassen wu rde. Laut dem U berblicksflyer von 

Niels Lohmann (und laut dem Antragstext …) wa re SA A009/010 eine 

sta ndig zur Verfu gung stehende SMV gewesen, bei der alles bis auf Wah-

len (bzw. bis auf Wahlen und Satzungsa nderungen) abstimmbar gewe-

sen wa re. Abstimmungen sollen dabei nach dem Prinzip der Liquid De-

mocracy stattfinden, in namentlicher (offener) Online-Abstimmung und 

mit Delegationen. 

Zu dem Antragspaar gibt es zuna chst die Mo glichkeit, Nachfragen zu 

stellen, dann beginnt die eigentliche Debatte – vorher jedoch wiederum 

GO-Antra ge, diesmal auf Meinungsbilder, die ein „durchwachsenes“ Er-

gebnis zeigen. Um 22.04 Uhr fangen die Pro- und Contra-Reden zu den 

beiden weitestgehenden Antra gen an. Trotz (oder wegen?) der durch-

wachsenen Meinungsbilder wird um 22.49 Uhr der GO-Antrag gestellt, 

eine geheime Abstimmung stattfinden zu lassen, der die erforderlichen 

zwanzig Unterstu tzerInnen findet – und zu einer la nger andauernden 

GO-Schlacht fu hrt: Ging es um die geheime Ausza hlung eines GO-An-

trags auf Ende der Debatte oder um die geheime Ausza hlung der eigent-

lichen Abstimmung? Soll die Sitzung unterbrochen werden? Soll der 

GO-Antrag auf geheime Abstimmung neu ausgeza hlt werden? Panik 

breitet sich aus … na gut, die Versammlungsleitung ra tselt einige Mi-

http://blog.nlohmann.me/assets/images/2013-05-08-flyer.pdf
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nuten, wie es weitergehen soll, und schla gt dann vor, die beiden Antra ge 

konkurrierend geheim abzustimmen, was allerdings nur geht, weil „es 

[…] in der GO da einen Trick mit konkurrierenden Antra gen“ gibt.  

Da das Verfahren unklar bleibt, zieht Christopher Lauer den SA A010 

zuru ck – oder vielmehr, will ihn zuru ck ziehen, der Antrag wird aber 

von anderen PiratInnen wieder ins Rennen geschickt. Um 22.53 Uhr 

wird der Wahlgang dann tatsa chlich gestartet – u ber beide Antra ge, im 

Approval-Voting-Verfahren, d.h. die Mitglieder ko nnen beiden Antra gen 

zustimmen, oder einem, oder keinem. Das Wahlverfahren (Option 1 fu r 

Antrag 009, Option 2 fu r Antrag 010, keine Enthaltung) wird erla utert. 

Es gibt Vorschla ge fu r andere Verfahren, die Rechtma ßigkeit des Ver-

fahrens, das die eigentlich in der Gescha ftsordnung vorgesehene Stich-

wahl bei konkurrierenden Antra gen „integriert“, wird angezweifelt.  

Um 23.09 Uhr wird das Wahlverfahren noch einmal umgestoßen: Es 

soll die zusa tzliche Option geben, explizit mit Nein zu stimmen, die aber 

in der Ausza hlung identisch mit einem leeren Zettel ist. Das Misstrauen 

ist groß – u.a. wird gefragt, ob der Wahlleiter sich als parteiisch ansieht. 

Um 23.15 Uhr kann dann (mit dem u blichen Piratenbrimborium, „zeigt 

die leeren Urnen“ etc.) endlich der Wahlgang ero ffnet werden, um eine 

Viertelstunde spa ter geschlossen zu werden. Um 23.56 Uhr wird das 

Ergebnis der Ausza hlung verku ndet: 

„2013-05-10 23:56:05 – Wahlleiter: Hallo. Ah.… Ich kom-
me dann zum letzten Akt des Tages: Verkündigung des Er-
gebnisses. 826 Stimmzettel, 811 Gültig. Auf 9, 38.8% auf 
den 10 49.2%, Nein-Beide 44.9% Damit ist keiner der SÄA 
angenommen. SÄA009 und SÄA010 sind beide nicht ange-
nommen.“  

Damit ist um kurz vor Mitternacht klar, dass keiner der beiden „Hard-

core“-Antra ge eine Mehrheit, geschweige denn eine Zwei-Drittel-Mehr-

heit gefunden hat. Um u ber das Wahlprogramm beschließen zu ko nnen, 

soll der Tagesordnungspunkt SMV erst am na chsten Tag um 19.30 Uhr 

fortgesetzt werden. 
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Block 3 und 4: weniger weitgehende Formen der SMV 

Am Samstag um 21.30 Uhr sind die Antra ge noch nicht aufgerufen; viel-

mehr wird der Parteitag unterbrochen, um 9.00 Uhr am Sonntag soll es 

weitergehen. Um 9.10 Uhr gibt es dann zuna chst einmal eine kurze po-

litische Rede der Bundesvorstandsmitglieder Sebastian Nerz und Klaus 

Peukert zum Thema SMV. Tenor: Wir mu ssen eine Entscheidung treffen 

und damit leben. Die Versammlungsleitung stellt ein ausgeklu geltes 

Verfahren vor, mit dem der TOP SMV innerhalb von einer Stunde durch-

gefu hrt werden soll. Dazu werden die Redezeiten auf eine! Minute re-

duziert. Zudem sollen alle Abstimmungen geheim stattfinden – die Ver-

sammlungsleitung geht von drei Abstimmungen aus.  

Um 9.15 Uhr stellt Niels Lohmann die Antra ge SA A012 und SA A027 

vor. SA A012 ist eine nur fu r Entschließungen, nicht fu r Programm- oder 

Satzungsantra ge nutzbare bindende Umsetzung der Liquid Democracy, 

mit Delegationen, online, sta ndig offen, ohne geheime Abstimmungen, 

aber mit anonymer Abstimmung. Eine Gescha ftsordnung fu r die SMV 

soll erst auf einem spa teren Parteitag beschlossen werden. Anders ge-

sagt: eine Richtungsentscheidung ohne Konkretisierung. SA A027 er-

weitert dies um die Online-Abstimmung von Wahlprogrammen. 

Es gibt weitere Antra ge: SA A021 entspricht dem SA A012, verzichtet 

aber auf die Orientierung am Prinzip der Liquid Democracy und auf De-

legationen. Jemand stellt SA A029 vor, der Liquid-Democracy-Onlineab-

stimmungen zur „Ausarbeitung von Beschlussvorlagen“ mit einer de-

zentralen Offline-Abstimmung verknu pft. Auch hier wird die Konkreti-

sierung auf einen weiteren Parteitag verschoben.  

Andi Popp stellt SA A035 vor, die „SMV light“ – es soll eine Sta ndige 

Mitgliederversammlung eingerichtet werden, die Entschließungen fas-

sen kann und Delegationen vorsieht, die allerdings alle zwei Jahre neu 

vom Bundesparteitag besta tigt werden muss. 

Schließlich wird SA A041 vorgestellt, die „Schnuffel-SMV“, ein weiteres 

Modell, das deutlich abgespeckt gegenu ber den weitergehenden Vor-

schla gen ist (und das zusa tzlich eine geheime Abstimmung vorsieht, die 

auf „gegenseitigem Vertrauen“ basiert). 
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Neben diesen vier verschieden „starken“ SMV-Modellen steht zwei 

Antra ge (SA A026 und SA A039), die beide darauf setzen, dass nicht on-

line abgestimmt wird, sondern dass eine „Sta ndige dezentrale Mitglie-

derversammlung“ eingefu hrt wird, bei der Wahlurnen in verschiede-

nen Sta dten zu bestimmten Zeitpunkten geo ffnet sind.  

Schließlich wird noch der einzige Block-4-Antrag vorgestellt, SA A003. 

Dieser sieht eine klassische Urabstimmung auf Papier vor, mit der au-

ßerhalb von Parteitagen Personenwahlen und Entschließungen abge-

stimmt werden ko nnen. Der Antrag steht nicht in Konkurrenz zu den 

SMV-Antra gen, sondern will die Satzung der Piraten um ein Instrument 

erga nzen, das viele andere Parteien in ihren Satzungen la ngst kennen 

und gelegentlich auch einsetzen.  

Ab 9.29 Uhr du rfen zu den vorgestellten Antra gen Versta ndnisfragen 

gestellt werden. Nach zehn Minuten ist die Fragerunde auch schon vor-

bei, und es gibt einen GO-Antrag auf Meinungsbilder. In diesem Mei-

nungsbild kristallisiert sich heraus, dass eine Mehrheit eine SMV haben 

mo chte, die Beschlu sse zu Programmen fasst, aber nicht zu Satzungen 

und Personen, die eher geheime Abstimmungen ermo glichen soll, die 

den Prinzipien der Liquid Democracy folgen soll, aber eher keine Dele-

gationen vorsieht, und die online und regelma ßig stattfinden soll. 

Die sieben Antra ge werden in 20 kurzen, aber zumindest dem Proto-

koll nach durchaus sachlichen Redebeitra gen ero rtert und die weltbe-

wegende Bedeutung einer auf sta ndige Online-Abstimmungen setzen-

den Partei beschworen. Ab 10.23 Uhr – die Stunde, die fu r das Thema 

vorgesehen wurde, ist inzwischen u berschritten – wird das Wahlver-

fahren erla utert. Die Antra ge werden blockweise (3A – die verschiede-

nen Varianten zu Online-Beteiligung; 3B – dezentrale Parteitage; 4 – Ur-

abstimmungen) im Approval-Voting-Verfahren abgestimmt, alle Ab-

stimmungen sind geheim. Um 10.49 Uhr ist der erste Wahlgang zu 

Block 3A geschlossen. 

Um 11.28 Uhr steht fest, dass im Approval-Voting kein Antrag in Block 

3A eine Zwei-Drittel-Mehrheit erreicht hat. Eine ganze Reihe an Antra gen 

erreicht allerdings die einfache Mehrheit. Am besten schneidet die „SMV 

https://wiki.piratenpartei.de/Bundesparteitag_2013.1/Einzelergebnisse#SMV2_-_Stimmzettel_7
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light“ mit 58 Prozent Zustimmung ab. Da keine Zwei-Drittel-Mehrheit er-

reicht wurde, wird u ber Block 3B abgestimmt. Um 12.36 Uhr ist klar, dass 

auch die beiden Antra ge zur Sta ndigen dezentralen Mitgliederversamm-

lung keine ausreichende Mehrheit erhalten haben. In beiden Fa llen wird 

aber wiederum die einfache Mehrheit klar u berschritten (55%). Schließ-

lich wird um 12.38 Uhr der Block 4 – Urabstimmung ja oder nein – ge-

heim abgestimmt. Dieser wird mit 68,2 Prozent knapp angenommen, da-

mit erga nzen die Piraten ihre Satzung um die Mo glichkeit, zuna chst ein-

mal ganz klassische Urabstimmungen durchfu hren zu ko nnen. 

Block 2 und 3, zweite Runde 

Um 12.59 Uhr fa llt der Versammlung auf, dass das fu r die Approval-Vo-

ting-Wahlen zur SMV verwendete Verfahren vermutlich nicht der Sat-

zung/Gescha ftsordnung entspricht: Es gab zwar Approval Voting, aber 

der in der Gescha ftsordnung enthaltene „Besta tigungswahlgang“ fehlte 

jeweils. Die Versammlung schließt sich dieser Einscha tzung an.2 Es folgen 

also weitere geheime Abstimmungen – allerdings braucht die Versamm-

lung bis 13.25 Uhr, um zu kla ren, was genau abgestimmt werden soll.  

Die Abstimmungen selbst „kommen auf den Stack“ – sprich, sie finden 

statt, sobald Wahlleiter und WahlhelferInnen wieder bereit sind. Um 

14.51 Uhr (wir erinnern uns, es ist Sonntag, allma hlich reisen die ersten 

ab aus dem fra nkischen Neumarkt …) kommt es dann zur Stichwahl zwi-

schen SA A027 und SA A035. Um 14.53 Uhr wird die Frage gestellt, die ich 

mir auch stelle: Wenn Block 2 weitergehend als Block 3 ist, mu sste ei-

gentlich zuerst die Stichwahl zu den „Hardcore-SMV“-Antra gen stattfin-

den. Wird aber abgelehnt. Letztlich geht es um die Stichwahl, welcher An-

trag endgu ltig abgestimmt werden soll. Eigentlich mu sste die Zwei-Drit-

tel-Mehrheit dann auch erst fu r diese letzte Abstimmung gelten … 

In der Stichwahl zu Block 3A ergibt sich letztlich eine einfache Mehr-

heit (wenige Stimmen Vorsprung) fu r SA A027. Dieser wird daraufhin 

 
2 Interessant finde ich, nebenbei gemerkt, dass es keine Darlegung der Versammlungs-
leitung gab, warum sie der Meinung war, dass das gewa hlte Verfahren zula ssig ist. 

https://wiki.piratenpartei.de/Bundesparteitag_2013.1/Einzelergebnisse#SMV3_-_Stimmzettel_9
https://wiki.piratenpartei.de/Bundesparteitag_2013.1/Einzelergebnisse#S.C3.84A_003_-_Stimmzettel_11
https://wiki.piratenpartei.de/Bundesparteitag_2013.1/Einzelergebnisse#Stichwahl_SMV_3a_-_Stimmzettel_14
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(um 15.45 Uhr) erneut geheim abgestimmt – diesmal ist eine Zwei-Drit-

tel-Mehrheit notwendig. Diese wird mit 65 Prozent a ußerst knapp ver-

fehlt, die „SMV light“ wird damit nicht in die Satzung aufgenommen. 

A hnlich sieht es bei der sta ndigen dezentralen Urnenwahl aus – diese 

verfehlt mit 57 Prozent das Quorum allerdings recht deutlich. 

Der „Hardcore-SMV“ aus Block 2, die ebenfalls noch einmal geheim 

endabgestimmt wird, ergeht es nicht besser. Bei um 17.19 Uhr noch 762 

abgegebenen Stimmen erreicht sie 52 Prozent und verfehlt damit – wie 

um 18.13 Uhr feststeht – das Quorum deutlich. Interessant allerdings 

die Zunahme der Ja-Stimmen im Vergleich zur Abstimmung am Freitag. 

Block 5: andere elektronische Abstimmungen 

Parallel wird ab 15.17 Uhr zur beschlossenen Urabstimmung noch die 

„Entscheidungsordnung“ behandelt (X011) – in einer spontanen, inten-

siven Diskussion bis 15.45 Uhr. Im Protokoll liest es sich so, als wu rden 

einige der Anwesenden unter dieser auch die SMV verstehen. Ob die Mit-

glieder der Piraten da noch wussten, u ber was sie abstimmen?3  

Die Abstimmung zu dieser Debatte findet dann (parallel zur Abstim-

mung u ber die „Hardcore-SMV“) ab 17.30 Uhr statt. Um 18.31 Uhr steht 

– wa hrend Mitfahrgelegenheiten angeboten und die Halle aufgera umt 

wird – fest, dass der Antrag die hier notwendige 50%-Hu rde u bersprun-

gen hat – 64 Prozent haben ihm zugestimmt. 

Fazit 

Wa hrend die lange diskutierten und ausgearbeiteten SMV-Modelle in 

jeglichen Varianten keine Zwei-Drittel-Mehrheit gefunden hat, wurde 

am Schluss – u ber die Hintertu r einer Urabstimmungsordnung – ein 

 
3 Interessanterweise entha lt X011 tatsa chlich einige Regelungen, die es ermo glichen, 

elektronische Abstimmungen mit Einmaltokens vorzunehmen, und relativ niedrige 
Hu rden fu r Abstimmungsantra ge – was wohl dazu fu hren wird, dass es zu den viertel-
ja hrlichen Stichtagen eine Flut von Urabstimmungsantra gen geben ko nnte. 

https://wiki.piratenpartei.de/Bundesparteitag_2013.1/Einzelergebnisse#S.C3.84A_027
https://wiki.piratenpartei.de/Bundesparteitag_2013.1/Einzelergebnisse#S.C3.84A_027
https://wiki.piratenpartei.de/Bundesparteitag_2013.1/Einzelergebnisse#S.C3.84A_026_-_Stimmzettel_17
https://wiki.piratenpartei.de/Bundesparteitag_2013.1/Einzelergebnisse#S.C3.84A_010_.28Hardcore_SMV.29_-_Stimmzettel_19
https://wiki.piratenpartei.de/Bundesparteitag_2013.1/Einzelergebnisse#X011_.28GO.29_-_Stimmzettel_20
https://wiki.piratenpartei.de/Bundesparteitag_2013.1/Einzelergebnisse#X011_.28GO.29_-_Stimmzettel_20
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recht komplexes und umfangreiches Modell der mo glicherweise elekt-

ronischen, viertelja hrlichen Urabstimmung in die Satzung und die Ge-

scha ftsordnung der Piratenpartei aufgenommen. Das kann zwar keine 

sta ndigen Online-Abstimmungen mit Delegationen, wa re aber in der 

Lage dazu, im viertelja hrlichen Rhythmus dazu genutzt zu werden, er-

ga nzend zu den regula ren Parteitagen der Piraten u ber alle mo glichen 

Entschließungsantra ge und Personenwahlen abzustimmen (ohne De-

battenplattform dazu). Ich bin gespannt, ob dieses Tool dann tatsa ch-

lich genutzt wird – oder ob es, wie bei anderen Parteien (die allerdings 

nur nicht-elektronische Varianten der Urabstimmung vorsehen) nur 

alle paar Jahre tatsa chlich hervorgekramt wird.  

Warum blogge ich das? Mehr als Lesenotizen zum Protokoll des Piratenpartei-

tags.
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Die drei Ebenen des Falls Johannes Ponader 

6. Juli 2012 – Grundeinkommen, Politik und Gesellschaft, Soziologisch gesehen 

Der FAZ-Herausgeber Frank Schirrmacher ist ja sowas wie ein Piratenfan. 

Auch deswegen ist dem politischen Gescha ftsfu hrer der PIRATEN, Jo-

hannes Ponader, ein kleiner medialer Coup gelungen: Er hat – um die 

Pointe vorwegzunehmen – o ffentlich erkla rt, auf seinen Arbeitslosen-

geld-II-Anspruch zu verzichten. Das hat eine ganze Menge unterschied-

licher Reaktionen ausgelo st, vor allem von denen, die Ponaders U ber-

schrift „Abschied vom Amt“ falsch verstanden haben. Parteiu bergreifend, 

versteht sich (scho n analysiert dies das Blog der digitalen LINKEN1). Und 

es war auch eine Reaktion – darauf, dass versucht wurde, ihn o ffentlich 

in eine Reihe mit Florida-Rolf etc. zu stellen, also als einen, der 

 
1 https://blog.die-linke.de/digitalelinke/piraten-als-noch-nicht-partei-ein-lehrstuck-2/  

http://www.faz.net/aktuell/feuilleton/ein-pirat-zieht-sich-zurueck-ich-gehe-mein-ruecktritt-vom-amt-11809930.html
http://www.faz.net/aktuell/feuilleton/ein-pirat-zieht-sich-zurueck-ich-gehe-mein-ruecktritt-vom-amt-11809930.html
http://blog.die-linke.de/digitalelinke/piraten-als-noch-nicht-partei-ein-lehrstuck-2/
https://blog.die-linke.de/digitalelinke/piraten-als-noch-nicht-partei-ein-lehrstuck-2/
http://www.flickr.com/photos/tillwe/2539331310/
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Sozialleistungen missbraucht. Ich finde Ponaders Reaktion nach wie vor 

respektabel. Bei einem freiberuflichen Theatermenschen ist die Idee, 

dass es sich hierbei durchaus auch um eine Inszenierung handelt, nicht 

so weit hergeholt – aber: die ist gelungen, und sie erfu llt meines 

Erachtens sowohl den Zweck, ihn selbst politisch zu pra sentieren (das ist 

etwas, fu r das PolitikerInnen gerne auch einmal bezahlt werden, 

jedenfalls durchaus ihre Aufgabe) als auch den Zweck, eine ganze Reihe 

von Misssta nden im Zusammenhang mit der Agentur fu r Arbeit und den 

Hartz-Gesetzen einem damit sonst eher nicht in Beru hrung kommenden 

Publikum vor Augen zu fu hren. Auch wenn’s in diesem Fall die politische 

Konkurrenz macht, finde ich das Vorgehen hier gut und richtig. 

Ebenso wichtig ist es, dabei zwischen den unterschiedlichen Ebenen 

zu unterscheiden, die der „Fall Ponader“ inzwischen angenommen hat. 

Ein Argumentationsstrang – zuletzt ist mir hier vor allem Bodo 

Ramelow aufgefallen – bezieht sich auf die Ehrenamtlichkeit politischer 

A mter. Ein zweiter Diskursstrang betrifft die Frage, ob die von Ponader 

beschrieben Misssta nde im Jobcenter Einzelfallcharakter haben oder 

nicht. Und drittens geht es um die große Frage nach der Zukunft der 

Erwerbsarbeit und um das bedingungslose Grundeinkommen. All das 

vermischt sich in der Diskussion. 

I. Die Ebene der Ehrenamtlichkeit 

Johannes Ponader ist politischer Gescha ftsfu hrer der PIRATEN. Das ist 

in der Piratenpartei wie alle Vorstandsposten ein Ehrenamt. Er selbst 

legt Wert darauf, zwischen seinem Amt des politischen Gescha fts-

fu hrers und dem Amt eines oder einer Bundesgescha ftsfu hrerIn zu 

unterscheiden; letzteres eher als Verwaltungsfunktion verstanden. Auf 

gru ne Verha ltnisse u bertragen: Ponader ist die Steffi Lemke der 

PIRATEN, nicht deren Dorothea Staiger. 

Die Linie der PIRATEN, zuna chst einmal die Angestellten der Partei zu 

entlohnen (PressesprecherIn, Buchhaltung, oder eben auch Bundes-

gescha ftsfu hrung), und den Vorstand bis auf weiteres ehrenamtlich 
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auszugestalten, finde ich fu r eine junge, finanziell und politisch noch 

nicht so ganz etablierte Partei nicht so ungewo hnlich. Ohne das im De-

tail recherchiert zu haben, wu rde es mich nicht wundern, wenn bei-

spielsweise die Landesvorsitzenden, SchatzmeisterInnen etc. gru ner 

Landesverba nde auch heute nicht in allen Bundesla ndern hauptamt-

liche Posten sind. Aus Baden-Wu rttemberg (vergleichbar viele zahlen-

de Mitglieder wie bei den PIRATEN auf Bundesebene) weiß ich, dass 

wir unsere beiden Vorsitzenden und den Schatzmeister bezahlen, dass 

das aber von der Ausgestaltung her eher 3/4-Stellen sind.  

Natu rlich hat es Schattenseiten, wenn eine Partei ihr politisches Personal 

nicht bezahlen kann. Die 20, 30, 40 Stunden Engagement pro Woche 

neben einen Beruf zu packen, dass ist es etwas, das vermutlich ziemlich 

viel mit Burnout und hoher Fluktuation zu tun hat. Besonders pro-

fessionell ist es nicht. 

Aber, um zum Punkt zu kommen: Wenn der Bundesvorsitzende der 

PIRATEN, Bernd Schlo mer, im Hauptberuf Beamter im Verteidigungs-

ministerium ist, und sich nebenbei ehrenamtlich politisch engagiert, 

dann mag das zu Debatten u ber die politische Zuru ckhaltungspflicht 

von BeamtInnen fu hren. Es stellt aber niemand in Frage, dass das prin-

zipiell mo glich ist. Sonst wa re es – wenn die Piratenpartei nicht das Geld 

oder den Willen hat, ihr politisches Personal zu bezahlen – letztlich ein 

Job, der nur den Ehema nnern reicher Frauen, FabrikbesitzerInnen oder 

von Ma zenatInnen gefo rderten Menschen mo glich wa re. 

Ponader hat einen Hauptberuf – er ist freiberuflicher Theaterpa dago-

ge und Regisseur. Das ist nun nicht unbedingt eine Ta tigkeit, die mit 

hohen Einnahmen verbunden ist. Aufgrund der Freiberuflichkeit mag 

diese Ta tigkeit manchen suspekter erscheinen, als sie es wa re, wenn 

Ponader in, sagen wir, einem Jugendzentrum fest angestellt wa re. So 

sieht unsere Berufswelt heute aber eben schon la ngst nicht mehr aus.  

Bevor ich zu den anderen beiden Ebenen komme, muss ich doch noch 

eine spitze Bemerkung zu LINKEN und anderen SozialdemokratInnen 

loswerden. In der Debatte um Ponaders Text in der FAZ waren die es, die 

sich meinem Gefu hl nach am meisten dadurch hervorgetan haben, dass 



Netzpolitik und der Aufstieg und Fall der Piratenpartei 

280 

sie forderten, er solle sich doch einen ordentlichen Job suchen. Und das 

ist leider kein Einzelfall: Sozialdemokratie steht nach wie vor Fest zu 

Bebel und der Bibel: Wer nicht arbeitet, soll auch nicht essen. Im Kern der 

Arbeitspartei steht nach wie vor eine Arbeitsreligion, der alles als ho chst 

seltsam und fragwu rdig erscheint, was sich nicht in ein regula res Nine-

to-Five-Arbeitsverha ltnis mit Wochenendzulagen packen la sst.  

Das fu hrt dann auf der anderen Seite – beispielsweise in den Gewerk-

schaften – nicht nur zu einem schwierigen Verha ltnis zu Alleinselbst-

sta ndigkeit und Freiberuflichkeit, sondern auch dazu, dass eine Hie-

rarchie bezahlter Funktiona rsposten als vo llig selbstversta ndlich er-

scheint. Und was – wie in autonomeren Bewegungen u blich – ohne 

Geldleistung freiwillig gemacht wird, kann ja nichts wert sein. Hier pral-

len immer noch Welten aufeinander. 

II. Die Missstände im Jobcenter 

In seinem Text beschreibt Ponader sehr plastisch, dass die Arbeitsagen-

tur trotz aller Kunden-Rhetorik nach wie vor eine auf ganz bestimmte 

Ziele hin ausgerichtete Beho rde ist. Ich will gar nicht in Frage stellen, 

dass es auch dort MitarbeiterInnen gibt, die sich engagiert und aktiv 

darum ku mmern, passende Jobs fu r ganz unterschiedliche Menschen 

zu finden. Generell betrachtet halte ich das von Ponader beschriebene 

System fu r ho chst plausibel. Und er ist ja auch nicht der erste, der sich 

daru ber beklagt – aber vielleicht der erste, der das so unerwartet 

sichtbar und offensiv tut. 

Auch die Arbeitsagentur ha ngt, meine ich jedenfalls sagen zu ko nnen, 

sehr stark an herko mmlichen Vorstellungen von Arbeit und Beruf. 

Freiberuflichkeit mit Phasen der Arbeitslosigkeit dazwischen – das 

passt nicht ins Vermitlungsschema. Und brotlose Ku nste erst recht 

nicht – wollen Sie nicht was vernu nftiges machen, junger Mann? 

Vor inzwischen auch schon wieder zwo lf Jahren war ich stellvertreten-

der Vorsitzender des AStA/u-asta der Universita t Freiburg. Ein Ehren-

amt, neben dem weiter studiert wurde. Und was tat die damals noch 
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Arbeitsamt heißende Beho rde, als zufa llig mein Name in der Zeitung 

stand? Bei meinem Vater anrufen, ob den das Kindergeld, das meine 

Eltern damals fu r mich bekamen, korrekt abgerechnet sei. Schließlich sei 

ich ja als AStA-Vorstand ta tig, und das sei ja sicher bezahlt, insofern der 

Anspruch auf Kindergeld vermutlich nichtig. Was es natu rlich nicht war. 

So dachte das Arbeitsamt vor zwo lf Jahren, und mit mindestens dem 

selben Misstrauen agiert die Agentur fu r Arbeit heute. 

Ich selbst hatte mir der Agentur fu r Arbeit bisher einmal zu tun. Nicht 

als Hartz-IV-Empfa nger, sondern in der recht komfortablen Situation, 

als Akademiker mit Anspruch auf ALG-I nach dem Auslaufen einer 

Drittmittelstelle diesen Anspruch fu r ein paar Monate u berbru ckend 

einlo sen zu ko nnen. 

„Akademiker“: Wichtig, weil da im Jobcenter durchaus sortiert wird, 

und die Behandlung eine andere ist. Meine Betreuerin versuchte, hilf-

reich zu sein – aber den spezialisierten, zu einem großen Teil auf Kon-

takte und „mitkriegen, dass was frei wird“ beruhenden Jobmarkt fu r 

Soziologen mit meinen Spezialisierungen hatte ich trotzdem deutlich 

besser im Blick als sie, die fu r alles von Zahnmedizinerinnen bis zu Alt-

a gyptologen zusta ndig war. Dass das Amt Termine festsetzte, statt sie zu 

vereinbaren nervte mich ebenso wie die abgeschlossene Zielvereinba-

rung, die vor allem aus „aktiv selbst nach Angeboten suchen und Profil im 

Internetangebot der Agentur fu r Arbeit anlegen“ bestand. Den Frage-

bogen, den ich ausfu llen musste, fand ich auf meine Situation hin wenig 

passend (An welchen Wochentagen stehen Sie dem Arbeitsmarkt zur 

Verfu gung? – wegen Kinderbetreuung, aber die hing bei mir nicht an 

Wochentagen). Und Angebote, die tatsa chlich fu r akademische Karrieren 

zielfu hrend wa ren, gab es eh nicht (eine Beratung zum Jobmarkt in der 

Schweiz, bei der die Fragen, die ich hatte, nicht wirklich beantwortet 

werden konnten). Wenn ich mir die Situation auf dem akademischen 

Arbeitsmarkt generell so anschaue, dann wa re, um nur ein Beispiel zu 

nennen, sowas wie ein staatliches Stipendium zur Beendigung eines 

Promotionsvorhabens deutlich sinnvoller als der Versuch, Menschen auf 

Teufel komm raus in Werbeagenturen und Callcenter downzugraden. 
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Aber das ist eben nur ein Teilbereich des Arbeitsmarkts neben vielen 

anderen. In denen jeweils unterschiedliche Regeln und Erwartungen 

gelten, die letztlich alle in ein Raster gepresst werden mu ssen – nur als 

Beispiel: Zuverdienstmo glichkeiten! Dass das auch unter Androhung 

von Sanktionen nicht wirklich gut funktionieren kann, verwundert 

mich jetzt nicht.  

Meine eigene Erfahrung ist aber nicht nur die eines speziellen Teil-

marktes des Arbeitsmarkts, sondern auch eine ALG-I-Erfahrung. Nach 

allem, was ich daru ber weiß, kippt die Balance von Fo rdern und For-

dern bei ALG-II noch einmal deutlich weiter ins Ungleichgewicht, fa llt 

auch die „Betreuung“ anders aus, geraten „Vermittlungsfa lle“ noch viel 

sta rker in den Vordergrund gegenu ber Perso nlichkeiten und Kompe-

tenzen. Auch insofern kann ich Ponaders Kritik gut nachvollziehen, und 

finde es wichtig, dass er diese gut inszeniert o ffentlich gemacht hat. 

Fu r mich heißt das auch: Gerade Gru nen (und eigentlich auch der 

SPD) steht es gut an, sehr deutlich zu sagen, zu welchen Fehlentwick-

lungen die Hartz-Gesetze gefu hrt haben, und hier politisch klare Bot-

schaften auszusenden. Dabei geht es nicht nur darum, Arbeitspla tze zu 

schaffen und einen Mindestlohn einzufu hren, sondern eben auch da-

rum, ALG-II zu der menschenfreundlichen Sozialleistung umzugestal-

ten, als die sie vielleicht einst gedacht war. Im Vordergrund steht dabei 

fu r mich Sanktionsfreiheit und ein Recht auf eine den ganz unterschied-

lichen Lebenssituationen angemessene differenzierte Behandlung. Das 

heißt dann aber auch, dass die Arbeitsagentur in ihrer Organisation so 

gestaltet werden muss, dass sie dieser Differenziertheit gerecht werden 

kann. Eine Steuerung anhand von Vermittlungsquoten ist dafu r – 

angesichts der Nebenwirkungen, die so ein Instrument hat – definitiv 

nicht das richtige Mittel. 

III. Arbeit heute, oder: die Frage nach dem Grundeinkommen 

Manche werfen Ponader vor, nur Mitleid fu r sich selbst schu ren zu 

wollen, statt Hartz IV insgesamt verbessern zu wollen. Oder sie sagen, 
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er wolle sich quasi selbst ein staatliches Grundeinkommen organisie-

ren, ganz individuell. Den ersten Vorwurf halte ich fu r ein Missver-

sta ndnis. Der o ffentliche, ausfu hrlich begru ndete Verzicht auf Hartz IV 

ist eine symbolische Handlung, die nicht um Mitleid heischt, sondern 

O ffentlichkeit herstellen will. Das ist Ponader gelungen. 

Der zweite Vorwurf ist einer, der differenzierter zu betrachten ist. Ich 

glaube, es geht eher darum, zu zeigen, dass ein ausgefu lltes, ta tiges Leben 

mit einem Grundeinkommen prinzipiell auch heute schon mo glich wa re. 

Das ist natu rlich eine Provokation – vor allem denen gegenu ber, die der 

Arbeitsreligion anha ngen. Gerade im Kunstbereich klappt das klassische 

Erwerbsarbeitsmodell doch heute schon u berhaupt nicht mehr – auch 

deswegen sind die aktuellen Urheberrechtsdebatte ja so heftig, weil die 

Kunstschaffenden, die sich vom Netz bedroht fu hlen, oft gerade mal so 

u ber die Runden kommen, und Existenza ngste haben. A hnliches gilt fu r 

Kleinselbststa ndigkeiten unterhalt der Wirtschaftlichkeitsschwelle 

(nicht nur Modedesigner oder Lifestyle-Bloggerinnen in Berlin, sondern 

auch Subunternehmer in der Forstwirtschaft, um den Horizont etwas zu 

weiten). Zum Teil auch fu r akademische Ta tigkeiten „unterhalb“ der Pro-

fessur – Lehrbeauftragte, beispielsweise.  

Die wohlfeil-sozialdemokratische Antwort auf all diese lebensku nst-

lerischen Nischen ist es, diese zuzubetonieren und statt dessen tariflich 

gesicherte abha ngige Bescha ftigungsverha ltnisse zu schaffen. Den Rest 

darf der Markt erledigen – was sich nicht tra gt, ist unabha ngig vom 

individuellen und gesellschaftlichen Wert, der in einer solchen Ta tigkeit 

geschaffen wird, nicht la nger tragbar. Als wertvoll gilt nur, was sich aus-

zahlt und bezahlt wird. Oder es ist halt Ehrenamt, Hobby, steuerlich 

nicht absetzbare Liebhaberei, die dann eben bitte neben dem Brot-

hauptjob erledigt werden soll, danke. Oder zwischen den beiden Brot-

hauptjobs. Und der Kindererziehung und Familienarbeit. 21.30 bis 

22.59 sind die besten Zeiten dafu r – danach dann aber bitte ab ins Bett, 

um dem Arbeitgeber wieder ausgeschlafen zur Verfu gung zu stehen.  

Ich bin u berzeugt davon, dass eine lebendige Gesellschaft schlecht 

bezahlte, experimentelle und selbstbestimmte Nischen braucht. Diese 
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sind risikoreich, und befristete Arbeitsverha ltnisse, ungewollte Teilzeit, 

eher schein- als selbststa ndige Werkvertra ge sind beides zugleich: Aus-

beutungsinstrument und das Seil, an dem die, die in der Nische sind, 

sich weiterhangeln ko nnen. Auch das Arbeitlosengeld II kann so ein Tau 

fu r die Nische sein. Und es ist genauso multifunktional wie die anderen 

Seile – zum Hangeln und Hochziehen, aber auch zum Ha ngen (Ha nge-

matte, nicht Galgen) geeignet. 

Bisher ist hier eine Mischung aus sozialdemokratischer Politik vor-

herrschend: Nischen werden planiert oder aufgefu llt, Risiken verboten, 

und Seile konfisziert (wegen der Galgen).  

Ich bin weiterhin nicht davon u berzeugt, dass das der richtige Weg ist. 

Auch eine Hochlohngesellschaft wie die unsere braucht individuell ris-

kante Nischen, um innovativ und lebendig zu bleiben. Berlin war dafu r 

lange das Musterbeispiel. Ein Grundeinkommen kann – je nach Aus-

gestaltung! – das richtige Werkzeug dafu r sein, um Ehrenamt und 

Familienarbeit, Kleinselbststa ndigkeit und Kunst zu unterstu tzen.  

Diese Denkweise mag als neoliberal gescholten werden, aber sie ist es 

nicht – aus meiner Sicht ist sie liberal und emanzipatorisch. Auch ein 

Grundeinkommen ist ein riskantes Instrument. Es kann in der falschen 

Ausgestaltung dazu fu hren, dass klassische Familienbilder eine lebens-

verla ngernde Infusion erhalten, und Frauen vom Arbeitsmarkt ver-

dra ngt werden. Es kann zum Instrument werden, das in der Wirtschaft 

eine Lohnspirale nach unten auslo st.  

Auch deswegen meine ich, dass ein Grundeinkommen zwar sank-

tionsfrei (und keinesfall bedarfspru fend) ausgestaltet sein mu sste und 

eine ausreichende Ho he haben mu sste, dass es aber nicht zu bequem 

sein darf, von Grundeinkommen zu leben. Es muss durch Mindestlo hne 

flankiert sein, um Abwa rtsspiralen zu verhindern. Es muss fu r alle offen 

sein, um Neiddebatten zu verhinden. Und es darf nicht allzu bequem 

sein, um tatsa chlich Kreativita t, Engagement und Innovation hervorzu-

bringen. Aber dafu r wu rde im Fall des Falles unsere Gesellschaft schon 

sorgen. In unserer im Kern immer noch arbeitsreligio sen Gesellschaft 

hinterla sst staatlich finanzierte Nichterwerbsarbeit nach wie vor tiefe, 
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blutende Stigmata. Und daran wu rde, befu rchte ich, selbst ein Grund-

einkommen nichts a ndern. 

Warum blogge ich das? Weil ich die Reaktionen auf Ponander parteiensozio-

logisch ebenso spannend fand wie hinsichtlich des Stellenwerts von Arbeit in der 

deutschen Sozialdemokratie. 

Auch in CARTA (8.7.2012) veröffentlicht.
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Vertraute Technik und die Verschlüsselung 

7. Juli 2013 – Digitales Leben, Soziologisch gesehen 

Ein Strang in der – durch die von Edward Snowden aufgedeckte 

permanente U berwachung der Netzkommunikation durch die NSA und 

andere Geheimdienste ausgelo sten – Debatte dreht sich darum, warum 

verfu gbare Kryptographie-Tools nicht eingesetzt werden.  

map hat dazu einiges erhellendes geschrieben, unter dem Titel „Wir 

haben versagt“.1 Kernthese: Kryptotechnologie – also etwa das Ver-

schlu sseln von eMails – wird deswegen nicht eingesetzt, weil es keine 

einfachen Oberfla chen und Tools dafu r gibt. Gepaart mit der Arroganz 

 
1 http://rainbowda.sh/wir-haben-versagt/ (2026 nicht mehr abrufbar) 

http://rainbowda.sh/wir-haben-versagt/
http://rainbowda.sh/wir-haben-versagt/
http://rainbowda.sh/wir-haben-versagt/
http://www.flickr.com/photos/tillwe/45016961/
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der technologischen Elite. map vergleicht diese – uns? – mit der „Outer 

Party“ in Orwells 1984: 

„Wir machen doch immer so gerne Neunzehnvierund-
achtzigvergleiche: Wir sind die Outer Party. Und die 
Proles gehen uns am Arsch vorbei. Diese DAUs, die iPhones 
und Facebook benutzen. Die ihre Daten an US-amerika-
nische Server schicken. Die Gmail oder GMX benutzen, 
statt ihre Mail selbst zu hosten. Unseren Ekel verbergen 
wir hinter zynischen Ratschlägen. Mit TOR zu surfen ist 
objektiv von eine „funktional kaputten“ Drosselung nicht 
zu unterscheiden. Wir haben kein Gefühl mehr für Men-
schen die mit diesen grauen Kisten nur ein bisschen mit 
ihren Freunden reden und rumsurfen wollen, statt ihre 
komplette Freizeit darin zu versenken. Nicht mit GNU/ 
Linux handverschlüsselt? Ätschbätschselberschuld.“  

Daraus folgt logischerweise der Ratschlag, dass Verschlu sselungs-

technologie nur genutzt wird, wenn sie z.B. Teil allta glicher Software-

pakete fu r den Mailverkehr ist.2  

Ich habe hinter das „uns“ oben ein Fragezeichen gesetzt, weil ich mir 

nicht sicher bin, ob ich mich als Teil dieser technologischen Elite sehe. 

Ich habe genug Informatik studiert, um so ungefa hr zu wissen, wie 

asymmetrische Verschlu sselungen funktionieren. Ich habe zumindest 

eine vage Ahnung, warum Schlu ssella ngen und die Komplexita t, um 

diese Schlu ssel zu knacken, etwas miteinander zu tun hat, und warum 

es dafu r schlecht wa re, wenn es Rechner geben wu rde, die NP-Prob-

leme in P lo sen ko nnen. Ich vermute, dass ich in der Lage dazu wa re, auf 

meinem privaten Rechner PGP oder ein a hnliches Tool zu installieren, 

obwohl da Windows drauf la uft. Falls es ein Plugin fu r Thunderbird 

gibt, wu rde ich das wohl finden. 

Trotzdem verschlu ssele ich meine Mails nicht. Aus Faulheit. Weil ich 

eh davon ausgehe, dass eine permanente U berwachung durchaus im 

Bereich des Mo glichen liegt. Weil fast alle andere es auch nicht tun, und 

 
2 Was, wenn es so wa re, interessante Konsequenzen dafu r ha tte, wie verda chtig oder 
unverda chtig verschlu sselte Mails fu r z.B. Geheimdienste erscheinen. 
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es damit wenig Sinn machen wu rde, einseitig zu verschlu sseln, aber 

eben nicht verschlu sselt zu kommunizieren. Insofern trifft trotz aller 

informationstechnischen Konjunktive letztlich maps Beschreibung des 

DAUs, der sich eben nicht darum ku mmert, auf mich durchaus zu. Und 

ja, wenn Outlook – die nicht von mir beeinflussbare Arbeitsumgebung 

fu r meine beruflichen Aktivita ten – und Thunderbird automatisch ver-

schlu sselt kommunizieren wu rden, wu rde ich es nutzen. 

Vermute ich. Es gibt allerdings noch ein zweites Argument in der 

Krypto-Debatte, dass ich gerne skizzieren mo chte. Und das hat etwas 

mit dem Tausch von Wissen gegen Vertrauen zu tun.  

Eine Technik, die sich im Stadium der Erfindung befindet, oder die nur 

von wenigen Early Adaptors eingesetzt wird, ist oft eine, die von diesen 

verstanden wird. Im Detail, oder zumindest in groben Zu gen. Die 

Techniknutzung vor der Phase gesellschaftlicher Diffusion hat sehr oft 

etwas mit Wissensgemeinschaften zu tun. Gerade, wenn es um den IT-

Bereich geht, und um mehr oder weniger offene Software. Manche 

Technologie verla sst diese Nische nicht wirklich. Kulturell bildet sich 

das in einem Stolz der ExpertInnen auf ihr Wissen und ihre Kompetenz 

ab – die oben beklagte Arroganz der technologischen Elite. 

Wenn eine Technik es schafft, in die kollektiv geteilte Handlungs-

praxis integriert zu werden, dann – hier folge ich lose Ho rnings Idee der 

Verallta glichung – kommt es zum Tausch. Um eine Technik kompetent 

zu nutzen, muss ich jetzt nicht mehr wissen, wie sie funktioniert, son-

dern nur noch, wie sie gut genutzt wird. Zum Alltagswissen der Prakti-

ken des Umgangs mit weit verbreiteten Techniken geho rt die Beherr-

schung bestimmter Regeln, geho ren Erwartungen u ber Ergebnisse, 

geho rt vielleicht auch Nutzungskompetenz – aber eben nicht mehr das 

technische Wissen u ber die inneren Abla ufe. Mehr und mehr wird die 

Technik im Lauf der Verallta glichung unsichtbar. Sie ist eben da. Sie 

wird genutzt. Sie wird schon funktionieren. Aus dem Wissen daru ber, 

wie sie funktioniert, ist in der gesellschaftlichen Vervielfachung und 

sta ndigen Wiederholung der Praxis ein Vertrauen geworden, dass sie 

funktioniert. 



Vertraute Technik und die Verschlüsselung 

289 

Eine weit verbreitete Technik ist also mit Vertrauen aufgeladen, dass 

sie das erwartete Ergebnis produzieren wird, dass die erwartete 

Funktion stattfindet. Wenn ich mit den gewohnten Klicks und unter 

Nutzung der zum Umgang mit eMail geho renden kulturellen Kon-

ventionen – die sich z.T. im Code abbilden – eine eMail losschicke, gehe 

ich davon aus, dass sie ankommt. Zudem gehe ich davon aus, dass sie 

bei ihrer Empfa ngerIn ankommt, und nicht bei sonst irgendwem. Ver-

trauen darein, das Technik funktioniert. 

Wenn ich vor jedem Abschicken einer Mail daru ber nachdenken 

mu sste, ob sie ankommt, und ob ich alles richtig gemacht habe, wu rde 

ich sehr viel la nger dafu r brauchen. Statt dessen gibt es viele Schritte 

beim Versand einer Mail, die fast unbewusst geschehen. Richtige eMail-

Adresse, Mail fertig geschrieben, Anhang – danke Thunderbird fu r die 

Erinnerung – angeha ngt, abschicken. Habe ich sie jetzt? Ja, habe ich.  

Manchmal funktioniert Technik nicht. Dann werden diese unproble-

matischen Aspekte des Mailversands sichtbar und damit problema-

tisiert. Wir brauchen zum Teil ganz scho n lange, um zum Beispiel, wenn 

eine Mail zuru ckkommt, festzustellen, wo der Fehler in der Empfa nger-

adresse lag.  

Meine These ist jetzt: Kryptographische Verfahren stellen dieses Ver-

trauen, das fu r verallta glichte Techniknutzung extrem wichtig ist, per-

manent in Frage. Es ist nicht nur die Komplexita t der Softwareinstal-

lation und der Bedienung. Selbst ein reibungslos in Outlook integriertes 

Kryptotool wu rde vermutlich sta ndig daran erinnern, dass eMail eine 

unsichere Kommunikationstechnologie ist. Dass wir kein Vertrauen 

haben dafu r.  

An dieser Stelle ko nnen nun zwei Dinge passieren, die beide 

unerwu nscht sind. Entweder ist die Kryptosoftware so gut in Outlook 

oder Thunderbird integriert, dass wir sie nicht mehr bemerken. Die 

Schlu ssel werden automatisch abgeglichen und mu ssen vielleicht 

einmal eingegeben werden. Ob eine Mail verschlu sselt verschickt 

wurde, ist nur daran zu sehen, ob das Briefumschlag-Icon eine andere 

Farbe tra gt. Die Technik suggeriert problemlose Sicherheit. Das Ver-
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trauen in den reibungslosen und erwartungsgema ßen Mailverkehr 

wird nicht angetastet. Verallta glichte Kryptotechnologie – so a hnlich 

wie https:// im Browser. Maximal kommt mal eine Sicherheits-

warnung, die dann aber schnell weggeklickt wird. 

Damit wu rde zwar verschlu sselt kommuniziert, ich als Nutzer oder 

als Nutzerin wa re aber nicht in der Lage, zu sagen, ob denn nun 

tatsa chlich verschlu sselt kommuniziert wurde. Mit wem Outlook meine 

geheimen Schlu ssel und Passphrasen heimlich teilt. Ob nicht doch 

unterwegs irgendetwas passiert mit den Mails. Vertrauen in Technik, 

dass schon alles so funktioniert wie erwartet, und eben nicht unter-

wegs die NSA mitliest. Wenn doch, wu rde es nicht auffallen. 

Die zweite Variante wa re eine Krypto-Implementation, die nervt. Bei 

der z.B. bei jedem Mailversand wieder die Passphrase eingegeben wer-

den muss. Bei der das Vertrauen in die eingesetzte Software deutlich 

geringer ist. Die zugleich permanent daran erinnern wu rde, dass Mails 

ein unsicheres Kommunikationsmedium sind. Die meisten wu rden eine 

solche Technik vermutlich ziemlich schnell ausschalten. Weil sie sich 

schlecht in Routinen und Praktiken packen la sst. Und weil sie kulturell 

eben sta ndig auf den schmalen Grat zwischen Misstrauen und Sicher-

heit verweist. 

Das scheint mir das Dilemma zu sein, in dem – unabha ngig von der 

technischen Grundlage – ein weit verbreiteter Einsatz von Krypto-

technologie steckt. Ich halte es fu r fraglich, ob es eine Mo glichkeit gibt, 

digitale Kommunikation sicherer zu machen, ohne diese Sicherheit ent-

weder durch blindes Vertrauen in große Konzerne zu relativieren – also 

Sicherheit mo glicherweise nur vorzuspielen – oder aber NutzerInnen 

permanent aus Routinen zu reißen und damit ihr Vertrauen in all-

ta gliche Technik zu erschu ttern. 

Interessant ist in diesem Zusammenhang schließlich noch der Blick 

auf alte, existierende Verschlu sselungstechnologien. Schlu ssel und 

Schlo sser (die sich in ihren Grundzu gen seit ro mischer Zeit kaum 

gea ndert haben). Urheberrechte. Briefumschla ge. Siegel. All das sind 

Techniken, die vor allem Sicherheit suggerieren, die aber leicht ge-
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knackt werden ko nnen. Wenn sie sicherer gestaltet wa ren – ein Haus-

tu rschloss, das kein Schlu sseldienst geo ffnet kriegt – wu rden sie ver-

mutlich nur selten eingesetzt. Solange sie ein gewisses Maß an Sicher-

heit suggerieren, wird ihnen gerne geglaubt. 

Warum blogge ich das? Um einen Gedankengang, der nicht in einen Tweet 

passte, etwas auszuformulieren. 

Auch in CARTA (08.07.2013) veröffentlicht. 
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Die ausbleibende Aufregung 

4. August 2013 – Digitales Leben, Politik und Gesellschaft 

Eigentlich sind es ungeheuerliche Enthu llungen. Programme – im 

doppelten Sinne, Software und groß angelegte U berwachungsprojekte 

– wie Prism, Tempora, XKeyscore tauchen auf. Der Bundesnachrichten-

dienst kooperiert mit der NSA und u bergibt massenweise auf Vorrat ge-

speicherte Metadaten.1 Was wirklich passiert, ist hinter dem Nebel von 

Geheimhaltung und Ablenkung nur zu erahnen. Jedenfalls scheint es 

plausibel zu sein, davon auszugehen, dass wir alle, die wir das Netz 

benutzen, in einem weit gro ßeren Maß u berwacht werden, als dies 

bisher vermutet wurde. Grundgesetz hin oder her. 

 
1 https://netzpolitik.org/2013/500-millionen-verbindungsdaten-im-monat-bnd-be-
treibt-vorratsdatenspeicherung-durch-die-hintertur/  

https://netzpolitik.org/2013/500-millionen-verbindungsdaten-im-monat-bnd-betreibt-vorratsdatenspeicherung-durch-die-hintertur/
https://netzpolitik.org/2013/500-millionen-verbindungsdaten-im-monat-bnd-betreibt-vorratsdatenspeicherung-durch-die-hintertur/
https://netzpolitik.org/2013/500-millionen-verbindungsdaten-im-monat-bnd-betreibt-vorratsdatenspeicherung-durch-die-hintertur/
https://netzpolitik.org/2013/500-millionen-verbindungsdaten-im-monat-bnd-betreibt-vorratsdatenspeicherung-durch-die-hintertur/
http://www.flickr.com/photos/tillwe/1285532919/
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Eigentlich sind es ungeheuerliche Enthu llungen. Gru ne, Linke, Piraten 

regen sich auf. Die großen Zeitungen regen sich auf. Die SPD wu rde sich 

gerne aufregen,2 ist aber angesichts ihrer Haltung zur Vorratsdaten-

speicherung und ihres hyperstaatstragenden Flu gels nicht so ganz 

glaubwu rdig in diesem Vorhaben. Die FDP – ja, aber. Bundespra sident 

Gauck brauchte eine Weile, um sich mal kurz aufzuregen. Bundeskanz-

lerin Merkel wusste von nichts und glaubt, dass es ausreicht, sich darauf 

zu beschra nken, ho fliche Fragen zu stellen (78 Prozent der Deutschen 

halten das fu r unglaubwu rdig3). 

Vielleicht ist diese gebremste politische Entru stung auch irgendwie 

wahlkampfbedingt. Ein Skandal, der nicht so richtig ins Angriffsschema 

passt. Und die Bevo lkerung? Im Juli-Deutschlandtrend waren einige 

Fragen zu den U berwachungsprogrammen enthalten. 61 Prozent der 

Befragten sind u ber das Ausmaß an U berwachung in Deutschland u ber-

rascht. Nur 61 Prozent – denn im Gegenzug heißt das ja auch, dass mehr 

als jede Dritte ein derartiges Ausmaß an U berwachung vermutet zu 

haben scheint, davon jedenfalls nicht u berrascht ist. Zwei Drittel glau-

ben, dass der deutsche Staat u berhaupt nicht die Macht hat, diese Art 

von U berwachung zu verhindern. Aber nicht nur das: 55 Prozent sagen, 

wer will, dass Terroranschla ge verhindert werden, mu sse mit diesem 

Ausmaß an U berwachung leben!  

Aus linksliberaler Sicht ist das bitter: Eine klare Mehrheit scheint dem 

u ber die Jahre immer wieder breitgetretenen Deutungsmuster, dass fu r 

mehr Sicherheit eben die individuelle Freiheit eingeschra nkt werden 

mu sse, auf dem Leim gegangen zu sein (was ja nicht nur hier ein Prob-

lem ist4). Es ließe sich jetzt daru ber spekulieren, wie viel Blockwart-

mentalita t in diesen Zahlen steckt.  

Jedenfalls verwundert es vor dem Hintergrund dieser Meinungs-

umfragen nicht, dass der große, breite Sturm der Entru stung bislang 

 
2 http://lumma.de/2013/08/04/himmel-arsch-und-zwirn/  
3 http://www.tagesschau.de/inland/deutschlandtrend1794.html  
4 http://blog.till-westermayer.de/index.php/2013/07/14/kurz-was-mundige-burge-
rinnen-wissen-und-was-nicht/  

http://lumma.de/2013/08/04/himmel-arsch-und-zwirn/
http://lumma.de/2013/08/04/himmel-arsch-und-zwirn/
http://www.tagesschau.de/inland/deutschlandtrend1794.html
http://www.tagesschau.de/inland/deutschlandtrend1794.html
http://www.tagesschau.de/multimedia/bilder/crbilderstrecke478.html
http://blog.till-westermayer.de/index.php/2013/07/14/kurz-was-mundige-burgerinnen-wissen-und-was-nicht/
http://blog.till-westermayer.de/index.php/2013/07/14/kurz-was-mundige-burgerinnen-wissen-und-was-nicht/
http://lumma.de/2013/08/04/himmel-arsch-und-zwirn/
http://www.tagesschau.de/inland/deutschlandtrend1794.html
http://blog.till-westermayer.de/index.php/2013/07/14/kurz-was-mundige-burgerinnen-wissen-und-was-nicht/
http://blog.till-westermayer.de/index.php/2013/07/14/kurz-was-mundige-burgerinnen-wissen-und-was-nicht/
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ausgeblieben ist. Und damit meine ich den, der sich generell gegen 

dieses Maß an U berwachung wendet, und nicht den, der sich daru ber 

beklagt, dass „die Amis“ „auf deutschem Boden“ aktiv wu rden. Nicht 

wahr, Piraten?5 

Dieser Umstand der fehlenden Empo rung ließe sich jetzt ausfu hrlich 

bedauern. Das a ndert allerdings nichts daran, dass es – bisher – nur 

eine Minderheit der Bevo lkerung ist, die sich unseren Sorgen um die 

Freiheit anschließen will. Auch der qualitative Schritt von der technisch 

aufwendigen Lauschmaßnahme aus analogen Zeiten zur U berwachung 

sa mtlicher Netzkommunikation auf Knopfdruck, unterstu tzt durch 

intelligente Filterprogramme, um dieser Form von Big Data irgendwie 

her zu werden, scheint kein Gefu hl des Verlusts oder der Bedrohung 

auszulo sen. 

Dass das so ist, dafu r mag die Vorstellung, nichts zu verbergen zu 

haben, eine Rolle spielen. Das mag zu den anderen Gru nden, warum 

sich beispielsweise Verschlu sselungstechniken kaum durchsetzen,6 da-

zu kommen. Und darin liegt ja auch – jenseits aller o ffentlicher Erre-

gung u ber „die Politik“ – ein grundliegendes Staatsvertrauen. Wer Poli-

zei und Geheimdienstbeho rdern fu r A mter voller Respektspersonen 

ha lt, wird sich keine Sorgen darum machen, dass initime Netznutzungs-

geheimnisse von irgend jemand mitgelesen werden ko nnten. Solange 

es im deutschen Beamtenapparat bleibt, besteht kein Grund zur Sorge. 

Man ist ja keiner von denen. 

Die, das sind wir – Linke, Linksliberale, Gru ne – denen in langen 

Jahren der Konfrontation mit einem nicht wirklich vertrauenswu rdigen 

Staat dieses Grundvertrauen verloren gegangen ist. Wir haben kon-

krete Erfahrungen damit gesammelt, dass nicht alles, was an Recht und 

Gesetz auf Papier geschrieben ist, in der Amtspraxis auch eine Rolle 

spielt. Wir ko nnen uns gut vorstellen, dass U berwachungsprivilegien 

politisch missbraucht werden. Diese eigenen, zumindest nahen Er-

 
5 http://popcornpiraten.de/gegen-uberwachung-von-deutschen-burgern-auf-deut-
schem-boden/  
6 Siehe Beitrag „Vertraute Technik und die Verschlu sselung“ in diesem Band. 

http://popcornpiraten.de/gegen-uberwachung-von-deutschen-burgern-auf-deutschem-boden/
http://popcornpiraten.de/gegen-uberwachung-von-deutschen-burgern-auf-deutschem-boden/
http://blog.till-westermayer.de/index.php/2013/07/07/vertraute-technik-und-die-verschlusselung/
http://popcornpiraten.de/gegen-uberwachung-von-deutschen-burgern-auf-deutschem-boden/
http://popcornpiraten.de/gegen-uberwachung-von-deutschen-burgern-auf-deutschem-boden/
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fahrungen fundieren die politische U berzeugung, dass es nicht sein 

kann, dass Grundrechte wie das auf Meinungsfreiheit, auf informatio-

nelle Selbstbestimmung, auf Unverletzbarkeit der Wohnung der 

„Sicherheit“ zuliebe ignoriert werden. 

Und dann kommt die allma hliche Gewo hnung hinzu: Immer weiter 

ausgedehnte Lauschangriffe ebenso wie die mediale Repra sentation 

„guter U berwachung“ in Krimis und Thrillern, die Normalita t von Vor-

ratsdatenspeicherung und Datenabfragen, jede Menge Skandalisie-

rungen, ja selbst der willentliche Schritt in soziale Netzwerke – all das 

hat dazu gefu hrt, dass die moralischen Grenzen des privaten Raums 

aufgeweicht worden sind. Datenschutz erscheint oft als Relikt ver-

gangener Zeiten. Zugespitzt: Wer heute konspirieren mo chte, muss dies 

unter der Bedingung von Offenheit tun. Je sichtbarer die Tatsache 

allgegenwa rtiger U berwachung ist, umso deutlicher wird dies. 

Zwischen beidem, dem biederen Wunsch nach einem Staat, der 

Sicherheit gewa hrleistet, und der Angst vor einem Staat, der dabei – in 

globalem Kontext – die Freiheit massiv einschra nkt, besteht ein wohl 

fast unu berwindbarer Graben. Wenn es nicht eigene Erfahrungen sind, 

die einen oder eine hier die Seite wechseln lassen, dann, so befu rchte 

ich, kann’s ho chstens noch das Mitfu hlen am Fernsehapparat erledigen, 

wenn es denn um human interest geht. Nu chterne Argumente jedenfalls 

werden kaum jemanden davon u berzeugen, den U berwachungsstaat 

per se abzulehnen. 

Warum blogge ich das? Weil mich die Frage nach der ausbleibenden Aufregung 

durchaus umtreibt. 

Auch in CARTA (05.08.2013) veröffentlicht. 
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Hochschul- und Forschungspolitik  

Das Ende vom U 

21. Juli 2012 – Freiburg, Hochschulpolitik 

Seit dem 11.07.2012 ist das baden-wu rttembergische Gesetz zur Wie-

dereinfu hrung der Verfassten Studierendenschaft in Kraft. Ein Gesetz, 

das bei RCDS und LHG auf a tzende Kritik gestoßen ist, von der Landes-

astenkonferenz dagegen kritisch begru ßt wurde (also eigentlich finden 

sie’s schon toll, aber es gibt jede Menge Detailregelungen, die auf Kritik 

stoßen). Ich will jetzt an dieser Stelle gar nicht auf die Pros und Contras 

http://mwk.baden-wuerttemberg.de/fileadmin/pdf/hochschulen/Verfasste-Studierendenschaft/GBl-2012_457.pdf
http://mwk.baden-wuerttemberg.de/hochschulen/verfasste-studierendenschaft/
http://mwk.baden-wuerttemberg.de/hochschulen/verfasste-studierendenschaft/
http://www.verfasste-studierendenschaft.de/
http://blog.till-westermayer.de/wp-content/uploads/2012/07/DCP01678.jpg
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der baden-wu rttembergischen Lo sung eingehen – vielleicht mit Aus-

nahme der Feststellung, dass eine Besonderheit des hiesigen Gesetzes 

sicherlich die Tatsache ist, dass die Studierenden vor Ort aufgefordert 

sind, sich fu r jeweils ihre Hochschule die passende „Organisations-

satzung“ auszudenken. Das kann das klassische Modell aus Studieren-

denparlament und AStA sein, es kann aber auch ein ganz anders 

gelagertes Modell sein.  

Dass das Gesetz diese Flexibilita t ero ffnet, hat auch etwas mit der 

hochschulpolitischen Geschichte der letzten Generation in Baden-

Wu rttemberg zu tun. 1977/78 wurden die Verfassten Studenten-

schaften aufgelo st. Hintergrund war damals die Angst der CDU vor dem 

„linken Sumpf“, der in den Hochschulvertretungen vermutet wurde. 

Vielleicht gab es da ja sogar SympathisantInnen fu r die RAF! Die dama-

lige Filbinger-Regierung demonstrierte Ha rte. Damit begann ein u ber 

30 Jahre andauernder Zustand der „außerparlamentarischen“ Existenz 

fu r die ASten in Baden-Wu rttemberg. 

Ich nehme an, dass das letztlich eher dazu gefu hrt hat, dass soziale 

Bewegungen und kritische Diskurse aus den Hochschulen und Institu-

tionen heraus verlagert wurden – und dass, jetzt ganz weit springend, 

die Ablo sung der CDU-Regierung vor gut einem Jahr durchaus auch 

etwas mit der Angst der Regierung vor kritischen Bu rgerInnen an den 

Hochschulen Ende der 1970er Jahre zu tun hatte.  

Aus eigener Ansicht kenne ich vor 

allem das Freiburger u-Modell (u 

wie „unabha ngig“). Das ist (wie mir 

auf der gestrigen Festveranstaltung 

des u-asta zu seiner baldigen Auf-

lo sung noch einmal in dem scho nen 

Festvortrag von Lennart Lein vor 

Augen gefu hrt wurde) tatsa chlich 

ein Modell, das seit 1977/78 exi-

stiert. Nicht in der heute bekannten 

Form, aber in Form des Vereins 

http://www.u-asta.de/
http://blog.till-westermayer.de/wp-content/uploads/2012/07/UASTADCP027845.jpg
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„Kasse der Studierenden e.V.“ (den es bis heute gibt und dem ich auch mal 

qua Amt angeho rte), und als Instanz, die die ganzen Jahre hindurch auf 

Mehrheiten im offiziellen „KAStrA“ setzen konnte.  

Anfangs war der u-asta ein Modell mit Studierendenparlament und 

AStA, in dem Gruppen wie MSG Spartakus, die jungdemokratische Libe-

rale Hochschulgruppe oder die Gewerkschaften vertreten waren. For-

mal gab es das unabha ngige Studierendenparlament bis zur Satzungs-

reform Ende der 1990er Jahre kurz vor meiner eigenen Vorstandsamts-

zeit im u-asta. Faktisch muss es irgendwann Mitte der 1980er Jahre 

eingeschlafen sein; das Machtzentrum wanderte zur Fachschaftskonfe-

renz (FSK) und (mehr oder weniger offiziell) in die „konf“ (ehrenamt-

licher Vorstand und ehrenamtliche ReferentInnen des u-asta). 

Politische Hochschulgruppen verloren an Gewicht. Auch wenn GEW, 

Jusos (bis Ende der 1990er Jahre), GRAS/Gru ne (meistens) und Linke 

(meistens) den u-asta mitgetragen haben (also auf der BUF-AStA-Liste 

angetreten sind, und fu r diese geworben haben), hatten sie keine insti-

tutionalisierte Stimme mehr. Die lag vielmehr ganz dem Zeitgeist der 

1980er Jahre entsprechend bei der Basis, also bei den offenen Fach-

schaften.  

Die Fachschaftskonferenz ist und war – zumindest dem Anspruch 

nach – als Ra temodell mit imperativem Mandat eines der basisdemo-

kratischsten Organisationskonzepte, dem ich bisher begegnet bin. In 

der FSK sitzt eine Vertreterin oder ein Vertreter jeder Fachschaft, ohne 

Stimmrecht dabei sind die Vorsta nde. Die FSK trifft sich im Semester 

wo chentlich und entscheidet nicht repra sentativdemokratisch, son-

dern im Ra tesystem. Das heißt: zur Entscheidung anstehende Punkte 

werden in dert FSK diskutiert, in die Fachschaften gegeben (die wie 

gesagt offen ausgestaltet sind), dort wird dann idealerweise ein Be-

schluss gefasst und in dieser in der na chsten Sitzung der FSK – eine 

Woche spa ter – entsprechend abgestimmt. Zum Teil werden, um ein 

mehrmaliges Hin und Her zu vermeiden, auch Beschlu sse u ber mo g-

liche Varianten gefasst. U ber der FSK stand dann nur noch die Vollver-

sammlung. 
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Auch wenn einiges an „Alltagspolitik“ zumindest in den Jahren, in 

denen ich als Referent bzw. als Vorstand im u-asta dabei war, faktisch 

im Vorstand oder in der konf entschieden wurde, war es die FSK mit 

ihrem langsamen Entscheidungsverfahren, die die großen Ent-

scheidungen getroffen hat. Das konnte dann auch mal bedeuten, dass 

ein mu hsam im Hinterzimmer ausgehandelter Satzungskompromiss, 

um die Jusos wieder zu den das u-Modell tragenden Gruppen dazu zu 

bekommen, in der FSK gnadenlos abgelehnt wurde. Oder dass ein Miss-

trauensvotum in die FSK eingebracht wurde, weil dem Vorstand vor-

geworfen wurde, dass das u-asta-info einseitig bzw. politisch nicht auf 

Linie war. 

Der u-asta hat, soweit ich mich erinnere, immer mindestens drei ver-

schiedene Schienen gleichzeitig gefahren: Es gab und gibt einen 

Servicebereich, etwa eine Bafo gberatung. Dann hat der u-asta (u ber die 

von BUF gestellten SenatorInnen etc.) immer das Gespra ch mit der Uni 

gesucht und sich dort eingemischt. Und schließlich hat sich der u-asta 

immer als linksalternative politische Stimme verstanden. Da Kasse e.V. 

http://blog.till-westermayer.de/wp-content/uploads/2012/07/DCP01039.jpg
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als Tra gerverein unabha ngig ist und war, war das zu jederzeit mo glich 

– egal, ob es sich um die bewegenden Themen der 1980er handelte, um 

die Unterstu tzung der Antifa, um Hochschulstreiks und Anti-Studien-

gebu hrendemos oder um Bu rgermeisterwahlen in Freiburg.  

Zugespitzt: Die Inoffizialita t des u-asta hatte auch ihre Vorteile. So-

lange u ber den offiziellen Arm die Verankerung in der Hochschule ge-

sichert war, solange damit auch Ra ume des AStA genutzt werden konn-

ten (erst u ber dem Aspekt in einer Dachkammer, dann in der heute 

musealen Alten Universita t in der Bertoldstraße und inzwischen in der 

Belfortstraße) – wozu BUF eine Mehrheit im offiziellen AStA brauchte – 

hatte der u-asta Ressourcen, um das politische Generationenprojekt 

vorantreiben zu ko nnen. Sicher, nur in arg begrenztem Maße, aber doch 

in ausreichendem Maße, um geho rt zu werden und im linksalternativen 

politischen Leben Freiburgs eine mal mehr, mal weniger tragende Rolle 

einnehmen zu ko nnen.  

 

 

 

http://blog.till-westermayer.de/wp-content/uploads/2012/07/streik1.jpg
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Der formale Existenzzweck des u-asta ist seine Abschaffung. Dass es da-

zu kommen wu rde, war unerwartet. Mit dem eingangs erwa hnten Ge-

setz zur Einfu hrung der Verfassten Studierendenschaft ist dieser 

Satzungszweck erfu llt. So weit ich informiert bin, wird schon fleißig da-

ran gearbeitet, die basisdemokratischen Strukturen des u-asta – soweit 

es mo glich ist – in eine Organisationssatzung zu packen.  

Ich bin gespannt, ob und wie das funktioniert. Eine gute Satzung wird 

dabei sicherlich herauskommen – und ich bin auch zuversichtlich, dass 

diese in der laut Gesetz notwendigen Urabstimmung eine Mehrheit an 

der Universita t Freiburg finden wird.  

Offener ist fu r mich die Frage, wie gut die Transformation aus der un-

bequemen, unabha ngigen, freien Struktur in die Vorgaben des Gesetzes 

gelingt. Das sieht zwar ein politisches Mandat vor, grenzt aber die damit 

verbundenen Themenbereiche durchaus ein. Und es mahnt – die neue 

Verfasste Studierendenschaft ist schließlich eine o ffentlich-rechtliche 

Teilko rperschaft der Hochschule und keine linksalternative Initiative 

mehr – zu Neutralita t und Besonnenheit. Da wird sich, da bin ich sicher, 

auch am Geist des bisherigen u-asta einiges a ndern; in Freiburg endet 

damit irgendwann in den na chsten Monaten tatsa chlich eine A ra. Ich 

bin gespannt. 

Warum blogge ich das? Jetzt, da das Gesetz durch ist, kann ich das ja schreiben 

;-)
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Drei Komponenten grüner 
Hochschul- und Forschungspolitik 

29. Juli 2021 – Hochschulpolitik, Nachhaltiges Leben, So grün, so grün 

 

Seit einigen Jahren bescha ftige ich mich ehrenamtlich und inzwischen 

auch beruflich mit gru ner Hochschul- und Forschungspolitik. Hoch-

schul- und Forschungspolitik ist dabei eines dieser mittelgroßen Poli-

tikfelder, das oft als weniger wichtig angesehen wird. Wer etwas auf 

sich ha lt, macht Außenpolitik, oder Wirtschaftspolitik, oder doch zu-

mindest Innenpolitik. Oder eben O kologie. Aber Hochschulpolitik? For-

schungspolitik gar? Was soll denn daran gru n sein? 

Das jedenfalls ist eine Haltung, die einem manchmal entgegenschla gt, 

bei entsprechenden Antra gen, auf der Suche nach Zeitfenster oder Res-

http://www.flickr.com/photos/tillwe/1508152974/
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sourcen in der Partei. Hochschule? Klar sind Studierende eine wichtige 

Wa hlerInnen-Gruppe, aber die zwei Millionen allein machen den Kohl 

auch nicht fett. Und der Mittelbau wa hlt uns doch sowieso wegen der gro-

ßen Politikfelder. So oder a hnlich wird dann gerne mal argumentiert. 

Und dann bleibt es zuna chst einmal eine offene Frage, ob es den tat-

sa chlich sowas wie eine grüne Hochschul- oder Forschungspolitik sui 

generis gibt. Oder ob es sich dabei nicht einfach um eine Mischung aus 

den gerade u blichen Modetrends und Allgemeinpla tzen und aus Klien-

telpolitik fu r Studierende bzw. AkademikerInnen handelt. Oder um ein 

doch stark technokratisches Feld, in dem Politik eigentlich gar nicht 

stattfindet. 

Ich bin u berzeugt davon, dass das nicht so ist, dass es in der Tat einen 

gru nen Faden gibt, der sich durch die Hochschul- und Forschungspolitik 

der Partei durchzieht, auch wenn er vielleicht gar nicht so bewusst ist. 

Wer den Faden aufdro selt, findet – so meine ersten, gerne erga nzbaren 

U berlegungen dazu – drei Komponenten, aus denen gru ne Hochschul- 

und Forschungspolitik zusammengedreht ist. Und ich schreibe das jetzt 

einfach mal auf, ohne Programmtexte etc. heranzuziehen, um meine Ein-

dru cke zu belegen. Insofern ist auch Widerspruch gern gesehen. 

1. Was für eine Hochschule wollen wir? 

In der Hochschulpolitik gibt es eine Reihe grundlegender Vorstellungen 

davon, was eine Hochschule u berhaupt ist, was sie also fu r Aufgaben 

hat – und wie sie dafu r idealerweise organisiert sein soll.  

Vor den 1960er Jahren wurde Hochschule, insbesondere Universita t, 

vor allem als Professorenhochschule verstanden, als ein ho chst hierar-

chisches Gebilde. Idealtypisch vereinten sich hier humboldt’sch For-

schung und Lehre, eine an der Zahl kleine Gruppe von Studierenden er-

hielt die Mo glichkeit, im Studium die eigene Perso nlichkeit zu entfalten. 

(Real diente die Universita t lange Zeit vor allem dazu, den Nachwuchs 

an Priestern, Medizinern und juristisch ausgebildeten Beamten hervor-

zubringen). 
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Mit den Umbru chen und der Bildungsexpansion der 1960er Jahre ff. 

tauchte die Idee der demokratischen Hochschule auf, die zum einen 

nicht mehr nur einer Elite offenstand, sondern sich geo ffnet hatte, und 

die zum anderen nach innen entlang demokratischer Prinzipien kri-

tisch, diskursiv und selbstorganisiert sein sollte, mo glichst auf Augen-

ho he zwischen StudentIn und HochschullehrerIn. (Faktisch aber doch 

scho n nach den Gruppen getrennt).  

Ungefa hr mit den 1980er oder 1990er Jahren betraten dann zwei 

neue Vorstellungen die hochschulpolitische Bu hne, oft zusammenge-

dacht. Ein Schlagwort ist hier das der „unternehmerischen Hochschule“, 

die nicht mehr unter dem Leitgedanken der professoralen Wissen-

schaftlichkeit oder unter dem Leitgedanken der Demokratie organisiert 

sein sollte, sondern ihre Prozesse und Abla ufe bittescho n effizient und 

stromlinienfo rmig zu ordnen habe, um mit einem mo glichst geringen 

Ressourcen-Input einen maximalen Output in der Standortkonkurrenz 

zu erreichen, messbar anhand von Rankingpositionen fu r Forschung 

bzw. fu r Lehre, anhand von Indikatoren wie der Zahl der AbsolventIn-

nen pro Jahr, der Zitierha ufigkeit der Publikationen oder der eingewor-

benen Forschungsgelder.  

Oft eng damit verknu pft materialisierte sich zudem die Idee der Hoch-

schulautonomie: Ein erfolgreiches Bestehen im Wettbewerb ist demzu-

folge einfacher mo glich, wenn Entscheidungen in der Hochschule fallen 

statt im fernen Stuttgart oder Berlin. Die autonome Hochschule ist nicht 

nur nach innen fast wie ein Unternehmen gefu hrt, sondern richtet sich 

auch selbst strategisch optimal aus. In dieser neoliberalen Variante von 

Hochschulautonomie (bei der Autonomie vor allem als Instrument zur 

Effizienzsteigerung gesehen wird, nicht als Element der Subsidiarita t 

oder demokratischer Na he) wird dann Wert auf zentrale Fu hrung in der 

Hochschule gelegt und das Rektorat (pardon, die Vorstandsvorsitzende) 

entsprechend gesta rkt. Gesteuert wird u ber Kontextsetzungen – und 

u ber Zielvereinbarungen und Leistungsindikatoren, nicht mehr direkt. 

Studierende tauchen in dieser Denkweise zuvo rderst als (zahlende) 

KundInnen der Hochschule auf, die von dieser eine bestimmte Leistung 
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(Erwerb von Kompetenzen im Fach A) einkaufen, und sich ansonsten 

nicht weiter dafu r interessieren, wie die Hochschule arbeitet.  

Meine erste These ist nun, dass die Idee der autonomen Hochschule 

zwar auch in gru nen Kreisen auf fruchtbaren Boden gefallen ist, hier 

aber nicht (nur) neoliberal interpretiert wird, sondern Autonomie tat-

sa chlich als Selbstverwaltung verstanden wird. Eine im gru nen Sinne 

autonome Hochschule wird nicht aus der gesellschaftlichen Verantwor-

tung entlassen, und verliert auch nicht die Aufgaben der Grundlagen-

forschung und der Perso nlichkeitsentwicklung, die beide historisch 

weit zuru ckreichen. Zudem wird Autonomie als demokratisches Prin-

zip und nicht als BWL-Instrument interpretiert, d.h. Studierende und 

die unterschiedlichen Bescha ftigten der Hochschule werden tatsa ch-

lich als Hochschulmitglieder wahrgenommen, die gemeinsam daru ber 

mitentscheiden sollen, wie sich die Hochschule ausrichtet, welche 

Schwerpunkte sie setzt, wie sie sich vor Ort organisiert, und was fu r ein 

Angebot sie macht.  

In dieser Perspektive sind Studierende erwachsene Menschen, an die 

mit einer Entscheidung fu r ein Hochschulstudium auch Verantwortung 

u bertragen wird – ohne per se vorauszusetzen, dass Studierende einer 

„verantwortungstragenden“ Schicht angeho ren. Hochschule soll des-

halb Studierende schnell dazu befa higen, dass diese neben dem Stu-

dium auch „Bu rgerInnen“ der Hochschule werden. 

Auch in der gru nen Variante der autonomen Hochschule bleibt der 

Einfluss „der Politik“ reduziert. Aber an erster Stelle steht als Ersatz da-

fu r nicht die Kontextsteuerung u ber Zielvorgaben, sondern die Vorstel-

lung des politischen Diskurses. Die Hochschule wird als Einrichtung 

verstanden, die gesellschaftliche Aufgaben hat, die u ber Innovation im 

engeren Sinne und u ber die Ausbildung von Fachkra ften hinausgehen. 

Um diesen u bergreifenden gesellschaftlichen Aufgaben gerecht zu wer-

den, muss die Hochschule mit der Gesellschaft in Dialog treten, und sich 

fu r ihre inneren politischen Entscheidungen rechtfertigen.  

Mit diesem Modell von Hochschule verbindet sich also ein Dreiklang 

aus weitgehender Autonomie, zu der im Gegenzug – und im Unter-
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schied zur unternehmerischen Hochschule – jedoch ein starkes Ele-

ment der Demokratisierung nach innen tritt. Die Organe und Mitglieder 

der Hochschule sollen tatsa chlich etwas zu entscheiden haben (das 

heißt dann auch, dass es ein begrenztes und intern umka mpftes Budget 

gibt). Als drittes Element kommt die Verantwortung und Rechenschaft 

nach außen dazu, die sich beispielsweise zeigt in weitgehenden Trans-

parenz- und Offenlegungsregelungen, aber auch in einer engen Koope-

ration zwischen Hochschule und Region. 

 

 

2. Die nachhaltige Hochschule 

Was ich grade eben mit gesellschaftlicher Verantwortung umschrieben 

habe, bezieht sich etwa auf die volkswirtschaftliche Bedeutung von 

Wissen und Innovation in einer Wissensgesellschaft. Aber dieser Punkt 

kann auch noch sta rker konkretisiert werden. Hochschulen und For-

schungseinrichtungen kommt dann die Aufgabe zu, Lo sungen großer 

gesellschaftlicher Probleme zu finden (das EU-Forschungsrahmen-

http://www.flickr.com/photos/tillwe/119411886/
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programm wird inzwischen zum Teil anhand dieser Idee ausgerichtet). 

Hochschulen werden, auf die Spitze getrieben, als Maschinen betrach-

tet, die gesellschaftliche Probleme lo sen, indem sie a. Ideen, Innovatio-

nen und Inventionen ausspucken, und b. jungen Menschen das richtige 

Mindset vermitteln, um diese Probleme zu lo sen. 

Am sta rksten zugespitzt findet sich die Idee einer an gesellschaftlichen 

Problemlo sung orientierten Hochschule im Diskurs um die Nachhaltige 

Hochschule wieder, etwa bei Uwe Schneidewind. Ziel einer nachhaltigen 

Hochschule ist es nicht nur, im Betrieb und in den Forschungszielen das 

Thema Nachhaltigkeit aufzunehmen. Daru ber hinausgehend soll sich 

auch die ganze Struktur der Studienga nge und der Forschungsprojekte 

a ndern – Stichworte sind hier Interdisziplinarita t, insbesondere auch 

eine breite, interdisziplina re Grundausbildung in den ersten Semestern 

des Bachelor-Studienganges; eine Orientierung an Problemfeldern, nicht 

an Disziplinen; Praxisna he und Lernen durch Anwendung (auch im Sinne 

von Transdisziplinarita t) sowie – last but not least – damit verbunden 

eine Abkehr vom Prinzip der Werturteilsfreiheit der Wissenschaft. Wenn 

dieses Szenario zu Ende gedacht wird, ist die Frage, ob Forschung bzw. 

Lehre dazu beitra gt, die Menschheit zu befa higen, sich nachhaltig zu 

http://www.flickr.com/photos/tillwe/2871303782/
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entwickeln (oder eben nicht), ein hartes Kriterium dafu r, ob eine be-

stimmte Forschungsausrichtung „gut“ oder „schlecht“ ist.  

Nachhaltigkeit ist nicht das einzige inhaltliche Thema, das – um das ein-

fach mal festzustellen – gru ne Hochschul- und Forschungspolitik moti-

viert. Gesellschaftlicher Zusammenhalt, Diversita t, auch Geschlechterge-

rechtigkeit – alles das sind von gru ner Seite an Hochschulen und For-

schungseinrichtungen herangetragene Kernthemen. 
 

3. Die Frage nach der Forschungsfreiheit 

Damit bin ich bei der vielleicht schwierigsten Frage, wenn es darum 

geht, was spezifisch gru ne Hochschul- und Forschungspolitik ausmacht 

– bei einer ho chst widerspru chlichen Haltung zur Forschungsfreiheit 

und zur Rolle von Rationalita t und Wissenschaft. Auf der einen Seite 

sind gru ne Anha ngerInnen u berdurchschnittlich oft selbst Akademike-

rInnen. Zum Selbstbild vieler Gru ner und meiner Meinung nach auch 

der gru nen Partei geho rt eine Orientierung an Vernunft, an der Kraft 

des besseren Arguments – das allerdings einer kritischen Hinterfra-

gung stand halten muss. Die Geschichte der Umweltbewegung ist auch 

eine Geschichte des Infragestellens des offiziellen Stands von Wissen-

schaft und Technik mit Hilfe von Gegengutachten und alternativen Ex-

pertInnen – die aber selbst wiederum wissenschaftliche Denkschemata 

herangezogen haben. Insofern sind Bu ndnis 90/Die Gru nen eine Partei, 

die Wissenschaft und Forschung nahesteht, und bei der zu vermuten 

ist, dass sie sich in der Frage Grundlagenforschung oder (industrie-

nahe) Zweckforschung sofort auf die Seite der Grundlagenforschung 

stellen wird. Wissenschafliche Neugierde und Forschungsfreiheit, der 

Blick u ber den Tellerrand, die Kreativita t auch im Studium – das mu sste 

doch gru n sein. 

Allerdings ist das nur die eine Seite der Medaille. Wir Gru ne sind auch 

eine Partei mit spirituellen, anthroposophischen und manchmal dog-

matischen Wurzeln. Das fu hrt zu Widerspru chen und Paradoxien, die 

vom harten Kern der wissenschaftlichen Gemeinde gerne aufgespitzt 
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werden. Oder anders gesagt: zur Offenheit geho rt oft auch die Offenheit 

fu r lebenspraktische Unwissenschaftlichkeit. 

Und mehr noch: Wenn die Frage Grundlagenforschung vs. Lo sung 

konkreter Probleme heißt, dann du rfte auch hier die Pra ferenz klar sein 

– diesmal allerdings liegt sie, vermute ich, bei der problemlo sungsori-

entierten Forschung. Zumindest dann, wenn die damit verbundenen Ri-

siken einscha tzbar erscheinen, und wenn hohe ethische Standards ein-

gehalten werden. Diese Konfliktlage a ußert sich, wenn es um (gru ne) 

Gentechnik geht, um Tierversuche, um Milita rforschung oder auch um 

Nuklearforschung. In all diesen Fa llen wird Forschungsfreiheit nicht 

unhinterfragt hingenommen, sondern als begru ndungsbedu rftig und 

mo glicherweise im gesellschaftlichen Konsens verbietbar angesehen. 

Oder andersherum: Forschungsfreiheit wird aus gru ner Perspektive 

vielfach als ein mit großer Verantwortung verbundenes Recht angese-

hen, dessen Ausu bung zum Teil mit – manchmal ja durchaus begru nde-

tem – Argwohn betrachtet wird. Dabei wird eingefordert, dass die Ar-

gumente Dritter von ForscherInnen angeho rt und beru cksichtigt wer-

den mu ssen, und dass insbesondere o ffentlich bezahlte ForscherInnen 

der O ffentlichkeit rechenschaftspflichtig u ber ihr Tun sind.  

Aus Sicht vieler WissenschaftlerInnen ist diese Haltung unbequem, 

falsch, vielleicht sogar vo llig daneben. Es wa re aber unehrlich, diese in-

terne Widerspru chlichkeit innerhalb gru ner Programmatik zu ignorie-

ren. Dass heißt nicht, dass gru ne ForschungspolitikerInnen sich nicht 

fu r Forschungsfreiheit und entsprechende Rahmenbedingungen an 

Hochschulen und Forschungseinrichtungen stark machen wu rden. 

Aber ob das in jedem Fall Mehrheitposition in der Partei ist, ha ngt vom 

einzelnen Fall und von den jeweiligen besseren Argumenten ab, die da-

bei nicht allein einer wissenschaftlichen Logik folgen.  

Zusammengezwirbelt 

Meiner Wahrnehmung nach beschreiben diese drei Komponenten so 

etwas wie die grundsa tzliche Matrix, in der gru ne Hochschul- und For-
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schungspolitik derzeit stattfindet: Hochschulen und Forschungsein-

richtungen werden als weitgehend autonome – d.h. selbstverwaltete -, 

dabei nach innen demokratisch organisierte und zur Gesellschaft geo ff-

nete Institutionen verstanden. Offenheit heißt auch, dass eine hohe Stu-

dierquote angestrebt wird. Zu den Aufgaben dieser Einrichtungen ge-

ho rt die Lo sung gesellschaftlicher Probleme wie der Frage nachhaltiger 

Entwicklung (wobei auch Grundlagenforschung als Forschung zur Lo -

sung gesellschaftlicher Probleme verstanden werden kann), sie sind 

nicht vo llig zweckfrei. Insbesondere sind sie der Gesellschaft gegen-

u ber rechenschaftspflichtig. Von ForscherInnen verlangt gru ne Hoch-

schul- und Forschungspolitik, dass diese ihr Handeln reflektieren, be-

gru nden ko nnen und dass sie die damit verbundenen Risiken abwa gen.  

Deutlich wird dabei auch, dass gru ne Hochschul- und Forschungspo-

litik nicht widerspruchsfrei ist. Jeder der drei Punkte kann auch als 

Konfliktfeld verstanden werden: politische Steuerung vs. Eigenverant-

wortung, Zweckfreiheit vs. Orientierung an nachhaltiger Entwicklung, 

Forschungsfreiheit vs. ethisch-moralische Bindung. Die Relevanz dieser 

Konfliktfelder erscheint mir typisch gru n, die Positionierung innerhalb 

dieser Konfliktfelder ist dagegen eine, die einer gewissen Dynamik un-

terworfen ist, und nicht auf alle Zeiten gleich bleiben muss.  

Warum blogge ich das? Lautes Nachdenken darüber, was an tatsächlicher grü-

ner Hochschul- und Forschungpolitik grün ist. Vielleicht ist dabei noch ein Nach-

satz wichtig: Das hier ist tatsächlich ein Nachdenken, eine Beschreibung eines 

von mir wahrgenommenen Zustands, den andere möglicherweise anders – auch 

differenzierter – sehen und wahrnehmen, und nur begrenzt ein politisches Ma-

nifest oder ein normativ-programmatischer Text. Und einen Anspruch auf Voll-

ständigkeit hat’s auch nicht ;-) 
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Ohne Titel? 

15. Oktober 2012 – Hochschulpolitik, Politik und Gesellschaft 

Person und Gewissen: Studien zu 

Voraussetzungen, Notwendigkeit 

und Erfordernissen heutiger Ge-

wissensbildung1 – das ist der Titel 

der 1980 an der Philosophischen 

Fakulta t der Universita t Du ssel-

dorf angenommenen Doktor-

arbeit der Forschungsministerin 

Annette Schavan. Und es ko nnte 

der Punkt sein, an dem ihre poli-

tische Karriere ein Ende findet. 

Ich bin mir noch nicht hundert-

prozentig sicher, was ich davon 

halten soll. Auf der einen Seite ist 

es vo llig klar: Eine Bundesmini-

sterin, die – sollte sich der Ver-

dacht bewahrheiten – in ihrer Promotionsarbeit wissentlich und 

willentlich geta uscht hat, und der deswegen der Titel entzogen wird, 

hat ein Problem. Das gilt erst recht, wenn diese Ministerin sich – wie 

hier geschehen – in der Guttenberg-Affa re schon sehr deutlich zum 

Thema der Qualita t wissenschaftlicher Abschlu sse gea ußert hat, und 

wenn sie qua Amt sozusagen der oberste Garant dafu r sein soll, dass 

das Hochschul- und Wissenschaftssystem in Deutschland ho chsten 

wissenschaftlichen Anspru chen gerecht wird. Insofern gehe ich davon 

aus, dass eine Aberkennung des Doktortitels Konsequenzen fu r Annette 

Schavan haben wird. 

Trotzdem gibt es drei Punkte, die ich bei der jetzt neu aufflammenden 

Debatte schwierig finde. Der erste ließe sich unter eine U berschrift wie 

 
1 http://d-nb.info/810052164  

http://d-nb.info/810052164
http://d-nb.info/810052164
http://d-nb.info/810052164
http://d-nb.info/810052164
http://www.spiegel.de/unispiegel/studium/doktorarbeit-von-annette-schavan-gutachter-erkennt-taeuschungsabsicht-a-861187.html
http://annette-schavan.de/content/index.php?option=com_content&task=view&id=26&Itemid=89
http://annette-schavan.de/content/index.php?option=com_content&task=view&id=26&Itemid=89
http://d-nb.info/810052164
http://www.flickr.com/photos/tillwe/2871273352/
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„Perso nliche Integrita t und Skandalisierbarkeit“ stellen. Wie sollen Po-

litik und Medien2 mit kleineren und gro ßeren Fehlern von PolitikerIn-

nen umgehen? Wa re es eine unangemessene Verharmlosung, den einen 

oder anderen Skandal Skandal sein zu lassen. Ist es sinnvoll, um bei An-

nette Schavan zu bleiben, deren Wirken an einer 1980 als Abschluss-

arbeit eines grundsta ndigen Studiums – zu diesem Zeitpunkt noch 

durchaus u blich – erstellten Promotion zu messen?3  

Auch die ganzen Gates der PIRATEN fallen mir hier ein. Das Internet 

tra gt das seine dazu bei, dass Fehlverhalten jeglicher Art u beraus schnell 

skandalisierbar wird. Mein Gefu hl: nach einer langen Phase des 

Vertuschens sind wir derzeit in einer Phase der Hypersensitivita t 

gegenu ber echten und scheinbaren Integrita tsfehlern bei PolitikerInnen. 

Eine Phase, die es schwer macht, zwischen Bagatellen und Mappusiaden 

zu unterscheiden, und die noch dazu dem Takt der medialen Groß-

wetterlage mit ihren Aufmerksamkeitstiefs und -hochs gehorchen muss.  

Zweitens: Was sagt so ein Titel u berhaupt aus? Und was sagt er im 

historischen Kontext aus? Je nach Fach (hallo, Humanmedizin!), Einbin-

dung (hallo, wissenschaftliche Arbeitsteilung!), gesellschaftlichem Um-

feld (hallo, Bu rgertum!) und Zeitpunkt4  steckt hinter den Buchstaben 

„Dr.“ eine ganz unterschiedliche Leistung. Manche Arbeiten aus den 

1960er und 1970er Jahren wu rden heute gerade noch so als Masterthe-

sis durchgehen, manche andere haben einen Umfang und eine inhalt-

liche Tiefe, die sonst eher mit Habilitationsschriften verknu pft wird.  

Innerhalb des Wissenschaftssystems mag das erfolgreich abgeschlos-

sene, mit Buch und Pru fung und kritischer Bewertung durch andere 

WissenschaftlerInnen versehene, umfangreiche Projekt, das in einem 

Dr.-Titel mu ndet, mit all diesen Differenzierungen eine sinnvolle Funk-

 
2 http://carta.info/49861/der-tugendterror-der-emporten/  
3 Ich wu rde sogar behaupten: mit Fehlern wie dem vertuschten Zitieren von Sekun-
da r- statt Prima rquellen, die sicherlich nicht nur in Einzelfa llen stattfanden, und die 

auch etwas mit wissenschaftlichen Kulturen etc. zu tun haben …. 
4 Magisterstudienga nge wurden in den 1960er Jahren eingefu hrt, um die bis dahin im 
geisteswissenschaftlichen Umfeld u bliche Promotion als Regelabschluss durch einen 
„berufsna heren“ Grad zu erga nzen 

http://carta.info/49861/der-tugendterror-der-emporten/
http://carta.info/49861/der-tugendterror-der-emporten/
http://carta.info/49861/der-tugendterror-der-emporten/
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tion haben. Ob der Weg dahin effizient organisiert ist, ist dann noch ein-

mal eine ganz andere Frage.5  

Kniffliger wird es, wenn der akademische Titel in andere Felder 

u berfu hrt wird. Dass Diplom und Magister, Bachelor und Master eine 

Orientierung auch fu r die Berufswelt bieten – ok.6 Aber was sagen die 

unterschiedlichen Doktorgrade in der Berufswelt – oder jenseits davon, 

als Ausweis gesellschaftlicher Anerkennung – denn nun eigentlich 

wirklich aus? Handelt es sich dabei um Meritokratie – oder um den 

Missbrauch eines fu r einen ganz anderen Zweck erfundenen Systems, 

mit dem Nebeneffekt, dass nun diejenigen, denen es um die sekunda ren 

Wirkungen geht, plo tzlich aus dieser Motivation heraus versuchen, 

promoviert zu werden?7  

Im Blick auf diesen zweiten Punkt finde ich den Vorschlag der gru nen 

Wissenschaftspolitikerin Krista Sager sinnvoll, nicht nur Rahmenbedin-

gungen und Qualita tssicherungen bei Promotionsarbeiten in den Blick zu 

nehmen, sondern auch den Dr.-Grad aus dem Personalausweis zu entfer-

nen, also der Vermischung von wissenschaftsinternem Qualita ts-

kriterium und gesellschaftlichem Statuskriterium eine Ende zu bereiten. 

Drittens schließlich, und auch das ist eine Vermischung genau dieser 

beiden Punkte, stellt sich die Frage, ob eine gute Forschungsministerin 

promoviert sein muss. Wenn sie es ist, sollte sie den Doktorgrad ehrlich 

und wissenschaftlichen Standard entsprechend erworben haben. Wenn 

er dann aberkannt wird, stellt das die Glaubwu rdigkeit in ho chstem 

Maße in Frage. Soweit klar. Aber in einigen Kommentaren klingt die Vor-

stellung durch, dass gute Hochschul- und Wissenschaftspolitik nur durch 

jemand gemacht werden ko nne, der oder die „aus dem System“ kommt, 

 
5 Beides sage ich auch als einer, der sich derzeit ho chst unsicher daru ber ist, ob und 
wenn ja was aus dem vor langer Zeit angefangenen Promotionsvorhaben noch so 
werden ko nnte. 
6 Auch wenn sich lange daru ber diskutieren la sst, warum ein Etikett wie „Diplom-

Ingenieur“, aufgeklebt auf einen Bachelor of Engineering oder einen Master of Science, 
Etikettenschwindel ist, und kein zusa tzliches Qualita tssiegel. 
7 Dieses nur auf die Außenwirkung bedachte Motiv wu rde ich Schavan u brigens nicht 
unterstellen, wohl aber zu Guttenberg. 

http://www.krista-sager.de/wissenschaft-und-forschung/item/2008-wissenschaftliche-redlichkeit-und-die-qualit%C3%A4tssicherung-bei-promotionen-st%C3%A4rken
http://www.krista-sager.de/wissenschaft-und-forschung/item/2008-wissenschaftliche-redlichkeit-und-die-qualit%C3%A4tssicherung-bei-promotionen-st%C3%A4rken
http://www.krista-sager.de/wissenschaft-und-forschung/item/2008-wissenschaftliche-redlichkeit-und-die-qualit%C3%A4tssicherung-bei-promotionen-st%C3%A4rken
http://www.krista-sager.de/wissenschaft-und-forschung/item/2041-dr-grad-raus-aus-dem-personalausweis
http://www.krista-sager.de/wissenschaft-und-forschung/item/2041-dr-grad-raus-aus-dem-personalausweis


Ohne Titel? 

315 

quasi nur auf Zeit von der Hochschule ins Ministerium abgeordnet ist. 

Und das halte ich fu r falsch. Nicht nur, weil es fragwu rdig ist, ob eine 

Promotion eine Aussage daru ber ist, ob jemand gute Politik machen 

wird, sondern auch deswegen, weil ich eine klare Aufgabentrennung 

sehe zwischen der Selbstverwaltung der Wissenschaft einerseits und der 

staatlichen Aufsicht, Steuerung und politischen Gestaltung andererseits. 

Zuviel Na he kann hier durchaus zum Problem werden. 

Warum blogge ich das? Weil ich gespannt beobachte, wie der „Fall Schavan“ 

weitergeht. Guttenbergs Plagiatsfall8 hat, soweit ich das sehe, nicht zu Än-

derungen der gesellschaftlichen Haltung zu Promotionen geführt, oder zu poli-

tischen Veränderungen etwa in der Qualitätssicherung. Vielleicht haben einige 

Status-Promovierende sich deswegen anders entschieden, oder mehr Energie in 

die Vertuschung von Täuschungen gesteckt. Aber richtige nachhaltige Folgen 

sehe ich nicht. Und ich befürchte, dass das auch jetzt nicht anders wird – 

insbesondere dann, wenn das Problem auch im Fall Schavan allein als per-

sonalisiertes Problem diskutiert wird. Schavan sollte Gewissen zeigen – und ihr 

Nachfolger oder ihre Nachfolgerin sich der oben skizzierten Aufgabe intensiv 

widmen. Von mir aus auch erst ab 2013. 

P.S.: Ein Nebenaspekt des Ganzen ist die Tatsache, dass die systematische Suche 

nach Plagiaten erst durch die kollaborative Arbeit im Internet und die vielen 

digital zur Verfügung stehenden Texte so richtig ermöglicht wird. Und dadurch, 

dass akademische Abschlussarbeiten – aus gutem Grund – veröffentlicht werden 

müssen. 

 

  

 
8 http://blog.till-westermayer.de/index.php/2011/02/17/logiken-des-promovierens-
oder-senf-zu-guttenberg/  

http://blog.till-westermayer.de/index.php/2011/02/17/logiken-des-promovierens-oder-senf-zu-guttenberg/
http://blog.till-westermayer.de/index.php/2011/02/17/logiken-des-promovierens-oder-senf-zu-guttenberg/
http://blog.till-westermayer.de/index.php/2011/02/17/logiken-des-promovierens-oder-senf-zu-guttenberg/
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Kurz: Schavan heißt jetzt Wanka 

9. Februar 2013 – Hochschulpolitik 

Ein paar generellere U berlegungen zum Plagiatsverfahren Schavan hat-

te ich bereits im Oktober aufgeschrieben. Jetzt ist es soweit: Die Bun-

desforschungsministerin hat heute ihren Ru cktritt erkla rt. Begru ndet 

nicht mit dem Plagiat – das sie weiterhin leugnet – sondern mit der Tat-

sache, dass sie als Forschungsministerin, wenn sie gegen eine Uni klagt, 

dem Amt schadet.  

Stimmt zwar, ist aber doch eine interessante Verku rzung. Abgesehen 

davon blieb der Ru cktritt ein Ru cktritt mit Stil: Die Bundeskanzlerin 

elogierte und betonte Verdienste und die bleibende Freundschaft 

(Borgen, anyone?), Schavan gab sich verantwortungsbewusst und ra-

tional.  

Ihre Nachfolgerin wird weder McAllister noch Gro he, sondern die 

scheidende niedersa chsische Wissenschaftsministerin Prof. Dr. Johanna 

Wanka – ostdeutsch, konservativ, Mathematikerin, FH-Rektorin, 

Ministerin in Brandenburg (CDU abgewa hlt) und Niedersachsen (CDU 

abgewa hlt) – fachlich also durchaus versiert. Ein Kurswechsel weg vom 

neoliberal-elita ren, auf Technik fixierten Kurs in der Hochschul- und 

Forschungspolitik ist mit diesem Wechsel nicht verbunden; ich erwarte, 

dass Wanka da recht nahtlos an Schavan anknu pft. Und umso deutlicher 

wird, warum am 22.9. eine andere Politik gewa hlt werden muss. 

https://blog.till-westermayer.de/2013/02/4287/
http://blog.till-westermayer.de/index.php/2012/10/15/3998/
http://carta.info/54068/die-hohe-kunst-des-rucktritts/
http://www.taz.de/!110714/
https://twitter.com/NeseErikli/status/300229607255330817
http://de.wikipedia.org/wiki/Johanna_Wanka
http://www.spiegel.de/unispiegel/studium/analyse-der-bildungspolitik-nach-schavans-ruecktritt-a-882415.html
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